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I Abstract 

Im Mittelpunkt dieser Arbeit steht die Auseinandersetzung mit dem Konzept der Gouvernementalität 

von Foucault. Die Forschungsrichtung der governmentality studies nutzt dieses als Analysewerkzeug 

zur Offenlegung neoliberaler Machtmechanismen. Der Beitrag dieser Forschungsarbeit liegt in der 

Kontrastierung neoliberaler Regierungsweisen mit einer auf Suffizienz ausgerichteten 

Regierungsweise. Die Suffizienz als alternative Stadtentwicklungspraktik wird dabei als Form des 

Gegenführens (contre-conduite) verstandenen. Dabei gilt es herauszufinden, inwiefern die 

Denkmuster (Rationalitäten) einer suffizienzfördernden Stadtentwicklung neoliberalen Logiken 

entgegenstehen. Des Weiteren sollen die zum Regieren eingesetzten Verfahren (Technologien) 

herausgestellt werden. Hierfür wurden qualitative, leitfadengestützte Expert*inneninterviews mit 

Vertreter*innen aus fünf deutschen Städten mit ambitionierten Suffizienzzielen geführt. Die 

Ergebnisse zeigen deutlich, dass eine Suffizienzpolitik die neoliberale Wachstumsrationalität ablehnt 

und kommunale Maßnahmen stattdessen im Sinne der Suffizienz neu ausgestaltet werden. Die 

Techniken zur Etablierung ökologischer Rahmenbedingungen (im Sinne der Suffizienzstrategie) 

entsprechen jedoch gleichermaßen der modernen, gouvernementalen Machtausübung, welche 

weniger auf eine Fremd- als auf eine Selbstführung abzielt. Darüber hinaus liefert die Arbeit durch das 

Aufgreifen der Diskurse um die Rolle des Staates, Freiheit und Zwang sowie Verantwortung neue 

Erkenntnisse darüber, welche unserer Gesellschaft zugrunde liegenden Wahrheiten eine 

„Suffizienzpolitik“ dekonstruiert. Auf diese Weise trägt die theoretisch-empirische Forschungsarbeit 

dazu bei, die kommunal wirkenden Machtgefüge aufzudecken und verdeutlicht darüber hinaus deren 

Veränderbarkeit. Die analytische Perspektive der Arbeit ist relevant für die politische 

Auseinandersetzung mit der Suffizienz sowie für weitere Forschungsarbeiten der kritischen 

Stadtgeographie. 

Schlüsselwörter: Suffizienz – Foucault – Gouvernementalität – Neoliberalismus – Rationalitäten – 

Regierungstechnologien  

 

The focus of this work is on Foucault's concept of governmentality. The research direction of 

governmentality studies uses it as an analytical tool to reveal neoliberal power mechanisms. The 

contribution of this research is to contrast neoliberal modes of governance with a sufficiency-oriented 

mode of governance. Sufficiency as an alternative urban development practice is understood as a form 

of counter-conduct (contre-conduite). The aim is to find out to what extent the thought patterns 

(rationalities) of a sufficiency-promoting urban development oppose neoliberal logics. Furthermore, 

the procedures (technologies) used for governance are to be highlighted. For this purpose, qualitative, 



 
 

guideline-based expert interviews were conducted with representatives from five German cities with 

ambitious sufficiency goals. The results clearly show that a sufficiency policy rejects the neoliberal 

growth rationality and that municipal measures are instead redesigned in the sense of sufficiency. 

However, the techniques for establishing ecological framework conditions (in the sense of the 

sufficiency strategy) are equally in line with the modern, governmental exercise of power, which aims 

less at external governance and more at self-governance. Furthermore, by addressing the discourses 

around the role of the state, freedom and coercion, as well as responsibility, the work points out which 

underlying societal truths are deconstructed by "sufficiency politics". In this way, the theoretical-

empirical research work contributes to uncovering the power structures at work in the municipalities 

and also clarifies their changeability. The analytical perspective of the work is relevant for the political 

debate on sufficiency as well as for further research in critical urban geography. 

Keywords: sufficiency – governmentality – Foucault – neoliberalism – rationalities – government 

technologies 
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1. Einleitung 

Angesichts der bereits heute spürbaren Auswirkungen der Klimakrise und den alarmierenden 

Prognosen weltweiter Klimawandelforscher*innen werden – insbesondere in der jungen Generation –

Forderungen nach ernst gemeinten Klimazielen lauter. Auf der UN-Klimakonferenz 2021 in Glasgow 

wurden aus Sicht vieler Beobachter*innen wieder einmal keine tiefgreifenden – geschweige denn 

verbindlichen - Klimaschutzziele festgesetzt. Das Ziel, die Erderwärmung auf 1,5 °C bis zum Ende des 

Jahrhunderts zu begrenzen, erscheint damit zunehmend unerreichbar (EHRING & MRASEK 2021).  

Das Leitbild der Nachhaltigkeit, ursprünglich ein Begriff aus der Forstwirtschaft, ist heute in der Mitte 

des gesellschaftlichen Diskurses angekommen. Seit der UN-Klimakonferenz in Rio de Janeiro (1992) 

sind Kommunen dazu angehalten, eine eigene „Agenda 21“ als Handlungsprogramm in Sachen 

Klimaschutz aufzustellen (HÄLTERLEIN 2014, S. 148). Die Forderungen des Club of Rome (1973) nach 

„radikale[n] Änderungen unserer Denkgewohnheiten, Verhaltensweisen und Gesellschaftsstrukturen“ 

(ebd., S. 137) und die Warnung vor einem Überverbrauch angesichts der planetaren Grenzen finden 

sich heute allerdings kaum wieder im Diskurs um eine nachhaltige Entwicklung.   

Stattdessen wird der Diskurs von neoliberalen Denkmustern überlagert. Aus der originär 

grundlegenden Wachstums- und Massenkonsumkritik wurde eine Frage der ökonomischen Effizienz 

und des individuellen Konsums (HÄLTERLEIN 2014, S. 135f). Die Wachstumskritik des „Club of Rome“, 

für welche die Suffizienz als eine der Nachhaltigkeitskomponenten neben Effizienz und Konsistenz 

steht, ging dabei verloren (ebd., S. 140). Dementsprechend werden heute in erster Linie 

Effizienzmaßnahmen zur Verbesserung des Input-Output-Verhältnisses und Konsistenzmaßnahmen 

zur Schließung von Stoffkreisläufen vorangetrieben. Diese beiden Nachhaltigkeitsstrategien sind 

grundsätzlich mit der hegemonialen neoliberalen Rationalität vereinbar - steigern sogar in vielen Fällen 

das Innovations- und damit Gewinnpotential von Unternehmen und tragen zu einem von 

Klimaaktivist*innen vielfach kritisierten „grünen Wachstum“ bei (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 4f). „In der 

Rationalität dieses Regierens erscheint Umweltschutz somit nicht als Kostenfaktor, sondern als rentable 

Investition. Und das Programm dieses Regierens lässt sich als ‚Ökologisierung der Ökonomie durch 

Ökonomisierung der Ökologie‘ (Huber 2001, S. 292) beschreiben“ (HÄLTERLEIN 2014, S. 144). 

Weitaus weniger bekannt ist die dritte, wachstumskritische Strategie der Nachhaltigkeit: die Suffizienz. 

Die vorliegende Arbeit beleuchtet deren Denkmuster und Umsetzungsstrategien anhand von 

Interviews mit Vertreter*innen aus fünf deutschen Pionierkommunen.   



2 
 

1.1 Erkenntnisinteresse und Fragestellung 

Es handelt sich um eine theoretisch-empirische Forschungsarbeit. Im Anschluss an die Arbeiten des 

französischen Philosophen, Historikers, Soziologen und Psychologen Michel Foucault (1926-1984) wird 

eine Gouvernementalitätsanalyse für eine auf Suffizienz ausgerichtete Regierungsweise durchgeführt. 

Diese sucht Antworten auf die Frage: Wie wird regiert und wie wird darüber reflektiert? (ROSOL 2013, 

S. 4). Der Fokus der Betrachtung liegt dabei auf der Stadt beziehungsweise der kommunalen Ebene, da 

„Aushandlungsprozesse vor allem dort stattfinden müssen, wo die Menschen leben, also auf 

kommunaler Ebene“ (SCHOPHAUS 2019, S. 136f).  

Der von David Harvey geprägte Begriff der „unternehmerischen Stadt“ macht deutlich, dass die 

Ökonomisierung, einhergehend mit einer Umstrukturierung städtischer Steuerungsprozesse nach 

marktwirtschaftlichen Kriterien, vor den Kommunen keinen Halt macht (SCHIPPER & BELINA 2009, S. 39). 

Die neoliberale Regierungsweise wurde bereits durch die seit den 1990er-Jahren entstandene, an 

Foucault anknüpfende Forschungsrichtung der governmentality studies auf deren Spielregeln und 

Machtdurchsetzungsmechanismen hin analysiert (hierzu: BRÖCKLING 2018, KAMLEITHNER 2009, ROSOL 

2013, WÖHL 2011). Bislang finden sich jedoch keine wissenschaftlichen Arbeiten, welche 

Regierungsweisen mit Suffizienzausrichtung unter dem Analyseraster der Gouvernementalität 

untersucht haben.  

Diese Arbeit möchte einen Beitrag dazu leisten, diese Forschungslücke zu schließen. Ziel ist es, die 

zugrunde liegenden politischen Rationalitäten, Technologien und Diskurse in Bezug auf Suffizienz 

aufzuzeigen, um sie dann mit den neoliberalen Regierungsweisen in Beziehung zu setzen. Die 

übergeordnete Forschungsfrage lautet: Welche Rationalitäten und Technologien des Regierens liegen 

einer kommunalen Suffizienzpolitik in Anlehnung an Foucaults Konzept der Gouvernementalität 

zugrunde? Zu deren Beantwortung wurden bewusst Vertreter*innen der Stadtverwaltung aus Städten 

mit ambitionierten Nachhaltigkeitszielen und unter aktiver Berücksichtigung der Suffizienzstrategie 

interviewt. Die Expert*inneninterviews sollen dazu führen, die Regierungskunst der Suffizienz in ihrer 

Grundausrichtung besser zu verstehen. Im Rahmen der Arbeit sind drei Unterfragen strukturgebend:  

1) Welches sind die politischen Rationalitäten, die einer auf Suffizienz ausgerichteten 

Stadtentwicklungspolitik zugrunde liegen? 

2) „Welche Verfahren, Apparate, Techniken werden genutzt, um bestimmte 

Problemsichten und [] Lösungsvorschläge nahe zu legen und so das Handeln anderer 

zu strukturieren?“ (ROSOL 2013, S. 135) 

3) Welche Wahrheiten werden in den Diskursen um die Rolle des Staates, Freiheit und 

Zwang und Verantwortung konstruiert, welche dekonstruiert?  
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Die Arbeit versteht sich als Beitrag zur Kritischen Stadtgeographie und folgt somit einer 

poststrukturalistischen Perspektive. Sie erhebt den Anspruch, durch die theoretische Brille der 

Gouvernementalität als „strategisches Feld beweglicher, veränderbarer und reversibler 

Machtverhältnisse“ (FOUCAULT 2005, S. 116) die Veränderbarkeit von Machtgefügen im städtischen 

Kontext offenzulegen. Die Suffizienz wird im Rahmen der Arbeit als alternative Praktik (contre-

conduite) zum neoliberalen Modell aufgefasst. Es wird hinterfragt, ob die Suffizienz als Gegenmodell 

zu wachstumsbasierten Regierungspraktiken eine Bedeutungsverschiebung in der hegemonialen 

Ordnung auslösen kann. 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit verbindet die Theorie Foucaults zur Gouvernementalität mit der Suffizienz als 

Regierungspraxis. Auf den ersten Teil, welcher die Suffizienz als Nachhaltigkeitsstrategie vorstellt 

(Kapitel 2), folgt eine theoretische Einführung in Foucaults Konzept der Gouvernementalität (Kapitel 

3). In diesem Kapitel werden zunächst die im Rahmen der Forschungsarbeit zentralen Begriffe geklärt 

(Kapitel 3.1). In Kapitel 3.2 wird der Machtbegriff Foucaults, welcher für die Fragestellung wesentlich 

ist, vertiefend analysiert. Dabei wird auf die Entstehung des modernen, gouvernementalen 

Machttypus (Kapitel 3.2.1) sowie auf „die Analytik der Macht“ (Kapitel 3.2.2) eingegangen. Die 

Beziehungen zwischen der Gouvernementalität und der Stadt werden in Kapitel 3.3 herausgestellt. 

Hier wird auf die Charakteristika liberaler und neoliberaler Regierungsführung (Kapitel 3.3.1) sowie auf 

den Paradigmenwechsel in der Stadtplanung (Kapitel 3.3.2) eingegangen. Kapitel vier stellt den 

empirischen Teil der Arbeit dar, in welchem die Gouvernementalität einer auf Suffizienz 

ausgerichteten Stadtentwicklung untersucht wird. Das methodische Vorgehen der strukturierenden 

Inhaltsanalyse (nach Mayring) wird in Kapitel 4.1 beschrieben. Im Anschluss werden in Kapitel 4.2 die 

Ergebnisse der qualitativen Expert*inneninterviews den drei Unterfragen zu Rationalitäten (Kapitel 

4.2.1), Technologien (Kapitel 4.2.2) und Diskursen (Kapitel 4.2.3) zugeordnet. Die Diskurse 

untergliedern sind in die drei untersuchten Aspekte der Rolle des Staates (Kapitel 4.2.3.1), der Freiheit 

und des Zwangs (Kapitel 4.2.3.2) sowie der Verantwortung (Kapitel 4.2.3.3). Die gewonnenen 

Erkenntnisse werden daraufhin in Rückbezug auf die Unterfragen diskutiert (Kapitel 5). Hierbei wird 

die Regierungsweise mit Suffizienzfokus in Bezug zur aktuell dominanten, neoliberalen 

Regierungsweise gesetzt. Abschließend werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst, die 

Forschungsfrage beantwortet und es wird ein Ausblick auf den weiteren Forschungsbedarf im 

Themenfeld gegeben (Kapitel 6). 
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2. Suffizienz als Strategie einer nachhaltigen Stadtentwicklung 

Der Begriff „Suffizienz“ leitet sich von dem lateinischen Wort „sufficere“ ab, was so viel heißt wie: 

genügen, ausreichen (KOPATZ 2016, S. 3). „Suffizienz heißt die Frage zu stellen, ob es immer größer, 

weiter, schneller, schwerer und stärker sein muss, oder ob es auch anders geht“ (ebd., S. 7). Konkret 

zielt die Suffizienzstrategie darauf ab, ein angemessenes Maß zu finden. Weder soll es zu einem 

Mangel an Bedürfnisbefriedigung kommen, noch zu einem Übermaß an Ressourcennutzung (BRISCHKE 

2016, S. 51). „Das Ziel von Suffizienzstrategien ist es, persönliche Bedürfnisse, Bedarfe und Wünsche 

mit persönlichen, gesellschaftlichen und ökologischen Grenzen in Einklang zu bringen“ (ebd., S. 51). Die 

einschlägige Literatur sieht in der achtsamen Ressourcenverwendung die Chance auf eine höhere 

Lebenszufriedenheit und Erleichterung im Sinne einer „Befreiung vom Überfluss“ (ebd., S. 53f, PAECH 

2012). Dennoch wird die Suffizienz häufig mit Verzicht assoziiert und galt dementsprechend in der 

Mehrheitsgesellschaft als wenig attraktiv. Während der Diskurs um eine absolute Verringerung des 

Ressourceneinsatzes lange Zeit wenig Aufmerksamkeit erfuhr, wird er neuerdings in der Debatte um 

das Erreichen der Klimaziele vermehrt aufgegriffen.  

Zahlreiche Studien zeigen sogenannte „Reboundeffekte“ bei Effizienz- und Konsistenzstrategien auf 

(DE HAAN, et al. 2015). Effizienz meint die „ergiebige Nutzung von Materie und Energie“ (LINZ 2015, S. 

5), also eine Optimierung des Input-Output-Verhältnisses. Konsistenz beschreibt „naturverträgliche 

Technologien, die die Ökosysteme nutzen ohne sie zu zerstören“ (ebd., S. 5). Mit der „Bumerang-

Wirkung“, die diese Nachhaltigkeitsstrategien im Gegensatz zur Suffizienz nach sich ziehen können, ist 

gemeint, dass in vielen Fällen die Einsparungen durch Effizienz- und Konsistenzmaßnahmen infolge 

eines höheren Gesamtverbrauchs überkompensiert werden (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 8). Der absolute 

Mehrverbrauch trotz Effizienzsteigerungen lässt sich einerseits durch die Einsparung an 

(Energie)kosten und den folglich niedrigeren Produktpreisen, andererseits durch ein besseres 

Gewissen aufgrund der Umweltverträglichkeit erklären (ebd., S. 8). Gezeigt hat sich dies beispielsweise 

bei einer relativen Reduktion des Energieverbrauchs in Passivhäusern bei einem gleichzeitig 

gestiegenen absoluten Energieverbrauch durch einen Anstieg der Wohnfläche pro Kopf. Ein weiteres 

Beispiel ist die E-Mobilität. Eine Änderung des Antriebs bei gleichbleibenden Merkmalen der Fahrzeuge 

darf aus Suffizienzperspektive nicht als Ausweg für ein „Weiter wie bisher“ verkauft werden. 

Stattdessen müssen „Pkw drastisch kleiner und leichter werden“ (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 7). Darüber 

hinaus bedarf es eines generellen Zurückfahrens des Individualverkehrs, also einem tiefgreifenden 

Überdenken unseres bisherigen Mobilitätsverhaltens, ohne aber auf unser Bedürfnis nach Mobilität 

gänzlich verzichten zu müssen.  
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Die Erkenntnisse zu Rebound-Effekten haben in Kombination mit den Schwankungen der Öl- und 

Ressourcenpreise dazu geführt, dass die Suffizienz als dritte der drei Nachhaltigkeitsstrategien wieder 

vermehrt Aufmerksamkeit erfährt. So lässt sich ein einleitender Wertewandel nach dem Motto 

„Überdruss am Überfluss“ gerade unter der jungen Generation feststellen (KOPATZ 2016, S. 7). Ein 

Warten auf eine „technologische[] Revolution: Die Technologien werden es richten“ muss als falsche 

Hoffnung anerkannt werden (ebd., S. 5). Gesteigerte Energienachfragen lassen sich durch erneuerbare 

Energien (Konsistenz) und Effizienzstrategien allein nicht decken, weshalb eine Verminderung des 

Energieverbrauchs (Suffizienz) für ein Erreichen der Klimaziele unerlässlich ist (BRISCHKE 2016, S. 50, 

LINZ & SCHERHORN 2011, S. 4). „Wir stehen [insofern] vor der Aufgabe, in den kommenden vier 

Jahrzehnten nicht nur die Technologien, sondern auch die Verhaltensregeln einer Gesellschaft zu 

ändern“ (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 10).  

Diese Mammutaufgabe eines kulturellen Wandels ist in der wenigen Zeit, die uns bleibt, aus eigener 

Einsicht heraus nicht zu meistern (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 8f). Nur eine Minderheit von fünf bis zehn 

Prozent der Gesellschaft, in erster Linie aus der sozialen Mittelschicht, sind Studien zufolge freiwillig 

veränderungsbereit (LINZ 2015, S. 5f, LINZ & SCHERHORN 2011, S. 9). Dies liegt mitunter daran, dass ein 

suffizientes Handeln bedeutet, sich gegen ein von der Gesellschaft bejahtes und staatlich gestütztes 

Handeln zu entscheiden. Daraus entstehen widersprüchliche Wünsche, beispielsweise nach CO2-

Einsparung auf der einen Seite und dem Wunsch, in den Urlaub zu fliegen auf der anderen Seite. Das 

Wissen beziehungsweise die Einsicht über die Notwendigkeit einer Änderung des Lebensstils führt zu 

Gewissenskonflikten. Nach Kopatz hat „Umweltbildung [] wohl kaum mehr bewirkt, als dass 

Ressourcen mit schlechtem Gewissen vergeudet werden. Wer mag sich schon beschränken, wenn alle 

weiter machen wie bisher?“ (KOPATZ 2016, S. 36). Erschwerend hinzu kommt, dass die individuellen 

Handlungsmöglichkeiten an ihre Grenzen stoßen. Der jährliche CO2-Verbrauch, welcher sich mit dem 

CO2-Fußabdruck individuell berechnen lässt, liegt in Deutschland im Durchschnitt bei etwa neun 

Tonnen pro Einwohner*in. Bis 2050 soll dieser auf weniger als 1,5 Tonnen reduziert werden – ein Wert, 

welchen selbst ambitionierte CO2-Sparer*innen nicht erreichen können, aufgrund der gegebenen 

infrastrukturellen Voraussetzungen und politischen Rahmenbedingungen (ebd., S. 9).  

Es lassen sich drei grundsätzliche Wege der Suffizienz beschreiben: Erstens gilt es, Fehl- und 

Überdimensionierungen abzubauen. Beispielsweise werden Wohnflächen den tatsächlichen 

Bedürfnissen der Bewohner*innen angepasst. Gerade ältere Menschen wohnen häufig nach Auszug 

der Kinder in Häusern, welche sie selbst als zu groß bewerten. Diesem „empty nest“-Effekt kann durch 

eine Anpassung der Wohnfläche an den tatsächlichen Bedarf, durch Umzugshilfe, Wohnraumteilung 

etc. entgegengesteuert werden. Der zweite Ansatz, die Reduktion, zielt auf eine quantitative 

Verringerung der in Anspruch genommenen Güter beziehungsweise Dienstleistungen ab. Am Beispiel 
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des Wohnens würde dies eine bewusste Verkleinerung der Wohnfläche pro Kopf bedeuten. Der dritte 

Weg zur Suffizienz, die Substitution, meint den Ersatz ressourcenintensiver Praktiken. Beispielsweise 

bieten neue Wohn- und Arbeitsformen (wie gemeinschaftliches oder funktionales Wohnen) 

Ressourceneinsparpotentiale (BRISCHKE 2016, S. 52f).  

Suffizienzmaßnahmen orientieren sich an den „5 E´s“: Entrümpelung, Entschleunigung, 

Entkommerzialisierung, Entflechtung und Emanzipation. Diese fünf Dimensionen geben eine 

Orientierung, wie sich eine suffiziente Lebensweise ausgestaltet und sollen verdeutlichen, dass 

Suffizienz mit neuer Lebensqualität einhergeht. Damit soll mit dem negativen Image der Suffizienz als 

rückschrittlich und einschränkend gebrochen werden (BRISCHKE 2016, S. 54). Winterfeld spricht von 

einem „Recht auf Suffizienz“, verstanden als: „Niemand soll immer mehr haben wollen müssen“ 

(WINTERFELD 2011, S. 53).  

Suffizienz ist nicht an Stelle von Effizienz und Konsistenz zu sehen, sondern als notwendige dritte 

Komponente. Anders als Effizienz und Konsistenz, bricht die Suffizienz grundlegend mit der Annahme 

eines grenzenlosen Wachstums. „Wirtschaftswachstum [kann nicht] von der zunehmenden 

Umweltzerstörung entkoppelt werden“ (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 53) und die natürlichen Ressourcen 

sind bereits heute überlastet. In dieser Postwachstumsausrichtung der Suffizienzstrategie liegt deren 

schwierige Stellung und bislang nur sporadische Umsetzung begründet.  

Das Wachstumsparadigma steht [] einer großen, die natürlichen Ressourcen schonenden 
Transformation entgegen. Dieses Problem spiegelt sich in der vielschichtigen Diskussion um 
Postwachstumsstrategien wider und umfasst auch die Stadt- und Regionalentwicklung, in der 
ein wettbewerbsgetriebenes „immer mehr“ (an Arbeitsplätzen, Bevölkerung, 
Steuereinnahmen) noch viel zu selten hinterfragt wird (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 53).  

Hier knüpft eine auf Suffizienz ausgerichtete Stadtentwicklung an. Eine „suffiziente Raumplanung“, 

scheint nicht der dominanten „[ö]konomische[n] (Wachstums-)Rationalität“ (HOFMEISTER, et al. 2021, 

S. 52) zu folgen. Gefordert wird nichts weniger als ein Paradigmenwechsel in der Planung, da ein 

„Weiter so!“ „selbstzerstörerisch“ wäre (ebd., S. 70). „Fragen nach „Erhalten“ und „Gestalten“ [können] 

nicht getrennt voneinander gestellt werden“ (ebd., S. 71). Es bedarf einer Raumplanung, welche 

Ökosystemdienstleistungen stärker schützt. Sich den hegemonialen Denkmustern zu entziehen und 

andere Wege einzuschlagen, ist alles andere als leicht oder wie Böcker et al. es beschreiben: „Weniger 

ist schwer“ (BÖCKER, et al. 2020, S. 17). Eine Umsetzung von Suffizienzstrategien auf lokaler Ebene ist 

dennoch vielversprechend, da hier zukunftsfähige Modelle als „Reallabore“ erprobt werden können 

(KOPATZ 2016, S. 3).  

Räumliche Planung und Raumentwicklung sind mit ihrer Querschnittsorientierung und 
Langfristperspektive geeignete Akteure, die Einhaltung von Zielen des Gemeinwohls zu 
erfassen, zu bewerten und zu unterstützen, und hierbei auf Schutz und Entwicklung der 
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natürlichen Lebensgrundlagen zu fokussieren. Für die eher an kurzfristigen Erfolgen und an 
Wahlperioden orientierte Politik sind sie daher wichtige Partner und können ihr 
Transformationswissen in den politischen Diskurs einspeisen (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 56).  

Eine zentrale Problematik der kommunalen Entwicklung ist aus Sicht der Suffizienz der wachsende 

Flächenverbrauch. In Deutschland werden täglich etwa 58 Hektar Siedlungs- und Verkehrsflächen neu 

ausgewiesen. Der Klimaschutzplan der Bundesregierung aus dem Jahr 2016 sieht eine Reduktion des 

Flächenverbrauchs auf unter 30 Hektar pro Tag bis 2030 und eine Flächenkreislaufwirtschaft mit Netto-

Null Flächenverbrauch bis 2050 vor (BMUV 2020). Dieses ambitionierte Nachhaltigkeitsziel bedarf 

weitreichender Maßnahmen und der Veränderungsbereitschaft unterschiedlicher Akteursgruppen. 

Kommunen sind dazu angehalten, nach dem Prinzip „Innen vor Außen“ die Bebauung von 

innerstädtischen Brachflächen, Leerständen oder Baulücken der Inanspruchnahme unberührter 

Flächen am Stadtrand vorzuziehen. Gleichzeitig sind bestehende gesetzliche Regulierungen und 

politische Anreize zu hinterfragen bzw. so auszugestalten, dass diese dem Flächenschutz 

zugutekommen (BÖCKER, et al. 2020, S. 78). Um den CO2- und Ressourcenverbrauch zu mindern, 

müssen städtische Akteur*innen Impulse in Richtung Flächeneinsparung setzen. Eine Reduktion der 

Wohnfläche pro Kopf kann in etwa durch kommunale Aktionsstellen zur Wohnraumberatung, 

alternative Wohn- und Nutzungskonzepte, Umzugsprämien, die Beseitigung von Leerstand etc. 

gefördert werden (FUHRHOP & PETER 2020). Gebäudesanierungen gilt es aus Gründen der 

Ressourceneinsparung dem Neubau vorzuziehen. Des Weiteren treibt eine auf Suffizienz achtende 

Stadtpolitik die Mobilitätswende voran, sodass zum Beispiel ein entsprechendes 

Stellplatzmanagement betrieben und die Radinfrastruktur ausgebaut wird. Bei der Vergabe von 

Flächen nach öko-fairen Kriterien verfügen Kommunen über eine weitreichende Gestaltungsmacht. 

Beispielsweise lassen sich durch Konzeptvergaben ökologische Standards vorgeben, welche bei der 

Bebauung der Fläche umgesetzt werden müssen. Vorgaben zur „Gestaltung der Fassaden, 

Regenwassernutzung, energetischen Standards, Dichte der Bebauung, Gebäudetypologien“ (KOPATZ 

2016, S. 36) lassen sich über die Bauleitplanung festlegen, die zentraler Bestandteil der kommunalen 

Planungshoheit ist.  

Obwohl Kommunen offensichtlich über ein hohes Maß an freiem Gestaltungsspielraum verfügen, 

erweist sich die Umsetzung von Suffizienzmaßnahmen als schwierig. Städte sehen sich dazu 

angehalten, Einnahmen zu generieren, was ihnen in erster Linie über die Ausweisung von Flächen 

gelingt (BÖCKER, et al. 2020, S. 36) Ein konsequenter Freiraumschutz wird insofern zu einer großen 

Herausforderung. Dieses Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und Zwang lässt sich anhand 

Foucaults Konzept der Gouvernementalität verdeutlichen. Dieses lenkt den Blick auf das moderne 

Regieren, welches subtil und doch überaus machtvoll Handlungsweisen beeinflusst und dabei 

gewissen Denkmustern, sogenannten Rationalitäten, folgt. Diese Arbeit teilt die Auffassung diverser 
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Autor*innen, dass eine nachhaltige Gesellschaftsausrichtung nur durch neue Denk- und 

Handlungsmuster beziehungsweise einen mentalen Wandel zu erreichen ist. „Man kann ein Problem 

nicht mit den Einstellungen lösen, die es hervorgebracht haben“ (Einstein, frei zitiert nach HOFMEISTER, 

et al. 2021, S. 71).  

3. Foucaults Konzept der „Gouvernementalität“ als Analyserahmen 

städtischer Regierungsweisen 

Das folgende Kapitel führt in das von Michel Foucault entwickelte Konzept der Gouvernementalität 

ein. Dabei werden zunächst die für die Beantwortung der Fragestellung dieser Arbeit relevanten 

Begrifflichkeiten erklärt (Kapitel 3.1). Anschließend erfolgt eine vertiefte Auseinandersetzung mit 

Foucaults Verständnis von Macht (Kapitel 3.2), welches wesentlich für die Einschätzung heutigen 

Regierens ist. Bevor Foucaults „Analytik der Macht“ (3.2.2) dargelegt wird, soll die historische 

Herausbildung des gouvernementalen Machttypus nachvollziehbar gemacht werden (3.2.1). Der 

Theorieteil endet mit der Herausarbeitung, weshalb der Stadt eine besondere Rolle in 

Gouvernementalitätsanalysen zukommt (Kapitel 3.3). 

3.1 Zentrale Begriffe  

In diesem Kapitel werden die von Foucault im Kontext der Gouvernementalität (3.1.1) verwendeten 

Begrifflichkeiten der „Rationalitäten“ (3.1.2), „Technologien“ (3.1.3), Diskurse (3.1.4), „Selbst- und 

Fremdführung“ als Formen der Regierung (3.1.5), „Subjektivierung“ (3.1.6) sowie der Begriff der 

„contre-conduite“ (3.1.7) eingeführt.  

3.1.1 Gouvernementalität 

Der Begriff der Gouvernementalität wurde von Michel Foucault erstmals in seinen Vorlesungen 1978 

und 1979 am Collège de France verwendet. Er setzt sich aus „Regierung“ (franz.: gouverner) und 

„Denkweise“ (franz.: mentalité) zusammen (LEMKE 2000, S. 32) und ist in zwei Weisen zu verstehen: 

Erstens, als Analyseinstrument für Machtmechanismen (Vgl. Kapitel 3.2.2) und zweitens als 

zeitdiagnostisches Konzept (HÄLTERLEIN 2014, S. 15, MARQUARDT 2020, S. 26; Vgl. Kapitel 3.2.1). Foucault 

zeichnet dabei die Entstehungsgeschichte unseres modernen, gouvernementalen Staates von der 

griechischen Antike bis zum Neoliberalismus nach (LEMKE 2000, S. 32). „Gouvernementalität ist [] 

Foucaults Bezeichnung für diese spezifische Rationalität des Regierens der Freiheit, deren Wurzeln sich 

zwar bis in das christliche Pastorat zurückverfolgen lassen, die jedoch erst im Liberalismus zum 

bestimmenden Prinzip des Regierens wird“ (HÄLTERLEIN 2014, S. 22). Der heutige gouvernementale 

Machttypus wird durch eine subtile Steuerung der Bevölkerung gekennzeichnet (FACH 2020, S. 127). 

Zu den hier wirkenden Machtmechanismen zählen nicht nur Ge- und Verbote (im Sinne von Herrschaft 
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und Zwang), sondern vielmehr Anreizschaffungen und das Vorgeben politischer Rahmenbedingungen 

(MARQUARDT 2020, S. 26). Gouvernementale Macht umfasst insofern ein breites Spektrum an 

Lenkungsformen, welche sich in alltäglichen Praktiken widerspiegeln (HÄLTERLEIN 2014, S. 18).   

3.1.2 Rationalitäten 

Das Konzept der Gouvernementalität richtet den Blick auf die konkreten „Mechanismen und Prozesse 

des Regierungshandelns“ (ROSOL 2013, S. 133), welche in Alltagspraktiken enthalten sind und fragt nach 

den zugrunde liegenden Rationalitäten. „Rationalitäten schaffen Konstellationen, in denen bestimmte 

Handlungen nahe gelegt werden und andere unwahrscheinlich gemacht werden“ (FÜLLER & MARQUARDT 

2015, S. 83). Rationalitäten können als Muster der Beeinflussung des Handelns durch unterschiedliche 

Formen der Macht verstanden werden (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 68). Dabei darf der Begriff der 

Rationalität nicht als rational im Sinne von „vernünftig“ missverstanden werden. Stattdessen geht es 

Foucault dabei um eine „gewisse Kohärenz von Regeln, Prozessen, Denkweisen“ (ROSOL 2013, S. 136), 

die ohne normative Wertung anzusehen sind und nicht zwangsläufig bewusst oder beabsichtigt sind. 

Die Frage, welche eine Gouvernementalitätsanalyse zu beantworten versucht, ist: Sind die diversen 

Machteffekte auf ein Ziel ausgerichtet? (ebd., S. 69; Vgl. Unterfrage 1 dieser Arbeit). Ziel einer 

Gouvernementalitätsanalyse ist es also, „die Denkweisen und Handlungslogiken herauszuarbeiten, 

welche in unzähligen, kleinteiligen Interventionen zum Ausdruck kommen und auch erst geschaffen 

werden“ (ROSOL 2013, S. 136). Diese bezeichnet Foucault als „Rationalitäten des Regierens.“  

3.1.3 Technologien 

Zentral ist dabei der von Foucault geprägte Begriff der Technologien. Hierunter sind „Apparate, 

praktische Verfahren, Institutionen, Kalkulationen, Rechtsformen etc. zu verstehen, die es erlauben, 

einer politischen Rationalität ‚entsprechend‘ zu regieren“ (SCHIPPER 2010, S. 26). Technologien 

umfassen „Verfahren [], mit denen planvoll auf das Handeln von Individuen oder Gruppen eingewirkt 

wird oder diese auf ihr eigenes Handeln einwirken“ (BRÖCKLING 2018, S. 33). Bei Technologien handelt 

es sich um keine neutrale Übersetzung des Wissens in ein Handeln (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 84). 

Welche Mittel vor dem Hintergrund gegebener Risiken und Ziele als angemessen erscheinen, steht in 

direktem Zusammenhang mit den Komplexen aus Denkweisen und Ordnungsmustern zu einem 

gegebenen Zeitpunkt, sprich den politischen Rationalitäten. „Politische Rationalitäten 

konzeptualisieren und rechtfertigen Ziele, produzieren und favorisieren Mittel, diese zu erreichen, 

bestimmen die angemessenen politischen Handlungsweisen und den institutionellen Rahmen, in dem 

sie stattfinden sollen“ (Opitz 2004, zitiert nach SCHIPPER 2010, S. 26).  
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3.1.4 Diskurse 

Die Interventionsformen einer Regierung beruhen nicht auf neutralem Wissen über die Realität, 

sondern auf deren spezifischer Realitätsrepräsentation beziehungsweise Wahrnehmung (LEMKE 2000, 

S. 32). Was zu einem historischen Zeitpunkt als „wahr“ gilt, in etwa was in einer Gesellschaft als reale, 

zu regierende Bedrohung eingestuft wird, hängt in entscheidendem Maße von diskursiven 

„Wissensordnungen“ ab (SCHIPPER 2010, S. 26). Diskurse sind dementsprechend ausschlaggebend für 

die Konstruktion von Wahrheit.  

Diskurse verweisen nicht auf eine Wirklichkeit, die ihnen zugrunde liegt und die sie schlichtweg 
abbilden. Vielmehr führen sie diese Wirklichkeit gemäß ihrer eigenen Logik als Wirklichkeit erst 
ein. Diskurse strukturieren gemäß ihrer eigenen Logik, was uns als Wirklichkeit, Realität oder 
Wahrheit erscheint oder erscheinen kann. Sie sind insofern keine Abbildung, sondern eine Form 
der Generierung von Wirklichkeit. Diskurse sind performativ. Sie sind Wissensformationen, die 
zu einer bestimmten Zeit, an einem bestimmten Ort eine Ordnung der Dinge erzeugen 
(Hälterlein 2014, S. 16). 

Diskurse sind überaus machtvoll. Sie bestimmen, welche politischen Rationalitäten als „normal“ gelten 

und welche Regierungstechnologien als legitim erachtet werden. Die Diskursforschung macht es sich 

zur Aufgabe, grundlegende gesellschaftliche Denkmuster in Frage zu stellen (STURM 2019, S. 35)  

3.1.5 Regierung als Fremd- und Selbstführung 

Foucault lieferte mit seinen Ausführungen zu Rationalitäten, Technologien und Diskursen, die 

Instrumentarien zur Analyse gesellschaftlicher Machtbeziehungen. Der Begriff der Regierung rückte in 

den 1970er-Jahren ins Zentrum seiner Arbeiten (BRÖCKLING 2018, S. 32). Nachdem er in vorangegangen 

Werken grundlegende Überlegungen zu Macht (Vgl. Kapitel 3.2.2), Diskurs und darauf aufbauend 

Gouvernementalität angestellt hatte, interessierte er sich gegen Ende vor allem für die „spezifische 

Charakteristik der Machtausübung zu einer gegebenen Zeit in einer gegebenen Gesellschaft, für deren 

Regierungsweise“ (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 69). Im Fokus standen dabei weniger die Machteffekte 

selbst als die spezifischen in einer Gesellschaft wirkenden Machtbeziehungen und Formen der 

Regierung (LINNEMANN 2018, S. 236).  

Mit Regierung meint Foucault „die Gesamtheit von Prozeduren, Techniken, Methoden, welche die 

Lenkung der Menschen untereinander gewährleisten“ (Foucault 1996, zitiert nach BRÖCKLING 2018, S. 

32). Regieren reicht somit von staatlichen Institutionen bis hin zur Lenkung des eigenen Verhaltens 

(KAMLEITHNER 2009, S. 30). Diese Fremd- und Selbstführung stellen „Formen des planvollen Einwirkens 

auf andere wie auf sich selbst“ (BRÖCKLING 2018, S. 32) dar. Dabei sind Fremd- und Selbstführung eng 

miteinander verbunden (HÄLTERLEIN 2014, S. 21). Der Begriff der Führung (franz.: conduite) ist geeignet, 

um das Zusammenwirken von Fremd- und Selbstführung auszudrücken. Er impliziert einerseits die 

Führung im Sinne einer Lenkung und andererseits das sich gut oder schlecht Aufführen in einem 
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Handlungsfeld, also die Selbstführung durch verinnerlichte Norm- und Wertvorstellungen (BRÖCKLING 

2018, S. 31, LINNEMANN 2018, S. 236). 

Foucaults Regierungsverständnis ist somit viel weitreichender als der Staat, welcher im Allgemeinen 

Sprachgebrauch mit „der Regierung“ gemeint ist (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 68, KAMLEITHNER 2009, 

S. 30). Es bezieht sich nicht ausschließlich auf staatlich-institutionalisierte Formen der Machtausübung, 

sondern beinhaltet die durch gesellschaftliche Interaktion hervorgerufene Beeinflussung des Handelns 

von Individuen. Regieren „integriert unterschiedliche Erscheinungsformen von Macht und erlaubt es 

dadurch, die Wechselwirkungen und das Zusammenspiel der verschiedenen Mechanismen zu erfassen“ 

(FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 68). Regieren bedeutet nach Foucault nichts anderes als „das Feld 

eventuellen Handelns der anderen zu strukturieren“ (FOUCAULT 1999, S. 193), also durch politische 

Macht den Möglichkeitsrahmen des Handelns abzustecken (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 70). 

Gouvernementale Macht strukturiert Handlungsmöglichkeiten, indem sie deren Wahrscheinlichkeiten 

beeinflusst. „Machtausübung besteht darin >Führung zu lenken<, also Einfluss auf die 

Wahrscheinlichkeiten von Verhalten zu nehmen“ (FACH 2020, S. 129). Damit verfügen Regierende über 

die Macht, Personen zu bestimmtem Handeln zu bewegen. Foucault definiert Machtausübung wie 

folgt: 

[Die Macht] ist ein Ensemble von Handlungen im Hinblick auf mögliche Handlungen; sie 
operiert auf dem Möglichkeitsfeld [...]: sie stachelt an, gibt ein, lenkt ab, erleichtert oder 
erschwert, erweitert oder begrenzt, macht mehr oder weniger wahrscheinlich; im Grenzfall 
nötigt oder verhindert sie vollständig; aber stets handelt es sich um eine Weise des Einwirkens 
auf ein oder mehrerer handelnde Subjekte, und das, sofern sie handeln oder zum Handeln fähig 
sind. Ein Handeln auf Handlungen (Foucault 1987: 254f). 

Daraus geht hervor, dass Macht allen Beziehungen immanent ist und keineswegs allein über Zwang 

operiert. Vielmehr wirkt sie durch „diskursive Wahrheitseffekte, Routinen und Institutionen sowie 

Formen der (Selbst-)Führung“ (LINNEMANN 2018, S. 236) verhaltenssteuernd. Regieren bedeutet, so 

Foucault, nicht Subjekt-Unterdrückung, sondern explizite Subjekt-Produktion im Sinne der 

Förderung von Selbsttechnologien zur Erreichung spezifischer Regierungsziele (ROSOL 2013, S. 137).  

Aufgrund seines Todes 1984 blieben Foucaults Ausführungen zu zeitspezifischen Regierungsweisen 

unvollendet (LEMKE 2000, S. 33). An Foucault anknüpfend, beschäftigen sich die studies of 

governmentality insbesondere seit den 1990er-Jahren als eigene Forschungsrichtung mit der 

Übertragung der Thematik auf unterschiedliche Themenfelder (KAMLEITHNER 2009, S. 30). Dabei sollen 

die jeweils wirkenden Mechanismen des Regierens und Sich-selbst-Regierens in sozialen Beziehungen 

offengelegt werden (BRÖCKLING 2018, S. 41). Im Fokus der Arbeiten steht die Analyse der gegenwärtigen 

neoliberalen Regierungsrationalität.  
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3.1.6 Subjektivierung 

In Foucaults Werken sind die Machttechniken herausgearbeitet, durch welche Subjekte formiert 

(subjektiviert) werden (LEMKE 2000, S. 31). Der Prozess der Subjektivierung kann nach Krasmann als 

Prozess begriffen werden, „sich selbst als Subjekte zu begreifen – und sich in dieser Weise selbst zu 

regieren“ (Krasman 2008, zitiert nach ROSOL 2013, S. 138). Dabei steht nicht die Frage danach, was das 

Subjekt ist, im Vordergrund. Es geht vielmehr darum herauszufinden, durch welche Mittel es 

modelliert wird (BRÖCKLING 2018, S. 38). 

Subjekte werden durch diskursive Praktiken „produziert“ (FAIX 2011, S. 21). Mit dieser 

Subjektkonstruktion, das heißt dem Subjekt als „Gemachtem“, grenzt sich Foucault klar von Kants 

Auffassung von Subjekt ab.  Dieser geht von einer natürlich gegebenen Subjektkonstruktion aus – 

einem Subjekt als „Zugrundeliegendem“, welches sich durch Autonomie und Vernunft auszeichnet 

(FAIX 2011, S. 19ff). Foucault lehnt diese Auffassung des Subjektes als „ahistorische[s], autonome[s] 

Wesen“ (SCHIPPER 2010, S. 27) ab. Für ihn erklärt sich die Identität eines Menschen aus dem „Kontext 

spezifischer Rationalitäten“ (ebd., S. 27), durch welche er (s)eine Wahrheit auferlegt bekommt. 

„Individuen werden also erst durch Machtverhältnisse bzw. gesellschaftliche Wissensformen als 

Subjekte geformt und aktiviert“ (ebd., S. 27). Insofern sind Subjekte stets historisch spezifische 

Produkte einer geltenden Wahrheit (HÄLTERLEIN 2014, S. 17).  

Die beschriebenen Subjektivierungsprozesse weisen, so Foucault, einen „Doppelcharakter“ der 

diskursiven Unterwerfung auf der einen Seite und der Selbstformation auf der anderen Seite auf 

(HÄLTERLEIN 2014, S. 22). Subjektiviert werden heißt „der Herrschaft eines anderen unterworfen zu 

sein“, sich selbst subjektivieren meint „durch Bewußtsein und Selbsterkenntnis an seine eigene 

Identität gebunden“ zu sein (Foucault 2005, zitiert nach BRÖCKLING 2018, S. 33). Die Machtverhältnisse, 

die das Subjekt bestimmen, setzen sich insofern aus „Herrschaftstechnologien“ einerseits und 

„Technologien des Selbst“ andererseits zusammen (FAIX 2011, S. 21). Die Internalisierung geltender 

Vorstellungen ermöglicht ein sanftes Regieren (FACH 2020, S. 129). Die „Machtverhältnisse gehen in 

das Innere der Körper über“ (ebd., S. 128). Diese Form der Selbstführung, welche den Wesenskern des 

gouvernementalen Regierungstyps bildet, hat die Vorteile eines verminderten Kontrollaufwands und 

einer gesteigerten Wirksamkeit zugleich (BRÖCKLING 2018, S. 36). Die Machtausübung erfolgt indirekt 

und nicht gegen die Adressat*innen, „sondern durch diese hindurch“ (ebd., S. 37). Freiheit und Zwang 

sind somit bei der Identitätsausbildung stark verschränkt (LEMKE 2000, S. 33). Aus Sicht der 

Gouvernementalität können vermeintlich freie Entscheidungen als Form der Selbststeuerung 

interpretiert werden. Diese beruhen nicht auf Zwang, Gesetzen oder Verordnungen, folgen aber 

dennoch diskursiven Strukturen, welche an politischen Rationalitäten ausgerichtet sind und bestimmte 

Entscheidungen (un)wahrscheinlicher machen (LINNEMANN 2018, S. 236).  
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An der poststrukturalistischen Ablehnung des autonomen Subjekts wurde kritisiert, dass eine 

„Unterwerfung“ keine Erklärung für widerständiges Verhalten biete. Angenommen, Subjekte würden 

allein durch hegemoniale gesellschaftliche Diskurse produziert, so können Individuen ihre Identität 

nicht eigenmächtig verändern. Deshalb ist es wichtig zu betonen, dass es sich nach Foucaults 

Auffassung um ein Wechselspiel handelt. Subjekte bilden sich zwar durch kulturell vermittelte Diskurse 

heraus, gleichzeitig sind sie es eben selbst, die diese konstituieren. Daher sind sie auch in der Lage, 

diese kritisch zu reflektieren und zu deren Transformation beizutragen. Das Subjekt ist folglich weder 

ein reines Produkt kollektiver Diskurse noch ergibt es sich aus einem inneren Selbstverständnis (FAIX 

2011, S. 20f). Aus poststrukturalistischer Perspektive bedarf es einer Untersuchung der 

Subjektivierungsweisen, um in Diskursen enthaltene Machtverhältnisse und damit 

Möglichkeitsrahmen aufzudecken (HÄLTERLEIN 2014, S. 18, LINNEMANN 2018, S. 236). Nach Bröckling 

geht es bei Subjektivierungsweisen „darum, wie Programme des Regierens und Sich-selbst-Regierens 

die Einzelnen adressieren, auf welche Weise diese sich selbst begreifen, für sich sorgen und an sich 

arbeiten sollen“ (BRÖCKLING 2018, S. 33). Foucault spricht bei der „Analyse historisch spezifischer Bündel 

aus Diskursen, Praktiken, Institutionen und Subjektivierungsweisen“ (HÄLTERLEIN 2014, S. 18) von der 

„Genealogie“ der Macht (CHWISTEK 2008, S. 6; Vgl. Kapitel 3.2.1).  

3.1.7 Contre-conduite 

Die neoliberale Regierungsrationalität wird zwar von diversen Autoren als hegemonial angesehen 

(CHWISTEK 2008, FÜLLER & MARQUARDT 2015), nichtsdestotrotz ist es Aufgabe der 

Gouvernementalitätsforschung auch die Widersprüche und Inhomogenitäten in den 

Regierungspraktiken ins Auge zu fassen (ROSOL 2013, S. 143). Foucaults Konzept des contre-conduite 

widmet sich diesen widerständischen Praktiken (LINNEMANN 2018, S. 233, ebd., S. 143). Diese 

formulieren den Wunsch, auf andere Ziele hin geführt zu werden. Es geht also um „die Kunst, nicht 

dermaßen regiert zu werden“ beziehungsweise um den „Kampf gegen die zum Führen von anderen 

eingesetzten Verfahren“ (LINNEMANN 2018, S. 240). Widerstandsbewegungen beeinflussen die 

Dynamiken gesellschaftlicher Entwicklung (YENIYAYLA 2016, S. 140). Andersverhalten ist der 

Ausgangspunkt für Transformationen und kann die Machtverhältnisse innerhalb von Gemeinschaften 

verändern (MALETTE 2006, S. 72). 

Diese Arbeit fasst die „Suffizienzpolitik“ als Regierungsform auf, welche sich von der neoliberalen 

Regierungsweise abgrenzt und wird daher als alternative Regierungspraktik (contre-conduite) 

verstanden. Es gilt die neoliberale und suffizienzorientierte Regierungsweise in Hinblick auf deren 

Rationalitäten und Technologien einander gegenüberzustellen.   
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3.2. Macht als „auf Handeln gerichtetes Handeln“ 

Die im vorangegangenen Kapitel eingeführten Begriffe des Regierens über Selbst- und Fremdführung, 

der Diskurse und der Subjektivierungen basieren auf Foucaults Verständnis von Macht. Dieses 

entwickelte der Philosoph und Historiker durch die Herausarbeitung unterschiedlicher historischer 

Machttypen. Kapitel 3.2.1 grenzt die von Foucault beschriebenen Machtformen der 

Souveränitätsmacht, Disziplinarmacht und Biomacht voneinander ab. Daraufhin werden in Kapitel 

3.2.2 die grundlegenden Rückschlüsse Foucaults zur Macht wiedergegeben.  

3.2.1 Genealogisch-historische Machtmechanismen: Souveränitätsmacht, 

Disziplinarmacht und Biomacht  

Den Wandel von Machtmechanismen im Laufe der Geschichte – die Genealogie der Macht - wollte 

Foucault offenlegen. Dabei grenzt er die historisch jüngeren Machtformen der „Disziplinarmacht“ und 

der „Biomacht“ von der „Souveränitätsmacht“ ab.  

3.2.1.1 Souveränitätsmacht 

Die Souveränitätsmacht bezieht sich auf eine „juridische“ Konzeption von Macht. Danach wird Macht 

als Ressource verstanden, welche besitzbar ist und von einem Souverän bzw. einem Staat als Zentrum 

ausgeht (CHWISTEK 2008, S. 13). Die Machtausübung erfolgt von außen (MÖLLER 2008, S. 2771) „als 

Gesetz, Verbot und Zwang“ (CHWISTEK 2008, S. 13) und stützt beziehungsweise reproduziert die Macht 

der Herrschenden. Die Macht des Souveräns beschreibt Foucault in „Der Wille zum Wissen“ 

(erschienen 1987) als die repressive Macht „sterben zu machen oder leben zu lassen“ (Foucault 1993, 

zitiert nach MÖLLER 2008, S. 2771). Die Demonstration der Souveräntitätsmacht zeigt sich eindrucksvoll 

in Foucaults Szenenbeschreibung einer öffentlichen Vierteilung aus dem Jahre 1775. Diese gängige 

Strafpraxis wird von Foucault als Beispiel für die generelle Logik der damaligen Machtausübung 

herangezogen, welche auf die Bestrafung von Körpern abzielte (CHWISTEK 2008, S. 17). 

3.2.1.2 Disziplinarmacht 

Ab dem 18. Jahrhundert entwickelte sich mit dem Aufkommen des modernen Strafprozesses ein neues 

Verständnis von Macht: die Disziplinarmacht. Während sich öffentliche Hinrichtungen und andere zum 

Teil willkürliche Brutalitäten gegen die Körper von Verbrecher*innen richteten, werden Täter*innen 

fortan zu Gefängnisstrafen verurteilt. Diese gewandelte Strafpraxis beschreibt Foucault in seinem 1975 

veröffentlichten Buch „Überwachen und Strafen – die Geburt des Gefängnisses“ (CHWISTEK 2008, S. 16). 

Disziplin wird die bestimmende Herrschaftsform aller gesellschaftlicher Bereiche, sodass Foucault von 

einer sich formenden Disziplinargesellschaft spricht (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 82). Deren 

Funktionsweise verdeutlicht er am Beispiel des Panopticons, einem Gefängnisentwurf Jeremy 

Benthams aus dem Jahr 1787 (CHWISTEK 2008, S. 20). Die bauliche Gestaltung des Gebäudes erlaubt es 
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einer einzigen Person, von einem Wärterturm in der Mitte aus, alle Insassen zu beobachten, ohne 

dabei selbst gesehen zu werden. Diese Form der allgegenwärtigen, subtilen Kontrolle ist nach Foucault 

charakteristisch für generelle Prozesse der Disziplinierung in heutigen westlich-liberalen 

Gesellschaften. Im Gegensatz zur Souveränitätsmacht wirkt die Macht nicht mehr äußerlich, sondern 

als Selbstdisziplinierung von Innen. Die mögliche Fremdüberwachung, sei es durch Gefängnisse oder 

Institutionen wie Krankenhäuser, Schulen, Internate oder Fabriken, geht automatisch mit einer 

Selbstüberwachung einher (MÖLLER 2008, S. 2772) Damit strukturiert die Disziplinarmacht 

Gewohnheiten und garantiert die Einhaltung präskriptiver Normen. Die „Utopie der Disziplinarmacht“ 

besteht letztlich darin, dass es „keine disziplinären Institutionen mehr braucht, da sich diese quasi in 

inkorporierter Form im Individuum selbst befinden“ (ebd., S. 2772). 

3.2.1.3 Biomacht 

Sowohl bei der Disziplinarmacht als auch bei der Biomacht handelt es sich um entindividualisierte, 

dezentrale Formen der Machtausübung. Die Biomacht, deren Aufkommen Foucault auf Ende des 18. 

Jahrhunderts datiert, zielt allerdings nicht mehr auf die Regulierung von Individuen, sondern auf die 

Bevölkerung als Ganzes ab (MÖLLER 2008, S. 2772). Foucault beschreibt sie als „Regulationstechnologie 

des Lebens“, welche – im Gegensatz zur Souveränitätsmacht – das Prinzip verfolgt: „leben zu machen 

und sterben zu lassen“ (Foucault 1993, zitiert nach MÖLLER 2008, S. 2773). Die Biomacht greift – ebenso 

wie sie Disziplinarmacht – produktiv in die Lebensweise der Menschen ein. Sie möchten diese 

kontrollieren, verbessern, verwalten und sichern – kurzum: zielen darauf ab, gesellschaftliche Kräfte 

zu fördern statt zu hemmen (CHWISTEK 2008, S. 24). Die zum Regieren verwendeten Mittel sind bei der 

Biomacht nicht die Dressur, in etwa durch Überwachung, sondern Vorhersagen und Statistiken als 

Instrumente, um gesellschaftliche Phänomene zu beeinflussen (CHWISTEK 2008, S. 25). Zudem werden 

die heute sehr dominanten Sicherheitsdispositive zur Lenkung der Bevölkerung eingesetzt (Vgl. Kapitel 

3.3.1). Als zentrale Regulierungsinstanz fungieren weniger Institutionen wie Gefängnisse, Schulen oder 

Krankenhäuser (Disziplinarmacht), sondern der Staat. Dieser übernimmt in diesem Machtgefüge die 

Aufgabe der Datensammlung- bzw. -zusammenführung (ebd., S. 26). Folglich ist der moderne „Staat 

ein Resultat aus Strategien, Wissensformen und Techniken, die in Form von Verwaltungspraxen 

Bevölkerung organisieren und disziplinieren“ (Kamleithner 2010, zitiert nach FAIX 2011, S. 16). Die drei 

von Foucault benannten Formen der souveränen, disziplinarischen und gouvernementalen 

Machtausübung existieren nebeneinander, sind jedoch in den jeweiligen historischen Phasen 

unterschiedlich dominant (FAIX 2011, S. 17). Heute wird von einer neoliberalen Regierungsweise 

gesprochen (Vgl. Kapitel 3.3.1), welche dem Machttypus der Biomacht entspricht (LEMKE 2000, WÖHL 

2011). 
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3.2.2 Die „Analytik der Macht“  

Das Thema „Macht“ durchzieht Foucaults Werke. Dabei interessierte er sich weniger für die Ontologie 

der Macht im Sinne der Frage nach deren Wesen, sondern untersuchte vielmehr historisch spezifische 

Machtverhältnisse. „Foucault untersucht nicht was Macht ist und wer sie innehat, sondern ihn 

interessiert wie und wodurch Macht ausgeübt wird“ (CHWISTEK 2008, S. 6). Mit der 

Gouvernementalität entwickelte er ein „Konzept der Analyse von Machtmechanismen“ (HÄLTERLEIN 

2014, S. 15). Dabei sprach er bewusst von einer „Analytik der Macht“ (CHWISTEK 2008, S. 5) und keiner 

„Theorie“, da Theorien ihm zufolge schnell als allgemeingültige Systeme missverstanden werden. 

Foucault sah sich selbst nicht als Theoretiker, da er eine zeitgemäße Anpassung seiner Gedanken für 

zwingend notwendig hielt (ebd., S. 5). 

Die in der Gesellschaft vorfindbaren Prozesse zur Disziplinierung von Individuen bzw. der Bevölkerung 

(Disziplinar- und Biomacht) lassen sich mit der „juridischen“ Machtkonzeption der Souveränitätsmacht 

(Vgl. Kapitel 3.2.1.1) nicht erfassen. An Nietzsche orientiert, formulierte Foucault daher eine 

Gegenkonzeption von Macht (CHWISTEK 2008, S. 14). Die vertikale Wirkung von Macht in Form von 

Unterdrückung durch Autoritäten wurde seiner Auffassung nach durch eine horizontale Wirkung von 

Macht abgelöst, welche sich als Netz ohne Zentrum vorstellen lässt. Folgende sieben Grundannahmen 

charakterisieren „Macht“ aus einer Gouvernementalitätsperspektive (BRÖCKLING 2018, S. 35ff).  

Erstens, Macht ist relational. Es handelt sich somit um keine persönliche Eigenschaft, welche in etwa 

von Machthaber*innen besessen werden kann. Stattdessen spricht Foucault von Machtverhältnissen 

bzw. Machtbeziehungen, bei welchen weder ein Zentrum auszumachen ist noch welche quantifizierbar 

sind. Es lassen sich lediglich relative Kräftekonstellationen beschreiben (BRÖCKLING 2018, S. 35). „Macht 

ist nicht an bestimmten Orten oder Zentren zu finden, sie ist kein Besitz einer Person, Gruppe oder 

Klasse, den man einfach anhäufen, tauschen oder übertragen kann. Macht definiert eine Beziehung, 

sie kennzeichnet ein Verhältnis“ (CHWISTEK 2008, S. 8). Macht wird folglich nicht auf Individuen 

angewendet, sondern zirkuliert „durch diese hindurch“ (BRÖCKLING 2018, S. 37). Dieser „Untergrund aus 

Machtbeziehungen“ besteht aus teils institutionalisierten, teils informellen Machttechniken (FACH 

2020, S. 129). 

Zweitens ist Macht produktiv. Sie wirkt nicht nur einschränkend, sondern schafft neue Möglichkeiten. 

Foucault erachtet moderne Machttechniken im Gegensatz zu unterdrückenden Instanzen als 

wesentlich effektiver. Gouvernementale Machtausübung mit ihren indirekten Strategien, verfolgt das 

Ziel einer „Führung zur Selbstführung“ und vermindert somit den Kontrollaufwand. Dieser moderne 

Machttypus wird von Foucault nicht ausschließlich als einschränkend bewertet, sondern hat das 
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Potential, fortlaufend neue Wissensformen und Diskurse entstehen zu lassen und gesellschaftliche 

Veränderung hervorzubringen (BRÖCKLING 2018, S. 35f). 

Eine dritte, grundlegende Voraussetzung für die Ausübung gouvernementaler Macht - in Abgrenzung 

zu Zwang - ist die Freiheit des Subjekts, andere Verhaltensmöglichkeiten wählen zu können. 

Nichtsdestotrotz kann Macht Freiheiten beschränken. Durch widerständige Praktiken, welche vom 

Aussitzen bis zur Revolte reichen können, können Bedeutungsverschiebungen stattfinden (ebd., 35f).  

Viertens geht Macht immer mit dem Infragestellen geltender Regeln bzw. Wahrheiten - sprich einer 

Gegenkraft - einher oder in den Worten Foucaults: „Wo es Macht gibt, gibt es Widerstand“ (Foucault 

1984, zitiert nach BRÖCKLING 2018, S. 35). Allerdings ist Widerstand nicht als außerhalb des 

bestehenden Systems zu denken, sondern ist mit dessen Machtverhältnissen verschränkt (LINNEMANN 

2018, S. 239). Insofern haben Individuen zwar stets die Freiheit durch Formen des Gegenführens 

(contre-conduite) „gegen die zum Führen von anderen eingesetzten Verfahren“ (ebd., S. 240) 

anzukämpfen, jedoch nicht ohne Anstrengung. „Man kann zwar gegen einen Sog anschwimmen, und 

manch einer tut dies auch, aber viel leichter ist es, ihm nachzugeben“ (BRÖCKLING 2018, S. 37). 

Widerstand veranlasst die Mächtigen dazu deren Macht umso stärker zu verteidigen. Dies gelingt 

solange der hegemoniale Diskurs, welcher die „universale Wahrheit und das allgemeine Recht“ bildet, 

den Widerstand unterdrückt (FACH 2020, S. 130). Zudem gilt: Macht ist immer da. Machtbeziehungen 

können lediglich umgebaut werden (BREITENBACH & KÖBEL 2016, 1:04:34 - 1:04:46). „Kräfteverhältnisse 

[…] [können] sich zu Systemen verketten, indem sie sich gegenseitig unterstützen […], oder es entstehen 

„Verschiebungen“ und „Widersprüche“ der Kräfteverhältnisse, die sie gegeneinander isolieren und 

verunmöglichen“ (CHWISTEK 2008, S. 8).  

Gouvernementale Machtausübung erfolgt, fünftens, hauptsächlich durch indirekte Steuerung, das 

heißt über Anreizschaffung oder das Festsetzen eines Möglichkeitsrahmens. Diese niederschwellige 

Lenkung kann multiple Ausprägungen annehmen. Beispielsweise fördert die Erhöhung des 

Kindergeldes eine Steigerung der Geburtenrate. Nach derselben Logik werden Süßigkeiten in 

Supermärkten unmittelbar vor der Kasse platziert, um den Kaufanreiz während des Wartens in der 

Schlange zu stimulieren (BRÖCKLING 2018, S. 36f). 

Diese „Macht der milden Mittel“ basiert auf der Generierung von Wissen über das Leben der Menschen 

und der Bewertung deren Verhalten anhand geltender Normen (REITZ 2014, 6:16 - 8:24). Auf diese 

Weise entsteht Macht in der Moderne durch Wissen, das sich durchsetzt (ebd., 2:17 - 2:24). Insofern 

sind Machtbeziehungen, sechstens, stets mit Wissensformationen verwoben. In dieser 

„wechselseitige[n] Konstitution […] von Machttechniken [und] Wissensformen“ (BRÖCKLING 2018, S. 31) 

verhilft Wissen einerseits dazu, Macht zu gewinnen. Andererseits ist Wissen, mit seinem Anspruch auf 
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Wahrheit, immer auch ein Produkt der gesellschaftlichen Spielregeln. In diesen definieren 

Machtausübende, welche Aussagen als wahr-, beziehungsweise welche Verhaltensweisen als normal 

anzuerkennen sind und welche nicht. Aufgabe einer Gouvernementalitätsanalyse ist es, die 

hegemonialen Spielregeln der Macht und deren Durchsetzungsmechanismen herauszustellen (ebd., S. 

36). Als siebte These ist festzustellen, dass Machtausübung auch scheitern-, beziehungsweise 

unbeabsichtigte Effekte mit sich bringen kann (ebd., S. 37). 

3.3 Gouvernementalität und Stadt 

Die Stadt spielt in Foucaults Werk „Die Geschichte der Gouvernementalität“ eine wichtige Rolle. Sie ist 

der Ort des praktischen Umgangs mit gesellschaftlichen Problemen und eignet sich daher für das 

Aufzeigen von Machtbeziehungen in scheinbar banalen, alltäglichen Praktiken (MARQUARDT 2020, S. 

26). Stadtentwicklung kann mithilfe der von Foucault eingeführten Begrifflichkeiten anhand der 

Kategorie Macht verstanden werden (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 66). Es gilt, die Institutionen und 

Techniken des Regierens aufzuzeigen, verstanden als „die vielen kleinen Mittel, die für die Steuerung 

der Bevölkerung in der Praxis zum Einsatz gebracht werden“ (MARQUARDT 2020, S. 27). Foucault 

betrachtete die „gegebene“ Realität als eine machtvolle soziale Konstruktion (FÜLLER & MARQUARDT 

2015, S. 65). Stadtentwicklungsprozesse sind von unterschiedlichen Instanzen und Akteuren geleitet, 

welche sich in einem komplexen Machtgefüge bewegen. Dieses umkämpfte Feld der Machtausübung 

stellt ein Experimentierfeld des Regierens dar. „Die Gouvernementalitätsanalyse macht die Stadt 

sichtbar als ein Feld konditionierter Möglichkeiten, die alle Lebensbereiche betreffen“ (MARQUARDT 

2020, S. 27). In der Geographie wird das Konzept der Gouvernementalität herangezogen, um die 

Räumlichkeit gouvernementaler Rationalitäten und Technologien zu erklären (ROSOL 2013, S. 134). 

Planungsrationalitäten spiegeln sich letztlich in der gebauten Umwelt wieder (MARQUARDT 2020, S. 27f). 

Beispielsweise soll eine konsumorientierte Raumgestaltung im Zuge einer neoliberalen 

Regierungsweise eine Kaufatmosphäre schaffen. Durch Anti-Penner-Bänke können unerwünschte 

Bevölkerungsgruppen aus diesen Bereichen ferngehalten werden (FAIX 2011, S. 32, FÜLLER & 

MARQUARDT 2015, S. 74). Das Stadtdesign stellt für Foucault „Umwelttechnologien“ dar, „die bestimmte 

Milieus und Atmosphären herstellen sollen, um Selbstführungspraktiken in die gewünschte Richtung zu 

lenken“ (MARQUARDT 2020, S. 29). Die Bereitstellung von Spielräumen ist demnach keine Abwesenheit 

von Macht, sondern bedarf im Gegenteil umfangreicher Interventionen. Es handelt sich um ein 

komplexes Spiel aus Freiheit und Zwang. Die Nutzung städtischer Räume ist zwar nicht determiniert, 

jedoch ist die gebaute Umwelt zweifelsfrei voller Anregungen zum Gebrauch. „Gouvernementale 

Macht zwingt uns [beispielsweise] nicht, Fahrrad zu fahren, sondern es werden Fahrradwege gebaut“ 

(MARQUARDT 2020, S. 27).  
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3.3.1 Die Regierungsweise des (Neo)liberalismus – Wechselspiel aus Freiheit und Zwang 

Foucault untersuchte die frühliberale und neoliberale Regierungsführung (ROSOL 2013, S. 135). Er 

bewertete die liberale Gouvernementalität des 18./ 19. Jahrhunderts ebenso wie die neoliberale der 

Moderne als eine „Regierung nach dem Muster der Ökonomie“ und sah hier einen deutlichen Bruch 

mit der vorangegangen Regierungsrationalität (ROSOL 2013, S. 136).  

Die Gouvernementalität hat ihre Anfänge zwar bereits im christlichen Pastorat, wird jedoch erst mit 

dem Liberalismus zum dominanten Regierungstyp. In den Worten Foucaults wird die 

Gouvernementalität als eine „Form der Macht“ charakterisiert, „die als Hauptzielscheibe die 

Bevölkerung, als wichtigste Wissensform die politische Ökonomie und als wesentliches technisches 

Instrument die Sicherheitsdispositive hat“ (FOUCAULT 2006, S. 162). Damit ist gemeint, dass die 

Bevölkerung im Sinne der Biomacht auf subtile Weise, wie zum Beispiel durch die Vermittlung von 

Sicherheitsrisiken, zu einer ökonomischen Selbstführung angeleitet wird. Was das bedeutet wird im 

Weiteren verdeutlicht. 

Mit dem Liberalismus ab dem 18. Jahrhundert wurde die politische Ökonomie zum allgemeinen 

Ordnungsprinzip (Rationalität) der Gesellschaft. Der Markt gilt fortan nicht mehr nur als Mechanismus 

für eine gerechte Verteilung, sondern wird zum Ort der Wahrheitsbildung, nach welchem sich 

Regierungshandeln orientiert (KAMLEITHNER 2020, S. 31). Die Bevölkerung wird nicht mehr als Objekt 

betrachtet, das der Regierung bedarf, sondern stellt auch ein Subjekt dar, das die Regierungsführung 

beeinflusst (ebd., S. 6). Gouvernementales Regieren ist eine Kritik an rein staatlichem Regieren. Das 

„Machenlassen“ (laissez-faire) wird zur Maxime des Regierungshandelns mit dem Ziel, ein Übermaß 

an Regierung zu vermeiden. „Die Weisheit des Fürsten wird durch das Wissen von Wirtschaftsexperten 

ersetzt“ (GEHRING 2020, S. 158). Regiert wird durch politische, ökonomische, gesellschaftliche und 

wissenschaftliche Regelwerke (KAMLEITHNER 2020, S. 6). Macht soll sich demnach auf einen neuen 

Wissenstypus stützen und auf einer besseren Kenntnis über die Bedürfnisse und Abläufe in 

Gesellschaft und Wirtschaft basieren. Die „juridische“ Macht des Souveränitätsstaates (Vgl. Kapitel 

3.2.1.1) verliert an Bedeutung. Stattdessen wird das Regierungshandeln induktiver, subsidärer und von 

Nutzenkalkül geleitet (GEHRING 2020, S. 158). 

Mit dem Liberalismus und dessen Zurückweisung rein staatlichen Regierens wurde die individuelle 

Selbstregierung über Wahlfreiheit zum Programm (ROSOL 2013, S. 140). Die moderne Regierung und 

Planung setzt verstärkt auf eine Eigenaktivität der Individuen (KAMLEITHNER 2020, S. 6). Foucault 

entlarvt diese individuelle Freiheit als eine Ressource beziehungsweise Technologie des 

Regierungshandelns. Es handelt sich ihm zufolge nicht um einen Rückzug der Politik im Sinne von 

einem Rückgang an Regulierungen. Stattdessen findet eine Ausweitung der Regierung auf die 
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gesellschaftliche und ökonomische Ebene statt. Zu den pluralen Regierungstechniken gehören nach 

Foucault nicht nur staatliche Institutionen, sondern auch die Lenkung des eigenen Verhaltens (LEMKE 

2000, S. 39f). 

Die Technologie der Selbstregierung geht mit einer Verantwortungsverlagerung bzw. 

Responsibilisierung einher (BUSCHMANN & SULMOWSKI 2018, S. 282, FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 75). 

Die Lenkung von Individuen erfolgt indirekt und scheinbar aus freiem Willen. Jedoch führt die 

Vermittlung von Sicherheitsrisiken und dem niederschwelligen Appell, sich im Wettbewerb behaupten 

zu müssen, zu einem ökonomischen Selbstverständnis (FAIX 2011, S. 21) Subjekte werden daher zu 

„Unternehmer[*innen] ihrer Selbst“ (LEMKE 2000, S. 40) und richten ihr Verhalten nutzenmaximierend 

nach dem Modell des homo oeconomicus aus (FAIX 2011, S. 18). Die Anforderungen, die mit dieser 

Wettbewerbslogik einhergehen, werden von Individuen verinnerlicht. Sie sorgen für einen inneren 

Zwang zur Leistungsoptimierung wobei vordergründig eine Handlungsfreiheit postuliert wird. Die 

Angst zu scheitern begünstigt jedoch eine Ausrichtung des Lebens nach dem „Verhaltensmodell des 

Entrepreneurship“ (FAIX 2011, S. 22). „Dem Gebot, seine Kosten zu senken und seinen Nutzen zu 

maximieren, entzieht man sich in einer kapitalistischen Gesellschaft nur um den Preis des Untergangs“ 

(BRÖCKLING 2018, S. 39). Ein Untergehen im Wettbewerb wird als selbst verschuldet bewertet, weshalb 

sich Subjekte zur Selbstdisziplinierung und Leistungssteigerung gezwungen fühlen (FAIX 2011, S. 22).  

Hierin zeigt sich der enge Zusammenhang zwischen Freiheit und Zwang. Mit der Ausweitung der 

individuellen Freiheit geht eine Ausweitung der Kontrollverfahren und verinnerlichten Zwänge einher, 

welche über die Sicherheitsdispositive lebendig gehalten werden. „Zum Liberalismus gehört ein Kult 

der Gefahr“ (KAMMLER, et al. 2008, S. 159). Diese internalisierten Zwänge sind es, welche Subjekte dazu 

antreiben, sich nach der hegemonialen Rationalität selbst zu optimieren und marktgängig zu machen.  

Zum Verhältnis von Freiheit und Zwang im Liberalismus sind zwei Aspekte herauszustellen. Foucault 

bewertet die moderne Freiheit, erstens, als eine „Zirkulationsfreiheit“ (Foucault 2004, zitiert nach 

KAMLEITHNER 2009, S. 32), nicht jedoch als wahre Aufforderung an Individuen: „Sei[d] frei“ (KAMMLER, et 

al. 2008, S. 159). Er sieht in der Annahme des Liberalismus, die „Maxime des Machenlassens“ (GEHRING 

2020, S. 159) gebe mehr Freiheit, einen Trugschluss. Das liberale Regime organisiere Freiheit, was sich 

folgendermaßen beschreiben lässt: „Ich werde dir die Möglichkeit zur Freiheit bereitstellen. Ich werde 

es so einrichten, daß du frei bist, frei zu sein“ (Foucault 1978, zitiert nach GEHRING 2020, S. 159). Freiheit 

spielt im Liberalismus jedoch stets mit Sicherheit zusammen. Sicherheit bedeutet in diesem Fall aber 

nicht die Gewährleistung von Schutz, sondern die „Sicherheit des Verfolgenkönnens eigener 

Interessen“ (GEHRING 2020, S. 159). 
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Zweitens werden Freiheit und Regierung von Foucault nicht als Gegensätze gesehen. Vielmehr bildet 

Freiheit bildet die Basis einer liberalen Regierungsweise. Diese „Freiheit der Zirkulation“ ist jedoch 

nicht naturgegeben. Ein freier Markt muss, im Gegenteil, durch staatliche Regulierungen aktiv 

hergestellt werden (KAMLEITHNER 2020, S. 6f). Die Absicherung dieser Regulierungsprozesse erfolgt 

beispielsweise durch Gerichte und Strafanstalten und ist eine wesentliche Aufgabe neoliberaler 

Regierungen. Demnach ist die liberale Kritik an einer primär staatlichen Regulierung nicht als eine 

Forderung nach dem Aufgeben jeglicher Regulierung zur Schaffung einer größtmöglichen Freiheit 

misszuverstehen (KAMLEITHNER 2020, S. 6). Vielmehr sind Planung und Freiheit in einer (neo)liberalen 

Regierungsweise stark verschränkt (ebd., S. 5) und es handelt sich lediglich um eine andere Form, nicht 

aber um einen Rückgang der Regulierung (LEMKE 2000, S. 38).  

Im Anschluss an seine dritte Vorlesung „Die Geburt der Biopolitik“, welche sich dem Regime des 

Liberalismus widmete, untersuchte er ab der vierten Vorlesung den Neoliberalismus (GEHRING 2020, S. 

159f). Grundsätzlich forderte der Neoliberalismus im Vergleich zum Liberalismus nicht nur die 

staatliche Akzeptanz der Marktfreiheit, sondern erhob den Markt zum allgemeinen Regulationsprinzip 

(ROSOL 2013, S. 137). Die Freiheit wurde nicht als gegeben angenommen, sondern sollte durch 

Interventionen künstlich produziert werden (FAIX 2011, S. 12). Der amerikanische Neoliberalismus 

forderte eine Neudefinition des Sozialen als Teil des Ökonomischen. Alle Entscheidungen, darunter 

auch das Regierungshandeln, sollten nach ökonomischen Bewertungskriterien erfolgen. Marktlogiken 

dominieren alle Lebensbereiche (ROSOL 2013, S. 136f), sodass das „ökonomische[] […] Analyseraster“ 

(FAIX 2011, S. 17) auch auf ursprünglich nicht ökonomische Lebensbereiche, wie zum Beispiel die 

Familie, übertragen wird (KAMMLER, et al. 2008, S. 160). 

3.3.2 Paradigmenwechsel in der Stadtplanung – von der fordistischen zur neoliberalen 

Stadtentwicklung 

Foucaults Konzept der Gouvernementalität ist bedeutend für das heutige Planungsverständnis 

(KAMLEITHNER 2020, S. 5). Die Ökonomisierung, welche die neoliberale Regierungsweise ausmacht, 

führte seit der Krise des fordistischen Wohlfahrtsstaates zu weitreichenden Veränderungen auch auf 

städtischer Ebene. Der Wohlfahrtsstaat stellte einen Fürsorgestaat dar, welcher sich als Antwort auf 

die enorme Armut des 19. Jahrhunderts durch die Übernahme von Risiken und eine 

Solidaritätsgesellschaft von nationaler Reichweite auszeichnete. Die „soziale Marktwirtschaft“ dieser 

Zeit regulierte das kapitalistische Wirtschaften durch staatliche Interventionen und trug damit zum 

Aufbau eines Sozialstaates bei. Der Wohlfahrtsstaat blieb bei Foucaults Analysen aus (FAIX 2011, S. 17). 

Dessen Regierungsweise soll im Rahmen dieser Arbeit zwar nicht tiefergehend analysiert werden – 

dennoch steht dieser für eine stärkere Fremdführung im Gegensatz zur neoliberalen, 

gouvernementalen Selbstführung und wird daher zur Kontrastierung herangezogen.   
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Das Selbstbild der modernen Stadtplanung bestand seit deren Gründung um 1900 darin, eine 

Gegenkraft des Marktes zu sein und Ordnung in das Chaos der modernen Gesellschaften mit deren 

entfesselten Märkten zu bringen (KAMLEITHNER 2020, S. 7). Ende der 1960er Jahre geriet diese 

Planungsautorität jedoch in die Kritik. Es kam zu einer Auflehnung gegen den als paternalistisch und 

bevormundend wahrgenommenen Wohlfahrtstaat und dessen regulierenden und normierenden 

Charakter (KAMLEITHNER 2009, S. 29).  

Die darauf folgende neoliberale Planungspraxis unterscheidet sich wesentlich von der des Fordismus, 

sodass von einem Paradigmenwechsel gesprochen werden kann (FAIX 2011, S. 9). Die als bürokratische 

und zentralistisch beschriebene Steuerung zu Zeiten des Fordismus grenzt sich klar von der derzeitig 

vorherrschenden, ergebnisorientierten und dezentralen Steuerung ab (SCHEER 2006, S. 23f). Während 

erstere Stadtentwicklung langfristig über allgemeine Regeln und konkrete Instrumente zu steuern 

versuchte, operiert zweitere über konkrete, aber meist befristete Zielvorgaben unter Einsatz flexibler 

Instrumente. Die Steuerung erfolgt auf Abstand über die Selbststeuerung dezentraler Einheiten und 

unter starker Kunden- beziehungsweise Bürgerorientierung (ebd., S. 24). Die neoliberale Planung 

verfolgt eine „Politik der kleinen Schritte“ (KAMLEITHNER 2020, S. 9), welche sich aus dem Misstrauen 

gegen eine umfassende Planbarkeit heraus erklärt. Diese Planungsperspektive des „Inkrementalismus“ 

setzt auf punktuelle Interventionen und Impulssetzung, um Prozesse der Selbstorganisation in Gang zu 

setzen (ebd., S. 9). Planungsprozesse erfolgen heute weniger top-down, sondern verstärkt unter 

Einbezug diverser nichtstaatlicher Akteursgruppen und in öffentlich-privater Zusammenarbeit (SACK 

2020, S. 137). Dieses weniger staatszentrierte Regierungsverständnis wird unter dem Begriff der 

Governance gefasst. Bürger*innen werden in die Entwicklungsvorhaben miteinbezogen, sodass 

Planung kooperativen Charakter erhalten soll. „Aus Betroffenen wurden KooperandInnen“ (FAIX 2011, 

S. 29). Konzepte wie das new public management und Public Private Partnerships sollen eine 

effizientere Verwaltung ermöglichen durch die Übertragung privatwirtschaftlicher Managementstile 

auf den öffentlichen Sektor (MÖLTGEN-SICKING & WINTER 2019, S. 2, SCHEER 2006, S. 23, SCHIPPER & BELINA 

2009, S. 40). Postfordistische Städte entwickeln sich unter wesentlichem Einfluss von Investoren und 

folgen betriebswirtschaftlichen Kriterien (PETZOLD & WIEGAND 2020, S. 141). 

Auf die Krise des fordistisch-keynesianischen Wohlfahrtsstaates folgte der Umbau der Bundesrepublik 

Deutschlands zu einem internationalen Wettbewerbsstaat (SCHIPPER 2020, S. 147). Damit einher ging 

eine Neuordnung des skalaren Gefüges und der bisherigen Zuständigkeitsbereiche. Es fand eine  

Verantwortungsverschiebung statt: Während zuvor die nationale Ebene von zentraler Bedeutung war, 

verzeichnen seither einerseits die supranationale Ebene (EU), andererseits die lokale Ebene einen 

Bedeutungszuwachs (FAIX 2011, S. 12). Die Abstimmung unterschiedlicher Maßstabsebenen (scales) 

wird immer wichtiger, um sozial-ökologischen Krisen mit globaler Ausstrahlungskraft 
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entgegenzuwirken. Globale Problemlagen stehen in Verbindung mit lokalen Dimensionen, weshalb es 

zu klären gilt, an welche Entscheidungsebenen und Institutionen Probleme adressiert werden müssen. 

Für die Analyse dieser Wechselwirkungen findet in der Literatur der Begriff der „Glokalisierung“ 

Verwendung (GÖRG 2007, S. 67). Prozesse auf kommunaler Ebene umfassen dementsprechend 

mehrere scales: Global players, die nationale Gesetzgebung und Regulierung, regional ökonomische 

Verflechtungen und lokal agierende Akteure bestimmen die städtische Entwicklung (GÖRG 2007, S. 81).  

Die Liberalisierung des Außenhandels und die Deregulierung der Finanzmärkte verlief Hand in Hand 

mit der Globalisierung, welche in den 1990er Jahren Fahrt aufnahm (BELINA 2020, S. 56). Die Politik, 

welche im Fordismus noch einen stark nationalen Bezug hatte, richtet sich im Neoliberalismus auf den 

Erfolg im globalen Wettbewerb. Dabei ist auch eine zunehmende Konkurrenz zwischen Städten 

innerhalb eines Staates auszumachen. Städte konkurrieren um globales Kapital, Arbeitsplätze, 

einkommensstarke Haushalte sowie Konsument*innen (SCHIPPER 2020, S. 148). 

Diese Entwicklung steht in direktem Zusammenhang mit der „kommunalen Austerität“. „Austerität 

benennt die finanzpolitische Disziplinierung defizitärer Kommunen“ (PETZOLD & WIEGAND 2020, S. 142). 

Städte erhielten im Zuge der Reskalierung der Kräfteverhältnisse mehr Freiheiten, jedoch gekoppelt 

an den Anspruch, sich im globalen Wettbewerb zu behaupten und das Wirtschaftswachstum zu 

fördern. Die Planung der postfordistischen Stadt zielt auf die Wettbewerbsförderung ab und leitet, der 

neoliberalen Regierungsrationalität folgend, zu einem „Imperativ der Selbstoptimierung“ an (Klopotek 

2004, zitiert nach KAMLEITHNER 2020, S. 9). Wesentliches Ziel unternehmerischer Städte ist deren 

Standortprofilierung. Es gilt, sich von anderen Städten abzuheben durch die Vermarktung der Stadt als 

attraktiver Wirtschafts- und Lebensraum. Hierzu zählt die Herstellung weicher Standortfaktoren, 

darunter ein wirtschaftsfreundliches Klima, spezifische Wohn- und Freizeitbedürfnisse und 

Kulturangebote (SCHIPPER 2020, S. 147f). Aufgrund der gekürzten Staatsgelder befinden sich viele 

kommunale Haushalte derzeit in einer Finanzkrise. Kommunen sehen sich dann zu Sparmaßnahmen 

gezwungen. Gekürzt werden zuerst Gelder, welche in kulturelle und soziale Angebote fließen, da diese 

Teil der freiwilligen kommunalen Aufgaben sind (PETZOLD & WIEGAND 2020, S. 143). Schipper bewertet 

die postfordistische Stadt daher auch als postdemokratische Stadt, welche sich nicht nach den 

(widersprüchlichen) Bedürfnissen der Bewohner*innen richtet, sondern nach den scheinbaren 

Zwängen des globalen Wettbewerbs. Forderungen nach sozialen oder ökologischen Projekten werden 

in dieser Logik als realitätsfern oder nicht finanzierbar abgetan (SCHIPPER 2020, S. 147f). 

Während sich Stadtplanung im Fordismus als eine Gegenkraft des Marktes verstand und mit 

Maßnahmen wie dem sozialen Wohnungsbau auf eine bundesweite Vereinheitlichung der 

Lebensverhältnisse bedacht war, stärkt der Staat in neoliberalen Städten aktiv Markt- und 

Wettbewerbsprinzipien (KAMLEITHNER 2009, S. 44). Demnach handelt es sich bei unternehmerischen 
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Städten nach Schipper nicht um ein natürliches Produkt der Globalisierung. Alternative Formen der 

Stadtentwicklung waren und sind möglich. Die poststrukturalistische Diskursforschung sieht in der 

scheinbar alternativlosen Wettbewerbsrhetorik eine selbsterfüllende Prophezeiung (SCHIPPER 2020, S. 

151). Die stetige Reproduktion der neoliberalen Denkweise, bewirkt eine entsprechende 

Handlungsausrichtung. Die „Neoliberalisierung des Städtischen ist [] keineswegs nur eine lokale 

Anpassung an überlokale Kräfte, Sachzwänge und Ideologien, […] sondern wurde und wird zugleich 

auch von lokalen Verhältnissen aktiv reproduziert“ (SCHIPPER & BELINA 2009, S. 40). Die (veränderbaren) 

Machtzwänge offenzulegen und Wege aufzuzeigen, wie Alternativen zur neoliberalen 

Regierungsweise aussehen können, ist Aufgabe der kritischen Stadtgeographie (SCHIPPER 2020, S. 151). 

4. Gouvernementalität einer auf Suffizienz ausgerichteten 

Stadtentwicklung 

Ziel dieser Forschungsarbeit ist die Untersuchung der Denkweisen und Machttechniken einer 

Suffizienzpolitik als alternative Stadtentwicklungspraktik. Die Arbeit verbindet somit den theoretisch-

philosophischen Ansatz der Gouvernementalität mit den empirischen Daten zur Suffizienzpraktik. 

Zunächst soll die Methodik erläutert werden (Kapitel 4.1). Im darauffolgenden Kapitel (Kapitel 4.2) 

werden die Ergebnisse in Bezug auf die Forschungsfrage ausgewertet.  

4.1 Methodik  

Um die Forschungsfrage zu beantworten, wurden qualitative Interviews geführt. Die sechs Befragten 

sind in der Stadtverwaltung der fünf Städte Ravensburg, Hannover, Göttingen, Osnabrück und 

Flensburg tätig. Bevor die Gesprächspartner*innen angefragt wurden, fand eine Recherche zu den 

Nachhaltigkeitsmaßnahmen deutscher Kommunen statt. Da die Arbeit an den Erfahrungen bei der 

Umsetzung von Suffizienzmaßnahmen interessiert ist, stellte eine praktische Auseinandersetzung mit 

kommunalen Suffizienzpraktiken das zentrale Auswahlkriterium dar. Daher wurden Städte 

herausgefiltert, welche die Suffizienz explizit als Strategie in deren Masterplänen zum Klimaschutz 

einbeziehen. Auf die einzelnen Suffizienzprojekte kann im Rahmen dieser Arbeit nicht eingegangen 

werden. Diese wurden jedoch in den Interviews thematisiert und sind in den Transkripten (siehe 

Anhang 4) nachzulesen. Die Expert*inneninterviews folgen einem semistrukturierten Leitfaden (siehe 

Anhang 1) bestehend aus 14 offenen Fragen, deren Reihenfolge flexibel gehandhabt wurde. Auf diese 

Weise sollte eine Vergleichbarkeit des Gesagten sichergestellt werden. Dennoch wurde der Leitfaden 

jeweils den städtischen Suffizienzprojekten und der Expertise der Befragten angepasst, um 

kommunale Besonderheiten aufzugreifen und spezifisches Wissen einzubeziehen. Die 

strukturgebenden Leitfragen nehmen Bezug auf die zugrundeliegenden theoretischen Konzepte bzw. 

Schlüsselbegriffe Foucaults (Rationalitäten, Technologien etc.). Sie stellen eine Art Übersetzung des 
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Theoretischen auf die konkreten kommunalen Handlungspraxen dar. In der Auswertung galt es die 

Praxisperspektive mit der theoretischen Ebene zu verknüpfen, also Erfahrungen der 

Interviewpartner*innen in den größeren Zusammenhang gouvernementaler Regierungsweisen 

einzuordnen. In den Einzelaussagen wurde nach Mustern gesucht, die eine suffiziente 

Stadtentwicklung charakterisieren. Nichtsdestotrotz sind die Ergebnisse der qualitativen Forschung 

aufgrund des geringen Stichprobenumfangs nicht unkritisch verallgemeinerbar. Zu beachten ist in 

diesem Kontext sowohl die positive Grundeinstellung der Interviewten als auch die der Autorin 

gegenüber der Suffizienzstrategie. Dies beeinflusst die Gesprächsverläufe entsprechend. Das 

Forschungsdesign begrenzt sich bewusst ausschließlich auf die Perspektive von 

Suffizienzbefürworter*innen, da deren Denkweisen verbalisiert werden sollten. Die zum Vergleich 

herangezogenen neoliberalen Rationalitäten und Technologien des Regierens basieren auf der bereits 

umfassenden Literatur der governementality studies und wurden in dieser Forschungsarbeit als 

gegeben angenommen. 

Die Videokonferenzen wurden online über die Kommunikationsplattformen Big Blue Button, Zoom und 

Microsoft Teams geführt und unter Einverständnis der Interviewten aufgezeichnet. Anschließend 

erfolgte die Verschriftlichung der Audiodateien nach einem vereinfachten Transkriptionssystem, 

angelehnt an Dresing und Pehl (siehe Anhang 2). Die Auswertung orientierte sich an dem von Mayring 

beschriebenen Ablaufschema einer strukturierenden Inhaltsanalyse (MAYRING 2015, siehe Abb. 1). 

Diese Analysetechnik eignet sich zur inhaltlichen Strukturierung der qualitativen Interviewdaten. 

Folgende drei vorab deduktiv definierte Unterfragen galt es durch die Interviewauswertung zu 

beantworten: 

1) Welches sind die politischen Rationalitäten, die einer auf Suffizienz ausgerichteten 

Stadtentwicklungspolitik zugrunde liegen? 

2) „Welche Verfahren, Apparate, Techniken werden genutzt, um bestimmte 

Problemsichten und [] Lösungsvorschläge nahe zu legen und so das Handeln anderer 

zu strukturieren?“ (ROSOL 2013, S. 135) 

3) Welche Wahrheiten werden in den Diskursen um die Rolle des Staates, Freiheit und 

Zwang und Verantwortung konstruiert, welche dekonstruiert?  

Die Beantwortung der Unterfragen erleichtert die Beantwortung der übergeordneten 

Forschungsfrage. Zuerst wurden die Analyseeinheiten definiert (Schritt 1 in Abb. 1): Die 

Auswertungseinheit stellt das jeweilige Interview dar, die Kontexteinheit, als maximaler 

Textbestandteil einer Kategorie, umfasst die vollständige Antwort auf eine Leitfrage und die 

Kodiereinheit, verstanden als der minimale Bestandteil einer Kategorie, liegt bei einem Wort (MAYRING 

2015, S. 61). In einem zweiten Schritt wurden die Kategorien festgelegt, in welche die Textpassagen 

eingeordnet werden sollten. Diese stellen das Theoriegerüst dar, welches im weiteren Verlauf als 
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sogenannte „Codes“, auf Textstellen gelegt wurden. Hierfür wurde MaxQDA, ein Softwareprogramm 

zu Analyse qualitativer Daten, zu Hilfe genommen. Die Untersuchungskategorien sind dem 

Kodierleitfaden (siehe Anhang 3) zu entnehmen. Hierin wurden die Haupt- und Unterkategorien 

definiert und mit Ankerbeispielen untermauert. Die Unterkategorien entsprechen den „Codes“. 

Gegebenenfalls wurden Kodierregeln zur eindeutigen Zuordnung von Textstellen formuliert (Schritt 3 

und 4 in Abb. 1). Daraufhin wurden die Trankskripte der fünf Interviews durchgegangen und die 

Textpassagen den „Codes“ zugeordnet (Schritt 5 und 6 in Abb. 1). Im Laufe des ersten 

Materialdurchgangs wurde das Kodiersystem überarbeitet (Schritt 7 in Abb. 1). Kaum thematisierte 

oder zu differenzierte Kategorien wurden gestrichen und neue induktiv aus dem Material heraus 

ergänzt, bevor ein erneuter Materialdurchlauf erfolgte. Daraufhin wurden die mit MaxQDA 

vorsortierten, extrahierten Fundstellen paraphrasiert, d.h. als eine auf den Inhalt beschränkte 

grammatikalische Kurzform formuliert (Schritt 8 in Abb. 1). Die Paraphrasen wurden pro 

Unterkategorie in eine Excel-Tabelle exportiert. Um die Aussagen auf ein höheres Abstraktionsniveau 

zu heben, wurden die Paraphrasen in ergänzten Spalten zuerst „generalisiert“ und anschließend 

„reduziert“, wodurch gleiche Aussagen gebündelt und nichtssagende Paraphrasen weggelassen 

wurden (Schritt 9 und 10 in Abb. 1). Die Reduktion ist das Endergebnis einer inhaltlichen 

Strukturierung. Deren „Ziel […] ist es, bestimmte Themen, Inhalte, Aspekte aus dem Material 

herauszufiltern und zusammenzufassen“ (MAYRING 2015, S. 103). Es folgt die, im nächsten Kapitel 

vorgenommene, Auswertung der Ergebnisse vor dem Hintergrund der Gouvernementalität.  
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Abbildung 1: Vorgehensweise inhaltlicher Strukturierung (verändert nach MAYRING 2015, S. 98, 104). 
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4.2 Ergebnisauswertung 

Im Folgenden werden die mit der Methodik der strukturierenden Inhaltsanalyse (Vgl. Kapitel 4.1) nach 

Kategorien sortierten und reduzierten Aussagen der Befragten ausgewertet. Die Ergebnisse gliedern 

sich in drei Kapitel, wobei jedes Kapitel eine Unterfrage behandelt (4.2.1 Rationalitäten, 4.2.2 

Technologien und 4.2.3 Diskurse). Das Kapitel der Diskurse ist in die Rolle des Staates (4.2.3.1), Freiheit 

und Zwang (4.2.3.2) sowie Verantwortung (4.2.3.3) unterteilt. Die Ergebnisse werden mit den 

theoretischen Inhalten zur Suffizienzstrategie (Kapitel 2) und dem Konzept der Gouvernementalität 

(Kapitel 3) verknüpft und durch (in)direkte Zitate der Expert*innen belegt. Die Zitierweise setzt sich 

wie folgt zusammen: Eine von Max Mustermann getätigte Aussage, wird durch dessen Initialen (MM) 

gefolgt von der Nummer des Interviews (I3) und der Absatzposition im Transkript (43) angegeben: MM, 

I3:43. Die Transkripte der Interviews 1 und 2 teilen sich in jeweils zwei Teile (I1.1/I1.2 sowie I2.1/I2.2).  

Die Interviewpartner*innen haben unterschiedliche fachliche Schwerpunkte und Berührungspunkte 

mit dem Thema der Suffizienz - alle sind jedoch in der Stadtverwaltung bzw. Stadtplanung tätig. Für 

Ravensburg schilderte Herr Bastin (DB) als Bürgermeister für Bauen, Umwelt und Digitalisierung seine 

Perspektive auf die ambitionierten Suffizienzmaßnahmen der Stadt. Herr Clausnitzer (CC) konnte seine 

Expertise als Leiter das Sachgebiets Flächennutzungsplanung in Hannover einbringen. Als Mitarbeiterin 

des Suffizienzprojekts „OptiWohn“ konnte Frau Hauser (LH) aus dem Referat für Nachhaltige 

Stadtentwicklung in Göttingen von ihren Erfahrungen zum Thema berichten. Aus der Abteilung der 

strategischen Stadtentwicklung und Statistik brachte Frau Knappik (MK) ihre Einschätzungen 

hinsichtlich kommunaler Suffizienzmaßnahmen ein. Herr Brüggemann (HB), Bürgermeister und 

Kämmerer der Stadt Flensburg, und Frau Knak (AK), Expertin für Städtebau und Umweltrecht, forschen 

selbst zum Thema der Suffizienz im Rahmen des Projekts „Entwicklungschancen und -hemmnisse einer 

suffizienzorientierten Stadtentwicklung“ (EHSS) (siehe deren Publikation BÖCKER, et al. 2020) und sind 

wesentlich an der Entwicklung des Suffizienzquartiers Hafen-Ost in Flensburg beteiligt.  

4.2.1 Rationalitäten 

Im Folgenden werden die Ergebnisse dargestellt, welche zur Beantwortung der ersten Unterfrage (Vgl. 

Kapitel 4.1) beitragen: Welches sind die politischen Rationalitäten, die einer auf Suffizienz 

ausgerichteten Stadtentwicklungspolitik zugrunde liegen? Es geht also um die Herausarbeitung von 

kohärenten Denkweisen, auf welchen suffiziente Praktiken basieren.  

Aufschlussreich ist das Begriffsverständnis der Befragten. Suffizienz wird klassischerweise über den 

„Dreiklang Effizienz, Konsistenz, Suffizienz“ (LH, I3:13; HB, I5:18) definiert (Vgl. Kapitel 2). 

Alleinstellungsmerkmal der Suffizienz ist die „Frage nach dem gesunden Maß“ (LH, I3:15), welches 

sowohl für das Gemeinwohl als auch für die Grenzen des Planeten tragbar zu sein hat (ebd.: 15). 
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Suffizientes Handeln fragt entsprechend danach: „Wie leben wir und wie viel brauchen wir überhaupt?“ 

(LH, I3:13). Das Respektieren absoluter planetarer Grenzen zieht konsequenterweise eine kritische 

Reflexion des eigenen Lebensstils sowie kommunaler Praktiken nach sich: „[I]rgendwann [] wird einem 

bewusst: [Die] Welt ist endlich und das muss […] auch auf der kommunalen Ebene ankommen, 

irgendwo muss man ja anfangen“ (HB, I5:18). Die Gesprächspartner*innen teilen daher die Ansicht: 

„[W]ir alle, und insbesondere auch alle Städte müssen sich verändern, wenn wir den Zukunftsaufgaben 

überhaupt noch gerecht werden wollen. Denn ein ‚Weiter so‘ ist keine Alternative“ (DB, I1.1:6). Herrn 

Brüggemann zufolge ist eine bewusste Hinterfragung allen Stadtentwicklungsvorhaben 

voranzustellen. Auf diese Weise stellt eine Kommunalpolitik, die nach dem Suffizienzprinzip agiert, 

sicher, dass nur tatsächlich gewollte und notwendige, nicht aber interessengetriebene Projekte 

umgesetzt werden (HB, I5:18). Zentrale Aufgabe ist es dabei, Nutzungsbedürfnisse mit den begrenzten 

Ressourcen in Einklang zu bringen (MK, I4:21). Dies erfordert eine gesamtgesellschaftliche 

Verhaltensänderung mit dem Ziel einer guten Lebensführung in Einklang mit der Ökologie (LINNEMANN 

2018, S. 233f). Suffizienz setzt auf ein gemeinsames Agieren auf unterschiedlichen Ebenen, 

einhergehend mit einem gesellschaftlichen Bewusstsein für Solidarität und Mitmenschlichkeit (HB, 

I5:134). Dieses ist, nach Herrn Brüggemann, für die Krisenbewältigung unerlässlich und könnte in 

Zukunft wichtiger werden, wenn auch „[d]er starke Individualismus“ (ebd. 134) aktuell 

handlungsbestimmend ist (Vgl. Kapitel 4.2.3).  

Suffizienz fordert insofern einerseits einen Wertewandel im Sinne einer Entkopplung der 

Lebensqualität von materiellem Konsum. Andererseits wird auf eine Neuausrichtung der 

Rahmenbedingungen an ökologischen Kriterien abgezielt. „[E]s gibt einfach Rahmenbedingungen, die 

[] andere Dinge unterstützen“ (MK, I4:43). Die beiden Handlungsstränge bedingen sich dabei 

wechselseitig: Veränderte Rahmenbedingungen begünstigen einen Wertewandel (AK, I5:76): „[I]ch 

muss umweltbewusstes Verhalten belohnen“ (DB, I1.1:60), d.h. „ressourcenarmes Leben begünstigen 

und andere Lebensweisen erschweren“ (AK, I5:64). Gleichzeitig wird ein Wertewandel als notwendig 

erachtet, um neue Rahmenbedingungen auf demokratische Weise zu etablieren. Nach Auffassung aller 

Befragten ist die demokratische Legitimation und Akzeptanz für Suffizienzmaßnahmen zwingend 

notwendig, damit entsprechende Angebote angenommen werden und es zu keinen Polarisierungen in 

der Gesellschaft kommt (AK, I5:64). „Wenn wir [] nicht […] eine große Mehrheit gewinnen für diesen 

Veränderungsprozess […] dann führt das […] nicht zu dem Ergebnis, das wir erreichen müssen“ (DB, 

I1.1:76). 

Von allen Interviewpartner*innen wurde die große Herausforderung der Suffizienz in dieser 

Bewusstseins- und Verhaltensänderung der Bevölkerung gesehen. So bedeutet der „Kernbereich der 

Suffizienz“ „eine Umkehr des Umgangs mit Ressourcen. Mit Material, mit Energie und so weiter. Also 
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auch ein anderes Denken“ (CC, I2.2:75). Dieses erfordert das Aufbrechen tief verankerter, kultureller 

Leitbilder (AK, I5:64; DB, I1.1:60). Eine Stadtpolitik, welche sich Suffizienz zum Ziel setzt, möchte nach 

Meinung aller Interviewpartner*innen Anstöße zu genügsameren Lebensweisen geben. Bei einer 

Neuausrichtung des Verhaltens in Richtung Suffizienz handelt es sich Frau Knappik zufolge um etwas 

„ganz intimes, persönliches“ (MK, I4:53), was nach Meinung von Herrn Bastin aus eigenem Antrieb 

heraus passieren muss (DB, I1.2:41). Die Aufgabe wird als herausfordernd beschrieben und stößt auch 

auf Widerstand: „Natürlich wird [] auch kritisch diskutiert, was wir gemacht haben [...], weil es 

durchaus [] eine politische Programmatik angreift oder auch eine politische Ideologie“ (HB, I5:38). 

Hieraus geht hervor, dass Suffizienz hegemoniale Logiken in Frage stellt und sich, wie Herr Bastin 

ausführt, dem Wachstumsglauben entgegenstellt:  

Die Gedankenwelt [war] ähnlich [] der Wirtschaft []. Der Heilsbringer war das Wachstum. Und 
wie schaffen wir es […] jetzt […] durch eine veränderte Denkweise oder ein verändertes Muster, 
[…] dass wir zwar über die Qualität unserer Stadt und über das Persönliche und die persönliche 
Qualität, die wir jeden Tag erleben dürfen [verfügen, aber], dass trotzdem weniger am Ende 
noch genug ist. Das ist dann die große Herausforderung, vor der wir stehen (DB, I1.1:12).  

Nach Wahrnehmung der Gesprächspartner*innen ist die Suffizienz nach wie vor eine unbekannte 

Strategie, welche im Vergleich zum Nachhaltigkeitsbegriff in der Bevölkerung auf Unverständnis stößt 

(LH, I3:83; MK, I4:35). Die Suffizienzstrategie wird aus Sicht der Expert*innen fälschlicherweise mit 

Rückschrittlichkeit und Verzichtängsten in Verbindung gebracht: „Wollen wir denn wieder in Höhlen 

leben“ (HB, I5:36)? Um diese Abwehrhaltung zu umgehen, werden nach Aussagen der Befragten häufig 

Alternativbegriffe zur Verbalisierung von Suffizienzpraktiken, zum Beispiel „flächenoptimiertes 

Wohnen“ (LH, I3:85), „bezahlbarer Wohnraum“ oder schlichtweg „Nachhaltigkeit“, als streng 

genommen unsauberere Wortwahl, verwendet (MK, I4:35,37; AK, I5:55). Dennoch wird eine bewusste 

Platzierung des Begriffs als wichtig für dessen Etablierung im gesellschaftlichen Diskurs erachtet (HB, 

I5:36). Aus Sicht aller Interviewpartner*innen ist eine positive Vermittlung des Suffizienzgedankens 

elementar für die gesellschaftliche Akzeptanz (z.B. AK, I5:70). Zudem erfährt das Suffizienzkonzept in 

den letzten Jahren verstärkte mediale und gesellschaftliche Aufmerksamkeit, sodass Herr Brüggemann 

von einer Trendentwicklung spricht (HB, I5:43). Obwohl der Suffizienzbegriff im politischen Kontext 

von den meisten Parteien nach wie vor gemieden wird (AK, I5:55), ist eine Auseinandersetzung mit 

Suffizienzmaßnahmen im Stadtkontext nach Einschätzung von Herrn Clausnitzer zunehmend 

unumgehbar (CC, I2.1:9). 

Nach § 1a BauGB (2) „[soll] mit Grund und Boden [] sparsam und schonend umgegangen werden“ 

(BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ 2022) – ein Grundsatz, der Kommunen zu einem Handeln in Richtung 

Flächensuffizienz drängt (CC, I2.2:3). Dieser mit der Suffizienz in Einklang stehende Grundsatz wird in 

der Praxis jedoch häufig von dem strategischen Ziel des Städtewachstums überlagert (MK, I4:19). Die 
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Interviewpartner*innen beschreiben die kommunale Flächenexpansion als eine Dilemmasituation: Zur 

Absicherung der kommunalen Haushalte sind die Städte zur Generierung von Einnahmen über den 

Flächenverkauf gezwungen: „Die Zwänge sind fiskalischer Art“ (HB, I5:90). Ohne den Zuwachs an 

Gewerbe- und Einkommenssteuern ließen sich viele als notwendig und mitunter als suffizient 

eingestufte Stadtentwicklungsprojekte nicht realisieren (HB, I5:90). Der Bevölkerungszuwachs erhöht 

jedoch wiederum die Ausgaben für Infrastruktur- und Dienstleistungen (CC, I2.1:37), weshalb 

Flächenexpansion aus Suffizienzperspektive nur in begrenztem Umfang stattfinden darf. Nach Herrn 

Clausnitzer muss das Städtewachstum, verbunden mit Zuzug und Infrastrukturausbau, hinterfragt 

werden: „Wie sieht denn das langfristige Konzept aus? Wo will man denn hin (...) mit dem Wachstum? 

[] [D]iese Frage stellt aber so offen keiner“ (CC, I2.1:37). Nach Frau Knak, „[geht es darum, das System] 

maßvoll auszuüben. Das heißt [] marktwirtschaftliche Prozesse nicht an ein Wachstumsdogma zu 

knüpfen, sondern zu sagen: Wo kann ich wachsen, wo geht das, wo ist das mit den Ökosystemen im 

Einklang?“ (AK, I5:101). In den Aussagen wird deutlich, dass die Interviewpartner*innen der Ökologie 

- bei gleichzeitig kritischer Hinterfragung der ökonomischen Wachstumsausrichtung - eine starke 

Gewichtung einräumen.  

Grundsätzlich gilt es aus Sicht der Suffizienz, die begrenzte Ressource Fläche besser auszunutzen. 

Hierfür bedarf es nach Auffassung der Expert*innen Maßnahmen der Umnutzung bestehender Flächen 

(AK, I5:76), der Reduktion der Wohnfläche pro Kopf (DB, I1.1:56), der Umverteilung von 

Individualflächen hin zu mehr Gemeinschaftsflächen oder neuer Wohn- und Arbeitskonzepte (DB, 

I1.2:9). Städte, welche Strategien der Flächensuffizienz verfolgen, zeichnen sich durch kompaktere 

Siedlungsstrukturen mit kurzen Alltagswegen, einer aktiven Gestaltung öffentlicher (Frei)flächen (DB, 

I1.2:7,9) sowie einer Neuaufteilung des Straßenverkehrs (AK, I5:76) aus.  

4.2.2 Technologien 

Das folgende Kapitel stellt die Interviewergebnisse vor, die Bezug auf die zweite Unterfrage nehmen: 

„Welche Verfahren, Apparate, Techniken werden genutzt, um bestimmte Problemsichten und [] 

Lösungsvorschläge nahe zu legen und so das Handeln anderer zu strukturieren“ (ROSOL 2013, S. 135)? 

Demnach sollen die politischen Technologien einer auf Suffizienz ausgerichteten Stadtentwicklung 

analysiert werden. Diese bestimmen, wie sich Rationalitäten in Formen des Handelns ausdrücken.  

Von grundlegendem Interesse war vor diesem Hintergrund das Planungsverständnis der 

Suffizienzakteur*innen. Dabei wurde deutlich, dass die Partizipation aus Sicht der Befragten heute 

zentraler Teil des Selbstverständnisses der Stadtplanung bzw. Kommune ist (HB, I5:72). Der Einbezug 

der Bürger*innen „gewinnt immer mehr an Gewicht“ (CC, I2.2:36) und ist zumindest bei größeren 

Planungsvorhaben Standard (CC, I2.2:55). Die kommunalen Expert*innen betonen, dass ein 
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regelmäßiger Austausch wichtig sei, um die Meinungen und Vorstellungen der Bürger*innen 

abzufragen. „Wir wollen für diejenigen, die in Hannover wohnen etwas machen und nicht gegen oder 

ohne [sie]. [D]a muss ich [] wissen: Was wird denn so gedacht“ (CC, I2.2:75)? Gespräche auf offener 

Straße seien „für beide Seiten sehr positiv“ (CC, I2.2:53): Bürger*innen können als lokale Expert*innen 

ihre Bedarfe äußern (MK, I4:49) und Anregungen einbringen (DB, I1.1:68). Der Austausch und die 

gemeinsame Lösungserarbeitung führen wiederum zu einer stärkeren Akzeptanz der Entwicklungen 

bzw. deren politischer Legitimierung (DB, I1.1:72, HB, I5:66). Gerade im Bereich der Suffizienz ist der 

frühzeitige Einbezug der Menschen vor Ort wichtig, da Suffizienzmaßnahmen persönliche Lebensstile 

betreffen (LH, I3:71). Die Vermittlung der Bedeutung von Suffizienz und deren positive Auswirkungen 

ist hier besonders notwendig (HB, I5:66), damit die geschaffenen Projekte angenommen werden (LH, 

I3:71). Die Interviewpartner*innen betonen jedoch auch die Schwierigkeiten, welche sich aus ernst 

gemeinten Bürgerbeteiligungserfahrungen ergeben können: „[M]an muss, wenn man Bürger beteiligt, 

[…] auch mit den Antworten leben können“ (MK, I4:63). Eine ergebnisoffene Herangehensweise birgt 

das Risiko, dass Planungsprojekte auf Widerstand stoßen, woraus ein Mehraufwand in der Planung 

entsteht - bis hin zum Scheitern von Projekten (MK, I4:63, CC, I2.2:59). „Aber darauf müssen wir uns [] 

einlassen“ (MK, I4:63). Hierin zeigt sich die Überzeugung der Befragten, dass Stadtentwicklung eines 

ergebnisoffenen Prozesses bedarf. Beteiligung muss nach Meinung der Interviewpartner*innen 

wertgeschätzt werden (DB, I1.168), darf nicht „pseudo“ (MK, I4:61) im Sinne einer „Alibiveranstaltung“ 

(CC, I2.2:53) sein. „Echte Partizipation ist extrem davon abhängig, ob die Bürger [] merken, […] ich 

werde nur gefragt zu Zielen, die sowieso schon feststehen oder ich kann mich tatsächlich einbringen in 

diesen Prozess“ (DB, I1.1:68). 

Dieses moderne, partizipative Planungsverständnis unterscheidet sich wesentlich von der früheren 

Stadtentwicklung (Vgl. Kapitel 3.3.2): „Früher hat man den Prozess eben [] so gemacht, dass […] [es] 

fast so ein bisschen ‚closed-shop‘ zwischen Verwaltung und Gemeinderat [war]“ (DB, I1.1:72).  

Man hat die nach dem Baugesetzbuch vorgeschriebenen Öffentlichkeitsbeteiligungen 
gemacht. [Zu der fast fertigen Planung] konnte man dann Anregungen [] geben und die wurden 
dann […] zum größten Teil […] zurückgewiesen, manchmal wurden sie aufgenommen, aber dass 
es [] zu einer gemeinsamen entwickelten Planung kommt, beziehungsweise dass die Planung 
noch einmal komplett umgestoßen wird aufgrund von Einwendungen der Bürger - eher selten. 
Und dieser Ansatz, der funktioniert nicht mehr (AK, I5:74).  

Frau Knappik sieht die Stadtverwaltung in einer „Moderationsrolle“, welche von Politik und 

Bevölkerung formulierte Ziele durch die Schaffung entsprechender Angebote umsetzt (MK, I4: 27). Die 

„schwierige Kunst“ besteht darin, Einzelinteressen zu einem Konzept im Interesse der 

Gesamtgesellschaft zu bündeln und abzuleiten: „Wohin soll die Reise gehen“ (CC, I2.2:38)?  
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„Trend der Zukunft [ist außerdem], dass man nicht pauschal Dinge entwickelt, sondern [] wirklich ins 

Kleine schaut“, „immer stärker in das Quartier hinein, weil da die Menschen leben, die […] am besten 

beurteilen können, was ihre Quartiere brauchen“ (MK, I4:57). Charakteristisch für moderne 

Stadtplanung ist die Ausrichtung von Entscheidungen an formulierten Leitbildern. Die 

Quartiersentwicklung „Hafen-Ost“ in Flensburg ist beispielsweise mit einem Suffizienzansatz und 

einem starken Einwohnerbeteiligungsansatz verknüpft. Dieser dient, so Herr Brüggemann, dazu, die 

Bedeutung der Suffizienz zu vermitteln und eine stärkere Akzeptanz in der Zivilgesellschaft für das 

Thema zu entwickeln. Die Partizipation wirkt als „politisches Argument […] weiter in den Entwicklungen 

voranzuschreiten“ (HB, I5:66). In Ravensburg wurde 2019 eine Klimakommission zur Erarbeitung eines 

Klimakonsenses einberufen. In dieser waren neben Gemeinderat und Stadtverwaltung auch geloste 

Bürger*innen vertreten. Ergänzend erfolgte eine Online-Beteiligung. Herr Bastin ist überzeugt, dass 

die Bürger*innen während dieses Verfahrens auch ihre eigenen Verhaltensmuster in Bezug auf die 

Nachhaltigkeit hinterfragt haben (DB, I1.1:68). Insofern kann Partizipation auch einen „stark 

pädagogischen Charakter“ haben (KAMLEITHNER 2009, S. 40).  

Die Interviewpartner*innen sind sich darin einig, dass Partizipation als „Schlüssel für eine erfolgreiche 

Implementierung von […] jeglicher Entwicklung“ (DB, I1.1:16) anzusehen ist, da der Gemeinderat bei 

gegebenem Rückhalt der Bevölkerung mutigere Entscheidungen treffen und Veränderungsprozesse 

anstoßen kann.   

[Partizipation] führt mehr dazu und intensiver dazu, dass das Ergebnis ein besseres wird, als 
wenn ich sage: die Stadt muss Macht ausüben und mit Strafen oder sonst irgendwelchen 
Prozessen das Verhalten ihrer Bürger [] lenken. Und ich glaube das funktioniert nicht (DB, 
I1.1:68). 

Dennoch sehen die Befragten eine Problematik kooperativer Verfahren in der Gewährleistung der 

Prozesseffizienz, „weil wir nicht mehr so furchtbar viel Zeit haben. Wir haben irgendwie noch 10 Jahre, 

um die entscheidenden Weichen zu stellen und wenn wir im Schneckentempo immer für jedes Quartier 

mehrere Jahre brauchen, dann werden wir das nicht schaffen“ (AK, I5:64).  

Wie aus den Interviews deutlich hervor geht, zielt eine Suffizienzpolitik darauf ab, das Thema der 

Suffizienz stärker im politischen und gesellschaftlichen Diskurs zu platzieren (HB, I5:34). Da Wissen die 

grundlegende Bedingung für eine Verhaltensänderung ist, stehen Informations- und Bildungsangebote 

im Fokus einer auf Suffizienz ausgerichteten Regierungsweise. Durch eine entsprechende 

Bildungspolitik sollen die Leitbilder in den Köpfen verändert werden (AK, I5:76, DB, I1.1:60). Lehrpläne 

sind in Richtung ökologischer Modellschulen anzupassen (DB, I1.1:62).  

Wir müssen es schaffen, in die Schulen zu kommen und die Kinder von Anfang an mitzunehmen 
und zu begeistern für das Thema: Ich verhalte mich anders und wenn ich mich anders verhalte, 
dann geht es mir nicht schlechter, sondern eigentlich geht es mir besser (DB, I1.1:60).  
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Anstöße können durch Überzeugungsarbeit gegeben werden (HB, I5:82). Um die Bevölkerung 

mitzunehmen, sollte die Kommune selbst Vorbild im Nachhaltigkeitsprozess sein. In Osnabrück 

versucht die Stadtverwaltung das Thema zum Beispiel durch E-Bikes als Dienstfahrräder vorzuleben 

(MK, I4:29). Des Weiteren können Beratungsangebote zur Verhaltensänderung beitragen (MK, I4:53). 

Ein Beispiel hierfür sind kommunale Kontaktstellen zur Wohnraumberatung, welche Optionen des 

flächensparenden Wohnens aufzeigen und Unterstützung beim Wohnungstausch, dem Teilen von 

Wohneinheiten etc. bieten (LH, I3:35; MK, I4:27).  

Die Anregung zu einem maßvollen Lebensstil erfolgt neben der Förderung von Wissen auch über eine 

Anreizpolitik (DB, I1.1:60). Die Notwendigkeit der Schaffung neuer städtischer Rahmenbedingungen 

wurde von den Expert*innen häufig thematisiert und wird als stärkster Ansatz der Stadtverwaltung 

erachtet (AK, I5:76). „[D]ie Stellschraube ist einfach attraktive Möglichkeiten zu schaffen mit anderen 

Rahmenbedingungen“ (MK, I4:53). Suffiziente Rahmenbedingungen folgen der Devise: 

„[R]essourcenarmes Leben begünstigen und andere Lebensweisen erschweren“ (AK, I5:64). Dies 

impliziert, dass „Angebote für ein ressourcenintensives Leben [] entweder teuer oder komplett 

zurückgefahren [werden]“ (AK, I5:78) und „nur noch oder überwiegend Angebote […] für 

ressourcenarme Lebensweisen“ (AK, I5:80) gemacht werden. Diese müssen darüber hinaus attraktiv, 

d.h. kostengünstig und einfach ausgestaltet sein (AK, I5:78). Herr Bastin ist „zutiefst davon […] 

überzeugt, dass wir es durch Qualität schaffen“ (DB, I1.1:68).  

Damit Suffizienz aus eigenem Antrieb gelebt wird, bedarf es der Einsicht, dass diese mit einer höheren 

Lebensqualität verbunden ist. Daraus ergibt sich ein selbst verstärkender Effekt, ein 

„Schneeballsystem“, das immer mehr Menschen für die Suffizienzidee gewinnt (DB, I1.2:41). Diverse 

Beispiele, wie die Pendlerpauschale oder das Baukindergeld, zeigen, dass die aktuell vorherrschenden 

Rahmenbedingungen ressourcenintensive Lebensstile unterstützen (AK, I5:84, MK, I4:53). Anschaulich 

wird dies nach Frau Knak am Beispiel der Straßenraumverteilung: Die häufig autogerecht ausgelegten 

Städte lassen aufgrund ihrer mehrspurigen Autofahrstreifen und Parkplätzen kaum Raum für Rad- und 

Fußgänger*innenverkehr. Eine Verbreiterung der Rad- und Fußwege, eine Reduktion der 

Parkmöglichkeiten sowie der Ausbau von preiswerten Car-Sharing-Stationen schafft hingegen konträre 

Mobilitätsanreize (AK, I5:76). Derartige Maßnahmen haben „natürlich auch einen ordnungsrechtlichen 

Charakter, aber […] es ist etwas anderes als zu sagen, ich verbiete es, mit dem Auto zu fahren“ (AK, 

I5:78). Damit ein Veränderungsprozess in Gang kommt, braucht es neben attraktiven 

Alternativangeboten Regulierungen, welche die Nutzung ungewollter Praktiken einschränken: „[E]s 

muss push und pull sein […], weil sonst werden diese Angebote auch gar nicht wahrgenommen, das […] 

gehört tatsächlich zusammen“ (DB, I1.1:78).  
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Der Gemeinderat verfügt mit dem Bebauungsplan über entsprechende Steuerungsinstrumente. Durch 

die Gestaltung der gebauten Umwelt kann in hohem Maße Einfluss auf Verhaltensweisen von 

Individuen genommen werden (LH, I3:63, CC, I2.2:3). Die sogenannte „kommunale Planungshoheit“, 

welche im Baugesetzbuch festgeschrieben ist, gibt Kommunen einen großen Gestaltungsspielraum. 

Aber auch durch die  Verwendung kommunaler Flächen kann die Gemeinde die Flächennutzung 

steuern (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 66). Beispielsweise kann eine Kommune die Flächenausweisungen 

im Außenbereich limitieren, die Flächennutzung und -vergabe über Erbbaurechte oder 

Konzeptvergaben steuern, sowie eine kompakte Bebauung mit vielen öffentlichen Freiflächen 

anstreben (AK, I5:76). Für diese Suffizienzmaßnahmen entscheidend, ist zum einen der politische Wille, 

zum anderen die Bereitstellung von Ressourcen, darunter Personalstellen und finanzielle Mittel (AK, 

I5:76, HB, I5:138). Welche Projekte umgesetzt werden, ist nach Einschätzung der kommunalen 

Expert*innen stark von den Personen in der Stadtverwaltung und deren politischer Programmatik 

abhängig (HB, I5:82). Innerhalb des politischen Rahmens kann die Stadtverwaltung durch die 

Priorisierung von Projekten Akzente in Richtung Nachhaltigkeit bzw. Suffizienz setzen (CC, I2.2:30). 

Gesetze im Sinne von Ge- und Verboten mit Sanktionscharakter auszusprechen ist nicht Aufgabe der 

Kommunen, sondern deren „hauptsächliche Gestaltungsmacht liegt im planerischen Bereich“ (AK, 

I5:78). Entsprechend stellt sich die Frage, ob es übergeordneten Regulierungen bedarf und welche 

Rolle in etwa der Staat einnehmen sollte (Vgl. Kapitel 4.2.3.1). Eine Notwendigkeit von Verboten ergibt 

sich, nach Frau Knak, jedoch aus den natürlichen Grenzen, welche die Ökologie setzt (AK, I5:78). 

Aufgrund des begrenzten städtischen Einflusses auf globale Konsummuster oder den 

Gesamtflächenverbrauch erscheinen Regulierungen auf höherer Ebene sinnvoll (DB, I1.1:84). Herr 

Bastin sieht beispielsweise EU-weite Beschränkung von Plastikartikeln als wichtigen regulatorischen 

Eingriff in den Markt an, um Unternehmen in Richtung einer nachhaltigen Produktionsweise zu lenken 

(DB, I1.1:82). Ebenso könnte nach Meinung einiger Interviewpartner*innen ein 

„Wohnflächenmoratorium“ einen sinnvollen, übergeordneten Rahmen für den Flächenschutz 

vorgeben (DB, I1.1:84; HB, I5:116, AK, I5:117). Dieser umstrittene Vorschlag, wäre eine planungs- und 

ordnungsrechtliche Vorgabe des Staates, welche eine Deckelung neuer Wohnbauflächen im 

Baugesetzbuch festschreiben würde. Eine zusätzliche Bebauung wäre nur durch Bevölkerungszuwachs 

zu legitimieren, ansonsten müsste die Versiegelung freier Flächen durch Abriss an anderer Stelle 

kompensiert werden (KOPATZ 2016, S. 4). Es wird jedoch kritisch zu bedenken gegeben, dass eine solche 

„von oben herunter“ beschlossene Regelung die Wünsche einiger Bevölkerungsgruppen, z.B. nach 

einem Eigenheim mit Garten, unerfüllt ließe (MK, I4:47,51). Hier schließt sich die Frage nach dem 

Wechselspiel von Freiheit und Zwang im Kontext der Suffizienz an, welcher in Kapitel 4.2.3.2 vertiefend 

nachgegangen wird.  
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In Bezug auf die „Technologien“ einer auf Suffizienz ausgerichteten Regierungsweise lassen sich 

folgende Ergebnisse festhalten: Um neue Rahmenbedingungen zu etablieren und damit 

Verhaltensweisen intuitiv in Richtung des Ressourcensparens zu lenken, ist ein Zusammenspiel 

unterschiedlicher Instrumente erforderlich. In den Gesprächen wurden einerseits Bildungs- und 

Informationsangebote hervorgehoben. Andererseits legt eine suffizienzfördernde Stadtverwaltung 

den Fokus auf die Umkehr bisheriger (Fehl)anreizstrukturen mit dem Ziel, eine suffiziente 

Lebensgestaltung einfach zu machen. Die Anreizpolitik ist nach Auffassung einiger 

Gesprächspartner*innen mit gewissen übergeordneten Regulierungen zu verbinden, weshalb ein 

stärker gestaltender Staat in Betracht gezogen wird (Vgl. Kapitel 4.2.3.1). Nichtsdestotrotz sind sich 

alle Befragten einig, dass eine freie Verhaltenssteuerung über Impulse die beste und effektivste 

Regierungstechnik darstellt. Es wurde betont, dass eine Verhaltensänderung nur aus eigenem Antrieb 

heraus und nicht durch „Drangsalierung“ zu bewerkstelligen ist. Dabei wurde deutlich gemacht, dass 

ein Planungsverständnis, welches top-down über die Köpfe der Stadtbevölkerung hinweg entscheidet, 

nicht mehr zeitgemäß ist und darüber hinaus als wenig erfolgsversprechend erachtet wird. Eine 

kooperative Projektentwicklung unter Einbezug der Öffentlichkeit wird als einzig richtiger Weg 

benannt, obwohl sich die Befragten der Zeitintensität und des Konfliktpotentials bewusst sind. Aufgabe 

der Kommune ist es, an (Nachhaltigkeits)leitbildern ausgerichtete Impulse zu setzen, 

Bürger*inneninteressen zu bündeln und am Ende eine Umsetzung zum Wohl der Gesamtbevölkerung 

einzuleiten. Auf diese Weise werden zufriedenstellende Ergebnisse erzielt, die sich durch ein hohes 

Maß an Akzeptanz auszeichnen und Veränderungsprozesse demokratisch legitimieren. Hierfür müssen 

Suffizienzprojekte positiv wahrgenommen und als solche im gesellschaftlichen Diskurs aufgenommen 

werden. So greifen alternative Angebote wie Mikroappartements oder gemeinschaftliches Wohnen 

und gesellschaftliche Nachfrage ineinander. 

4.2.3 Diskurse 

In den Leitfadeninterviews wurden die Einstellungen der kommunalen Akteure hinsichtlich der Rolle 

des Staates (Kapitel 4.2.3.1), dem Diskurs um Freiheit und Zwang (Kapitel 4.2.3.2) sowie der 

Verantwortung (Kapitel 4.2.3.3) erfragt. Die Erkenntnisse sind vor dem theoretischen Hintergrund 

Foucaults von Interesse, da sich in den Diskursen die gesellschaftlich geteilten „Wahrheiten“ und 

zugrundeliegenden Rationalitäten ausdrücken.  

4.2.3.1 Rolle des Staates 

Im Folgenden soll herausgearbeitet werden, worin nach Auffassung der Befragten die Aufgabe des 

Staates besteht. Wie in Kapitel 4.2.2 erwähnt, halten die Expert*innen stärkere Regulierungen zum 

Teil für angemessen und notwendig. Herr Brüggemann ist der Überzeugung, dass es eines stärkeren 
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Staates bedarf (HB, I5:68). Als „Kernelement“ des Neoliberalismus beschreibt er „eine starke 

Deregulierung, ein Zurückfahren vom Staat“ (HB, I5:105, Vgl. Kapitel 3.3.2). Er sieht „Einschränkungen 

von individuellen Freiheitsrechten im Sinne übergeordneter Ziele“ als etwas, was im Neoliberalismus zu 

kurz kommt (HB, I5:105). Der Staat, so Herr Clausnitzer, handelt im Gegensatz zu Privatpersonen im 

Sinne des Allgemeinwohls (CC, I2.2:65). Dennoch dürfen Staatseingriffe die individuellen 

Freiheitsrechte, welche im Grundgesetz verankert sind, nicht gefährden (AK, I5:97). „Wir wollen ja 

beweisen als westliche Welt, dass wir diese ökologischen Probleme [im Rahmen einer individuell 

freiheitlichen Gesellschaft] in den Griff bekommen können“ (AK, I5:101). Eine selbstbestimmte 

Lebensweise auf dem Boden der Marktwirtschaft ist nach Meinung von Frau Knak mit einer 

suffizienten Regierungsweise vereinbar, „aber wir müssen weg von dieser Wachstumsorientierung. 

Und da muss der Staat etwas stärker (...) regulieren“ (AK, I5:97). Frau Knak, selbst Juristin, verweist auf 

den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, wonach „das Klimaschutzgesetz von 2019 in Teilen mit 

den Grundrechten unvereinbar ist“ (DEUTSCHER BUNDESTAG 2021). Der Beschluss „verpflichtet den Staat, 

aktiv vorzubeugen, so dass es in Zukunft nicht zu unverhältnismäßigen Einschränkungen der 

Freiheitsgrundrechte der heute jüngeren Menschen kommt“ (DIE BUNDESREGIERUNG 2021; AK, I5:101). 

Insofern ist es Aufgabe des Staates, die Generationengerechtigkeit und planetare Grenzen im Blick zu 

behalten. Das Urteil entspricht damit dem populären Lehrsatz: Die persönliche Freiheit endet dort, wo 

die anderer beginnt (ULRICH 2021). Herr Bastin führt aus, weshalb es gewissen Regulierungen bedarf: 

„[E]s nur neoliberal zu machen, nur zu sagen es regelt der Markt und […] auf das 

Veränderungsbewusstsein zu hoffen, [dauert] […] bezogen auf unseren Klimaschutz […] einfach zu 

lange.“ Gleichzeitig „[scheint] nur Regulierung alleine [] nicht der richtige Weg zu sein.“ Es darf kein 

Gefühl der „Drangsalierung“ in der Bevölkerung entstehen, weshalb diese mehrheitlich in den 

Entstehungsprozess von Gesetzen miteinbezogen werden muss (DB, I1.1:76). Eine Neuausrichtung der 

Gesellschaft kann sich nur aus einem Wechselspiel aus Staatsregulierung und Bewusstseinsänderung 

ergeben: „Was der Staat macht, betrifft wieder das Bewusstsein der Menschen oder die kulturellen 

Leitbilder und andersherum. Also das ist so ein gegenseitiges Wechselspiel. Und da muss man ran“ (AK, 

I5:97). 

Hier spannt sich der Bogen zurück zu der in Kapitel 4.2.2 dargestellten Anreizpolitik. Sendet diese 

„unökologische“ Signale, wird Veränderungsbereitschaft bestraft. Um Individuen insofern auch von 

der individuellen Verantwortung, nachhaltig zu handeln, zu befreien (Vgl. Kapitel 4.2.3.3), bedarf es 

aus Sicht der Gesprächspartner*innen, zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele, einem „gestaltenden 

Staat“ mit erweiterten Partizipationsmöglichkeiten.  



38 
 

Der Wunsch nach übergeordneten Vorgaben wird auch in der Debatte um ein Flächenmoratorium 

geäußert (Vgl. Kapitel 4.2.2). Die Interviewpartner*innen sind der Meinung, dass ein schonender 

Umgang mit der Ressource Fläche nur durch überregionale Zusammenarbeit machbar ist.  

Es kann eben nicht eine Stadt alleine tun - könnte schon, aber es wäre witzlos. Es würde sogar 
im Zweifelsfall dazu führen, dass es zu größeren Fehlentwicklungen führt, die dann partout so 
nicht gewollt sind und deswegen, glaube ich, braucht es für bestimmte Prozesse tatsächlich 
übergeordnete Regelungen (DB, I1.1:84). 

Suffizienz sollte daher stärker vom Bund begünstigt werden (AK, I5:84). „[D]iese Leitbilder müssen 

stärker in die Förderbedingungen [] hinein“ (MK, I5:57). Zum Beispiel können Städtebaufördermittel 

die (energetische) Sanierung unterstützen (LH, I3:31). Über Fördermittel „kann man [] eine Menge 

bewegen und das schlichte Prinzip ist: Je mehr Geld, desto mehr geht auch“ (CC, I2.2:5). Hieran schließt 

sich die Forderung der Interviewpartner*innen nach einer besseren finanziellen Ausstattung des 

Staates an.  

Geld ist genug da. Leider nicht da, wo es hingehört. Und aus meiner Sicht: Die Kommunen 
brauchen es. […] Ich als Kämmerer einer Stadt, die seit [20 Jahren] defizitär ist […], [] brauche 
Geld und merke aber, wie schwierig es ist und dass auch die Umverteilungssysteme […] nicht 
so richtig funktionieren (HB, I5:86). 

„[D]as Generalthema [der] Finanzierung“ (CC, I2.2:5) wird von allen Interviewpartner*innen 

angesprochen. Die Problematik der „kommunalen Austerität“ (Vgl. Kapitel 3.3.2) zwingt Kommunen 

zu einer expansiven Bodenpolitik: „[D]ie Zwänge sind fiskalischer Art“ (HB, I5:90). Kritisiert wird, dass 

sich zu viel Geld im privaten Wohlstand befindet (HB, I5:86), „[a]lso Wenige Alles haben und Viele 

Nichts haben“ (AK, I5:107). Vermögen zu verteilen, so Frau Knak, sei der Ansatz der sozialen 

Marktwirtschaft gewesen, auf dessen Grundlage die deutsche Wirtschaftsordnung entstand. 

Charakteristisch war deren klare sozial- und umweltpolitische Rahmensetzung sowie die Kontrolle 

wirtschaftlicher Macht durch eine starke Monopolkommission (HB, I5:105).  

4.2.3.2 Freiheit und Zwang 

Wie in Kapitel 4.2 herausgearbeitet, werden Regulierungen von den Befragten als legitim erachtet, um 

Fehlentwicklungen zu vermeiden und eine Qualitätsverbesserung für die Allgemeinheit zu erzielen. 

Eine gewisse Beschränkung der individuellen Handlungsfreiheit dient dem langfristigen Erhalt der 

Ökologie. Staatliche Regulierungen sollen vor einem Zusammenbruch unseres Ökosystems schützen, 

„denn zum Schluss haben wir dann gar keine Freiheit mehr, wenn das passiert“ (AK, I5:101). Frau Knak 

betont, dass Regulierungen kein Spezifikum der Suffizienz darstellen. Aus ihrer Sicht habe der Staat 

immer reguliert. „Er hat [] auch im Rahmen der letzten 70 Jahre ständig reguliert. Nur eben in eine 

andere Richtung, er hat [zum Beispiel] autogerechte Städte geschaffen“ (AK, I5:97). 
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Zusammenleben basiert aus Sicht der Suffizienzakteur*innen auf Einschränkungen des Selbst für das 

Gemeinwohl (HB, I5:105). Die Debatte um die Einschränkung der persönlichen Entscheidungsfreiheit 

zum Wohle der Allgemeinheit ist seit der Covid-19 Pandemie aktueller denn je. Herr Bastin zeigt 

anhand des Beispiels der „Impfverweigerer“, wie die Gesellschaft sich uneinig ist, ob Geldstrafen ein 

legitimes und sinnvolles Mittel zur Verhaltensänderung darstellen (DB, I1.1:66). Die mittlerweile zur 

Debatte stehende, stark umstrittene, Impfpflicht zwänge Individuen zu einer Handlung, welche nach 

wissenschaftlichen Erkenntnissen und gesellschaftlich mehrheitlich geteilten Wahrheiten, dem Wohl 

der Allgemeinheit diene (MARKWARDT 2021). Herr Brüggemann zieht eine Parallele der Pandemie zu 

den, sich in Zukunft durch den Klimawandel verschärfenden, Krisen: 

Vielleicht ergibt sich daraus […] wieder ein Bewusstsein neben meiner Individualität das Thema 
Solidarität und Mitmenschlichkeit […] herauszuprägen und zu sagen: Das brauchen wir 
eigentlich in solchen Situationen. Und […] wenn sich […] ein gesellschaftliches Bewusstsein 
möglicherweise herauskristallisiert, kann […] dieses Suffizienzkonzept […] auf fruchtbaren 
Boden fallen (HB, I5:134). 

Die Suffizienz rückt den Wert der Gemeinschaft stark ins Zentrum. 

Letztendlich geht es […] um die Frage: Wie gestaltet man das Zusammenleben, eigentlich auch 
das „Wir"? Und ich glaube, […] dass man durch suffiziente Ansätze […] das Thema 
Gemeinschaft leben, eigentlich beleben muss. Ohne Gemeinschaft funktioniert Suffizienz nicht 
(HB, I5:134). 

Suffizienzmaßnahmen nutzen das Ressourcen-Einsparungspotential durch Mehrfachnutzung und 

Teilhabe (LH, I3:59; MK, I4:55) und stehen damit dem „starken Individualismus“ (HB, I5:134; LH, I3:59), 

welcher Exklusivität großschreibt, entgegen. Beispielsweise kann die individuelle Wohnfläche pro Kopf 

reduziert werden durch attraktive, öffentlich nutzbare Räume, aber auch eine Bibliothek ist im Grunde 

genommen ein Suffizienzprojekt (HB, I5:134). Die Befragten sind der Meinung, dass eine attraktive 

Außenraumgestaltung der Quartiere zu einer Hinterfragung der Größe des persönlichen Rückzugsortes 

führt (LH, I3:59):  

Ich brauche meine Wohnung natürlich und meinen zurückgezogenen Raum […], aber ich habe 
ein so attraktives Quartier, dass ich […] gerne im Außenraum lebe […] und dadurch auch gar 
keinen Qualitätsverlust erlebe, sondern […] ich habe […] auch an Lebensqualität gewonnen, 
weil (...) das, was mir die Stadt bietet, […] ist eben in der Zukunft kein Parkplatz mehr, sondern 
das sind attraktive Aufenthaltsräume und Freiflächen, die die Menschen gerne in Anspruch 
nehmen (DB, I1.2:7). 

Die Interviewpartner*innen betonen, dass Suffizienz nicht (nur) zu einer persönlichen 

Freiheitsbeschränkung führe, sondern mit dem Gewinn neuer Freiheiten bzw. der Rückgewinnung von 

Verhaltensmustern einhergeht: Hierunter nennen die Befragten die Fahrrad- und 

Fußgängerfreundlichkeit, verbunden mit der Freiheit von Autolärm, die Vorzüge kurzer Alltagswege, 

sowie die Freiheit von Konsumzwängen im öffentlichen Raum (AK, I5:136). „Um Suffizienz zu 
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vermitteln, muss man positive Bilder malen“ (AK, I5:70). Die Menschen müssen erkennen, dass 

Andersverhalten nicht zu einer Verschlechterung, sondern zu einer Verbesserung der Lebensqualität 

führt (DB, I1.1:60). Gerade das Leben in Gemeinschaft bringt viele Vorteile mit sich: Entscheiden sich 

zum Beispiel ältere Personen für gemeinschaftliches Wohnen, profitieren diese von weniger 

Einsamkeit, einer reduzierten Arbeitslast und können einen Umzug in ein Pflegeheim unter Umständen 

vermeiden (LH, I3:75).  Die Interviewpartner*innen sind überzeugt, dass Städte, die sich bereits heute 

mit dem Thema der Suffizienz beschäftigen, „im Wettbewerb mit den anderen Städten […] ein bisschen 

die Nase vorne haben“ (DB, I1.2:41, CC, I2.1:13). In Zukunft wird also zunehmend von einem 

Veränderungszwang in Richtung Ökologie ausgegangen. 

4.2.3.3 Verantwortung 

In den Interviews sollte erfragt werden, bei wem die Suffizienzakteur*innen die Verantwortung für 

eine ökologische Gesellschaftstransformation sehen. Grundlegend wird von einer Eigenverantwortung 

ausgegangen: „[J]eder hat [] erst einmal eine individuelle Freiheit und auch Verantwortung für sein 

persönliches Handeln“ (CC, I2.2:65). Dennoch wird eine Verhaltensänderung von Seiten der 

Bürger*innen von Herrn Bastin als schwierig eingeschätzt, sofern regulatorische Staatseingriffe 

ausbleiben. Zu erwarten, die Nachfragemacht könne Unternehmen zu Nachhaltigkeit bewegen, ist 

trügerisch, da der Markt Konsument*innen täusche und der Herstellungsprozess von Produkten zu 

wenig nachvollziehbar sei (DB, I1.1:82).  

Die Interviewpartner*innen betonen am Beispiel der Debatte um ein Flächenmoratorium (Vgl. Kapitel 

4.2.2 und 4.2.3.1), dass durch dessen bundesweite Geltungskraft ein „Ausspielen“ der Städte (CC, 

I2.1:45) verhindert werden könne. Aufgrund der interkommunalen Vernetzung könne keine Kommune 

unabhängig ihrer Nachhaltigkeitsverantwortung nachkommen, ohne finanzielle Nachteile in Kauf zu 

nehmen. Eine absolute Limitierung der Flächenausweisung erfordere, dass „man […] so vertrauensvoll 

zusammenarbeite[t], dass man wirklich die Einnahmen und die Ausgaben, die sich auf Flächen 

beziehen, miteinander gerecht teilt“ (AK, I5:117). Das regulative Instrument des Flächenmoratoriums 

ermögliche eine verantwortungsvolle Flächenvergabe und sorge dafür, dass Flächenschutz - zum 

Beispiel die Ausweisung eines Naturschutzgebiets - finanziell nicht nachteilig wäre. Von dieser Denkart 

seien Kommunen bislang allerdings „noch weit entfernt“ (ebd. 117,119; CC, I2.1:45; MK, I4:43).  
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5. Diskussion 

Das folgende Kapitel greift die in Kapitel 4.2 vorgestellten Ergebnisse auf und diskutiert diese vor dem 

theoretischen Hintergrund der Gouvernementalität. Hierbei werden die empirischen Erkenntnisse 

über eine auf Suffizienz ausgerichtete Regierungsweise mit den Aussagen der governmentality studies 

zur neoliberalen Regierungsweise in Bezug gesetzt. Dies erfolgt anhand der drei strukturgebenden 

Unterfragen (Kapitel 5.1, 5.2 und 5.3), welche es zu beantworten gilt. Es folgt eine Reflexion über die 

in dieser Arbeit verwendete Vorgehensweise sowie über die Bedeutung dieser Forschungsarbeit 

(Kapitel 5.4). 

5.1 Rationalitäten  

Anhand der in Kapitel 4.2.1 vorgestellten Ergebnisse, soll die erste Unterfrage beantwortet werden: 

Welches sind die politischen Rationalitäten, die einer auf Suffizienz ausgerichteten 

Stadtentwicklungspolitik zugrunde liegen?  

Aus den Aussagen der Gesprächspartner*innen wurde deutlich, dass die Suffizienz als wichtige 

Strategie für die Bewältigung der Klimakrise eingestuft wird. Nichtsdestotrotz wurde deren Etablierung 

als herausfordernd beschrieben. Die für die Suffizienzstrategie wesentliche Wachstumskritik zeigt sich 

in der kritischen Einstellung der Befragten gegenüber der kommunalen Flächenexpansion. Um 

Freiflächen zu schützen, werden alternative Maßnahmen wie die Umnutzung bestehender Flächen, 

die Nachverdichtung und Verkleinerung der Wohnfläche pro Kopf umgesetzt. Diese suffizienten 

Handlungspraktiken widersprechen den „klassischen“ neoliberalen Problemlösungsansätzen, welche 

bei Bedarf neue Flächen am Stadtrand ausweisen. Hierin zeigt sich die Rationalität der Suffizienz. Aus 

dem Respektieren global begrenzter Ressourcen (in diesem Fall Freiflächen), resultiert eine 

Hinterfragung der Bedürfnisse. Diese bewusste Abwägung unter starker Berücksichtigung der 

Ökologieaspekte kennzeichnet suffizientes Handeln.  

Die Ökologie bildet aus Suffizienzperspektive die Basis, nach der sich die Ökonomie zu richten hat. Die 

Grenzen der Ökologie sind in der Denkweise der Suffizienz als Maß aller Handlungen anzusehen. 

Wachstum wird abgelehnt bzw. hat sich innerhalb dieser, für die Umwelt verträglichen, Dimensionen 

abzuspielen. Diese Denkart kehrt Wahrheiten wie „Wohlstand durch Wachstum“ in „Wohlstand ohne 

Wachstum“ um. Nach Hofmeister et al. sind die drei Säulen der Nachhaltigkeit – Ökologie, Ökonomie 

und Soziales – aus Postwachstumsperspektive nicht gleich zu gewichten, sondern die Ökologie ist 

„unverrückbares Fundament“ (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 48) der Gesellschaft und damit „nicht 

verhandelbar“ (ebd. S. 53). Wie der Club of Rome es 2017 beschrieb, ist die Ökonomie als „Subsystem 

der Ökosphäre“ (ebd. S. 64) einzuordnen. Die Priorisierung der Ökologie gegenüber der Ökonomie 
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stellt eine Umkehr der neoliberalen Denkmuster dar und ist Wesenskern einer Rationalität der 

Suffizienz. Handlungsweisen werden entsprechend mit anderen normativen Wertungen aufgeladen 

(FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 83): Genügsamkeit im Umgang mit Ressourcen wird als positiv bewertet, 

während verschwenderischer Konsum verurteilt wird. Die Suffizienz ist konträr zur neoliberalen 

„Regierung des Konsums“ (HÄLTERLEIN 2014) darum bemüht, die Gesellschaft von dem Wissen über 

begrenzte Ressourcen und der unausweichlichen Mäßigung individuellen Konsums zu überzeugen.  

Nach Foucault bringen die politische Rationalität und Wissensordnung des Neoliberalismus 

unternehmerische Subjekte hervor (Vgl. Kapitel 3.3.1). Rationalitäten prägen die Vorstellungen über 

„richtiges“ Regieren (SCHIPPER 2010, S. 37). Auftauchende Probleme werden von einer Regierung nach 

bestimmten Interventionsformen gelöst (LEMKE 2000, S. 32). Dabei sind Machtausübende in der Lage, 

festzulegen, wann Aussagen als wahr zu gelten haben (ebd., S. 32). Auch alternative Praktiken wie die 

einer auf Suffizienz ausgelegten Regierungsweise basieren auf derartigen Spielregeln, allerdings gelten 

andere Wahrheits- und Wissensregime als in hegemonialen Praktiken (LINNEMANN 2018, S. 241). Die 

Denkart der Suffizienz läuft den in unserer Gesellschaft eingeschriebenen Strukturen entgegen. 

Rationalitäten schaffen „Konstellationen, in denen bestimmte Handlungen nahe gelegt werden und 

andere unwahrscheinlich gemacht werden“ (FÜLLER & MARQUARDT 2015, S. 83).  

Die zu einer bestimmten Zeit vorherrschenden Rationalitäten spiegeln sich auch in der Ausgestaltung 

des städtischen Raumes wider. Beispielsweise veränderten sich die Städte nach dem zweiten Weltkrieg 

drastisch unter dem Leitbild der „autogerechten Stadt“. Die Suffizienz stellt die derzeitigen, als 

„normal“ geltenden Gesellschaftsverhältnisse in Frage und erachtet eine umfassende 

Gesellschaftstransformation nach Ökologieaspekten als notwendig. Technische Lösungen allein 

werden als nicht ausreichend angesehen, weshalb für eine lebenswerte Zukunft auch ein 

gesellschaftlicher Verhaltenswandel gefordert wird. Um Städte tatsächlich nachhaltig zu machen, 

müssen aus Sicht der kommunalen Expert*innen Veränderungen auf struktureller Ebene und der 

gesellschaftliche Wertewandel ineinandergreifen.  

Individuen sollen zu ökologischem Verhalten bewegt werden. Die radikale Umkehr bisheriger 

Verhaltensmuster stößt, wie die Interviewpartner*innen beschreiben, immer wieder auf Widerstand, 

da die gewohnten persönlichen Lebensstile angegriffen werden. In der Ablehnung des Wachstums, auf 

welches die neoliberale Gesellschaft gepolt ist, liegt das widerständige Potential der 

Suffizienzstrategie. Hieraus begründet sich deren politische und gesellschaftliche Randstellung. 

Augenscheinlich wird dies an der, von den Befragten angesprochenen, Vermeidung des 

Suffizienzbegriffs im politischen Kontext und dessen geringer Popularität in der Bevölkerung. Bislang 

gehören die Kommunen, welche die Suffizienzstrategie ernsthaft in deren Masterplänen 

berücksichtigen, zur Minderheit.  
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5.2 Technologien  

Welche Regierungstechniken zur Umgestaltung im Sinne einer suffizienten Rationalität eingesetzt 

werden (Unterfrage 2), wird im folgenden Kapitel anhand der in Kapitel 4.2.2 präsentierten Daten 

evaluiert. Die Untersuchung der Technologien des Regierens ist zentral, um die Formung von 

Subjektidentitäten unter spezifischen Denkweisen zu verstehen. 

Die modernen, von Foucault beschriebenen, Regierungspraktiken gehen nicht mehr von einer fixen 

Norm aus, die disziplinieren soll, sondern aus der Beobachtung der Wirklichkeit wird eine flexible Norm 

geschaffen. Damit einher geht eine neue Bedeutung der Bevölkerung, welche nach Foucault „nicht nur 

„Objekt“ [ist], das der Regierung bedarf, sie ist auch „Subjekt“, das der Regierung sagt, was sie zu tun 

hat“ (Foucault 2004, zitiert nach KAMLEITHNER 2020, S. 6). Stadt wird also nicht mehr als eine 

„Maschine“ gedacht (KAMLEITHNER 2009, S. 40), sondern es soll nach Aussagen der Befragten auf die 

spezifischen Bedürfnisse in Quartieren eingegangen werden. Zudem wurde in den Interviews die 

Bedeutung kommunaler Partizipationsprozesse betont. Hierin zeigt sich das in Kapitel 3.3.2 

thematisierte moderne Planungsverständnis. In der Auflehnung gegen die „paternalistischen 

Planungsmodelle“ zeigte sich der Wunsch nach einer, über reine Informationsangebote 

hinausgehende, Kooperation mit der Bürger*innenschaft. Zudem wurde deutlich gemacht, dass das 

differenzierte Raumbild eine projektorientierte Planung erfordere (ebd., S. 30). Punktuelle 

Entwicklungen (ebd., S. 38) und eine verstärkte Eigenaktivität der Individuen sind für die 

postfordistische Stadt kennzeichnend (KAMLEITHNER 2020, S. 6). Dieser Wandel im Planungsverständnis 

wird häufig als ein Rückzug der Politik, ersetzt durch den Markt und eine demokratischere Planung, 

diskutiert (KAMLEITHNER 2009, S. 29). Wie Kamleithner in Anschluss an Foucault herausarbeitet, handelt 

es sich hingegen nicht um einen Rückgang an Regulierung, sondern lediglich um eine andere 

Regulierungsform: In der neoliberalen Regierungsweise sind Planung und Freiheit verschränkt und die 

individuelle Freiheit wird zu einer Ressource des Regierungshandelns gemacht (ebd. S. 19). Macht wird 

heute nicht mehr top-down durch staatliche Autoritäten ausgeübt, sondern wirkt indirekt durch 

„Führung zur Selbstführung“ auf Subjekte ein, welche sich infolge verinnerlichter Werte in effektiver 

Weise selbst regieren. Städtische Alltagspraktiken, wie zum Beispiel das Wissen darüber, dass man auf 

der Rolltreppe rechts steht, funktionieren ohne Verbote oder Strafen, sondern basieren auf der 

Kooperation der Bürger*innen. Foucault nennt das „Regieren auf Distanz“ (MARQUARDT 2020, S. 28). 

Zur Bereitstellung von Dienstleistungen und Infrastrukturen (der kommunalen Daseinsvorsorge), 

bedarf es dem Wissen über die Verhältnisse in der Bevölkerung (FACH 2020, S. 128). Ein Instrument 

hierfür sind Partizipationsprozesse. Sie geben Aufschluss über den Diskurs in der Bevölkerung zu 

entsprechenden Themen und Entwicklungsvorhaben. Gleichzeitig dient die Einbindung der 

Bürger*innen der Legitimation von Entwicklungsprozessen.  
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Kamleithner sieht in der Partizipation eine neoliberale Regierungsstrategie. Sie argumentiert, an 

Foucault anschließend, dass Bürger*innen durch internalisierte Denkmuster die städtischen 

Entwicklungsziele stützen und aktiv vorantreiben sollen. Somit stellt Partizipation eine erwünschte 

Form der Selbstführung dar, welche an das (neoliberale) Selbstverständnis von Individuen geknüpft ist. 

Entsprechend, so Kamleithner, sollen Partizipationsprozesse Bürger*innen zu „Angestellten“ des 

„Unternehmens Stadt“ machen (KAMLEITHNER 2009, S. 40), wobei diesen durchaus ein widerständiges 

Potential zugesprochen wird. Die Aufgabe der modernen Raumplanung sieht Kamleithner darin, 

„Prozesse der Selbstorganisation anzustoßen und zu steuern“ (ebd., S. 36). Nach dieser Auffassung ist 

Partizipation in der Denkart Foucaults eine Technik zur Formierung von Subjekten.  

Aus den Aussagen der befragten Suffizienzakteur*innen lässt sich schließen, dass diese 

Regierungstechnologie auch in einer auf Suffizienz ausgerichteten Stadtpolitik Anwendung findet. 

Entsprechend werden Partizipationsprozesse unter Vorgabe nachhaltiger Leitbilder als Strategie 

genutzt, um die Denkweisen der Stadtgesellschaft zu beeinflussen. Bürger*innen sollen zur Verfolgung 

von Nachhaltigkeitszielen aus eigenem Antrieb heraus angeregt werden. Indem demokratischen 

Prozessen bei der Umsetzung von Suffizienz ein hoher Stellenwert zugesprochen wird, soll die 

Gesellschaft mitgenommen- und eine Spaltung vermieden werden. Hiermit soll nicht gesagt werden, 

dass Entwicklungsziele (in diesem Fall Suffizienz) starr vorgegeben und indoktriniert würden ohne 

Berücksichtigung von Widerstand. Vielmehr ist davon auszugehen, dass der offene Diskurs, in etwa 

über städtisches Wachstum, zu einer aktiven Hinterfragung anregt. Partizipation kann daher als 

wechselseitiger Austausch gesehen werden: Planende geben den Bürger*innen aktivierende Impulse 

und nehmen deren Impulse gleichzeitig wertschätzend auf. Nach diesem Verständnis setzt eine auf 

Suffizienz ausgerichtete Regierungsweise Partizipationsprozesse ebenfalls als sanfte Steuerungsform 

ein. Sie „wirbt“ jedoch für Planungsvorhaben, welche auf andere (nicht wachstumsorientiere) Ziele 

ausgerichtet sind.  

Die Internalisierung ökologischer Rationalitäten und eine entsprechend suffiziente Selbstführung ist 

das Ziel einer Suffizienzpolitik. Die Machtmechanismen zu dessen Erreichung unterscheiden sich dabei 

weniger als angenommen von denen einer neoliberalen Regierungsweise. Aus den Ergebnissen geht 

vielmehr hervor, dass - ähnlich zur neoliberalen Regierungsweise - hauptsächlich machtvolle 

Selbstführungsmechanismen wirken. Die Lenkung erfolgt, ganz im Sinne Foucaults, nicht mehr über 

Zwang und Disziplin, sondern über eine subtile Beeinflussung der Subjekte. Lenkung erfolgt somit über 

verinnerlichte Werte und Selbstreflexion bzw. in den Worten Foucaults über „Selbstführung“ (Vgl. 

Kapitel 3.1.5).  

Damit Subjekte aus eigener Überzeugung heraus suffizient handeln, müssen Suffizienzmaßnahmen im 

gesellschaftlichen Diskurs positiv bewertet werden. Auf diese Weise kann eine selbstverstärkende 
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Bedeutungsverschiebung in Richtung Ökologie in Gang kommen. Die große Herausforderung der 

Suffizienz liegt in dem Aufbrechen tief verwurzelter, ressourcenintensiver Leitbilder, Statussymbole 

und Lebensstile.  

Information und Bildung wurden von den Interviewpartner*innen als eine zentrale Führungsstrategie 

benannt, um Suffizienz positiv zu vermitteln, zu kritischem Denken anzuregen und über ökologische 

Zusammenhänge aufzuklären. Die Hinterfragung, welche unter anderem durch Partizipationsprozesse 

angestoßen werden kann, ist ein wichtiger Schritt hin zu einer ökologischen Transformation. Wissen 

gilt als Voraussetzung für die als notwendige erachtete Verhaltensänderung.  

Nach Foucault hängen Macht und Wissen unmittelbar zusammen, da Macht in der Moderne durch 

diskursive Wissensordnungen, die sich durchsetzen, entsteht (REITZ 2014, 2:17 - 2:24, Vgl. Kapitel 

3.2.2). „Jede Machtausübung [generiert] ein bestimmtes Wissen [] und umgekehrt [geht] jedes Wissen 

mit einer bestimmten Machtausübung einher[]“ (CHWISTEK 2008, S. 9). „Individuen werden also erst 

durch Machtverhältnisse bzw. gesellschaftliche Wissensformen als Subjekte geformt und aktiviert“ 

(SCHIPPER 2010, S. 27). Um die Basis für eine kritische und umweltbewusste Folgegeneration zu 

schaffen, muss Bildung eine positive Sicht auf die Natur vermitteln. „Nichtwissen darf kein Grund mehr 

für fehlendes Handeln sein“ (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 68). Bildung stellt insofern eine machtvolle 

Regierungstechnologie dar. Gleichzeitig handelt es sich um eine Form der Responsibilisierung, durch 

welche Individuen für deren (möglichst nachhaltige) Lebensführung selbst verantwortlich gemacht 

werden (BUSCHMANN & SULMOWSKI 2018, S. 282; Vgl. Kapitel 5.3).  

Das Klischee, Suffizienz sei gleichbedeutend mit einer starken Fremdbestimmung mit Zwangscharakter 

(„Ökodiktatur“), wird in den Interviews dekonstruiert. Verbote werden von den Expert*innen weder 

auf kommunaler Ebene verortet noch als sinnvolle, primäre Regierungsstrategie erachtet, sofern diese 

nicht von der breiten Gesellschaft legitimiert sind. Dennoch könnte die Dringlichkeit des Kampfes 

gegen den Klimawandel zu autoritärem Vorgehen verleiten, auf Kosten der Partizipation (Fischer 2017, 

zitiert nach SCHOPHAUS 2019, S. 145). Eine Suffizienzpolitik entspricht der von Foucault beschriebenen 

gouvernementalen Machtausübung, da die Strategien nicht auf eine Subjektunterdrückung abzielen, 

sondern zu einer Subjektproduktion im Sinne einer ökologischen Selbstführung in alltäglichen 

Praktiken anregen sollen (Vgl. Kapitel 3.1.5). 

Eine ökologische Selbstführung und der hierfür nötige Wertewandel müssen, nach Auffassung der 

Befragten, Gesetzesänderungen vorangehen. Dennoch wird deutlich, dass ein kultureller Wandel hin 

zu verstärkt suffizientem Handeln nicht allein aus Individuen heraus passieren kann. Die globale 

Klimagerechtigkeitsbewegung wächst. Dabei fordert die Zivilgesellschaft, welche zunehmend 

Verantwortung für klimafreundliches Verhalten übernimmt, die Politik zu mehr Handlung auf. Das 
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Engagement Einzelner beziehungsweise von Gruppen kann einen Transformationsprozess lediglich 

anstoßen. Für einen konsequenten Klimaschutz bedarf es jedoch auch der politischen Durchsetzung. 

Die Suffizienz wird daher als „Aufgabe“ gesehen, welche sowohl vonseiten der politischen Planung als 

auch von Einzelnen anzugehen ist (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 54f, KOPATZ 2016, S. 36; Vgl. Kapitel 5.3). 

Zivilgesellschaftliches Bemühen muss mit entsprechenden politischen Rahmenbedingungen Hand in 

Hand gehen, da sich Strukturen und Möglichkeiten wechselseitig bedingen.  

Ein wichtiges Instrument zur Förderung von Suffizienz besteht insofern in der Neugestaltung der 

städtischen Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen. Nach Foucault sind Rahmenbedingungen ein 

Ausdruck politischer Macht, da diese den Bereich möglichen Handelns zuschneiden (FÜLLER & 

MARQUARDT 2015, S. 74). Diese Form der indirekten Machtausübung fügt sich in das moderne 

Planungsverständnis, welches Lenkung durch Zwang ablehnt. Indem sich Standards ändern, wird 

nachhaltiges Handeln intuitiv zur Norm im Sinne einer „Ökoroutine“ (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 54). 

Ziel einer „Suffizienzpolitik“ ist es also, ein ressourcensparendes Leben durch veränderte 

Rahmensetzung und Anreizstrukturen zu erleichtern (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 55, KOPATZ 2016, S. 3). 

Nachhaltiges Handeln wird intuitiv, während verschwenderische Lebensstile gleichzeitig erschwert 

werden (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 7). „Die Erleichterung hat einladenden, die Bestärkung fordernden 

Charakter. Beide sind nötig“ (LINZ & SCHERHORN 2011, S. 10). Die kommunale Planungshoheit verleiht 

den Kommunen die Macht, städtische Räume so auszugestalten, dass ressourcenarmes Alltagshandeln 

intuitiv zur Norm wird. Als Beispiel dieses Wechselspiels kann die Schaffung eines 

benutzerfreundlichen, öffentlichen Nahverkehrs gesehen werden bei gleichzeitiger Verknappung 

kostenfreier Parkmöglichkeiten. Eine derartige Politik würde den Anreiz setzen, den Individualverkehr 

zurückzufahren und stattdessen ressourcenschonendere Mobilitätsformen zu nutzen (ebd., S. 10). Als 

weiteres Beispiel wurde die Reduktion von Privatflächen durch die Schaffung attraktiver, 

multifunktional nutzbarer öffentlicher Räume genannt, wodurch nebenbei die Lebensqualität in 

Quartieren angehoben werden kann. 

5.3 Diskurse  

Die qualitativen Interviews gaben Aufschluss über die Einstellung der kommunalen Akteure zur Rolle 

des Staates, Freiheit und Zwang sowie zur Frage der ökologischen Verantwortung. Welche Wahrheiten 

in diesen Diskursen konstruiert werden und inwiefern sich diese von der neoliberalen Perspektive 

unterscheiden (Unterfrage 3, Vgl. 4.1), wird im Folgenden diskutiert. Der Diskurs um die Rolle des 

Staates steht in direktem Zusammenhang mit der Frage nach Freiheit und Zwang sowie dem Aspekt 

der Verantwortung. In den Gesprächen mit den kommunalen Akteur*innen wurde deutlich, dass sich 

deren Freiheitsverständnis von dem des Neoliberalismus unterscheidet. Dieses soll vor dem 

machttheoretischen Hintergrund Foucaults analysiert werden. 
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Grundlegend setzt Macht nach Foucault Freiheit voraus (BRÖCKLING 2018, S. 35f, Vgl. Kapitel 3.2.2). 

Andersverhalten ist somit möglich, was sich zum Beispiel im Scheitern von Projekten durch 

Bürgerbegehren zeigt. Ohne jegliche Wahlfreiheit wäre von Zwang zu sprechen (HÄLTERLEIN 2014, S. 

20f). Die städtischen Vertreter*innen einer Suffizienzpolitik sprechen sich für einen stärkeren Staat mit 

einer ökologischen Neuorientierung aus. Eine „Ökodiktatur“, welche suffizientes Handeln erzwinge, 

wird hingegen als falsche Darstellung erachtet. Aus den Aussagen der Interviewpartner*innen geht 

hervor, dass diese sich klar für die persönliche Handlungsfreiheit und Demokratie aussprechen. 

Dennoch werden staatliche Rahmenbedingungen, innerhalb derer Freiheitsrechte gegeben sind, als 

notwendig angesehen. So bedarf es stellenweise übergeordneten Regulierungen, welche die 

individuelle Freiheit beschränken zum Schutz der Freiheit zukünftiger Generationen sowie unserer 

Ökosysteme. Im Sinne der Allgemeinheit rechtfertigt eine Suffizienzpolitik eine - durch Regulierungen 

„erzwungene“ - gemäßigte Auslebung individueller Freiheiten. „Es werden Gesetze und Verordnungen 

den Raum abstecken, innerhalb dessen genügend Freiheit herrschen kann“ (KOPATZ 2016, S. 36). 

Regulative Interventionen dienen paradoxerweise (sowohl für suffiziente als auch für ökonomische 

Zielsetzungen) der Sicherung von Freiheit, sodass „ein Mehr an Freiheit durch ein Mehr an Kontrolle 

und Interventionen“ erreicht werden kann  (GEHRING 2020, S. 159).  

Die neoliberale Behauptung, persönliche Freiheiten würden durch Staatseingriffe (nur) beschränkt, 

wird zurückgewiesen. Vorwürfe, Suffizienz verletze die Entscheidungsfreiheit und sei unvereinbar mit 

der Demokratie (LINZ 2015, S. 8), sind aus Sicht der Befragten zurückzuweisen. Diese Position wurde 

durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Klimaschutzgesetz (Vgl. Kapitel 4.2.3.1) 

untermauert. 

Im Grunde stellt dieses Urteil eine Modernisierung und zugleich Befreiung der Freiheit dar. Denn 
die hatte sich in Teilen verirrt und verrannt. Zu sehr wurde sich an den Verbrauch von Natur 
und an das Emittieren gekettet, der Fallout dieser Art von Freiheit war der Zwang – immer 
mehr, kumulativ, zuweilen exponentiell, oft irreversibel. Man hat Freiheit mit Gewohnheit 
verwechselt, Gewohnheit mit Anspruch und Anspruch mit Recht (Ulrich 2021). 

Wie Wöhl es formuliert, höhlt der Neoliberalismus das Freiheitsverständnis des klassischen politischen 

Liberalismus aus (WÖHL 2011, S. 37f). Die demokratischen Grundrechte der Freiheit und Gleichheit, 

welche außerhalb des Marktes standen und erkämpft wurden, werden durch eine neoliberale, 

marktradikale Rationalität ersetzt. Die politische Freiheit wurde zu einer ökonomischen Freiheit 

umgedeutet (ebd., S. 37f). Diese entspricht nicht der politischen Autonomie der Subjekte, sondern 

vielmehr einer Wahlfreiheit auf dem Markt: „[P]olitische StaatsbürgerInnenrechte [werden] 

zunehmend mit KundInnenrechten auf dem freien Markt unter Wettbewerbsbedingungen gleichsetzt“ 

(ebd., S. 38). Diese Perspektive ist eine Weiterführung von Foucaults Gedanken zur neoliberalen 

Regierungsweise. Er entlarvt diese als „Zirkulationsfreiheit“ (Foucault 2004, zitiert nach KAMLEITHNER 
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2020, S. 78, Vgl. Kapitel 3.3.1), welche von der Regierung hergestellt werden muss, also einer aktiven 

Gouvernementalität bedarf (KAMLEITHNER 2020, S. 6f).  

Aus Suffizienzperspektive ist herauszustellen, dass Regulierungen und Zwang nicht nur auf 

Machtausübung mit dem Ziel der Suffizienz zutreffen, sondern Regulierungen mit Zwangscharakter 

auch unserer derzeitigen, neoliberalen Gesellschaftsstruktur innewohnen und unsere Alltagspraktiken 

einschränken. Regulierungen sind daher sowohl einer neoliberalen als auch einer auf Suffizienz 

ausgerichteten Regierungsweise immanent. Sie stellen eine Herrschaftstechnologie des Staates dar, 

mithilfe derer die Rahmenbedingungen einer Gesellschaft gesetzt werden. Die allgegenwärtige 

ökonomische Rationalität umfasst auch Staatshandeln. Insofern wird der „Rückgang des Staates“ mit 

dem Neoliberalismus - aus Suffizienzperspektive - dekonstruiert. Statt einer Reduktion staatlicher 

Eingriffe, habe dieser mit der Neoliberalisierung neue Aufgaben angenommen und den Rahmen für 

neoliberale Wachstums- und Wettbewerbslogiken gesetzt (Vgl. Kapitel 3.3.1), weshalb nach Wöhl 

„nicht mehr von einer Trennung zwischen dem Ökonomischen und Staatlichen gesprochen werden 

kann“ (Wöhl 2011, S. 39). 

Aufgabe des Staates sollte es nach Meinung der Suffizienzakteur*innen hingegen sein, eine proaktive 

Transformationspolitik zu machen indem er durch Gesetze und Verordnungen Freiräume absteckt und 

dadurch Anreizstrukturen für nachhaltige Neuerungen schafft (LINZ 2015, S. 7).  

Es obliegt also dem Staat, aktiv gestaltend die Rahmenbedingungen für die dringend 

notwendige Transformation zur Nachhaltigkeit zu ändern, auch gegen erwartbaren 

Widerstand. Im Zuge der sozial-ökologischen Transformation zur Nachhaltigkeit ist 

seine Rolle zentral (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 56).  

Gemeint ist damit keine Wiederbelebung der ausschließlich staatsfixierten Steuerung. Eine auf 

Suffizienz ausgerichtete Regierung befürwortet das Governance-Konzept (Vgl. Kapitel 3.3.2), welches 

diverse Koordinierungsmechanismen (hierarchische Staatsgewalt, kompetitive Märkte, 

zivilgesellschaftliche Selbstorganisation) vereint (SACK 2020, S. 139, SCHOPHAUS 2019, S. 19). Da 

Umweltprobleme jedoch nicht isoliert angegangen werden können und lokale Handlungen in Zeiten 

der Globalisierung mit globalen Effekten in Verbindung stehen („Glokalisierung“, Vgl. Kapitel 3.3.2), 

bedarf es einer Ausrichtung der unterschiedlichen Maßstabsebenen (scales) auf gemeinsame Ziele 

(GÖRG 2007, S. 67). Entscheidungen auf kommunaler Ebene stehen in Beziehung zur nationalen 

Gesetzgebung, weshalb ökologische Rahmenbedingungen kommunale Nachhaltigkeitsstrategien 

ermöglichen bzw. erleichtern. Für ein höheres Maß an Verbindlichkeit, bedarf es stärkerer staatlicher 

Vorgaben. Eine konsequent nachhaltige Raumplanung braucht Impulse seitens des Staates und dessen 

„Rückendeckung“ (HOFMEISTER, et al. 2021, S. 49).  
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Die Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen liegt in der Verantwortung des Staates (Vgl. Kapitel 

4.2.3.1). Dieser hat - aus Suffizienzperspektive - darüber hinaus die Aufgabe, eine 

„Transformationspolitik ebenen- und ressortübergreifend systematisch zu verankern. Dies bedeutet 

auch, Verantwortung zuzuschreiben, um konkrete, handlungsstrukturierende Effekte zu erreichen“ 

(Hofmeister, et al. 2021, S. 66).   

Verantwortung ist „eine zentrale Kategorie der politischen Steuerung“ und spielt eine wichtige Rolle 

im Nachhaltigkeitsdiskurs (BUSCHMANN & SULMOWSKI 2018, S. 282f). Die Freiheit des Subjekts ist 

Ausgangspunkt der Selbstführung und von zentraler Bedeutung für gouvernementales Regieren. 

Kreativität und Eigensinn der Bevölkerung werden für entsprechende Zwecke (die 

Regierungsrationalitäten folgen) mobilisiert (ebd., S. 21). Die Lenkung erfolgt niederschwellig über die 

Vermittlung von Risiken, die von den Subjekten selbst verantwortet werden müssen (Vgl. Kapitel 

3.3.1). Diese lösen Selbstoptimierungszwänge im Inneren der Subjekte aus, welche eine 

Lebensausrichtung nach bestimmten Rationalitäten nahelegt. Die Befragten bewerten die Suffizienz 

daher als freiheitsschaffend und kritisieren die bisherigen Verhältnisse für die Zwänge (zum Beispiel 

Selbstoptimierungs-, Wettbewerbs- oder Konsumzwänge), die Individuen auferlegt werden.  

Wie in Kapitel 3.3.2 ausgeführt, hat im Zuge der Neoliberalisierung eine Verantwortungsverlagerung 

stattgefunden. Ehemals staatliche Aufgaben werden heute vermehrt auf kleinräumlicher „community-

Ebene“ ausgeführt. Lokale Gemeinschaften sollen zu mehr Selbstregulation animiert werden, was 

Foucault als „Regieren auf Distanz“ beschreibt (MARQUARDT 2020, S. 28, Vgl. Kapitel 5.2). Gleichzeitig 

tragen Kommunen seit den 1990er Jahren mehr wirtschaftspolitische Verantwortung. Neue 

Pflichtaufgaben bei leeren Haushaltskassen erhöhen den Druck, einen Beitrag zum Wachstum zu 

generieren (FAIX 2011, S. 12, Vgl. „Kommunale Austerität", Kapitel 3.3.2). Eine wesentliche neoliberale 

Regierungsstrategie besteht in dem Zuspruch individueller Freiheit (ROSOL 2013, S. 42). Mit dem 

gleichzeitigen Rückzug des Sozialstaates, ging die Responsibilisierung von Subjekten einher, worunter 

die Zuweisung von Eigenverantwortung und die Aufforderung zu einer aktiven Selbststeuerung der 

Subjekte zu verstehen ist (BUSCHMANN & SULMOWSKI 2018, S. 286). Durch die Vorstellung von 

autonomen und verantwortungsbewussten Bürger*innen wird eine Beziehung zwischen 

Fremdführung (Regierung) und Selbstführung (Bevölkerung) hergestellt (ROSOL 2013, S. 138). Die 

Wahlfreiheit steht in unmittelbarem Zusammenhang mit einem persönlichen Risikomanagement, 

sodass es sich um eine „Freiheit in Verantwortung“ (HÄLTERLEIN 2014, S. 145) handelt. In der zunächst 

verlockenden Eigenverantwortung wird jedoch die Problematik gesehen, dass strukturell verursachte 

Risiken auf Individuen übertragen werden (ROSOL 2013, S. 143). Zudem nimmt die psychische Belastung 

der Individuen zu, da Scheitern (zum Beispiel im Fall von Arbeitsplatzverlust oder Krankheit) als 

selbstverschuldet angesehen wird (WÖHL 2011, S. 40).  
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Auf dieselbe Weise wird das Individuum im Diskurs um die Verantwortung für Nachhaltigkeit 

adressiert. Nach Hälterlein wird beim individuellen Konsumverhalten an die Nachhaltigkeits-Ethik 

appelliert. Zum Beispiel wird in der Werbung für ein GLS-Konto oder für Bionade suggeriert, 

Konsument*innen können durch deren verantwortungsvolles Kaufverhalten die Welt verbessern 

(HÄLTERLEIN 2014, S. 7f). Der Kauf nachhaltiger Produkte wird zur ethischen Qualität einer Person, 

während unverantwortliches Handeln bzw. Konsumieren als moralisches Versagen bewertet wird. So 

wird das persönliche Gewissen ständig stimuliert. Nachhaltigkeit wird, der neoliberalen Rationalität 

folgend, nicht als Staatsaufgabe aufgefasst, sondern subjektiviert. „Der Fluchtpunkt des neoliberalen 

Regierens des Konsums ist eine Gesellschaft, die sich aus ebenso unternehmerischen und unabhängigen 

wie sozial und ökologisch verantwortungsbewussten KonsumentInnen zusammensetzt“  (ebd., S. 162). 

Im Diskurs um die Verantwortung für Nachhaltigkeit wird davon ausgegangen, dass das Individuum 

über das „ das Wissen und [die] Ressourcen verfüge“, nachhaltig zu handeln (BUSCHMANN & SULMOWSKI 

2018, S. 290). Buschmann et al. sehen Verantwortung hingegen als ein in konkreten Praktiken 

hergestelltes Phänomen (ebd., S. 291). Das Wissen über das gestörte Mensch-Umwelt-Verhältnis 

ermöglicht überhaupt erst die praktische Verantwortungsübernahme und legitimiert die 

„Subjektivierung von Nachhaltigkeit“ (ebd., S. 291). Insofern bedarf es entsprechenden Informations- 

und Bildungskampagnen (Vgl. Kapitel 4.2.2) „[z]ur Formierung selbstreflexiver und 

eigenverantwortlicher Subjekte“ (ebd., S. 286). Diese bewirken, dass Subjekte Verantwortungsdiskurse 

internalisieren, sodass ein „Kontinuum zwischen Selbstsorge und Individualverantwortung bis hin zu 

(Um-)Weltsorge und globaler Verantwortung“ entsteht (LINNEMANN 2018, S. 236). Risikoszenarien des 

Klimawandels können dann Rationalitäten des Verzichts auslösen. 

Aus neoliberaler Sicht soll eine Verbraucherpolitik „Konsument[*innen] die freie Wahl ermöglichen“ 

(HÄLTERLEIN 2014, S. 150) und für eine Markttransparenz sorgen. Damit soll sichergestellt werden, dass 

Produktpreise die „ökologische Wahrheit sagen“ und Konsument*innen ihre Verantwortung 

wahrnehmen können (ebd., S. 150). Die Aufgabe des Staates besteht also nicht in direkten 

Interventionen, sondern in der Anleitung zur Selbstführung und der Bereitstellung nötiger 

Informationen. Die Kaufentscheidung bzw. die Entscheidung, sich gegen eventuelle Risiken 

abzusichern, unterliegt jedoch jede*m,r selbst. Die neoliberale Regierung kennzeichnet also eine 

geringe Einmischung des Staates bei einer großen Wahlfreiheit und Eigenverantwortung (Hälterlein 

2014, S. 68).  

Aus Sicht der Suffizienzakteure ist die sozialökologische Verantwortungsübernahme hingegen eine 

Aufgabe, die sowohl die Ausgestaltung entsprechender politischer Rahmenbedingungen als auch eine 

ökologische Ausrichtung individueller Verhaltensmuster erfordert (BUSCHMANN & SULMOWSKI 2018, S. 

289, HOFMEISTER, et al. 2021, S. 54f).  Ökologische Verantwortung ist insofern nur durch die 
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Zusammenarbeit unterschiedlicher Ebenen zu meistern – vom selbstreflektierten und informierten 

Individuum über, die Transformation gestaltende, Planungsakteur*innen bis hin zu 

Weisungsentscheidungen von Politiker*innen auf nationalstaatlicher oder sogar 

supranationalstaatlicher Ebene.  

Wir sehen eine starke ethische Komponente als wesentlich an, um bestehende, ‚rationale‘ 
Entscheidungsmuster zu überwinden bzw. Rationalität (im Sinne einer Effektivität für Natur- 
und Ökosystemschutz) neu zu denken. Natur als prioritäres Schutzgut zu sehen und alle 
planerischen Entscheidungen an ihrer Entwicklung und Stärkung auszurichten, erfordert einen 
Paradigmenwechsel zu mehr Verantwortungsübernahme und mehr Weitsicht aller 
(HOFMEISTER, et al. 2021, S. 66).  

Im Gegensatz zur neoliberalen Rationalität des homo oeconomicus, sieht eine auf Suffizienz 

ausgerichtete Regierungsweise den Schlüssel zum Erfolg in der Kooperation statt im Wettbewerb. 

Ebenso wenig wie Individuen allein eine Gesellschaftstransformation auslösen können, können 

Kommunen durch isoliertes Handeln einen Wandel herbeiführen. In der Forderung nach 

interkommunaler Zusammenarbeit inklusive finanzieller Ausgleichsmechanismen liegt ein zentraler 

Unterschied zu den, im Neoliberalismus verstärkten, Städtekonkurrenzen. In diesem Beispiel zeigt sich, 

dass übergeordnete Regulierungen aus Suffizienzperspektive für Individuen bzw. Kommunen mit einer 

Entlastung von der Eigenverantwortung und einem Mehr an Freiheiten verknüpft wird. Diese 

Perspektive deckt sich nicht mit der neoliberalen Denkart, wonach Regulierungen die persönliche 

Freiheit beschneiden und ein hoher Grad an Eigenverantwortung erwartet wird.  

Der Abbau von Fehlanreizen zugunsten ökologischer Vorgaben schützt Individuen aus 

Suffizienzperspektive vor kognitiven Dissonanzen bei alltäglichen Handlungen. Ein bewusstes 

Kaufverhalten hat keinen Einfluss auf die strukturellen Ursachen wie schlechte Arbeitsbedingungen, 

Mindestlöhne oder die Besteuerung von Luxusartikeln (HÄLTERLEIN 2014, S. 58). Individuen dürfen 

insofern aus Perspektive der Befragten nicht für strukturelle Probleme responsibilisiert werden. 

Suffizienz beschränkt sich nicht allein auf Appelle an die Einzelnen. Suffizienzpolitik gibt einen 
Rahmen vor. Sie wirbt für begründete Limits und verdeutlicht, dass ein genussvolles Leben 
gerade innerhalb definierter Grenzen möglich ist. Limits befreien von der Schizophrenie 
zwischen Wissen und Handeln und ermöglichen ein Leben im Einklang mit der persönlichen 
Verantwortung gegenüber Kindern und zukünftigen Enkeln (Kopatz 2016, S. 36). 

In den Interviews wurde außerdem herausgestellt, dass Suffizienz unmittelbar mit Gemeinschaft 

zusammenzudenken ist. So wird zur Ressourceneinsparung das Teilen statt des individuellen Besitzens 

gefördert. Nach Rosol ist Staatsbürgerschaft heute nicht mehr an Werte wie Solidarität, Wohlfahrt und 

Teilhabe an Gesellschaft geknüpft, sondern ist an individueller Freiheit, persönlicher Wahlfreiheit und 

Selbstverwirklichung orientiert (ROSOL 2013, S. 138). Hierin wird deutlich, dass ein gesellschaftlicher 

Wertewandel für die Umsetzung von Suffizienzmaßnahmen unumgehbar ist. 
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5.4 Reflexion des Vorgehens  

Aus den qualitativen Interviews mit kommunalen Expert*innen konnten wichtige Informationen zu 

deren Stadtplanungsverständnis und politischen Ideologien gewonnen werden. Daraus lassen sich 

verallgemeinernde Rückschlüsse auf eine die Suffizienz begünstigende Regierungsweise ziehen.  

Durch die Auswertungsmethode der strukturierenden Inhaltsanalyse konnten die Einschätzungen der 

Befragten thematisch aufgearbeitet werden, wobei durch den Interviewleitfaden (Anhang 1) bereits 

eine theoretisch fundierte Struktur vorgegeben war. Um die Sichtweisen auf Führungstechniken und 

Führungsziele offenzulegen, hat sich die Befragung kommunaler Akteur*innen als sinnvoll 

herausgestellt. Mit der Neoliberalisierung eingetretene Veränderungen und entsprechende 

Wachstums- und Wettbewerbslogiken wurden von den Interviewten kritisch reflektiert. Die starke 

theoretische Gestaltungsmacht und Verantwortung bei gleichzeitig fiskalischen Zwängen wurden von 

allen Befragten, insbesondere in Bezug auf den steigenden Flächenverbrauch, problematisiert.  

Der Gouvernementalitätsansatz eignet sich zur Untersuchung städtischer Neuordnungsprozesse im 

„neoliberalen Zeitalter“ (ROSOL 2013, S. 132). Veränderte Formen lokaler Regierungsführung können 

durch die theoretische Brille der Gouvernementalität besser verstanden werden. 

Gegenstandsbezogene Analysen sind eine wichtige Aufgabe der kritischen Stadtgeographie. Das 

Heranziehen der Gouvernementalität als Analyseinstrument erlaubt eine empirische Anwendung 

Foucaults Gedanken zu den Begriffen der Macht und Regierung auf zeitgenössische 

Transformationsprozesse. Foucaults Widerstandsbegriff des contre-conduite konnte empirisch auf die 

Suffizienz als Form städtischen Gegenführens angewendet werden und diese unter einem 

theoretischen Blickwinkel beleuchten. Die Suffizienz zeigt auf, dass die hegemoniale, neoliberale 

Gesellschaftsstruktur und damit einhergehende Subjektivierungsform des rational agierenden homo 

oeconomicus Widersprüchlichkeiten, Konflikte und Inhomogenitäten aufweist (ROSOL 2013, S. 143). 

Obwohl die Stadt voller Machtgefüge ist, die unser alltägliches Verhalten steuern, fehlt es bisher an 

Forschungsarbeiten, die diese vielschichtigen Formen des Regierens ins Licht rücken. Mithilfe der 

machtkritischen Perspektive der Gouvernementalität ist es möglich, die gesellschaftlichen 

Machtverhältnisse in Hinblick auf dominante Denkmuster, Führungstechniken und Diskurse zu 

untersuchen. Die vorliegende Arbeit konnte an die Forschungserkenntnisse der governmentality 

studies zur neoliberalen Regierungsweise anknüpfen und Unterschiede als auch Gemeinsamkeiten zu 

einer suffizienzorientierten Regierungsweise analysieren. Auf Suffizienz bedachte 

Stadtentwicklungspolitiken sind nicht weniger machtdurchzogen. Dennoch konnten anhand der 

Expert*inneninterviews Rückschlüsse darüber gezogen werden, welche Instrumente zur Führung im 

Sinne der Suffizienz eingesetzt werden und wie darüber reflektiert wird. Für Akteur*innen, welche die 

Suffizienzstrategie vorantreiben, liefert die Arbeit durch ihre theoretische Einbettung eine neue 
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Perspektive. Foucaults Konzept ist ein Plädoyer für das kritische Hinterfragen gesellschaftlicher 

Wahrheiten und die Möglichkeit von Alternativen. Sich der Ziele und Umsetzungsmechanismen 

bewusst zu sein, ist unverzichtbar für den angestrebten Transformationsprozess. 

In welchen konkreten (Suffizienz)maßnahmen sich die Logiken der Suffizienz ausdrücken, stand nicht 

im Zentrum der Arbeit. Vielmehr sollten angesprochene Maßnahmen theoretisch eingeordnet werden. 

Ebenso wenig war es Ziel der Arbeit, eine Suffizienz ausgerichtete Regierungsweise und deren 

Strategien zu bewerten oder Handlungsempfehlungen auszusprechen. Es würde über den Rahmen 

dieser Arbeit hinausgehen, die strukturellen Hindernisse darzustellen, die einer Umsetzung von 

Suffizienzprojekten entgegenstehen. Lesende sollten sich zudem darüber bewusst sein, dass die 

Ergebnisse dieser qualitativen Forschung auf den persönlichen Meinungen der sechs Befragten vor 

dem Hintergrund deren jeweiliger Erfahrungswerte beruhen. Verallgemeinerungen sollten daher nicht 

ohne weiteres übertragen werden, sondern sind im jeweiligen Kontext zu überprüfen. Eine Limitierung 

der Bachelorarbeit ergibt sich aus der rein theoretischen und weitaus weniger detaillierten 

Untersuchung der neoliberalen Regierungsweise. Deren Charakteristika wurden Studien der 

governmentality studies entnommen, als gegeben angenommen und im Rahmen dieser Arbeit zur 

Gegenüberstellung herangezogen.  Eine vergleichbare Befragung von städtischen Akteur*innen mit 

explizit unternehmerischer Ausrichtung könnte zu einer besseren Vergleichbarkeit der Denkweisen 

beitragen.  

Der Gouvernementalitätsansatz kann für weitere Forschung zum Themenkreis der Suffizienz fruchtbar 

gemacht werden. Der Aspekt der Verantwortungsübertragung (Kapitel 4.2.3.3), wurde in den 

Interviews wenig umfangreich erfragt, weshalb hier kaum empirisches Material ausgewertet werden 

konnte. Zukünftige Forschungsarbeiten könnten das Verantwortungsgefühl für die Ökologie in 

ehrenamtlichen Projekten untersuchen und mit dem, von Foucault inspirierten, Konzept des „Regieren 

durch community“ von Nikolas Rose verknüpfen. Des Weiteren schließt sich die Frage an, inwiefern 

die Suffizienz Verhaltensänderungen durch die Stimulierung individueller bzw. kollektiver Ängste 

(Sicherheitsdispositive) auszulösen versucht.  

6. Fazit und Ausblick 

Die Ökonomie stellt nach Foucault das „Wissensregime“ des neoliberalen Zeitalters dar. Die Logiken 

des rational agierenden und sich im Wettbewerb behauptenden homo oeconomicus durchziehen 

unsere Gesellschaft und beeinflussen auf subtile Weise die Handlungsentscheidungen der 

Bevölkerung. Im Zuge der Neoliberalisierung weisen auch Städte heute eine unternehmerische 

Ausrichtung auf und folgen damit dem Imperativ des Wachstums. Die negativen ökologischen Folgen 

des Flächenverbrauchs werden nach dieser Logik in Kauf genommen, da sich Kommunen angesichts 
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defizitärer Haushaltskassen meist zum Flächenverkauf gezwungen fühlen. Dennoch hinterfragen 

einige deutsche Städte (z.B. Ravensburg, Hannover, Göttingen, Osnabrück und Flensburg) diese 

unökologischen Handlungsmuster. Die in dieser Arbeit befragten städtischen Vertreter*innen 

berücksichtigen die Suffizienz als dritte Nachhaltigkeitsstrategie explizit in der Stadtentwicklung. Sie 

sehen in dieser bislang wenig berücksichtigten Strategie eine zentrale Rolle im bevorstehenden 

Transformationsprozess in Richtung klimaneutraler Städte. Die Suffizienz verspricht eine absolute 

Ressourceneinsparung ohne die bei der Effizienz- und Konsistenzstrategie auftretenden „Rebound-

Effekte“. Darüber hinaus versprechen sich die kommunalen Akteur*innen von der alternativen 

Stadtentwicklungspraxis lebendige Quartiere mit einer hohen Lebensqualität. Das Image der Suffizienz 

zeugt hingegen von erzwungenem Verzicht und weckt Befürchtungen einer „Ökodiktatur“. Angesichts 

dieser Diskrepanz galt das Interesse dieser Bachelorarbeit der Untersuchung der Denkmuster und 

Regierungsstrategien einer suffizienzorientierten Stadtentwicklungspolitik. Hierfür wurde der breit 

gefasste Begriff des Regierens von Foucault herangezogen, welcher in dessen Konzept der 

Gouvernementalität zum Ausdruck kommt. Die neoliberalen Regierungsrationalitäten, Technologien 

und Subjektivierungsweisen, welche bereits von den governmentality studies analysiert wurden, 

dienten als Kontrastierung zu der als Form des „Gegenführens“ (contre-conduite) aufgefassten 

Suffizienzpolitik. Mit ihren Forderungen nach Genügsamkeit stellt die Suffizienz eine gesellschaftliche 

Randposition dar, welche den Wachstumsimperativen entgegenzulaufen scheint.  

In qualitativen Interviews sollten die Denkmuster bzw. nach Foucault „politischen Rationalitäten“ der 

kommunalen Expert*innen offengelegt werden. Diese übersetzen sich wiederum in den 

Regierungsstrategien – den „Technologien“ –, welche überaus machtvoll die Handlungsmöglichkeiten 

der Stadtbevölkerung zuschneiden. Die Forschungsfrage lautete: Städte zwischen Freiheit und Zwang 

– Welche Rationalitäten und Technologien des Regierens liegen einer kommunalen Suffizienzpolitik in 

Anlehnung an Foucaults Konzept der Gouvernementalität zugrunde? 

Die Arbeit konnte aufzeigen, dass die Suffizienzakteur*innen ein Aufbrechen der, von 

Wachstumslogiken durchzogenen, hegemonialen Machtstrukturen fordern. Es wird eine 

Gesellschaftstransformation für nötig erachtet, um ein gutes Leben innerhalb der planetaren Grenzen 

zu erreichen. Dies impliziert, dass der Bewahrung der Ökologie höchste Priorität eingeräumt wird. Die 

Ökologie wird in der Rationalität der Suffizienz als natürliche und zu respektierende Begrenzung des 

Wirtschaftswachstums verstanden. Damit lehnt die Suffizienz die neoliberale Wachstumsrationalität 

ab und möchte die – sich in Diskursen ausdrückenden und sozial konstruierten – „Wahrheiten“ neu 

definieren.  Entsprechend stößt die alternative Regierungspraktik, wie die Befragten berichten, häufig 

auf Widerstand. 
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Dennoch gelingt es durch diverse Technologien, Bestehendes in Frage zu stellen und 

Bedeutungsverschiebungen anzustoßen. Wissen, das sich durchsetzt, ist, wie Foucault in seinen 

Werken aufzeigt, der Schlüssel zur Macht in der Moderne. Gouvernementales Regieren drückt sich 

weniger in einer Fremd- als in einer Selbstführung aus, wonach Individuen die gesellschaftlich geteilten 

Werte inkorporieren und ihr Handeln entsprechend danach ausrichten. Diese Form des effektiven, 

sanften Regierens „zwingt“ Subjekte, der neoliberalen Regierungsrationalität folgend, zu einer 

vermeintlich frei gewählten Selbstoptimierung und der Behauptung im Wettbewerb. Die 

Forschungsarbeit konnte aufzeigen, dass eine auf Suffizienz bedachte Regierungsweise ähnliche 

Machttechniken wie die einer neoliberalen Führung einsetzt. Zur Etablierung von 

Suffizienzmaßnahmen, wird gleichermaßen auf eine sanfte, effektive Selbstregierung durch 

Subjektivierungsprozesse gesetzt. Bürger*innen sollen zu einer ökologischen Selbstführung angeleitet 

werden, was einen Wertewandel voraussetzt. Durch Bildungs- und Informationsangebote sollen 

ressourcenintensive Leitbilder reformiert und Individuen zur ökologischen Verantwortungsübernahme 

befähigt werden. Allerdings betonen die Befragten die Schwierigkeit einer genügsamen 

Alltagsgestaltung unter den gegebenen Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen. Insofern erfordert 

eine Transformation im Sinne der Ökologie neben einem gesellschaftlichen Wertewandel in der 

Bevölkerung auch die Reformierung rechtlicher Strukturen. Die Kommunen haben durch die 

kommunale Planungshoheit eine wesentliche Gestaltungsmacht. Eine Ausgestaltung des städtischen 

Raums im Sinne der Suffizienz begünstigt ressourcenarme Verhaltensweisen und erschwert 

gleichzeitig ressourcenintensive Verhaltensweisen, was sich zum Beispiel in einer 

Straßenraumgestaltung zugunsten des Fuß- und Radverkehrs ausdrückt. Dennoch beschreiben die 

kommunalen Akteur*innen ihr Handlungsfeld als begrenzt, solange übergeordnete Regulierungen 

neoliberalen Rationalitäten folgen. Daher wird die Notwendigkeit von überregionalen Kooperationen 

und übergeordneten Regulierungen auf Länder-, Bundes- und EU-Ebene zugunsten der Ökologie 

betont. Auf diese Weise kann nicht nur ein finanzielles „Ausspielen“ der Städte verhindert werden, 

sondern ein stärker gestaltender Staat entlastet zudem Individuen von der beobachtbaren 

ökologischen Verantwortungsübertragung. Suffizienz hält eine, die Selbstführung ergänzende, 

Fremdführung daher für unerlässlich.  

Um die Klimaschutzziele zu realisieren, müssen strukturelle Rahmenbedingungen mit einem 

gesellschaftlichen Wertewandel Hand in Hand gehen. Entsprechend müssen die Forderungen der 

weltweit wachsenden Klimabewegung Gesetzesänderungen nach sich ziehen. Leere Versprechen, wie 

die der UN-Klimakonferenz 2021 sind durch verbindliche Ziele und konkrete Maßnahmen zu ersetzen. 

In der Debatte um staatliche Regulierungen zeigt sich das – von der neoliberalen Perspektive 

abweichende – Freiheitsverständnis der Suffizienz: Ökologische Rahmenbedingungen ermöglichen die 

Auslebung neuer Freiheiten, worunter auch die Freiheiten von Wachstumszwängen verstanden 
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werden. Der Vorwurf, die Suffizienz ziele auf eine „Ökodiktatur“ ab wurde von den Befragten 

dekonstruiert. Demnach werde die Suffizienz fälschlicherweise mit stärkeren Restriktionen seitens des 

Staates verbunden. Demokratisch legitimierte Regulierungen werden zwar als notwendig erachtet, 

jedoch nicht in stärkerem Maße als bisher. Vielmehr bedürfen diese einer Neuausrichtung auf 

ökologische Ziele, anstatt das Wirtschaftswachstum zu fördern. Was als Freiheit oder Zwang 

wahrgenommen wird, ist von den hegemonialen Wissensregimen abhängig. Da sich die Identifikation 

von Subjekten in starkem Maße aus den dominanten Gesellschaftsdiskursen ergibt, ist der häufig 

erwähnte Wertewandel der Schlüssel zur Transformation. Gelingt es den Diskurs machtvoll zu 

verändern, so stünde Suffizienz in Zukunft für Freiheit und eine persönliche Selbstoptimierung im Sinne 

eines „unternehmerischen Selbst“ würde mit Zwang assoziiert. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungswidrigkeit des Klimaschutzgesetzes 

entspricht dem Freiheitsverständnis der Suffizienz und stellt einen wichtigen Impuls in Richtung 

Klimaschutz dar. Die Freiheit zukünftiger Generationen darf demnach nicht durch zerstörerische 

Gewohnheiten, die als individuelle Freiheiten missverstanden werden, gefährdet werden. Die 

Klimakrise stellt eine Herausforderung dar, die aus Suffizienzperspektive gesamtgesellschaftlich und 

solidarisch angegangen werden muss. Eine auf Suffizienz ausgerichtete Regierungsweise fördert daher 

Kooperation, Gemeinschaft und Ausgleich und steht neoliberalem Wettbewerbsdenken und einem 

Übermaß an Eigenverantwortung kritisch gegenüber.  

Die Gesellschaft auf demokratische Weise aus der Krise zu steuern, ist auch Aufgabe der kommunalen 

Stadtentwicklung. In der Ausgestaltung städtischer Räume, Bildungs- und Informationsangeboten 

sowie offenen Partizipationsmöglichkeiten kommt deren gouvernementale Regierungsmacht zum 

Ausdruck. Die Verfolgung der Suffizienzstrategie in der Kommunalpolitik erfordert die Offenheit der 

Entscheidungsträger*innen für neue Denkmuster. Wie sich in den Pionierkommunen abzeichnet, 

schaffen Suffizienzmaßnahmen jedoch attraktive urbane Räume mit neu gewonnenen Qualitäten und 

Freiheiten. Die Bürger*innen auf dem Weg in Richtung Nachhaltigkeit mitzunehmen ist dabei von 

zentraler Bedeutung, was durch ein hohes Maß an Partizipation und die Vermittlung von 

Suffizienzideen gelingt. Durch die Neugestaltung des städtischen Raumes, in dem sich nach Foucault 

die zeitgenössische Regierungsrationalität widerspiegelt, werden Bürger*innen intuitiv zu 

nachhaltigem Handeln verleitet. 

Mithilfe der theoretisch-philosophischen Perspektive Foucaults, konnte aufgezeigt werden, dass 

Machtstrukturen und Denkweisen veränderlich sind. Da gouvernementale Macht sich nicht auf 

Personen oder „den Staat“ konzentriert, gilt es heute keinen Diktator zu stürzen oder die Revolution 

auszurufen, sondern die Diskurse und mit ihnen die, unserer Gesellschaft inhärenten, Wahrheiten zu 

transformieren. Macht in der Moderne ist Wissen, das sich durchsetzt. Diese Erkenntnis soll Pioniere 
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der Suffizienzstrategie in deren Arbeit motivieren. Forschungsprojekte zum Thema Nachhaltigkeit 

sollten die Suffizienzstrategie stärker berücksichtigen. Darüber hinaus ist die Berichterstattung über 

bestehende Suffizienzprojekte sowie deren Evaluation wichtig, um aus den Praxiserfahrungen zu 

lernen. Für eine freiheitlich demokratische Zukunft im Einklang mit planetaren Grenzen führt kein Weg 

an der Umkehr bisheriger Denkmuster vorbei. Die Suffizienzstrategie stellt derzeit (noch) eine 

Nischensichtweise dar. Das zeigt sich darin, dass deren Logiken bislang kaum in den mächtigen 

Gesellschaftsdiskursen etabliert sind. Die neoliberale „unternehmerische Stadt“ und deren 

Wissensordnungen erfahren nach wie vor große Zustimmung unter städtischen Akteuren und in der 

Bevölkerung. Von einem Bruch mit dem neoliberalen Paradigma kann daher nicht die Rede sein, auch 

wenn die Kritik an Privatisierungen und Deregulierungen lauter zu werden scheint. Der Wille, anders 

geführt zu werden, scheint in Anbetracht der immer stärker erfahrbaren Klimakrise aufzukeimen. Dies 

zeigt sich beispielsweise darin, dass Reformen der bestehenden Regulierungen und ökonomische 

Anreize für klimaschonendes Verhalten gefordert werden. Dass alternative Stadtentwicklungen 

möglich sind, wurde in den Interviews mit den städtischen Akteur*innen deutlich. Die Befragten stellen 

die „von außen kommenden“ Regierungslogiken infrage und handeln diese unter Einbezug der 

Bevölkerung neu aus. Hierin zeigt sich, dass „Regieren“ – wie Bröckling es formuliert – „ein beständiges 

Experimentieren, Erfinden, Korrigieren, Kritisieren und Anpassen [verlangt]“ (BRÖCKLING 2017, S. 395).  
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Anhang 1: Interviewleitfaden 

Interviewleitfaden  

1. Was ist Ihr Verständnis von Suffizienz und inwiefern haben Sie bei Ihrer Arbeit 

Berührungspunkte mit dem Thema? 

2. Wie positioniert sich die Stadt X zu Suffizienz?  

3. Worin besteht, Ihrer Meinung nach, politische Macht? Was ist Aufgabe der Stadtplanung/-

verwaltung? 

4. Was liegt Ihrer Meinung nach außerhalb der kommunalen politischen Macht und müsste 

stattdessen auf anderer Ebene angegangen werden?  

5. Wie sehen Sie aktuell das Verhältnis zwischen Staat und Markt? Bedarf Suffizienz stärkerer 

staatlicher Interventionen? 

6. Welche Freiheiten ergeben sich möglicherweise aus Suffizienz? 

7. Welchen Zwängen sieht sich eine Stadt gegenübergestellt, die Suffizienz vorantreiben 

möchte? Wie lassen sich diese Hemmnisse überwinden? 

8. (Wie) gelingt es auf Suffizienz ausgerichteter Politik sich neoliberalen Logiken zu entziehen? 

Welche übergeordnete Zielsetzung hat Suffizienzpolitik stattdessen? 

9. Welche Strategien und Instrumente halten Sie für geeignet, um suffizientes Leben und 

Wirtschaften zu fördern? Speziell Bereich Flächensuffizienz: Wie kann 

Flächenkreislaufwirtschaft erreicht werden? 

10. Welche Rolle spielt Partizipation bei der Umsetzung von Suffizienzpraktiken? 

11. Sehen Sie in der Verantwortungsübertragung staatlicher Aufgaben auf communities / 

Bürger*innen eine Gefahr? 

12. Haben Sie das Gefühl, Anliegen der Zivilgesellschaft finden Eingang in die Stadtentwicklung? 

13. Suffizienz bedeutet Wertewandel, neue Alltagspraktiken. Wie lassen sich Weniger- und 

Andersverbrauch von Ressourcen in die Breite der Bevölkerung vermitteln? Welche Rolle 

spielen dabei Diskurse? 

14. Wie sind Räume auszugestalten, um Suffizienz im Alltag zu fördern?  
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Anhang 2: Einfache inhaltlich-semantische Transkriptionsregeln (verändert nach 

DRESING & PEHL 2012) 

1. Es wird wörtlich transkribiert, also nicht lautsprachlich oder zusammenfassend. 
2. Wortverschleifungen werden an das Schriftdeutsch angenähert. „So‘n Buch“ wird zu „so ein 

Buch“ und „hamma“ wird zu „haben wir“. Die Satzform wird beibehalten, auch wenn sie 
syntaktische Fehler beinhaltet, z.B.: „Bin ich nach Kaufhaus gegangen.“ 

3. Dialekte werden möglichst wortgenau ins Hochdeutsche übersetzt. Wenn keine eindeutige 
Übersetzung möglich ist, wird der Dialekt beibehalten, z.B.: „Ich gehe heuer auf das 
Oktoberfest“. 

4. Umgangssprachliche Partikeln wie „gell, gelle, ne“ werden transkribiert. 
5. Stottern wird geglättet bzw. ausgelassen, abgebrochene Wörter werden ignoriert. 

Wortdoppelungen werden nur erfasst, wenn sie als Stilmittel zur Betonung genutzt werden: 
„Das ist mir sehr, sehr wichtig.“ 

6. Halbsätze, denen die Vollendung fehlt, werden mit dem Abbruchzeichen „/“ gekennzeichnet. 
7. Interpunktion wird zugunsten der Lesbarkeit geglättet, das heißt, bei kurzem Senken der 

Stimme oder nicht eindeutiger Betonung wird eher ein Punkt als ein Komma gesetzt. 
Sinneinheiten sollten beibehalten werden. 

8. Rezeptionssignale wie „hm, aha, ja, genau“, die den Redefluss der anderen Person nicht 
unterbrechen, werden nicht transkribiert. Sie werden dann transkribiert, wenn sie als direkte 
Antwort auf eine Frage genannt werden. 

9. Pausen ab ca. 3 Sekunden werden durch (…) markiert. 
10. Auslassungen, von Geschehnissen, die nicht bedeutend für die Analyse unter dem gewählten 

Schwerpunkt sind, werden durch […] markiert. 
11. Besonders betonte Wörter oder Äußerungen werden durch VERSALIEN gekennzeichnet. 
12. Jeder Sprecherbeitrag erhält eigene Absätze. Zwischen den Sprechern gibt es eine freie, leere 

Zeile. Auch kurze Einwürfe werden in einem separaten Absatz transkribiert. Mindestens am 
Ende eines Absatzes werden Zeitmarken eingefügt. 

13. Emotionale nonverbale Äußerungen der befragten Person und des Interviewers, welche die 
Aussage unterstützen oder verdeutlichen (wie lachen oder seufzen), werden beim Einsatz in 
Klammern notiert.  

14. Unverständliche Wörter werden mit „(unv.)“ gekennzeichnet. Längere unverständliche 
Passagen werden möglichst mit der Ursache versehen: „(unv., Mikrofon rauscht)“. Vermutet 
man einen Wortlaut, wird die Passage mit einem Fragezeichen in Klammern gesetzt, 
z.B. „(Axt?)“. Unverständliche Stellen werden mit einer Zeitmarke versehen, wenn innerhalb 
von einer Minute keine weitere Zeitmarke gesetzt ist.  

15. Die interviewende Person wird durch ein „I:“, die befragte Person durch ein „B:“ 
gekennzeichnet. Bei mehreren Interviewpartnern (z.B. Gruppendiskussion) wird dem Kürzel 
„B“ eine entsprechende Kennnummer oder ein Name zugeordnet („B1:“, „Peter:“). 
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Anhang 3: Kodierleitfaden 

Kategorie/ 
Unterkategorie Definition Ankerbeispiel Kodierregel 

Suffizienz       

Verständnis 
Suffizienzbegriff 

Textstellen, die auf eine Deutung 
des Begriffs Suffizienz hinweisen 

„Und letztendlich sagt ja Suffizienz nichts anderes aus als dass wir eine 
wie auch immer bessere Effizienz von Rohstoffen, Ressourcen 
hinbekommen durch eine Verhaltensänderung." 

Nur inhaltliches 
Verständnis des 
Begriffs, keine 
wertenden 
Äußerungen 

Suffizienzziel Textstellen, die Zielvorstellungen 
von Suffizienz benennen. 

„Boden, sparsamer Umgang mit Grund und Boden ist ein Grundsatz." Keine konkreten 
Maßnahmen 

Suffizienzmaßnahme Textstellen, die Maßnahmen zur 
Förderung von Suffizienz 
benennen. 

„Und ein Mittel dazu ist wie gesagt die Konzeptvergabe, das andere ist 
eben, dass wir die Grundstücke nur als Erbbaurechte vergeben." 

Nur konkrete 
Maßnahmen, keine 
allgemeinen 
Suffizienzziele 

Erfahrungen Suffizienz Textstellen, die über Erfahrungen 
der Interviewten mit dem Thema 
Suffizienz Aufschluss geben 

„ich bin der Bürgermeister für Bauen, Umwelt und Digitalisierung. Das 
sind genau die drei Bereiche, mit denen ich mich auseinandersetzte. Und 
tatsächlich mache ich das jetzt seit etwa sieben Jahren. Also so kann man 
es in etwa sagen. Ich war vorher Hochbauamtsleiter bei der Stadt 
Ravensburg und dann Kurzdezernent und im Weiteren dann nach zwei 
Jahren Bürgermeister und genau diesen Aufgaben." 

  

Herausforderungen       

Zukunftsheraus-
forderungen  

Alle Textstellen, die auf 
zukünftige Herausforderungen 
hinweisen. 

„Das ist also tatsächlich das, dass ich gesagt habe: wir alle, und 
insbesondere auch alle Städte müssen sich verändern, wenn wir den 
Zukunftsaufgaben überhaupt noch gerecht werden wollen. Denn ein 
"Weiter so" ist keine Alternative. (...) Und das ist eben in einer Stadt, in 
der es allen vermeintlich sehr, sehr gut geht, besonders herausfordernd. 
Denn wo ist die Motivation, sich zu verändern?" 

Nur 
Herausforderungen 
mit Zukunftsbezug, 
keine 
"Alltagsprobleme" 
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Hemmnisse Umsetzung 
Klimaschutz 

Alle Textstellen, die Aspekte 
ansprechen, welche als hindernd 
für die Umsetzung des 
Klimaschutzes eingeschätzt 
werden.  

„Hier in der Region vor allem das in der Gegend ja vor allem ein 
Menschlag im Gemeinderat da fängt es ja schon an, dass es sehr 
herausfordernd nicht mal eine Person, die sich mit dem Thema 
Klimaschutz und Klimaveränderungsprozessen auseinandergesetzt hat 
und das war dann eben die erste Aufgabe, dass ich gesagt habe es muss 
uns gelingen überhaupt erst einmal in der Verwaltung diesen 
Veränderungsprozess auch zu etablieren." 

Nur konkrete 
Probleme (subjektiv) 
hinsichtlich 
Umsetzung 
Klimaschutz 

Gestaltungsmacht       

Aufgabenverständnis 
Stadtplanung/ 
Stadtverwaltung 

Textstellen, die Aufschluss über 
das Aufgabenverständnis von 
Stadtplanung/-verwaltung geben 

„und das ist aus meiner Sicht dann (...) ja das Selbstverständnis einer 
Stadtplanung oder auch einer Kommune auf der einen Seite schon 
partizipativ im Rahmen von Bürgerbeteiligung unterwegs zu sein, 
versuchen Interessen auch zu bündeln. Zum anderen aber auch Projekte 
zu managen, damit wir nicht in eine endlose Diskussionsschleife kommen, 
sondern wirklich auch Ergebnisse haben und so ein Projekt auch 
voranbringen." 

Sowohl kommunale 
Plichten als auch 
Aussagen darüber, 
was nach Meinung 
der Interviewten 
Aufgabe einer 
Stadtplanung/Verwal
tung sein sollte 

Grenzen kommunaler 
Macht 

Textstellen, die den Spielraum 
kommunaler Gestaltungsmacht 
benennen 

„Also so im ordnungsrechtlichen Bereich, dass man direkt etwas verbietet 
sehe ich gerade bei der Kommune wenig, wenig Möglichkeiten." 

Machtbeschränkung 
nicht direkt auf scale 
zurückzuführbar 

scales /Entscheidungs-
ebenen 

Textstellen, die eine Bearbeitung 
von Problemen auf einer anderen 
als der kommunalen Ebene 
fordern  

„Ravensburg alleine kann dieses Thema nicht lösen, das muss in einem 
größeren Kontext passieren." 

umfasst unter 
anderen Staatsebene 

Rolle des Staates Textstellen, die sich auf die 
Funktion des Staates beziehen 

„Also ich glaube es gibt tatsächlich Fälle, in denen es immens wichtig ist, 
dass es auch einen starken Staat gibt, der auch regulierend eingreift."   

Rationalität       

unternehmerische 
Stadt 

Welchen Logiken/Mustern/ 
hegemonialen Denkweisen folgt 
eine unternehmerische Stadt? 

„Es gibt einen man kann ja sagen positiven Wettbewerb der Städte um 
Innovationen. Städte leben ja davon, attraktiv zu sein. Nach Innen und 
nach Außen. Sie wollen sozusagen interessant sein und dazu gehört eben, 
dass man neues wagt und sich öffnet für interessante Projekte, 
Entwicklungen."   
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Rationalität Suffizienz Welchen Logiken/Mustern/ 
hegemonialen Denkweisen folgt 
ein auf Suffizienz ausgerichtetes 
Handeln? 

„Die Gedankenwelt ähnlich wie der Wirtschaft war, der Heilsbringer war 
das Wachstum und wie schaffen wir es im Grunde nach jetzt dann 
sozusagen durch eine veränderte Denkweise oder ein verändertes Muster, 
dass wir es hinbekommen, dass wir zwar über die Qualität unserer Stadt 
und über das Persönliche und die persönliche Qualität, die wir jeden Tag 
erleben dürfen, (...) dass trotzdem weniger am Ende noch genug ist. Das 
ist dann die große Herausforderung, vor der wir stehen." 

Keine reinen 
Äußerungen zu 
Zielen, sondern 
Verbalisierung 
zugrundeliegender 
Denkweisen 

Technologie       

Ordnungsrechtliche 
Instrumente 

Textstellen, in welchen 
Regulierungen / Institutionen als 
Mittel zur Förderung von 
Suffizienz benannt werden 

„da endet dann auch die Macht der Kommune, man hat das ja jetzt auch 
bei der EU gesehen mit der neuen Gesetzgebung, dass es für bestimmte 
Artikel in Plastikbereichen jetzt auch ein Verbot gibt, ich glaube in dem 
Bereich müssen wir sehr wohl in den Markt regulierend eingreifen und 
zwar vor allem bei den Unternehmen, dass die dieses Thema 
Nachhaltigkeit einfach noch mehr mit in den Fokusrahmen? nimmt." 

rechtlich 
verbindliche 
Vorgaben mit 
Zwangscharakter und 
Sanktionierungsmögl
ichkeit 

Ökonomische 
Instrumente 

Textstellen, in welchen 
ökonomische Anreizstrukturen 
als Mittel zur Förderung von 
Suffizienz benannt werden 

„Also das heißt ich muss umweltbewusstes Verhalten belohnen durch eine 
Anreizpolitik, das kann der Gemeinderat relativ gut, weil er da auch die 
Steuerungsinstrumente hat." 

Wahlfreiheit muss 
nach wie vor 
gegeben sein 

Bildung / Information Textstellen, in welchen Bildung 
als Mittel zur Förderung von 
Suffizienz benannt wird 

„Und deswegen der zweite große Ansatzpunkt, den ich jetzt sehe, sind die 
Schulen. Also über Bildungspolitik das hinzubekommen, das zu vermitteln, 
dann sodass sich die Leitbilder, die man im Kopf hat, ändern." 

  

Verantwortung Textstellen, welche die Thematik 
der Verantwortung in Bezug auf 
nachhaltiges Handeln beinhalten 

„Die Debatte führen wir tatsächlich eben und ich glaube auch, da bin ich 
bei Ihnen: es nur zu übertragen auf die Bürgerinnen und Bürger könnte 
erstens so wahrgenommen werden und in vielen Fällen ist es tatsächlich 
auch so der Fall indem man ihnen einfach sagt, ihr seid doch selber 
verantwortlich, löst das doch bitte selber und der Staat will da auch gar 
nicht regulierend eingreifen, ihr macht das durch eure 
Verhaltensänderung und dadurch wird das dann schon gut."   

 conduite      
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Fremdführung (lenken) Textstellen, in welchen Praktiken 
genannt werden, die darauf 
abzielen das Verhalten der 
Bevölkerung zu beeinflussen 

„Ich reguliere auf der einen Seite aber ich setze auf der anderen Seite 
einen Anreiz, der auch automatisch zu einer Veränderung des 
Bewusstseins wird und dann die Menschen ihr eigenes Tun dann 
hinterfragen und sagen: Wie kann ich denn selber zu einer nachhaltigen 
Lebensform kommen?" 

  

Selbstführung 
(aufführen) 

Textstellen, in welchen die 
individuelle Entscheidungsmacht 
deutlich wird 

„Es geht nicht darum, die Bürger tatsächlich zu gängeln, zu drangsalieren 
und ihr müsst jetzt aber auch suffizienter werden - was ja nicht geht - Es 
ist ja aus dem eigenen Antrieb heraus, sonst wäre es ja nicht suffizient." 

  

Partizipation Textstellen, die Bürgereinbindung 
thematisieren 

"Ich glaube es muss auch von unten gedacht werden. Ich glaube man 
muss genau dort ansetzen beim Bürger auch tatsächlich und bei den 
Bedarfen und Gespräche führen."   

contre-conduite / 
alternative Praktiken 

Textstellen, die widerständige 
Alltagspraktiken (entgegen 
hegemonialen Denkweisen) 
aufgreifen 

„Und das ist dann auch eingewoben in neue Mobilitätskonzepte, da steht 
dann nicht mehr das Besitzen so sehr im Fokus, sondern es steht eher das 
Sharing im Fokus." 

  

Positive Entwicklung Textstellen, in denen eine 
positive Entwicklung aus Sicht der 
Interviewten benannt wird 

„Also insofern finde ich ist es eher ein positives Beispiel für Beteiligung." 

  

Fehlentwicklung Textstellen, die von den 
Interviewten als Fehlentwicklung 
bewertet werden 

„Geld ist genug da. Leider nicht da, wo es hingehört." Problematische 
Entwicklungen, keine 
Herausforderungen/ 
Schwierigkeiten in 
Umsetzung  

Problematik Textstellen, in denen eine 
Problematik/ Schwierigkeit aus 
Sicht der Interviewten benannt 
wird 

„Ja lange in den letzten 70 Jahren entstandene kulturelle Leitbilder 
aufbrechen, Gewohnheiten aufbrechen, das ist natürlich extrem schwer." 

  

Planungsverständnis       

fordistisch Textstellen, die Aufschluss über 
das Planungsverständnis im 
Fordismus geben 

„Früher hat man den Prozess eben schon so gemacht, dass man gesagt 
hat der war quasi fast so ein bisschen ‚closed-shop‘ zwischen Verwaltung 
und Gemeinderat."   
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neoliberal Textstellen, die eine neoliberale 
Auffassung von Planung 
beschreiben 

„Also gibt ja erst einmal eine Eigenverantwortung sozusagen., also jeder 
hat ja erst einmal eine individuelle Freiheit und auch Verantwortung für 
sein persönliches Handeln. Also da (...) glaube ich (...) regieren wir als 
Verwaltung oder als Staat auch nur in begrenztem Maße überhaupt 
hinein. Das ist ja gerade in dieser Zeit auch wieder das Thema schlechthin 
sozusagen: Wo sind da Grenzen, die man möglichst nicht überschreitet im 
Zusammenspiel mit Individuum und Staat."   

Diskurs       

Kooperation / 
Kommunikation 

Textstellen, in welchen 
Zusammenarbeit thematisiert 
wird 

„Sondern man muss einfach (...) kooperativ vorgehen, das wird die 
Zukunft sein. Da führt kein Weg daran vorbei. Denke ich so." 

  

Konkurrenz/ 
Wettbewerb 

Textstellen, in welchen 
Konkurrenz-/ 
Wettbewerbssituationen 
angesprochen werden 

„Wirtschaftlich gibt es immer die Konkurrenz um 
Unternehmensansiedlungen in der Region, also Stadt und Region, aber 
auch überregional, insbesondere bei größeren Ansiedlungen (...) wenn 
große Konzerne irgendwie neue Standorte suchen, dann (...) arbeiten die 
ja meistens überregional, bundesweit oder noch darüber hinaus und 
schauen: Wo bekommen sie die besten Bedingungen?"   

(Un)gerechtigkeit Textstellen, die auf (soziale) 
Ungleichheit/-gerechtigkeit 
aufmerksam machen 

„Ich glaube, die Diskussion, die aus dem entsteht ist noch viel größer als 
das Thema Suffizienz. Es geht vielmehr um die Frage der Zukunft: Wem 
gehört die Stadt?"   

Akzeptanz Textstellen, in welchen 
Reaktionen der Akzeptanz bzw. 
Inakzeptanz angesprochen 
werden 

„Das ist dann aber gekippt worden, weil das nicht gewollt war von der 
Zivilgesellschaft beziehungsweise Interessengruppen." 

Es geht nicht um die 
Akzeptanz/Inakzepta
nz der Interviewten 
gegenüber 
Sachverhalten 

Lebensqualität Textstellen, die Aspekte 
beschreiben, die zur (subjektiven) 
Lebensqualität beitragen 

„Das Wohnumfeld spielt eine große Rolle glaube ich. Weil eben ein ja 
gutes, qualitätsvolles Wohnumfeld, qualitätvolle Außenbereiche glaube 
ich schon die Bereitschaft erhöhen, die eigene, die privaten Flächen eben 
zu reduzieren."    

Attraktivität Textstellen, in denen Attraktivität 
zur Sprache kommt. 

„Ja, es ist auch attraktiv da durchzugehen, aber ja es ist letztendlich kein 
Wohnquartier oder nicht so das Wohnquartier für die Flensburger."   
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Bewusstseinsbildung Textstellen, in welchen eine 
Hinterfragung des eigenen 
Verhaltens-/ Denkweisen zum 
Ausdruck kommt 

„Und insgesamt einfach auch ein höheres Maß an Verständnis bei den 
Bürgerinnen und Bürgern zu sagen: Mein Gott, es geht ja eigentlich auch 
ohne das eigene Auto. Ich habe alles, was ich brauche und mir geht es 
obwohl ich vermeintlich weniger besitze, geht es eigentlich sogar besser." 

Prozess des aktiven 
Reflektierens über 
Verhaltens-/ 
Denkweisen, nicht 
zwangsläufig Wandel 

Wertewandel Textstellen, in welchen ein 
Umdenken 
gesellschaftlicher/individueller 
Werte und Leitbilder thematisiert 
wird  

„Also einfach ein veränderter Fokus und eben auch immer die Frage nach 
dem gesunden Maß." 

Spezieller Bezug zu 
veränderten 
Werten/Leitbildern, 
keine generellen 
gesamtgesellschaftlic
hen Entwicklungen 

Veränderung Textstellen, die eine Veränderung 
gesellschaftlicher Verhältnisse 
beschreiben 

„Die Arbeitsverhältnisse werden viel flexibler und das geht viel schneller 
als wir das vielleicht in der Vergangenheit angenommen haben. Also ich 
glaube auch dieses ursprüngliche Bild, ich habe mein Arbeitsplatz da in 
der Stadt und bin da auch auf jeden Fall und fahr jeden Tag in die Stadt - 
das löst sich eh alles ein bisschen auf." 

jegliche Form von 
Veränderung, 
inkludiert 
Wertewandel 

Gemeinschaft Textstellen, die Gemeinschaft 
ansprechen 

„Und ich glaube, das ist letztendlich auch das Argument, dass man durch 
suffiziente Ansätze dann durchaus auch das Thema Gemeinschaft leben, 
eigentlich beleben muss. Ohne Gemeinschaft funktioniert Suffizienz 
nicht."   

Individualismus Textstellen, die Individualismus 
ansprechen 

„Ja ne wir ja auch durchaus ja seit 100 Jahren, 200 Jahren, vielleicht auch 
500 Jahren mit (...) Individuen konfrontiert sind ne. Das heißt ne ich will 
eigentlich für mich alleine sein und, und, und. Der starke Individualismus."    

Freiheit Textstellen, die Freiheiten 
ansprechen 

„Also wir sind eine Gesellschaft, die auch individuellen Freiheitsrechten 
basiert und das muss auch so bleiben."   

Zwang Textstellen, die Zwänge 
ansprechen 

„Also das hat natürlich auch einen ordnungsrechtlichen Charakter, aber 
es ist mehr, also es ist etwas anderes als zu sagen, ich verbiete es, mit 
dem Auto zu fahren."   

Nachhaltigkeit, 
Suffizienz 

Textstellen, die den Diskurs rund 
um das Thema Nachhaltigkeit 
bzw. Suffizienz aufgreifen 

„ich glaube schon, dass es auch ein Ziel war, den Begriff der Suffizienz in 
den öffentlichen, in den politischen Diskurs einzubringen." 
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Anhang 4: Interviewtranskripte 

Interview 1.1: Hr. Bastin (Ravensburg) – Teil 1 

Interviewpartner: Dirk Bastin, Bürgermeister für Bauen, Umwelt und Digitalisierung 
Datum: 05.07.21, 14:00 Uhr 
Kommunikations-Plattform: Big Blue Button 
 
Begrüßung 
 

5 I: Vielen Dank, dass sie sich heute die Zeit nehmen Ich bin mir sicher, Sie haben einen straffen 
Zeitplan. Umso mehr freue ich mich, dass Sie sich Zeit für dieses, wie ich finde, wichtige Thema 
nehmen. Genau. Ich würde sie auch gleich bitten (...) sich selbst nochmal kurz vorzustellen, aber 
vielleicht damit Sie wissen wer ich bin, warum ich zu dem Thema forsche auch nochmal ein paar 
Sätze zu mir. (...) Genau, also ich bin Maria Stetter und Ich bin Geographiestudentin an der Uni 
Heidelberg und interessiere mich besonders für nachhaltige Stadtentwicklung, weil ich der 
Meinung bin, dass es ein sehr zukunftsrelevantes Thema ist. Städte wachsen, Mieten steigen, 
Flächen werden versiegelt und gleichzeitig sollen Städte irgendwann den Klimawandel 
angepasst werden. Und in diesem ganzen Spannungsfeld finde ich diesen Ansatz der Suffizienz, 
was ja auch so eine Säule der Nachhaltigkeit ist, sehr interessant, weil es meines Erachtens eine 
ganz andere Perspektive einnimmt, also eine Flächenreduktion oder auch ein Umverteilen von 
den gegebenen Ressourcen. Und ich möchte mir anschauen, was das in der Praxis bedeutet und 
eben auch mir die Frage stellen, inwiefern vielleicht auch eine andere Regierungsweise damit 
einher geht, also vielleicht nicht primär auf Wachstum ausgerichtet, aber wie gesagt ich bin da 
sehr gespannt auf ihre Perspektive als Experte für Stadtentwicklung oder Stadtplanung. Und ja 
Ravensburg: Als ich mich mit der Stadt auseinandergesetzt habe, ist mir aufgefallen, dass sich da 
schon sehr viele Gedanken gemacht wurden zu dem Thema im Vergleich zu anderen 
Masterplänen Klimaschutz, wo ich oft einfach gar nicht das Wort Suffizienz finden konnte und 
genau also vielleicht können Sie sich nochmal kurz vorstellen und dann sagen was so Ihr 
Verständnis von Suffizienz ist und inwiefern Sie vielleicht auch bei ihrer Arbeit als ja 
Bürgermeister für Bau und Umweltverwaltung Berührungspunkte mit diesem Thema haben. 

6 B: Ja, vielen Dank. Tatsächlich freut es mich, dass wir heute die Chance haben, uns in einem 
kurzen Interview miteinander auszutauschen. Mein Name ist Dirk Bastin, ich bin der 
Bürgermeister für Bauen, Umwelt und Digitalisierung. Das sind genau die drei Bereiche mit 
denen ich mich auseinandersetzte. Und tatsächlich mache ich das jetzt seit etwa sieben Jahren. 
Also so kann man es in etwa sagen. Ich war vorher Hochbauamtsleiter bei der Stadt Ravensburg 
und dann Kurzdezernent und im weiteren dann nach zwei Jahren Bürgermeister und genau 
diesen Aufgaben. Digitalisierung kam jetzt in einem dritten Schritt jetzt erst noch dazu, in dem 
Zuge wo sich alle Ebenen mit der Digitalisierung auseinandersetzen. Und (...) was hat mich 
motiviert, als ich damals mich entschieden haben, diese Aufgabe zu übernehmen. Das ist also 
tatsächlich das, dass ich gesagt habe: wir alle, und insbesondere auch alle Städte müssen sich 
verändern, wenn wir den Zukunftsaufgaben überhaupt noch gerecht werden wollen. Denn ein 
"weiter so" ist keine Alternative. (...) Und das ist eben in einer Stadt, in der es allen vermeintlich 
sehr, sehr gut geht, besonders herausfordernd. Denn wo ist die Motivation, sich zu verändern? 

7 I: Ja 

8 B: Und letztendlich sagt ja Suffizienz nichts anderes aus als dass wir eine wie auch immer 
bessere Effizienz von Rohstoffen, Ressourcen hinbekommen durch eine Verhaltensänderung. 
Und wie sollen sich dann ein Verhalten eben dann tatsächlich ändern, wenn die Menschen 
eigentlich zuerst einmal gar keinen Antrieb haben, sich zu verändern, weil im Verhältnis ja 



72 
 

eigentlich alles gut ist. (...) Und ich hatte gedacht, vielleicht schaffen wir es im Ravensburg 
trotzdem oder vielleicht gerade deswegen weil es uns allen so gut geht und wir ja eben auch ein 
Vorbild sein müssen schaffen wir es aufzuzeigen, wie es funktionieren kann, dass wir insgesamt 
das Thema Suffizienz neben den Themen Effizienz und (...) auch natürlich  

9 I: Konsistenz? 

10 B: Und ja anderen Themen - Konsistenz genau (...) dass wir da sagen (...) wir bringen das in das 
Bewusstsein auch der Menschen. Hier in der Region vor allem das in der Gegend ja vor allem ein 
Menschlag im Gemeinderat da fängt es ja schon an, dass es sehr herausfordernd nicht mal eine 
Person die sich mit dem Thema Klimaschutz und Klimaveränderungsprozessen 
auseinandergesetzt hat und das war dann eben die erste Aufgabe, dass ich gesagt habe es muss 
uns gelingen überhaupt erst einmal in der Verwaltung diesen Veränderungsprozess auch zu 
etablieren (...) das heißt das begann mit einer Person, die sich dann mit dem Klimaschutz 
auseinandergesetzt hat bis hin (...) dass es jetzt innerhalb eigentlich relativ kurzer Zeit gelingt 
ein Umweltamt bei der Stadt zu gründen und zu etablieren, die dann eben solche Themen 
neben den Themen, die wir ständig in den Prozessen also Stadtplanungsamt wie sich dann 
auseinandersetzten. 

11 I: Mhm. 

12 B: Aber wie sie richtigerweise gesagt haben. Die Gedankenwelt ähnlich wie der Wirtschaft war, 
der Heilsbringer war das Wachstum. Und wie schaffen wir es im Grunde nach jetzt dann 
sozusagen durch eine veränderte Denkweise oder ein verändertes Muster, dass wir es 
hinbekommen, dass wir zwar über die Qualität unserer Stadt und über das Persönliche und die 
persönliche Qualität, die wir jeden Tag erleben dürfen, (...) dass trotzdem weniger am Ende 
noch genug ist. Das ist dann die große Herausforderung, vor der wir stehen// 

13 I: Mhm. Ja. 

14 B: Und das beschäftigt mich (...), das war ihre Frage, tatsächlich jeden Tag. (...) Und zwar massiv. 
Und wir haben aus meiner Sicht und da kommen wir dann nachher in Ihren einzelnen Fragen 
oder in ihrem Leitfaden dazu, wir haben es doch geschafft, was mich sehr, sehr freut, auch wenn 
wir es nicht immer so mit der (...) Nadel draufgestoßen haben, das sind alles Suffizienzgedanken, 
haben wir es doch geschafft einige Dinge mittlerweile in der Stadtgesellschaft zu 
implementieren. Man sieht sie schon. Und man kann sie erleben und erfahren und wie ich finde 
(...) auch positiv wahrnehmen im Veränderungsprozess und das macht unsere Arbeit tatsächlich 
so spannend, ja.  

15 I: Schön, ja. Sehr spannend, also (...) ja, dass Sie auch da jeden Tag mit dem Suffizienzthema zu 
tun haben, ja freut mich. (...) Ich habe zu dieser Klimakommission (...) ja diesen Bericht gelesen, 
die wurde ja so wie ich es verstanden hab 2019 gebildet und 2020 wurden die Ergebnisse dann 
vorgestellt und jetzt ist quasi so die Phase der Umsetzung. (...) Und bei dieser Klimakommission 
waren ja jetzt neben Gemeinderat und Stadtverwaltung auch Bürgerinnen und Bürger dabei (...) 
Und da fand ich es sehr spannend weil also auch Onlinebeteiligung und ich hatte das Gefühl 
Partizipation wird eine hohe Bedeutung beigemessen und vielleicht da die Frage: Welche Rolle 
spielt Partizipation bei der Rolle bei der Umsetzung von Nachhaltigkeit (...) Oder vielleicht 
können sie auch erst einmal nochmal// Oh einen Überblick über diese Kommission geben und 
wer da die Akteure waren. 

16 B: Aus meiner Sicht (...) ist also nur das vorneweg: ist das der Schlüssel für eine erfolgreiche 
Implementierung von eh gar jeglicher Entwicklung also es spiel im Grunde ja gar keine Rolle, es 
muss uns gelingen, dass wir ein hohes Maß an Akzeptanz in der Bürgerschaft haben und dieses 
hohe Maß an Akzeptanz führt dazu dass der Gemeinderat dann auch mutige und vielleicht auch 
mutigere Entscheidungen trifft als wenn er eben diesen Rückhalt aus der Bevölkerung für diesen 
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Veränderungsprozess nicht gehabt hätte. Bei der Klimakommission war es für uns entscheidend, 
wir standen vor dieser (...) großen Herausforderung wir wollen einen Verkehrsentwicklungsplan 
beschließen und dieser Verkehrsentwicklungsplan - wir haben ihn gerade letzte Woche Montag 
beschlossen also jetzt genau vor sieben Tagen - da sind sehr viele Suffizienzgedanken drin und 
wir hatten - und das im ländlichen Raum (lacht) - und wir haben gesagt, wie kriegen wir diesen 
Beschluss dieses Verkehrsentwicklungsplans wenn wir einfach nur so in die Politik gehen 
würden. Mann muss dazu einfach wissen, dass es in Ravensburg einfach noch ein starkes, sehr 
starkes konservatives Weltbild gibt 

17 I: Mhm 

18 B: Also das heißt, wir haben (...) auf jeden Fall eine starke bürgerliche Mitte in unserem 
Gemeinderat bestehend aus CDU-Mitgliedern, freie Wähler auch die Bürger von Ravensburg die 
plus minus wie sie es (unv.) FDP also diese, dieses starke bürgerliche Lager und dann ich sage 
mal ein Lager das etwas kleiner ist, aber auch schon Richtung 40/45 Prozent geht dieses Lager, 
das sich ich sage mal sehr offen zeigt gegenüber auch solchen Ideen auch so etwas wie 
Suffizienz, die Grünen und auch die SPD, die ich da noch mit dazurechnen würde. Und da 
besteht natürlich die Gefahr, dass die sich in den politischen Beratungen (...) sage mal so sehr 
miteinander verhaken, dass es am Ende meistens gar keinen Schluss gibt, sondern dass solche 
Themen dann verhakt und verschoben und vertagt werden und dann quasi auf einen Sankt-
Nimmerleins-Tag verschoben werden und das bereitet uns als Verwaltung natürlich große 
Probleme und mit diesem Verkehrsentwicklungsplan, da wussten wir wenn wir da jetzt nur so 
politisch antreten, dann werden wir dafür keine politische Mehrheit haben. Und das war so die 
Geburtsstunde zu sagen: wir müssen diesem Prozess einen Prozess vorschalten, in dem wir 
einen gesamtgesellschaftlichen Konsens bekommen für eine Veränderung die notwendig ist 
auch bezüglich dieses Gesamtthemas Klima und da ist Mobilität natürlich nur eine Sparte da 
gehört das andere Thema natürlich gerade bei uns das Thema Gebäude, das macht die Stadt 
ebenso aus und ist im Verbrauch meistens noch viel stärker als Mobilität 

19 I: Ja 

20 B: Und insgesamt was die C02 Emissionen angeht und dann aber auch das Thema, und das 
haben wir bewusst gesetzt, Kompensation und dann als vierten Punkt dann auch das Thema 
Bewusstseinsveränderung 

21 I: Ja 

22 B: Was ja eben ganz stark mit dem Thema der Suffizienz auch zusammenhängt und da haben wir 
gesagt, wenn wir das jetzt nur als Verwaltung im Gemeinderat erarbeiten, dann werden wir da 
nicht erfolgreich sein, wir hatten immer das Problem, wenn man es jetzt komplett öffnet für 
eine Bürgerbeteiligung dann wird der Prozess vielleicht insgesamt zu ineffizient, dann kommen 
wir nicht mit den Ideen voran und das war dann die Überlegung zu sagen: warum probieren wir 
nicht mal so etwas aus wie die Kollegen und Kolleginnen in Vorarlberg, das sind so diese 
Bürgerräte, die zufällig gewählten Bürgerinnen und Bürger die eben ich sage mal das klassische 
Bild einer Stadtentwicklung dann ergänzen und mit denen man sich dann auseinandersetzt 
sozusagen in einem Bürgerrat, was sind denn auch eure Ideen, die (unv.) als unsere Bürgerinnen 
und Bürger was bewegt euch zu diesem Thema und das war dann tatsächlich diese Grundstunde 
als wir gesagt haben, wir setzen mal eine Klimakommission ein die sich mal ein halbes Jahr 
bewusst sich mit ausschließlich mit diesem Thema auseinandersetzt: Wie will sich die Stadt 
Ravensburg insgesamt aufstellen zu den Themen Klimaneutralität, Stichwort Klimakonsens und 
in diesem Prozess war uns trotzdem klar, wenn man so einen Bürgerrat hat, muss man den 
trotzdem noch absichern und in einem zweiten Beteiligungsprozess dann nochmal für alle 
Bürgerinnen und Bürger öffnen, das war denn eben das Thema Online-Diskussion und Online-
Debatte zu diesem gesamten Themenfeld in dem dann eben die Bürgerinnen und Bürger die 
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Ideen, die aus der Klimakommission kamen, auch bewerten konnten, Kommentare dazu 
abgeben konnten, es leiten konnten (lacht) oder auch nicht wenn es keine gute Idee war und 
das hat uns dann auch fasziniert, obgleich es Corona gab oder gerade weil es zu diesem 
Zeitpunkt Corona war und eben auch der erste Lockdown war haben wir über diesen Weg der 
Online-Beteiligung weit über 1000 Rückmeldungen bekommen  

23 I: Wow  

24 B: Von unseren Bürgerinnen und Bürgern und das was wahnsinnig viel ist  

25 I: Ja 

26 B: Und wir dadurch auch ein ganz gutes Gefühl entwickeln konnten, wie dann die Ideen, die wir 
zunächst in einem kleinen Rat diskutiert haben, wie die dann in der Bevölkerung aufgenommen 
worden werden 

27 I: Mhm 

28 B: Und das war dann eben auch der Punkt wo wir sagen konnten ein paar Sachen 
implementieren, die wir dann später auch in unserem Verkehrsentwicklungsplan haben werden, 
zum Beispiel war ja da die die Diskussion, das ist ja auch so eine Suffizienzidee: Im Moment 
haben wir etwa 670 Autos pro 1000 Einwohner  

29 I: Mhm 

30 B: Und wir hatten uns das Ziel gesetzt, jetzt völlig unabhängig von der Motorisierungsform, die 
Anzahl der zugelassenen Pkw als wollen wir bis 2030 auf 500 reduzieren 

31 I: Wow, ja  

32 B: Und (...) und das sind dann eben tatsächlich genau diese Ideen zu sagen nur weil man sich das 
Ziel setzt hat man natürlich dann noch keine Maßnahmen damit verbunden wie man das dann 
tatsächlich erreicht als Stadt und nichts desto trotz haben wir dann eben genau das geschafft. 
Wir haben in der Klimakommission zunächst das Gesamtziel diskutiert, dann operative Ziele die 
auch messbar sind 

33 I: Ja 

34 B: Mit denen wir uns dann auch messen lassen als Stadt und aber auf der anderen Seite dann 
auch erste Maßnahmen diskutiert, die dann die Politik auch schon beschließt und damit es dann 
uns in der Verwaltung es auch einfacher macht ich sage mal unpopuläre Maßnahmen  

35 I: Ja 

36 B: Durchzusetzen, die dazu führen, dass es tatsächlich zum ersten Mal eben Diskussionen und 
Debatten darüber gibt, genau das: Warum kann es trotzdem gelingen wenn wir die Anzahl der 
Autos pro tausend Einwohner reduzieren, dass es trotzdem noch zu einer Qualität oder 
vielleicht gerade deswegen zu einer Qualität (...) in der Stadt kommt, die wir sonst eben im 
Zweifelsfall nicht erreicht hätten. Und deswegen, das ist das spannende: wir haben da also, auch 
wenn wir es nicht immer so genannt haben, aber wir haben sehr viel über Suffizienz diskutiert 

37 I: Ja 

38 B: In diesem Prozess. Und die Bürgerbeteiligung hat uns geholfen, dass wir nachher, das ist das 
sensationelle einen einstimmigen Beschluss bekommen haben über alle Fraktionen.  

39 I: Ja also insgesamt ein gelungenes Konzept würden Sie sagen und auch Anliegen der 
Bevölkerung konnten so eingebracht werden. Richtig? 
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40 B: Unbedingt, unbedingt. Also das war das zentrale Moment, also viele Themen von dort sind 
von Bürgerinnen und Bürgern in diesem Prozess eingespielt worden und das ist das schöne, das 
bekommen wir dann auch als Feedback also das heißt, die die beteiligt waren oder auch die 
Tausend die bei der Online-Befragung mitgemacht haben, die sehen also das war jetzt kein 
leerer Prozess, sondern jetzt kommen auch tatsächlich in den Umsetzungsschritten jetzt auch 
genau die  Beschlüsse, die dazu führen, dass diese Ziele die man insgesamt vereinbart hat auch 
nachhaltig dann auch angegangen werden, auch in die Umsetzung kommen.  

41 I: Ja (...) Ein Thema war ja auch tatsächlich Thema Wachstum in Ravensburg und wenn ich das 
richtig herausgelesen hab gab es jetzt zuerst einmal keine Konsensfindung innerhalb dieser 
Klimakommission, aber es gab dann einen Zusatzbericht, den ich mir durchgelesen habe mit 
dem Namen: Sichtweisen zum Thema Wachstum in Ravensburg. Und da ging es dann unter 
anderem auch um die Frage ja welches Maß an Wachstum und welches Maß an 
Flächenversiegelung sind für die Stadt Ravensburg verträglich? Können Sie da so ein bisschen 
darauf eingehen vielleicht, was da so Konfliktlinien waren? (...) Ging ja bestimmt heiß her bei 
der Debatte (lacht) 

42 B: Extrem tatsächlich ist es so und das ist das spannende. Da kann man auch beide Seiten ganz 
gut (...) nachvollziehen. Das heißt auf der einen Seite, ich meine Sie studieren Geographie 
deswegen kennen Sie sich damit auch aus, dass es verschiedene Funktionen von Räumen 
innerhalb einer Region gibt  

43 I: Mhm 

44 B: Und bei uns ist es eben so, dass Weingarten, Ravensburg und Friedrichshafen zusammen ein 
Oberzentrum bilden.  

45 I: Ja 

46 B: Und damit auch Oberzentrale Funktionen haben und was passiert, wenn man diese 
oberzentralen Funktionen auf einmal nicht mehr wahrnimmt. Also nehmen wir dieses Beispiel: 
Wir würden und als Stadt Ravensburg isoliert dazu entscheiden, wir würden nicht mehr 
wachsen. 

47 I: Ja 

48 B: Und auch keine neuen Flächen ausweisen. Aber alle um uns herum führen diese Beschlüsse 
nicht aus, dann passiert es, dass diese Dörfer um Ravensburg herum auch auseinandergehen 
wie Hefekuchen und die Bürgerinnen und Bürger die hier ihren Arbeitsplatz finden dann 
trotzdem in die Region ziehen natürlich am allerliebsten ins Einfamilienhaus auf dem 800 bis 
1000qm großen Grundstück und dann aber jeden Tag mit dem Auto nach Ravensburg rein 
fahren, weil es ja keinen wirklich adäquaten Nahverkehr in unserer Region gibt und deswegen 
ist das sehr schwierig wenn man solche Funktionen hat dann isoliert eben über das Thema 
Wachstum zu diskutieren. Deswegen und das war ausgelöst auch durch diesen Prozess fand ich 
das interessant gab es da auch ein rießen Debatte als unser Regionalplan in die Diskussion kam, 
vielleicht haben sie das auch verfolgt, in dem dann eben genau darüber diskutiert wurde: Kann 
man das den Kommunen allein noch verantworten über Wachstum zu diskutieren, wenn es kein 
übergeordnetes Leitbild gibt zu diesem Thema? Und ich glaube, das heißt in Ravensburg wäre 
eine große Offenheit da zu sagen: Wir kommen auch zum Beispiel über das Thema irgendeinem 
Flächenbilanzmodell zu einem echten Flächen-Null. Das heißt also wir versiegeln nicht mehr 
Fläche als dass wir an anderer Stelle auch wieder auflösen. 

49 I: Das ist doch auch dieser "Ravensburger Weg", der schon seit langem verfolgt wird// 
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50 B: Genau, exakt. Da wäre glaube ich eine große Offenheit da, wenn dieser Maßstab auch für alle 
anderen Kommunen um uns herum gelten würde aber tatsächlich ist da eben die große Gefahr, 
dass das dort nicht gelebt wird, zu attraktive Angebote gemacht werden für Neubürgerinnen 
und Bürger weil man als Dorf weiß, wenn ich jetzt keine Neubürgerinnen und Bürger gewinne, 
dann haben wir ein rießen Problem als Dorf, dann stirbt die Grundschule, das sind dann wider 
diese grundsätzlichen Wachstumsgedanken, die dann alle immer vorherrschen anstatt sich 
einfach mal grundsätzlich auseinanderzusetzen und zu sagen: wie schaffen wir es zum Beispiel 
mit der Ressource Fläche nachhaltig umzugehen und dabei aber den Gesamtprozess im Auge zu 
behalten und deswegen gab es da auch so eine intensive Diskussion in der Klimakommission 
und so einen Diskurs, das ist auch wichtig. Und man konnte zwar noch keine Einigkeit finden, 
aber was sehr wertvoll war: die unterschiedlichen Sichtweisen in diesem Prozess wurden sehr 
offen und ich glaube auch der Wunsch hier eine nachhaltigere Position zu finden, der wurde 
auch ganz klar und ganz offen dargelegt, aber man hat doch erkannt: Ravensburg alleine kann 
dieses Thema nicht lösen, das muss in einem größeren Kontext passieren. 

51 I: Okay. Das heißt, nur nochmal so damit ich das richtig aufgenommen habe: Also sie meinen, 
dass interkommunale Vernetzung mit anderen Kommunen erstmal der Schlüssel ist, damit 
einzelne Kommunen handlungsfähig werden und auch (..) ja auf dieses Netto-Null kommen 
können weil sonst (...) ja andere Kommunen Flächen ausweisen, sich dort das Gewerbe 
ansiedelt und sie dadurch einen Nachteil haben?  

52 B: Nicht unbedingt nur einen Nachteil, also in der Folge glaube ich geht es auch gar nicht so sehr 
um das Gewerbe, das Gewerbe geht dort hin wo es attraktiv ist  

53 I: ja 

54 B: (lacht) Da gehts gar nicht mal so sehr um die Flächen, seit Corona, die Leute sind auch 
vermehrt gerade die in Büros arbeiten. Die Arbeitsverhältnisse werden viel flexibler und das 
geht viel schneller als wir das vielleicht in der Vergangenheit angenommen haben. Also ich 
glaube auch dieses ursprüngliche Bild ich habe mein Arbeitsplatz da in der Stadt und bin da auch 
auf jeden Fall und fahr jeden Tag in die Stadt - das löst sich eh alles ein bisschen auf. Ich glaube 
es geht mehr um das Thema Wohnen in der Stadt. Wie viele Einwohner hab ich pro Hektar. Und 
da sind wir als Stadt glaube ich weiter, also da würde ich uns auch eine höhere Dichte zutrauen, 
aber wenn ich nur 10 Kilometer weiter in den Westen gehe und in (unv.) lande, dann auf einmal 
sag ich mal da werden noch 100 Quadratmeter große Grundstücke verkauft an eine Familie mit 
einem Kind. Woran man einfach weiß das funktioniert nicht und in 10 Jahren wohnen dann nur 
noch - bestenfalls, wenn sie sich nicht haben scheiden lassen - bestenfalls nur noch die beiden 
Ehepartner. Schwierig. Das ist das Problem.  

55 I: Dann ja vielleicht an der Stelle: Es gibt ja auch die Idee von so einem Moratorium, also 
Wohnflächenmoratorium. Wäre das Ihrer Meinung nach ein Instrument, das sich da eignen 
würde, weil das ja dann einfach eine ordnungsrechtliche Vorgabe die ja sagen wir mal 
bundesweit gelten würde und an Bevölkerungswachstum gekoppelt wäre, sodass es schon 
absolute Grenzen würde und man da nicht so alleine dastehen würde als Kommune. Oder sagen 
Sie da entstehen andere Probleme? 

56 B: Also ich glaube erstmal grundsätzlich, es entstehen da keine Probleme. Das ist auch etwas 
das wir in unserem Klimakonsens auch eine Suffizienzidee, die wir unserem Klimakonsens trotz 
dieser Wachstumsdebatte wo wir noch keinen e Entscheidung da finden konnten, aber 
trotzdem  verbindlich als operatives Ziel vereinbart haben. wir haben uns gesagt bis 2040 wollen 
wir die Netto Quadratmeter Wohnfläche pro Kopf in unserer Stadt um mindestens 10 Prozent 
absenken. Das ist gegen jeglichen Trend also seitdem ist die Wohnfläche pro Kopf immer 
gestiegen und natürlich auch bei uns in der Region und wenn man sich ein solches Ziel setzt, 
dann bedeutet das natürlich zwangsläufig bei diesem Thema, das heißt wir probieren neue 
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Wohnformen aus, wir gehen viel mehr in das Thema gemeinschaftliches Wohnen und dann 
natürlich auch gemeinschaftliches Bauen. Weg vom Bauträger. Auch das Thema natürlich 
verdichtetes Wohnen, wir haben jetzt im letzten Gemeinderat ein Bebauungsplan 
verabschiedet, der tatsächlich in der Versiegelung weniger Fläche versiegelt hat als das was da 
auf der Fläche vorher war, also das ist eine (...) Erneuerung, also ein Flächenrecycling. Also wir 
haben da auf einem bestehenden, also das war früher ein Gewerbegebiet, das nahezu 100 
Prozent versiegelt war und jetzt kommen wir auf eine Nettoversiegelung von etwa etwas um die 
75% das heißt wir haben eigentlich 30 Prozent der Fläche ergänzen wird und haben es geschafft 
dort 330 Wohneinheiten zu etablieren. Und das funktioniert eben nur dann, wenn man eben 
tatsächlich auch einfach sagt: insgesamt werden die Wohnungsgrundrisse und die 
Wohnungszuschnitte wieder kleiner als die in der Vergangenheit aber ich sage mal da hilft uns 
dann der Markt dadurch, dass Wohnen ja auch teurer wird und da stellt sich dann irgendwann 
ja auch die Frage: was kann ich mir überhaupt noch leisten. Das heißt wir müssen beim Miko-
Appartement ich sage mal für die Studentinnen und Studentin oder den Auszubildenden, der 
seine erste Wohnung gründet: Warum muss so eine Wohnung immer für eine alleinstehende 
Person immer 50qm groß oder größer sein? Wir haben jetzt Mikroappartements in diesem 
Quartier entwickelt, die haben jetzt 24,9 Quadratmeter. Und haben aber einen tollen Grundriss 
und eine tolle Idee und da weiß man okay, da zieht zwar nur eine Person ein, aber insgesamt 
geht die Fläche pro Kopf also das ist ja immer das, die geht damit deutlich runter. Solche 
Projekte, also das heißt wenn man so Hauptaktive Suffizienzziele beschließt in der Bevölkerung 
dann muss man auch B sagen und dann bei seinen Bebauungsplänen in der Folge auch 
Wohnformen und Ideen umsetzen, die mal innovativ sind und mal anders und dann eben dazu 
führen, dass solche Flächen effizienter genutzt sind. Und dazu das Bewusstsein da ist, dass man 
solche Flächen auch annimmt. 

57 I: Ja. (...) Ja also, Sie haben da ja wahrscheinlich als Politik unterschiedliche sage ich mal 
Möglichkeiten, die man jetzt so diese Ziele erreicht, also unterschiedliche Instrumente im Sinne 
von: Naja entweder rechtliche Vorgaben, Anreizstrukturen also ökonomisch oder auch vielleicht 
eher ein leichteres Instrument: Informationskampagnen, dass auch irgendwie ein Wertewandel 
stattfindet. (...) Welche Strategien halten Sie denn für geeignet, um jetzt so ein suffizientes 
Leben und auch Wirtschaften in einer Stadt zu fördern? 

58 B: Ich glaube es braucht alle drei Instrumente, also zunächst: Wir haben bei uns hier das 
praktische Beispiel, das ist etwas was wir gerade umsetzen so eine klassische Fehlentwicklung, 
die es über viele Jahre in Ravensburg gab: Wir haben ein Freibad in einem Badeweiher und da 
ist der Parkplatz für die Autos umsonst. Braucht wahrsinnig viel Fläche, musste man auch 
vergrößern auch, weil es immer mehr parkende Fahrzeuge gab, die da zu diesem Parkplatz da 
fuhren. Klar, die Sommer werden heißer, man muss öfter mit dem - für das Freibad ist das 
vermeintlich gut, aber wenn man da mit dem Auto immer hinfährt, kann das auf Dauer nicht 
funktionieren, das kann man einsehen. Und der Badebus, der da hochfuhr, hat die einfache 
Stecke 2,30€ gekostet. Hm. 

59 I: mhm 

60 B: Das ist klar, dass das nicht funktioniert, also der Parkplatz ist voll und der Badebus ist leer. 
Wir müssen es umkehren: Der Parkplatz muss Geld kosten und der Badebus muss umsonst sein. 
Das ist diese Anreizpolitik, mit der dann auch das Verhalten der Menschen ganz intuitiv einfach 
verändert und dann gewinnen wir da oben auch die Fläche, weil man sagt ich brauche dann gar 
keinen so großen Parkplatz, weil die Leute kommen ja eh mit dem Badebus, der ist umsonst. 
Oder sie kommen mit dem Fahrrad oder mit dem Badbus kommen, dann bekommen sie auch 
noch einen Bonus beim Eintritt in dieses Freibad. Also das heißt ich muss umweltbewusstes 
Verhalten belohnen durch eine Anreizpolitik, das kann der Gemeinderat relativ gut, weil er da 
auch die Steuerungsinstrumente hat, also das war dieses Beispiel, das ich Ihnen gezeigt haben. 
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Aber auf der anderen Seite muss er auch regulieren, also das heißt ich kann den Parkplatz nicht 
gleichzeitig auch umsonst lassen, das heißt ich muss irgendwie auch regulativ eingreifen und 
sagen ich bewirtschafte diese Parkplätze oder eben einen Bebauungsplan, ich setze in meinen 
Bebauungsplan eben auch entsprechende Freiflächen fest das heißt beim Versiegelungsgrad 
sind wir zukünftig gerade bei Innenentwicklungsprojekten deutlich anders unterwegs, das heißt 
wenn ich vor einer Verbesserung einfach einen gewissen Versiegelungsgrade hatte dann ist der 
in Zukunft geringer, aber dafür darf es mehr in die Höhe gehen also es wird trotzdem in der 
Dichte bleibt es dann am Ende gleich, auch für den Investor gleich aber er kann es nicht mehr so 
auf der Fläche ausdehnen. Natürlich oberirdisches Parken mit großen Parkplätzen das ist 
sowieso Geschichte, das heißt Parken muss gestapelt werden, vor allem Moderator: 
Gewerbegebieten und so. Das kann man durch Bebauungspläne sehr gut regeln und auch 
festsetzen und auf der anderen Seite und das ist der dritte Punkt und das ist der schwierigste 
aus meiner Sicht, weil der mit am längsten dauert: Wir müssen es schaffen, in die Schulen zu 
kommen und die Kinder von Anfang an mitzunehmen und zu begeistern für das Thema: Ich 
verhalte mich anders und wenn ich mich anders verhalte, dann geht es mir nicht schlechter, 
sondern eigentlich geht es mir besser. (...) Und in dieser Bewusstseinsveränderung in die Köpfe 
zu bekommen, ich sage einmal das ist natürlich bei jemandem der ich sage mal 70 oder 80 ist 
und es gewohnt ist die zwei Kilometer mit dem Auto zu fahren (...) wird schwierig (lacht) Den 
noch zu verändern.  

61 I: Mhm. (lacht) 

62 B: Aber wenn wir es schaffen, bereits die Kinder zu begeistern für diesen Prozess, das ist 
eigentlich das wo wir im Moment große Energie reinstecken und auch mit unseren Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Umweltamt die dann eben auch frühzeitig mit in die Schulen gehen, mit 
in den Bildungsplänen das implementieren, ökologische Modellschule (...) Also dass wir da 
einfach - und dass die Kinder dann zu den Eltern kommen und sagen: Mensch wieso machen wir 
das eigentlich so? Es geht ja auch anders. Das ist eigentlich so die Idee// 

63 I: Ja, extrem wichtig. Das ist dann auch dieser Punkt "Bewusstseinsbildung", den es auch der 
Klimakommission gab. // 

64 B: Ja, absolut 

65 I: Vielleicht so zu diesem Verständnis auch von Stadtplanung: Würden Sie sagen, dass Regieren 
oder ja die Aufgabe der Politik dann auch ist quasi Einfluss zu nehmen auf Individuen zu nehmen 
und zu ja, wie sagt man, ja zu eigenständigem Handeln, nachhaltigerem Handeln zu aktivieren? 
So als (...) im Prinzip am Ende Selbstführung. Ich bin da jetzt so ein bisschen in diesem 
theoretischen Ding von Foucault drin (lacht), was ich so im Hintergrund beobachte aber (...) 
genau also Foucault, um das mal so zu sagen sieht eben einerseits diese Fremdführung aber 
auch diese Selbstführung von Individuen, die erreicht werden soll und die auch heute immer 
stärker wird. Dass es weniger über Zwang und Gesetze funktioniert, sondern hauptsächlich auch 
über verinnerlichte (...) Werte und ja genau. 

66 B: Ich glaube, ich bin dabei. Das ist so einer der Schlüssel. Wir führen - das ist ganz spannend - 
im Moment wird ja auch die Diskussion beim Impfen gerade so diskutiert, das heißt also ganz 
aktuell durch diese in Anführungsstrichen Impfverweigerer, die die zweite Impfung auslassen 
und dann zu sagen ja man muss doch die Menschen bestrafen also da muss es doch jetzt 
irgendein Bußgeld geben, das dazu führt, dass sich die Menschen dann wieder impfen lassen (...) 
Und da gibt es natürlich die andere Seite die sagt das Bußgeld wird überhaupt nichts bringen, 
überhaupt nichts dazu beitragen, dass sich die Menschen in ihrem Verhalten tatsächlich dann 
verändern nur weil ich jetzt sage ich kann da jetzt mit 30€, 50€ diese Verhaltensänderung 
herbeiführen. 
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67 I: Ja, gutes Beispiel, ja.   

68 B: Ja, das ist tatsächlich etwas und da gibt es viele Beispiele, die wir beobachten können, wie 
diese Diskussion tatsächlich geführt wird. Ich bin zutiefst davon beseelt und auch überzeugt, 
dass wir es durch Qualität schaffen also das heißt indem wir erstens die Menschen im Prozess 
schon frühzeitig einbinden und sie und damit ein hohes Maß an Verständnis auch für die Ideen, 
die wir in der Stadtplanung haben und auch mit in den Prozess einbringen, dass wir diese Ideen 
mit Bürgerinnen und Bürgern diskutieren, deren Ideen wir auch ernst nehmen, die ja durchaus 
auch anders sein können als die eigenen Ideen also das hat auch sehr viel mit Wertschätzung zu 
tun, denn ich glaube, dass (...) also das ist meine Überzeugung: Echte Partizipation ist extrem 
davon abhängig, ob die Bürger es merken, zu sagen ich werde nur gefragt zu Zielen, die sowieso 
schon feststehen oder ich kann mich tatsächlich einbringen in diesen Prozess und das heißt aber 
trotzdem nicht, dass alles das was ich eingebracht habe an Ideen, dann auch tatsächlich 
umgesetzt wird, sondern es ist ein gegenseitiges Befruchten und dazu führt das Ergebnis, das 
dann mitgetragen wird. So war das bei uns im Klimakonsens: Alle, alle in der Klimakommission 
haben diesem Konsens tatsächlich zugestimmt, das war dann der Bericht der dem Gemeinderat 
als Abschlussbericht vorgelegt wurde und dann vom Gemeinderat beschlossen wurde. Aber weil 
sich alle in diesem Prozess wiedergefunden haben und ich bin davon überzeugt, dass die 
Bürgerinnen und Bürger, die bei uns mitgearbeitet haben oder sich bei uns beteiligt haben in 
dem Online-Prozess  - dass die auch in dem Moment ihr eigenes Verhalten hinterfragt haben 
und gesagt haben, wie kann ich denn auch durch meine eigenen Verhaltensmuster dazu 
beitragen, dass ich insgesamt ein nachhaltigeres Leben führe und ich glaub das führt mehr dazu 
und intensiver dazu, dass das Ergebnis ein besseres wird, als wenn ich sage: die Stadt muss 
Macht ausüben und mit Strafen oder sonst irgendwelchen Prozessen das Verhalten ihrer Bürger 
dann lenken. Und ich glaube das funktioniert nicht.  

69 I: ja, das ist spannend, weil ich meine vor ein paar Jahrzehnten war das ja schon noch ein 
anderer Diskurs. So in diesem Fordismus, 50er 60er Jahre hatte man ja schon noch dieses 
Planungsverständnis Gebote, Verbote. Und heute eher so dieses liberale Denken, kann man 
sagen, würde ich sagen, dass es eher so über Impulse funktioniert anstatt jetzt über 
irgendwelche Vorschriften, also weil Gesetze, Verbote auch einfach als bevormundend gesehen 
werden (...) Ja, also// 

70 B: Doch, ich glaube es ist ein bisschen beides. Also wir haben danach dann schon ein klares 
Gesetz, wenn nachher ein Bauleitplan steht, ist das natürlich ein Gesetz und in diesem Gesetzt 
sind natürlich dann auch Regeln drin. Und diese Regeln müssen dann auch befolgt werden, aber 
sie sind anders zustande gekommen glaube ich. Das ist das Entscheidende.// 

71 I: Mhm, oke spannend. 

72 B: Früher hat man den Prozess eben schon so gemacht, dass man gesagt hat der war quasi fast 
so ein bisschen „closed-shop“ zwischen Verwaltung und Gemeinderat. Und ich glaube der 
jetzige Prozess sieht einfach anders aus indem der Beteiligungsprozess und die Wertschätzung 
des Beteiligungsprozesses dazu führt, dass das Gesetz schon anders aussieht und dann auch ein 
höheres Maß an Akzeptanz für die Regeln besteht, die dann eben in diesem Beschluss dann 
gesetzt werden oder gesatzt werden in dem Fall und damit dann auch - und ich glaube das ist 
wichtig, sonst würde man Vertrauen verlieren - dass man dann auch die Regeln natürlich 
nachher durchsetzt, weil es wichtig ist, dass man sich dann auch drauf verlassen kann, dass das 
was man da vereinbart hat dann auch gilt. 

73 I: Mhm. Ja, (...) also da kommt bei mir auch so diese Frage nach Verhältnis Staat-Markt auf. 
Häufig liest man in Bezug auf Suffizienz die Forderung nach einem stärkerem Staat also nach 
mehr Regulierung, weil das eben absolute Grenzen, absolute Planetare Grenzen gibt, die man 
nicht überschreiten möchte (...) Ja, würden Sie sagen, es braucht einen stärkeren Staat, der auch 
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reguliert oder sollen da eher andere Mechanismen dann wirken und es im Endeffekt einfach 
eine Führung über Wahlfreiheit sein. (...) Dass das Individuum immer noch jegliche 
Möglichkeiten hat.(...) 

74 B: ja, also (...) das ist tatsächlich also das ist wirklich eine (...) eine sehr bedeutende Frage (lacht) 
die // 

75 I: Auch keine einfache denke ich  

76 B: die tatsächlich auch nicht ganz einfach zu beantworten ist, weil sie ich glaube auch von Fall zu 
Fall nochmal unterschiedlich bewertet werden muss. Also ich glaube es gibt tatsächlich Fälle, in 
denen es immens wichtig ist, dass es auch einen starken Staat gibt, der auch regulierend 
eingreift und dann gibt es wieder andere Bereiche wo ich einfach sage: Wenn wir dort nicht ich 
sage mal eine große Mehrheit  gewinnen für diesen Veränderungsprozess also so als 
Hinderungsprojekt und das gelingt kaum durch härtere oder schärfere Gesetze (...) dann führt 
das dann auch nicht wirklich zu einem Ergebnis oder nicht zu dem Ergebnis, das wir erreichen 
müssen. Also das heißt, wenn wir jetzt Klimaschutz zum Beispiel machen würden nur über 
Regulierungen, ohne Anreize also nur über schärfere Gesetze und (...) noch mehr so wird es 
dann auch wahrgenommen über Drangsalierung der Bevölkerung, dann (..) führt das dazu, wir 
beobachten dass in Frankreich, dass irgendwann dann Gelbwesten auf der Straße sind und dann 
eben ich sage mal man dann auch politische Mehrheiten in einer Demokratie verliert, die 
eigentlich jetzt Macron sieht das jetzt er hat da anfangs einen rießen Rückhalt gehabt da in der 
Bevölkerung und jetzt bei den Kommunalwahlen zum Teil nur noch 8-10 Prozent erreicht, das 
wird dann auch der Maßstab sein, der dann für die Präsidentenwahl entsteht und noch 
schlimmer es waren nur noch 25-30 Prozent, die überhaupt zur Wahl gegangen sind (...) weil 
sich die Bevölkerung nicht mehr mitgenommen fühlt und nicht mehr ernst genommen fühlt also 
das heißt also nur Regulierung alleine scheint da nicht der richtige Weg zu sein und dann, dann 
erst ich sag mal umzusteuern was jetzt Macron auch versucht, das ist dann meistens zu spät, 
weil sich das dann so festgebrannt hat in der - aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger, dass man 
da auf dem falschen Weg ist. Aber auf der anderen Seite: es nur neoliberal zu machen, nur zu 
sagen es regelt der Markt und auf der anderen Seite es nur auf das Veränderungsbewusstsein zu 
hoffen und dann, jetzt bezogen auf unseren Klimaschutz (...) dann dauert es einfach zu lange. 

77 I: Mhm, ja. 

78 B: Weil dann kann das also auch nicht gelingen, dass wir am Ende tatsächlich diese Ziele 
erreichen und deswegen ist tatsächlich meine feste Überzeugung es muss push und pull sein in 
diesem Veränderungsprozess (...) und dass wir eben sagen, so wie jetzt bei diesem Thema mit 
diesem Badebus: Ich reguliere auf der einen Seite aber ich setze auf der anderen Seite einen 
Anreiz, der auch automatisch zu einer Veränderung des Bewusstseins wird und dann die 
Menschen ihr eigenes Tun dann hinterfragen und sagen: Wie kann ich denn selber zu einer 
nachhaltigen Lebensform kommen? Und wenn die Angebote gut sind und attraktiv sind, dann 
und es aber auf der anderen Seite auch eine Regulierung gibt, weil sonst werden diese 
Angebote auch gar nicht wahrgenommen, das glaube ich gehört tatsächlich zusammen. 

79 I: ja, da muss ich an zwei Aspekte denken. Also vielleicht erst einmal zu dem einen (lacht). Ich 
habe das Gefühl, dass bei Suffizienz auch viel Verantwortung eben an Bürger*innen abgegeben 
wird, zum Beispiel bei Konsum, also dass man eben sagt, naja durch nachhaltigen Kauf im 
Supermarkt kann man die Welt retten sage ich jetzt mal plump (...) (lacht) oder auch also dass 
staatliche Aufgaben, die früher staatlich geregelt wurden jetzt durch communities also oder 
durch Ehrenamt übernommen werden. Und da stelle ich mir die Frage (...) ja, oder vielleicht 
frage ich Sie einfach einmal: Sehen Sie da eine Gefahr in dieser Verantwortungsübergabe an 
Bürger? Also ja oder müssten die Aufgaben vielleicht weiterhin auch staatlich übernommen 



81 
 

werden? Also das finde ich eine sehr schwierige Frage aber vielleicht werden strukturelle 
Probleme dann auch nicht angegangen. // 

80 B: Wie machen Sie es denn selber? (lacht) Das ist auch das was tatsächlich mich immer 
interessiert. Ich hatte gerade unlängst einen Praktikanten, der aus der 10. Klasse, die machen so 
dieses berufsorientierte Praktikum und ich habe bewusst einmal gesagt ich nehme tatsächlich, 
was eher ungewöhnlich ist, dass man sich da als Bürgermeister die Zeit nehmen kann, aber mir 
ist es trotzdem wichtig, dass ich das immer mal wieder mache, weil ich ja auch ein Bild dafür 
bekomme dafür zurück bekomme und eben auch die Gelegenheit habe, in dem Fall hatte ich die 
Gelegenheit auch mit seiner Klasse und seinen Klassenkameraden zu diskutieren um dann zu 
entwickeln, wie denken denn die heute die neue Generation die jetzt halb so alt ist wie man 
selber und wie denken die denn über solche anstehenden Veränderungsprozesse und deswegen 
wie viel trauen Sie sich selber zu indem sie sagen, sie ändern ihr eigenes Konsumverhalten und 
verändern dadurch tatsächlich bewusst etwas und verändern zum Beispiel auch dadurch den 
Markt. 

81 I: Mhm, also ich versuche das natürlich, auf meiner individuellen Ebene. Aber ich habe das 
Gefühl, es gibt Stellschrauben, die einfach irgendwie mächtiger sind und wo es sich eher lohnt 
anzusetzen und ich finde es eigentlich nicht in Ordnung, wenn zu viel an Individuen abgegeben 
wird, was eigentlich vielleicht nicht im Alltag entschieden werden sollte, weil es einfach ja zu 
schwierig ist und man auch nicht durchschauen kann im Sinne von Transparenz, wie Sachen 
produziert wurden oder so (...) Genau, also da würde ich mir wünschen, dass es einfach solche 
Regulierungen gibt, dass Produkte einfach von Anfang an nachhaltiger sind oder (...) ja gewisse 
Standards gesetzt sind. 

82 B: ja, das ist total spannend, ich finde das gut. Die Debatte führen wir tatsächlich eben und ich 
glaube auch, da bin ich bei Ihnen: es nur zu übertragen auf die Bürgerinnen und Bürger könnte 
erstens so wahrgenommen werden und in vielen Fällen ist es tatsächlich auch so der Fall indem 
man ihnen einfach sagt, ihr seid doch selber verantwortlich, löst das doch bitte selber und der 
Staat will da auch gar nicht regulierend eingreifen, ihr macht das durch eure 
Verhaltensänderung und dadurch wird das dann schon gut. Und das Ergebnis ist natürlich, wie 
soll es anders sein, der Markt macht einem natürlich aus etwas vor und man kann das 
tatsächlich gar nicht so sehr hinterblicken und (...) man kann das an einem Beispiel festmachen, 
wenn man nur für sich selber entscheidet man möchte plastikfrei leben, wie schwierig das ist, 
diesen Prozess dann tatsächlich bis ins letzte Detail dann hinzubekommen. In einigen Bereichen 
geht das schon gut, in anderen Bereichen tut man sich da unglaublich schwer, das tatsächlich 
dann durchzuhalten und zu sagen: ich schaffe es 100% auf Plastik zu verzichten, auch wenn 
dieses Plastik ja nur gar nicht beim Endkunden ankommt, das werden Sie gar nicht mehr sehen, 
aber im gesamten Prozess es sehr wohl noch eine ganz große Rolle gespielt hat und von daher 
glaube ich und da endet dann auch die Macht der Kommune, man hat das ja jetzt auch bei der 
EU gesehen mit der neuen Gesetzgebung, dass es für bestimmte Artikel in Plastikbereichen jetzt 
auch ein Verbot gibt, ich glaube in dem Bereich müssen wir sehr wohl in den Markt regulierend 
eingreifen und zwar vor allem bei den Unternehmen, dass die dieses Thema Nachhaltigkeit 
einfach noch mehr mit in den Fokusrahmen? nimmt. Ich verstehe das auch, ich verstehe das 
nicht, dass Lebensmittel jetzt ein Beispiel aus Chile kommen und Avocado heißen (lacht) und 
bestimmt nicht nachhaltig produziert werden, dass die am Ende günstiger sind als das 
Lebensmittel, das hier bei uns direkt vor der Haustür von den Landwirten direkt in der 
Nachbarschaft produziert wird. (...) Das darf einfach nicht passieren und ich finde da läuft dann 
auch in unserem System etwas falsch. Und da ist es Aufgabe, sehr wohl Aufgabe des Staates zu 
sagen, hier muss man eingreifen und regulieren, indem man auch die Bürgerinnen und Bürger 
und ich sage mal das Gemeinwohl schützt, dass solche Fehlentwicklungen einfach nicht 
passieren. 
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83 I: Mhm.Spannend, ja. (...) Genau also, was ich dazu noch mir auch notiert habe. Also die 
kommunale Ebene hat ja jetzt in den ja auch letzten Jahrzehnten an Bedeutung gewonnen und 
die nationale Ebene eher an Bedeutung verloren. Einerseits ist das natürlich ein Vorteil, weil als 
kommunale Ebene ist man näher an den Menschen, hat ja auch irgendwie lokales Wissen über 
die Bedürfnisse, kennt die konkrete Situation vor Ort. Aber als Nachteil wäre vielleicht auch 
anzubringen, dass es gewisse Richtlinien gibt, die auf einer anderen, auf einer höheren Ebene 
(...) umzusetzen wären. Was liegt Ihrer Meinung nach außerhalb der kommunalen politischen 
Macht und müsste stattdessen auf einer höheren Ebene angegangen werden, also zum Beispiel 
eben auf EU-Ebene oder auf Nationalstaaten-Ebene? Gibt es da Punkte, wo Sie sagen, da fehlt 
es einfach an Macht von der Kommune oder von der Stadt? 

84 B: Mhm. Also, das ist auch richtig spannend auch wieder an einem Beispiel festzumachen: Wir 
haben das im Zuge mit unserem Klimakonsens im Voraus entwickelt, auf wie viel Prozent der 
CO2- Emissionen haben wir als Stadt unmittelbaren Einfluss? Und wir kamen da relativ schnell 
zu dem Ergebnis, dass wir so etwa auf 20 bis 22 Prozent der Emissionen der Stadt Einfluss haben 
und etwa auf 78-80 Prozent keinen Einfluss haben als Kommune, aber richtigerweise die 
Verantwortung jetzt dort ist, wo sie eigentlich auch hingehört als schon traditionell seit dem 
Rio-Kongress: Global denken, lokal handeln. Wir müssen die Verantwortung auch vor Ort 
wahrnehmen, und wollen sie auch wahrnehmen und werden sie auch wahrnehmen in weiten 
Teilen, aber es gibt eben bestimmte Bereiche, die werden wir tatsächlich nicht erreichen. Das ist 
ja das Beispiel, das sie auch schon genannt haben: Die Stadt hat nahezu keinen - ich sage nahezu 
keinen Einfluss deswegen nur immer bedingt richtig aber gemessen an den CO2 Emissionen ist 
es auf jeden Fall richtig - auf den globalen Konsum der Bürgerinnen und Bürger und das heißt, 
wenn es von dort eben keine übergeordneten Regulierungen gibt, die tatsächlich das 
nachhaltige Handeln fördern, dann wird uns das nicht gelingen. Wir können also diesen Prozess 
nicht schaffen. Gleiches gilt jetzt auch bei dem Thema Flächeneffizienz: Wenn wir das nur als 
Stadt Ravensburg versuchen zu lösen und um uns herum aber alle mit den Füßen treten, dann 
schaffen wir in der Gesamtbilanz keine Flächeneffizienz. Also dass wir versuchen, wir versuchen 
mit den Flächen nachhaltiger umzugehen, als das in der Vergangenheit der Fall war und so kann 
man da die Beispiele fortsetzen. Das heißt in bestimmten Bereichen brauchen wir 
übergeordnete Regelungen, die dann aber von allen befolgt werden also so sie haben das mit 
diesem Flächenmodell beschrieben, das fände ich spannend wenn man so etwas mal 
ausprobieren würde und mal so ein Moratorium machen würde, das mal ähnlich wie dieses aus 
meiner Sicht völlige Fehlentwicklung mit den 13 B den man eingeführt hat und auch umgesetzt 
hat und gesagt hat ja ihr dürft noch wachsen ohne jeglichen Ausgleich und ohne jegliche andere 
Anforderung, es muss nicht einmal ein Flächennutzungsplan als ausgewiesene 
Entwicklungsfläche sein und warum denn nicht dann einmal sagen ein Moratorium. Es kann 
eben nicht eine Stadt alleine tun - könnte schon, aber es wäre witzlos. Es würde sogar im 
Zweifelsfall dazu führen, dass es zu größeren Fehlentwicklungen führt, die dann partout so nicht 
gewollt sind und deswegen glaube ich braucht es für bestimmte Prozesse tatsächlich 
übergeordnete Regelungen (...) und dann aber in anderen Bereichen und ich glaube das muss 
man dann auch sehr ernst nehmen, da muss man dann sehr wohl auch als Stadt dann 
selbstbewusst und auch mutig sein und dann einfach sagen, das was wir hier gemeinsam 
entwickeln und auch gemeinsam voranbringen, führt dazu, dass sich die Qualität für uns alle in 
unserer Stadt verbessert. Ein Beispiel, dass jetzt natürlich im Rahmen der Corona-Pandemie 
intensiv diskutiert wurde, ist dass wir der Handel, der es jetzt schwer hat durch die Pandemie, 
die Leute sind ins Internet abgezogen und wenn sie eh schon im Internet waren, dass man dann 
tatsächlich feststellt, die Flächen die man für den Handel braucht, die werden immer weniger 
und die Händler, die noch überlebt haben, die sagen wenn der Autofahrer nicht zu mir am 
besten ins Geschäft direkt reinfahren kann, dann kommt er nicht, weil er keinen Vorteil hat 
gegenüber dem normalen Onlinehandel. Und da jetzt dann Diskussionen zu führen so wie wir es 
jetzt gemacht haben bei uns in einem innerstädtischen Platz: wir nehmen alle Stellplätze, die auf 
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dem Platz waren raus und geben diese Flächen erstens zum Teil für mehr Grün frei, für mehr 
Wasser frei und vor allem eigentlich den Bürgerinnen und Bürgern zurück, für die das einfach 
eine erlebbare Aufenthaltsfläche wird und eben nicht ein Parkplatz für ich sag mal ganz wenige 
Autofahrer, die das nutzen können. Das sind dann schon Diskussionen, die man auch aushalten 
muss und wo man sagen muss, da müssen wir dann auch so konsequent sein und diese Prozesse 
dann auch in unserer Stadt diskutieren mögen. 
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Interview 1.2: Hr. Bastin (Ravensburg) - Teil 2 

1 B: Im Grunde nach ist es eben genau der Punkt, es gibt immer tausend Gründe, warum es jetzt 
gerade nicht geht. Das ist eigentlich die Diskussion, die geführt wird und insbesondere bei denen, 
die eben Angst vor Veränderung haben. Und das ist die große Herausforderung, auch 
gesamtgesellschaftliche Herausforderung, zu sagen gerade weil ist diese Veränderungen gibt und 
gerade weil es jetzt diesen Veränderungsprozess gibt, müssen wir uns anstrengen, ich sage mal die 
Nachhaltigkeitsideen auch umzusetzen. Denn es ist meine tiefe Überzeugung, wenn es uns nicht 
gelingt, unsere Städte insgesamt attraktiver zu machen, dann stehen wir sowieso in einer 
Konkurrenz zu anderen attraktiven Städten. Warum soll jetzt jemand, Sie als junge Frau sich 
nachher entscheiden und sagen, ich will aber unbedingt nach Ravensburg und nicht nach (...) 
erstens in Heidelberg bleiben, oder nach München oder nach Stuttgart also das heißt wir müssen 
uns offen und frei machen zu sagen, wenn wir eine Chance haben wollen anstatt insgesamt als 
Land zukunftsfähig zu bleiben, dann müssen wir mit unseren Ressourcen nachhaltiger umgehen, 
für die nächsten Generationen. 

2 I: Mhm. 

3 B: Gerade deswegen. Und das ist aber schwierig, weil es gibt immer tausend Gründe, warum es 
gerade jetzt nicht geht, das ist die politische Debatte. (...) (lacht) 

4 I: Ja. Aber insgesamt würden Sie sagen, dass jetzt gerade zum Beispiel durch diese 
Innenverdichtung in Ravensburg sich eine durchaus Vorteile ergeben haben und eine höhere 
Lebensqualität also durch diese flächenschonende Stadtentwicklung sie da auch ein Vorbild sind 
für andere und das jetzt nicht nachteilig ist in ihrer Außenperspektive? 

5 B: Ja, ganz und gar nicht, davon bin ich überzeugt, muss man ja auch sein, aber es gibt uns auch 
recht, wir sind jetzt gerade für ein Projekt zum Beispiel auch ausgezeichnet worden, da ging es 
auch um das Thema Flächenrecycling und mit unseren Ideen, das Mühlenviertel, können Sie auch 
gerne mal googeln (...) Das Mühlenviertel in Ravensburg, genau. Und dadurch, dass wir so effizient 
auch hier mit der Fläche umgegangen sind und auch neue Ideen haben einspielen lassen, und auch 
die Quartiere neu denken und verändert denken, führt dazu, dass die Attraktivität sogar wächst, 
also das ist das spannende. Und das ist dann auch eingewoben in neue Mobilitätskonzepte, da 
steht dann nicht mehr das Besitzen so sehr im Fokus, sondern es steht eher das Sharing im Fokus, 
dass wir einfach sagen: Warum gibt es denn da keine E-Bike Verleihstation, warum gibt es denn da 
eben nicht auch das Car-Sharing Angebot? Natürlich elektrisch, aber ich muss das Auto selber 
nicht besitzen, dadurch erhöht sich die Auslastung. Und insgesamt einfach auch ein höheres Maß 
an Verständnis bei den Bürgerinnen und Bürgern zu sagen: Mein Gott, es geht ja eigentlich auch 
ohne das eigene Auto. Ich habe alles, was ich brauche und mir geht es obwohl ich vermeintlich 
weniger besitze, geht es eigentlich sogar besser. 

6 I: Also quasi so das Motto, dass man Nachhaltigkeit versucht einfach zu machen? Und die 
Infrastrukturen bereitstellt, ja die ja Gebäude so baut, dass es auch möglich ist, eine kleine 
Wohnung zu finden und mit entsprechenden Grundrissen, flexiblen Wohnungen, solche Ideen. 

7 B: Genau. Dass die Freiflächen - in der Vergangenheit ist das von Städten glaube ich zu wenig 
beachtet worden. Der Schlüssel liegt in der Qualität auch der Außenräume. Wir müssen es 
schaffen, ich sage mal die Quartiere so attraktiv zu machen, dass man das ganz intuitiv macht und 
sagt: Ich brauche meine Wohnung natürlich und meinen zurückgezogenen Raum um zu schlafen 
und weiß der Himmel was alles zu machen, aber ich habe ein so attraktives Quartier, dass ich mich 
gerne treffe, gerne draußen bin, gerne im Außenraum lebe und den auch wahrnehme und ganz 
intuitiv bespiele und dadurch auch gar keinen Qualitätsverlust erlebe, sondern einfach sage ich 
habe eigentlich an Qualität und auch an Lebensqualität gewonnen, weil (...) das, was mir die Stadt 
bietet und das was die Stadt auch ausmacht, ist eben in der Zukunft kein Parkplatz mehr, sondern 
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das sind attraktive Aufenthaltsräume und Freiflächen, die die Menschen gerne in Anspruch 
nehmen.// 

8 I: //Ist das auch, also geht das auch zusammen mit dem Konzept der Stadt der kurzen Wege 
nehme ich an? Also (...) 

9 B: Ja, genau. Das ist tatsächlich so, dass wir sagen: Es muss uns gelingen, diese Innentwicklung 
natürlich so zentrumsnah zu machen, dass ich zu Fuß oder mit dem Fahrrad im Grund nach alles 
erledigen kann. Und arbeiten im Zweifelsfall ja sowieso in ganz neuen Konzepten. Es gibt die 
Coworking-Spaces oder so, es ist ja gar nicht mehr so, dass ich zwingend darauf angewiesen bin, 
dass ich ja 50 Kilometer noch zur Arbeit pendle jeden Tag. 

10 I: Mhm, ja. Vielleicht nochmal so ein bisschen ein anderer Punkt. Ich habe mich gefragt, ob diese 
suffiziente Stadtpolitik ökonomisch, also jetzt mal rein ökonomisch gesehen erst einmal nachteilig 
ist? (...) Also weil Flächen ausweisen ja auch Steuereinnahmen verspricht, Gewerbesteuer zum 
Beispiel und Städte ja generell eher knapp bei Kasse sind, also Stichwort kommunale Austerität. Ja, 
ist das jetzt kurzfristig jetzt quasi sinnvoll ja Flächen auszuweisen und langfristig ist es aber sinnvoll 
eine andere Bodenpolitik zu verfolgen? Wie steht Ravensburg da jetzt mal so auf die Finanzen 
bezogen? Ja, ist man da auf solche Einnahmen angewiesen, ist das dann auch ein Konflikt, dass 
man da so diesen Zwang hat? Und wie kann man dem dann entgegenwirken, wenn man aber 
keine neuen Flächen ausweisen möchte? So ganz habe ich das noch nicht verstanden, glaube ich. 
(...) 

11 B: Ja, das ist auch tatsächlich eine noch nicht gelöste Frage. (lacht) 

12 I: okay 

13 B: Tatsächlich ist das mit die größte Herausforderung die wir haben. Diskutiere ich im Moment 
auch ganz intensiv mit unserem Stadtkämmerer?, wie wir dieses Thema in Zukunft als Stadt 
Ravensburg dem Gemeinderat vorschlagen wollen und wie wir die Debatten darüber führen. Ich 
glaube, die Diskussion, die aus dem entsteht, ist noch viel größer als das Thema Suffizienz. Es geht 
vielmehr um die Frage der Zukunft: Wem gehört die Stadt? 

14 I: Mhm. 

15 B: Ist das etwas kapitalisiertes, das dann eben tatsächlich nur noch ganz wenigen gehört? In der 
Tendenz wird die Zahl immer kleiner, das ist ja etwas was wir insgesamt in der Debatte über 
Gerechtigkeit einfach auch führen: Warum muss eine gesamte Stadt eigentlich nur 3,4,5 Prozent 
der Bevölkerung gehören 95 Prozent, die aber in der Stadt leben, besitzen perspektivisch nichts 
mehr oder nur noch Schulden. Und auf der anderen Seite dann die Frage: Was ist dann auch hier 
tatsächlich die nachhaltigere Politik, insbesondere nachhaltige Finanzpolitik? Ist es wirklich gut (...) 
ich habe die Flächen einmal, ich habe sie dann verkauft, und was passiert dann aber danach in 
einem Prozess, den ich jetzt Hundert Jahre weiterdenke? Und ich glaube hier haben die Städte 
eine große Verantwortung, die dazu führt, dass wir diese Frage, also diese Gerechtigkeitsfrage 
nochmal mehr in den Fokus nehmen und ich glaube die Zeiten in denen wir als Stadt, also einfach 
egal ob Gewerbe oder auch Wohngebiete erschließen und die Grundstücke sofort verkaufen, um 
das von Ihnen angesprochene Liquiditätsproblem aufzulösen, die sind aus meiner Sicht vorbei. 
Also ich glaube, wir werden eher dahin zu kommen: diese Flächen müssen nachhaltig der Stadt 
gehören und auch im Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger bleiben und sie können vielleicht 
für bestimmte Nutzungszeiten gegen Entschädigung an andere Personen und Personenkreise 
vergeben werden. Und ich glaube da haben wir eine große Aufgabe vor uns, die (...) ich sage 
einmal in den nächsten 10 Jahren dringend gelöst werden muss, weil das löst dann auch eigentlich 
nachhaltig das Problem: Wie gehen wir mit der Fläche um? (...) Weil es ein ganz anderes 
Bewusstsein schafft. 
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16 I: Ja. Wie stehen Sie dann zu so Konzepten wie Konzeptvergaben, wo Flächen ja dann durchaus 
vergeben werden, aber an bestimmte Kriterien gebunden, also nicht zwangsläufig Bauvorhaben 
nach Finanzkraft bewilligt werden? Ist das eine Option, die da förderlich sein kann? 

17 B: Definitiv. Wie gesagt es geht eben so weiter, dass ich eben fest dafür plädiere. Es ist diese alte, 
dieses eigentlich ganz alte Gesetz in Deutschland in Richtung Erbbaurecht, dass man Flächen 
eigentlich nur noch nach Konzepten vergibt und dann aber nur noch für bestimmte Zeiten und im 
Hintergrund aber Eigentümer bleibt. Und diese Nutzungsfreigaben für bestimmte Zeiten ganz eng 
auch an Konzepte binden, die seien es jetzt Wohnraumkonzepte - gemeinschaftliches Bauen und 
Wohnen - oder eben zum Beispiel auch an Gewerbeunternehmen, die dann zum Beispiel wo man 
sagt: das ist einfach auch ein nachhaltiges Gewerbekonzept, für dieses Unternehmen geben wir 
für eine bestimmte Zeit die Nutzungen frei. Wenn das dann nicht mehr der Fall ist, dann fällt das 
Grundstück dann wieder zurecht an den Eigentümer zurück, nämlich an die Stadt und wir können 
dann auch in Zukunft über diese Flächen verfügen und auch die Generation, die dann vielleicht 
nach mir politisch Verantwortung übernehmen wird für die Stadtentwicklung oder Städtisches 
Bauen, die dann eben nicht auf eine Fläche schaut, wo alles privatisiert wurde und die 
Handlungsspielräume einer zukünftigen Generation extrem eingeschränkt sind. 

18 I: ja 

19 B: Ich glaube das ist, das ist die ganz, ganz große Zukunftsherausforderung, vor der wir stehen. 

20 I: Ja. Und sich dann auch die Gestaltungsmacht zu behalten und ja, darüber zu verfügen. 

21 B: Am Ende ist es das. Genau. 

22 I: Ja, sehr spannend. vielen Dank für diese Einblicke. Ich schaue gerade, ob ich noch irgendetwas 
sehr wichtiges für mich vergessen habe, was ich Sie unbedingt noch fragen möchte (...) Aber ich 
glaube, ja wir haben sehr viele Themen angerissen, die ich auch (...) so in meiner Arbeit 
verwenden kann (...). 

23 B: Ich fand Ihre Frage 14 sehr spannend (...), die Sie mir in dem Interviewleitfaden geschickt 
haben. Wie denken Sie denn darüber: Was denken Sie und wie nehmen Sie Räume wahr, dass Sie 
für sich intuitiv sagen würden, das würde mein eigenes Suffizienzverhalten positiv beeinflussen? 

24 I: (...) Also, ich glaube schon solche gemeinschaftlichen Räume und auch Räume, die (...) ja zum 
Beispiel solche Reparaturcafés oder so, die eben auch eine andere Nutzung vorsehen. Ich bin 
selbst zum Beispiel in meiner Freizeit engagiert in einem gemeinschaftlichen Wohnprojekt, wo wir 
ein Studierendenwohnheim bauen, was auch Suffizienz sehr groß schreibt, weil wir flexible 
Wohneinheiten haben, wo die Wohnfläche pro Kopf reduziert werden soll, also ein Zimmer hat // 
Wie bitte? 

25 B: Auf wie viel genau? 

26 I: Auf also normalerweise hat ein Zimmer 14 Quadratmeter, wird dann auch recht günstig 
vermietet, das war uns auch sehr wichtig. Und dann sind es aber so flexible Schiebewände, die wir 
da einbauen und dann kann man das Zimmer tatsächlich auf einen von diesen zwei Quadern 
reduzieren auf 7 Quadratmetern, was natürlich erst einmal sehr klein klingt, aber das ist auch so 
ein Raum, wo wir das einmal ausprobieren möchten und stattdessen haben wir dann ganz viele 
Gemeinschaftsflächen, also auch eine große Aula, eine Werkstatt, einen Multi-Funktionsraum (...) 
um das Ganze so ein bisschen zu kompensieren und dann auch diese Gemeinschaft zu leben, 
sodass man irgendwie wenig allein an Fläche hat aber trotzdem vielleicht eine hohe 
Lebensqualität hat, also ich stelle es mir ganz gut vor, ich bin sehr gespannt, das Wohnheim wird 
jetzt Ende diesen Jahres eröffnen und die ersten Leute ziehen dann ein also es ist auf jeden Fall ein 
Experiment und ja solche Räume würde ich mir glaube ich mehr wünschen im Stadtbild.   
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27 B: Wie viele Plätze sind da entwickelt worden? 

28 I: Also insgesamt wir haben einen Altbau, den wir sanieren und noch einen Neubau, den wir 
bauen. In dem Neubau sind es 176 Plätze und in dem Altbau werden es auch noch einmal an die 
70 Plätze. Also insgesamt dann 250 und ja, genau.  

29 B: Und welche Rolle spielte da eben auch die Außenfläche, also jetzt jenseits dessen was in dem 
Gebäude passiert? Gab es da auch die Möglichkeit darauf Einfluss zu nehmen? Und wie viel Fläche 
stand da zur Verfügung? 

30 I: Uff, (..) also sie meinen jetzt Flächen, die wir gemeinschaftlich nutzen innerhalb des 
Wohnheims? Oh ich kann Ihnen da // 

31 B: Nicht im Gebäude, sondern außerhalb des Wohnheims 

32 I: Achso, um uns herum auch, um die Fläche, die wir. Ja, da entstehen auch Parks und Plätze, die 
unseren Standort natürlich aufwerten und die auch genutzt werden können für das ganze 
Quartier, aber da hatten wir jetzt nicht Einfluss darauf, was da entstehen wird, wenn da die Frage 
beantwortet. 

33 B: Ah oke. Ja,ja weil ich glaube, das ist ebenen tatsächlich die ganz große Herausforderung vor der 
wir stehen und das zeigt sich eben wenn der individuelle Raum kleiner wird, dass klar der 
Gemeinschaftsraum in dem Quartier natürlich größer wird, das ist dann im Gebäude, aber was 
glaube ich noch viel wichtiger ist, dass es tatsächlich attraktive Gemeinschaftsbereiche gibt, die 
außen bespielbar sind für die community und für die Gemeinschaft, die dann tatsächlich dazu 
führt, dass ein Quartier nachher erfolgreich ist (...). Und dass dann aber trotzdem immer wieder 
die Diskussion, das ist das spannende, inwieweit ist es dann dieser Bereich, den man außen 
bespielt und der dann attraktiv ist und wahrscheinlich auch viel bespielt wird, inwieweit der dann 
von denen, die drinnen sein wollen und Ruhe haben wollen, als störend empfunden wird. Das ist 
das was wir als Diskussion aktuell vielfach haben, also dass man eigentlich erfolgreich ist und 
dieser Erfolg gleichzeitig von einigen, die sich am Erfolg stören dann sozusagen Menschen (...) die 
denken zwar in die richtige Richtung, aber der Erfolg führt genau zum Gegenteil, dass wir uns jetzt 
gestört führen durch zum Beispiel Vermüllung, durch Lärm, durch (...) 

34 I: Ja, also unser Konzept war schon auch, dass es kein so ein exklusiver Raum sein soll wo dann 
quasi nur Nachteile für die Umgebung entstehen, sondern in der Aula, wenn da Veranstaltungen 
stattfinden soll das auch so ein Ort werden, der in die Stadt ausstrahlt, wo auch Leute von 
außerhalb vorbeikommen können und von diesem ja Freiraum würde ich mal sagen, ja profitieren. 
Aber es kann natürlich auch Konflikte geben, ja. Aber ich würde mir glaube ich insgesamt mehr 
solche Freiräume wünschen, einfach um einmal zu experimentieren in einer Stadt, vielleicht ist 
dann auch nicht alles erfolgsversprechend, aber ich glaube das braucht es trotzdem. (...) 

35 B: Ich bin davon fest überzeugt, dass es das braucht und von daher spannend, setzen Sie sich 
weiter damit auseinander, weil ich glaube das wird so diese wirklich diese 
Zukunftsherausforderung für uns sein, wenn wir bei den Flächen effizient werden wollen und die 
Flächenressource wirklich suffizient und nachhaltig nutzen und es dafür auch ein hohes Maß an 
Verständnis gibt. Wie funktionieren dann die Freiräume draußen, also vor allem die Freiräume 
draußen (...) und wie schaffen wir es, dass es da ein hohes Maß an Verständnis gibt, zum Beispiel 
natürlich auch, was bei mir ohne Frage vorhanden ist, aber nicht bei allen anderen vorhanden ist, 
dass junge Menschen auch mal feiern und laut sind und anders sich im Freiraum bewegen als 
vielleicht nur spazieren gehen und dann flüsternd sich durch diese Gegend bewegen. Das ist 
glaube ich schon einfach eine dieser ganz spannenden Fragen, wie das funktionieren kann. Es ist 
interessant, dass man sich an der vierspurigen Straße, die an einem vorbeifährt, dass die einen oft 
nicht stört, weil die nicht als störend wahrgenommen wird, aber die Person, die feiernd im 
Hinterhof sitzt, die ist dann diejenige, die dann eben das Problem darstellt. 
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36 I: lacht. Weil Autos vielleicht generell nicht als Problem wahrgenommen werden oder (...) lange 
Zeit zu etabliert waren (lacht)// 

37 B: Stimmt (lacht) 

38 I: Naja, ich glaube da findet auch ein Wandel statt. Hoffentlich 

39 - Zukunftspläne Fr. Stetter, Handlungsfeld Kommunalpolitik - 

40 I: Aber vielleicht nochmal so abschließend: Würden Sie dann sagen, dass Sie mit Ihrer 
Suffizienzpolitik, die Sie ja durchaus vorantreiben, (...) immer wieder anecken, weil es einfach 
Logiken gibt, die, ja (...) alles durchziehen sage ich einmal, dass eine Stadt meint, sie wäre - oder 
vermeintlich auch ist - sich im Wettbewerb behaupten muss und (...) einfach Logiken folgt, die 
vielleicht sich nicht immer vereinbaren lassen, oder sagen Sie es ist durchaus vereinbar eine 
Suffizienzpolitik zu fahren und gleichzeitig jetzt in dem bestehenden System (...) ja diese zu 
etablieren. Ich frage mich, inwiefern es da irgendwie (...) ja (...) inwiefern es sich vereinbaren lässt. 
Das ist schon so die grundlegende Frage, die ich mir stelle. 

41 B: Das ist manchmal ganz gut, wenn man sich nicht selber bewertet. Ich hatte das Glück am 
Samstag, gerade jetzt das Wochenende am Samstag einen Vortrag über Bausteine der 
nachhaltigen Stadtentwicklung in Albstadt halten zu dürfen vor deren Gemeinderat, die einfach 
gesagt haben: Mensch, das was die in Ravensburg machen, finden wir so toll. Wir laden einmal 
den Bürgermeister ein und der soll einmal dazu referieren und im Ergebnis war die total begeistert 
von den Ideen, die sich umsetzen lassen. Und die wir jetzt in Schritten einfach auch voranbringen. 
Von daher glaube ich, wir setzen und gerade deswegen im Wettbewerb durch, weil wir bereits 
solche Ideen verfolgen. Weil die Frage ist ja auch hier: Es geht nicht darum, die Bürger tatsächlich 
zu gängeln, zu drangsalieren und ihr müsst jetzt aber auch suffizienter werden - was ja nicht geht - 
Es ist ja aus dem eigenen Antrieb heraus, sonst wäre es ja nicht suffizient. Und warum passiert das 
aus dem eigenen Antrieb? Weil man eben erkennt, dass die Ideen dazu führen, dass die 
Nachhaltigkeitsideen, die damit verbunden sind, am Ende zu einer höheren Lebensqualität führen. 
Ja und wenn das gelingt, dann passiert das und dann ist das quasi wie so ein Schneeballsystem und 
das wird dann immer schneller und wird dann immer mehr und die Menschen sagen, ja das macht 
tatsächlich Sinn. Aber, tatsächlich und das gehört auch zur ganzen Wahrheit dazu, der Weg dahin 
ist tatsächlich etwas steinig. Unser Gemeinderat ist im Durchschnittsalter (...) ich weiß es nicht 
genau, aber ich würde jetzt so tippen: 62/63 ist das Durchschnittsalter und der älteste ist 80. (...) 
Da ist nicht jede Idee, die wir einbringen, (...) stößt da sofort auf Gegenliebe und viel Freude. Da 
wird zum Teil auch heftig diskutiert, das ist der Diskurs den Sie auch angesprochen haben und ich 
glaube das muss man auch aushalten, indem man sagt, das gehört mit dazu, dass wir uns reiben 
und in dieser Reibung wird Energie frei und diese Energie führt dazu, dass man die Dinge positiv 
nach vorne richtet, deshalb ja der Weg ist steinig, aber am Ende wird er dazu führen, dass wir im 
Wettbewerb mit den anderen Städten ich sage mal ein bisschen die Nase vorne haben, weil wir 
vielleicht 4,5 Jahre früher angefangen haben. Und die anderen mussten nachziehen.// (lacht) 

42 I: Ja, glaube ich auch. Ja (lacht) 

43 B: Und werden auch nachziehen. Mit gutem jungem Nachwuchs, der Lust hat auf die Themen. Das 
wird sukzessive dann auch in den? Planungsämtern dann Einzug erhalten und dann kommen auch 
viele andere Städte dann nach, das ist nur eine Frage der Zeit. 

44 I: Ja, schön. Schön positiv formuliert, also ja, ich denke auch, dass es nur so funktionieren kann. 
Aber doch alles seine Zeit braucht. Manchmal geht es nicht schnell genug. (lacht) 

45 B: Das ist leider so. Und das ist unser großes Problem. Eigentlich haben wir (...) Wir können 
eigentlich nicht noch 10 Jahre noch so weiter machen, das ist halt das große Problem. Ein "Weiter 
so" ist keine Alternative. Und damit sind wir wieder beim Anfang.  
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46 I: Ja, schön. (lacht) 

47 B: Wir müssen uns verändern und wir müssen es eigentlich sofort tun, also wir haben nicht mehr 
10 Jahre Zeit. Dann haben wir ein Problem und ich meine auch sind wir der Verantwortung für die 
nächste Generation nicht gerecht geworden.  

 

Verabschiedung   
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Interview 2.1: Hr. Clausnitzer (Hannover) – Teil 1 

Interviewpartner: Claus Clausnitzer, Sachgebietsleiter Flächennutzungsplanung 
Datum: 14.07.21, 14 Uhr 
Kommunikations-Plattform: Big Blue Button 
 

Begrüßung und Vorstellung Forschungsinteresse 

2 Vielleicht jetzt zu Ihnen: Vielleicht können Sie sich noch einmal kurz vorstellen und dann sagen, 
was auch Ihr Verständnis von Suffizienz ist und inwiefern das in Ihrem Arbeitskontext als 
Sachgebietsleiter für Flächennutzungsplanung relevant ist, inwiefern Sie da Berührungspunkte 
haben mit dem Thema. 

3 B:  Ja, da haben Sie mich ja schon eigentlich gut vorgestellt. Ja Claus Clausnitzer, ich leite das 
Sachgebiet Flächennutzungsplanung. Das Sachgebiet Flächennutzungsplanung gehört zum 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung oder kurz gesagt Stadtplanung der Stadt Hannover. 
Wir sind eine Einheit im Baudezernat der Stadt Hannover und zur Aufgabe der Stadtplanung 
brauche ich jetzt glaube ich erst einmal nicht viel zu erklären, das ist fast selbsterklärend aber 
das Thema Flächennutzungsplanung, vielleicht so viel dazu, das beschäftigt sich natürlich mit 
diesem Plan an sich (...) der Flächennutzungsplan ist ja ein formaler Plan, der im Baugesetzbuch 
vorgegeben wird für die Planung und regelt verbindlich die wichtigsten Nutzungen in der Stadt. 
So und diesen Plan, den halten wir aktuell und ändern ihn bei Bedarf, das ist sozusagen die 
Kernaufgabe. Und dazu gehören aber auch die Fragen der wichtigsten Nutzungen in diesem Plan. 
Das sind Wohnen, Gewerbe, Verkehr, überhaupt Infrastruktur und auch na alles was mit 
Stadtgrün zu tun hat. Das ist ja in diesem Plan festgelegt und wir entwickeln dazu strategische 
Pläne, Konzepte, wie man mit diesen Nutzungen umgeht. Sozusagen als Hintergrund für den 
eigentlichen Plan. Wir beschäftigen uns sozusagen mit den Perspektiven für diese verschiedenen 
Disziplinen sage ich jetzt mal. Und das Ganze tun wir natürlich im Gesamtkontext der 
Stadtverwaltung, aber insbesondere mit Kolleginnen und Kollegen in anderen Teilen der 
Stadtplanung. Das teilt sich dann so auf, dass wir eben für die strategischen Fragen und das eher 
großflächig zuständig sind. Und dann haben wir eben andere Einheiten, die kleinere, konkretere 
Projekte bearbeiten der Stadtplanung. Also wenn es zum Beispiel um ein 
Wohnungsneubaugebiet geht, dann wird das von diesen speziellen anderen Stellen bearbeitet 
und solche Projekte werden dann auf der Grundlage des Flächennutzungsplans entwickelt, das 
heißt also nur dort wo im Flächennutzungsplan Wohnen festgelegt ist, kann man auch 
Wohnungsbau dann planen. Gibt es dazu einen Widerspruch, also will man jetzt eine andere 
Fläche nehmen, und das Ganze ist ziemlich großflächig angelegt, dann müssen wir diesen 
Flächennutzungsplan ändern. Vielleicht einmal so ein bisschen etwas zur Aufgabenbeschreibung, 
was ich mit meinem Team, das sind mit mir 15 Personen, so mache.  

4 I: Ja, gerne. 

5 B: Wissen Sie jetzt erst einmal so das Wichtigste, oder soll ich noch mehr erzählen? // 

6 I: Ja also ich glaube, ja das hat mir noch einmal ein bisschen klarer gemacht, was das eigentlich 
an Arbeitsalltag oder an Aufgaben alles da dazugehört zu ihrem Job (lacht). Also genau, vielen 
Dank. (...) 

7 B: Wenn ich nochmal einhaken darf, sie haben ja noch eine weitere Frage gestellt, die habe ich 
jetzt noch nicht beantwortet: Nämlich zur Frage der Suffizienz. Das ist ja das zentrale Thema jetzt 
des Gesprächs. Sie haben schon darauf hingewiesen oder erklärt, weshalb Sie sich Hannover 
ausgesucht haben. Interessant ist, dass Hannover sozusagen in diesem Zusammenhang 
scheinbar bekannt ist. 
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8 I: Ja. 

9 B: Ich gehe mal schon davon aus, dass die meisten Städte, Großstädte sich inzwischen mit 
diesem Themenkreis befassen MÜSSEN, weil nachhaltiges Leben, Planen, entwickeln bis hin zum 
Bauen - das ist ja mehr oder weniger überall inzwischen angekommen, dass das eine 
Notwendigkeit ist und das ist ja inzwischen sogar nicht nur politisch durch Beschlüsse 
vorgegeben, sondern es gibt ja inzwischen auch gesetzliche Regelungen, die verlangen, dass man 
solche Aspekte, zumindest in der öffentlichen Planung, beachtet. Und damit hatte ich auch schon 
so ein bisschen die Frage versucht zu beantworten (lacht): Wir kommen gar nicht drum herum 
uns mit diesem Themenkreis Suffizienz zu befassen. Aber wenn wir dieses Thema jetzt sozusagen 
im Gespräch dann etwas näher betrachten, dann werden wir sehr schnell feststellen: Im Alltag ist 
das durchaus noch nicht so selbstverständlich oder noch nicht überall angekommen. Aber das 
werden wir sicher an Ihren Fragen noch erörtern. 

10 I: Ja, ja, ich würde da vielleicht einhaken und darauf zu sprechen kommen, dass Hannover ja 
2018 einerseits den deutschen Nachhaltigkeitspreis bekommen hat: Nachhaltigste Großstadt. 
Und außerdem - auch 2018 - als Masterplankommune 100% Klimaschutz ausgezeichnet wurde. 
Und vielleicht an der Stelle: ich meine alle Städte haben Sie gesagt beschäftigen sich jetzt mit 
dem Thema Klimaschutz, aber was würden Sie sagen hat da Hannover so besonders gemacht 
oder ja wieso geht Hannover da mit gutem Vorbild voran? Also vielleicht ein bisschen 
heruntergebrochen jetzt, aber sehen Sie da Aspekte, wo Hannover wirklich in die richtige 
Richtung geht und andere noch nicht erkannt haben, wie man jetzt handeln sollte? 

11 B: Ja. Da muss ich vielleicht noch einmal vorausschicken. Ich habe ja schon meine Aufgaben 
beschrieben oder die Aufgaben in meinem Sachgebiet (...). Und damit gibt es natürlich schon 
eine gewisse Zuordnung. Stadtplanung im Baudezernat, also wir sind natürlich eher so der Teil 
der Stadtverwaltung, der für das Bauen zuständig und das Thema Umweltschutz, Nachhaltigkeit 
das ist im Wirtschafts- und Umweltdezernat angesiedelt und dort wird dieses Thema auch eben 
bearbeitet und sehr engagiert vorangetrieben. Natürlich in Abstimmung mit allen anderen Teilen 
der Stadtverwaltung also auch mit uns und wir sind da vielleicht wenn ich das mal so 
selbstbewusst sagen darf auch kein ganz unwichtiger Part denn es ist ja nicht nur das Thema 
Bauen insbesondere Wohnungsbau was hier schwerpunktmäßig gearbeitet sondern das Thema 
Verkehrsplanung das ist auch bei uns angesiedelt und das ist ja auch ein ganz wichtiger Faktor 
bei all den Nachhaltigkeitsfragen. Also das ist mir aber wichtig vorauszuschicken, dass ich jetzt 
nicht der ausgewiesene Experte in Fragen Nachhaltigkeit und Suffizienz bin. 

12 I: Das ist in Ordnung. 

13 B: (lacht) Ja, das weil ich will mich da auch gar nicht mit den Fehlern anderer schmücken. (...) 
Also, wenn ich jetzt eine Einschätzung gebe zum Thema Nachhaltigkeitspreis oder diesen 
Errungenschaften in diesem Arbeitsfeld Umweltschutz und Ökologie, dann ist das sicherlich aus 
der Mitwirkung heraus zu sehen und vielleicht auch eine persönliche Einschätzung. (...) Also (...) 
ich will einmal so sagen: Es gibt einen man kann ja sagen positiven Wettbewerb der Städte um 
Innovationen. Städte leben ja davon, attraktiv zu sein. Nach Innen und nach außen. Sie wollen 
sozusagen interessant sein und dazu gehört eben, dass man neues wagt und sich öffnet für 
interessante Projekte, Entwicklungen. Und der ganze Themenbereich Umweltschutz und 
Ökologie ist natürlich da ein ganz wesentlicher Punkt. Weil er natürlich auch etwas 
Zukunftsweisendes hat. Also eine Stadt die zukunftsfähig sein will, sage ich einmal, die muss 
dieses Thema auf jeden Fall auf dem Schirm haben und sich etwas einfallen lassen, wie sie da 
vorankommen will. Also insofern haben wir vielleicht ein gutes Geschick entwickelt im Konzert 
der Städte: Programme, Projekte zu entwickeln zum Themenkreis Nachhaltigkeit. Und da muss 
ich wie gesagt, das sind die Kolleginnen und Kollegen, die da viele Projekte betreiben und das 
schon seit vielen Jahren, muss man sagen. Also der Zeitfaktor, die Erfahrung, die man sammelt 
mit solchen Projekten und auch das Engagement anderer außerhalb der Stadtverwaltung also 
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zum Beispiel von Initiativen, Verbänden, vielen Personen, die in diesem Bereich unterwegs sind - 
da haben wir vielleicht in Hannover auch ein gutes Netzwerk das sich so entwickelt hat. Aber die 
Erklärung, warum es jetzt ausgerechnet so in Hannover, da habe ich gar keine so eine schlagende 
Erklärung. 

14 I: Das ist schon ein sehr guter Einblick. 

15 B: Vielleicht ein Aspekt. Das ist vielleicht kein ganz unwichtiger Aspekt: der Charakter der Stadt. 
Also Hannover ist einerseits ja eine durchaus traditionelle Industriestadt und auch Handels- und 
vor Allem auch Messestadt. (...) Ist also ziemlich weltoffen aufgestellt, muss sie zwangsläufig bei 
diesem (...) Themenspektrum oder diesem Schwerpunkt, den sie da hat. Das befördert sicherlich 
dann auch (...) dass man kreativ und innovativ die Stadt entwickeln will. Und dann spielt 
sicherlich auch die Politik eine gewisse Rolle und die Stadtpolitik in Hannover ist ja traditionell 
eher (...) na ich sage einmal fortschrittlich orientiert. Also derzeit haben wir ja eine Konstellation 
aus SPD, Grünen und FDP. Davor hatten wir aber viele Jahre auch eine rot-grüne Konstellation 
und damit also praktisch politische Kräfte am Werk, die sich auch politisch dieses Thema ziemlich 
stark auf die Fahnen geschrieben haben. Und so etwas begünstigt ja dann auch die Diskussion in 
der Stadt, die Entwicklung der Stadt und letztlich ist es auch ein Rahmen für die Stadtverwaltung, 
die dann ja ausführendes Organ ist und gibt dann die Richtung vor, in die die Verwaltung auch 
arbeitet. Also ich will sagen: damit sind Voraussetzungen schon da, dass Hannover da ja ein gutes 
Stück vorangekommen ist. 

16 I: Ja, okay. Also einerseits ist es super wichtig, dass sich Städte mit Suffizienz oder Nachhaltigkeit 
beschäftigen, um auch in dem globalen Wettbewerb sich behaupten zu können, weil es 
Zukunftsthema ist. Andererseits speziell dieses Thema Suffizienz ist ja auch (..) ja 
wachstumskritisch. Und da würde mich super interessieren „/" Weil also Hannover ist ja eine 
wachsende Stadt. Zumindest in den letzten 10 Jahren habe ich gelesen ist die Stadt um 6 Prozent 
gewachsen. 2019, 2020 nicht, aber insgesamt (...) wird eine Flächenkonkurrenz gerade eher 
begünstigt (lacht) durch den Bevölkerungszuwachs. Und in diesem Spannungsfeld von einerseits 
Flächenbedarf und andererseits möchte man Flächen schützen, würde mich interessieren, wie 
ein nachhaltiges Flächenmanagement aussehen kann, was jetzt nicht einfach neue Flächen 
ausweist. (...) Vielleicht erst einmal die Frage (lacht) (...) 

17 B: Sie haben sich gut vorbereitet muss ich einmal sagen. Die Fakten kann ich bestätigen. Und das 
ist insofern interessant, weil wir davor eine Phase hatten, wo wir durchaus keine wachsende 
Stadt waren, wo man sogar Überlegungen angestellt hat: Was müssen wir tun, wenn „/" Es war 
da eher in die andere Richtung geht, nämlich in Richtung Schrumpfung. Also die 
Bevölkerungszahl sinkt, es kommen weniger Menschen in die Stadt und (...) was machen wir 
dann mit der Infrastruktur, die ja auf eine bestimmte Bevölkerungszahl ausgelegt ist. Das war die 
Phase davor, und das hat sich in der Tat dann gedreht. Auch das ist ja ein bundesweiter Trend 
gewesen durch Zuwanderung und so weiter insgesamt, aber besonders in den Großstädten. Und 
das hat in Hannover in der Tat auch stattgefunden. Und das führt natürlich unweigerlich dazu, 
dass wir uns Gedanken machen müssen, wenn mehr Menschen in Hannover leben wollen, dann 
müssen sie dort ja auch wohnen, Arbeit finden und die Notwendigen Einrichtungen haben, also 
infrastrukturelle (...) Ausstattungen der Stadt war das Thema. Und das geht eben leider nicht 
ohne Fläche. Wenn ich etwas erweitern will, dann muss ich ja wissen, wo kann ich das machen 
ne in der Stadt. Und dann, das ist ja nicht sehr schwer, das wird - sie sind glaube ich in Heidelberg 
jetzt, ne? 

18 I: Ja, mhm. 

19 B: Das wird da auch nicht viel anders sein. Es gibt da so Pauschalekonzepte, dass man im inneren 
Stadtbereich verdichtet, das geht dann meistens eigentlich eher nur zu Lasten von den noch 
nicht bebaut oder freien Flächen und oder man muss in die Höhe bauen, also sprich die Gebäude 
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müssen dann eher mehrgeschossig sein, die man dann baut. Also in jedem Fall geht es nur über 
Verdichtungskonzepte im Inneren der Stadt und wenn man da auch nicht wirklich weiter kommt 
- und das kommt man ja in der Regel nicht - das wissen Sie (lacht) genau so gut wie ich, die 
Konflikte sind da sehr vielfältig - vor allem die unterschiedlichsten Ansprüche, die ich gerade 
skizziert habe, die muss man ja alle mit demselben Flächenreservoir irgendwie bedienen. Von 
daher hat man dann schon das Problem: Ich bekomme nicht alles unter, also muss ich „/" Was 
mache ich dann? Dann gehe ich natürlich eher nach außen. 

20 I: Ist das in Hannover der Fall? Also hat man nicht genügend innerstädtische Flächen, die man 
nachverdichten kann? (...) 

21 B: Jein, also (...) das muss man wieder differenziert sehen. Meistens muss es sehr schnell gehen. 
Die Planungsprozesse dauern lange, die Bauprozesse dauern auch lange. Aber die Nachfrage zum 
Beispiel nach Schulen, Kitas und anderen Einrichtungen, die steigt dann sehr schnell an ne, also 
in weniger Jahren haben wir jetzt in der Tat um etliche tausend Einwohner zugelegt. 20-30.000 
Einwohner in einem relativ, also in einer Dekade - das klingt viel ist aber nicht so sehr viel. So und 
in diesem „/" weil die Planungsprozesse oder überhaupt sich auf so eine Situation einzustellen, 
das dauert ja auch. Meistens sogar Jahre. So und (...) man hat also gar nicht so viel Zeit zu planen 
und nachzudenken. Und was will man dann oder was hätte man dann gerne? Natürlich frei 
verfügbare Flächen, das heißt Flächen die eher brach liegen, wo möglichst alles schon „/" also wo 
man die entsprechenden Genehmigungen schon hat. Da kommen wir dann wieder mit dem 
Flächennutzungsplan, die dann für die entsprechenden Zwecke für Wohnen, Gewerbe und, und, 
und schon so ausgewiesen sind. Und das findet man dann ja in der Regel nicht vor. Sondern 
Grundstücke, Flächen gibt es dann schon, aber sie sind entweder Grünflächen, im Laufe der Zeit 
vielleicht spontan begrünt, weil sie erst einmal nicht genutzt worden sind, sie sind belastete 
Flächen mit irgendwelchen Schadstoffen, da muss man die Schadstoffe ja erst einmal beseitigen, 
wenn man da irgendwie etwas machen will. Das sind die Restriktionen, die real, die man dann 
vorfindet. Und da muss man dann in die Abwägung gehen, bekomme ich das finanziell hin? 
Bekomme ich das in einem überschaubaren Zeitraum hin? Kann ich all die Konflikte drum herum 
lösen in der Nachbarschaft, das kommt ja auch alles noch dazu. Sozusagen, dass man sofort 
meistens in der Nachbarschaft Konflikte hat, weil keiner möchte gerne irgendwelche 
Bebauungen in der Nachbarschaft zusätzlich haben und er hat dann gerne die Umgebung 
weiterhin so wie sie jetzt ist. Also was bleibt? Man weicht aus. Und das heißt man kann dann nur 
in die Stadtgebiete gehen, die nicht ganz so dicht bebaut sind oder noch gar nicht bebaut sind 
ne, von Innen nach Außen. Ist glaube ich in jeder Stadt ähnlich. 

22 I: Also der Leitsatz ist quasi: Erst Innen, dann Außen. Und ja eben aus den Gründen, die Sie 
genannt haben, ist Innen oft einfach schwierig. Ja Flächen umzunutzen, genau. Ich habe da von 
einem Projekt gelesen, das ist jetzt schon länger her. Das war anscheinend 2010, das Projekt 
NFM-H. Und da ging es darum, dass man die Brachflächen neu nutzen wollte in der Stadt und (..) 
ja Innenstadt nachverdichten wollte. Und im Rahmen des Projektes wurde ein Konzept für einen 
privatwirtschaftlichen Brachflächenfonds entwickelt. Mit dem Ergebnis, dass 
privatwirtschaftliche „/" also, dass dieser Fonds in Hannover nicht realisierbar sei, weil es keine 
angemessene Rendite für die (..) für die ich sage einmal, ich glaube es war eine Gesellschaft, die 
dann quasi Flächen in dem Fonds aufkauft und wo Privatpersonen auch investieren können. Und 
dass da nicht eine angemessene Rendite am Ende dabei herauskommt. Ich fand das ein bisschen 
unzufriedenstellend, dass es quasi dann an solcher Rendite scheitert. Und würde Sie da gerne 
fragen, ob Sie so einen privatwirtschaftlichen Fonds von solchen Brachflächen für ein geeignetes 
Instrument halten, um Neubaudruck auf der grünen Wiese zu verhindern? (...) 

23 B: Ja das war damals ein Forschungsprojekt. Da haben wir in der Tat einmal untersucht, welche 
Möglichkeiten gibt es Flächen sozusagen zu gewinnen oder wieder nutzbar zu machen. So die 
nicht genutzt sind, die belastet sind - das was ich eben schon skizziert habe - das ist dann einmal 
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systematisch untersucht worden. Weil wir „/" Das kam auch noch eben aus dieser Phase heraus, 
wo in zunehmendem Maße solche Flächen zur Verfügung standen, ne also ne Betriebe haben 
aufgegeben oder andere Nutzungen sind weggefallen. In dieser Zeit - das ist heute nicht mehr 
vorstellbar - haben wir Schulen geschlossen und Schulgrundstücke sind brach gefallen, also als 
Beispiel. Alles Vergangenheit und passé also jetzt ist es ganz anders. Also wir haben das in 
diesem Forschungsprojekt untersucht. Die Frage, dieser Fonds ist quasi als Idee entwickelt 
worden (...). Aber es war ein Forschungsprojekt sozusagen, wo man das modellhaft einmal 
durchgespielt hat. Es hätte jetzt sozusagen einer fachlichen und also Diskussion bedurft, ob man 
das und wie man das umsetzen kann. In der Regel ist es aber oder bei Forschungsprojekten ist es 
manchmal so: Wenn die abgeschlossen sind, dann (...) wird das nicht weiterverfolgt. Das war hier 
so. (...) Und die Erwägung, warum das nicht weiterverfolgt worden ist, weil es in der Tat - wie sie 
schon skizziert haben(...) - eigentlich kaum Befürworter gab. Also man braucht ja dann irgendwie 
Jemanden, der Interesse daran hat, so etwas auch tatsächlich umzusetzen. Für die Stadt (...) kam 
das als Fonds so eigentlich eher nicht in Frage, weil es ging dann eher auch um private Flächen. 
Also man hätte sozusagen das mit privaten Grundstückseigentümern entwickeln müssen. (...) 
Und das// 

24 I: //Weil zu wenige Grundstücke in kommunaler Hand sind? 

25 B: Naja, ja also (...) Die Stadt hätte einsteigen müssen finanziell sozusagen. Ne das, also man 
kann ja Grundstücke aufkaufen von Privaten. (...) Und da muss man aber Geld ausgeben und das 
Problem ist (...) wenn das Grundstücke sind, die aus welchen Gründen auch immer, nicht 
nachgefragt werden, dann (...) ist es für die Stadt letztlich auch uninteressant da Geld zu 
investieren, wenn sie damit gar nicht viel anfangen kann.  

26 I: Mhm. Ja 

27 B: Und die Privaten haben kein Interesse an Fondslösungen. Die wollen ihre Grundstücke 
vermarkten zu dem höchstmöglichen Preis. Das ist das einfache Prinzip der (...) des privaten 
Grundstückmarktes. Das (...) So also wir haben da keine (...) plausiblen Möglichkeiten gefunden, 
wie wir als Stadt sozusagen da einsteigen können, sondern wir haben eher als Stadt (...) für uns 
ja unsere (...) städtische (...) Grundstücksituation also Ankauf und Verkauf, Kauf auf Vorrat oder 
bei Bedarf auch Verkauf an Interessenten und das läuft eben nicht über eine Fondslösung. Das 
könnte man theoretisch nach wie vor diskutieren, aber (...) es wird einfach für nicht so sehr 
praktikabel gehalten (...). Weil Fonds heißt immer das ist so eine Mischgeschichte. Entweder mit 
Privaten zusammen und das ist immer eine schwierige Konstruktion oder mit anderen 
staatlichen Stellen zusammen, mit Land- oder Bundesbehörden. Das ist aber auch (...) nicht 
wirklich funktionabel. Ich wüsste jetzt auch - aber da bin ich vielleicht gar nicht so gut informiert 
- vergleichbare Modell in anderen Städten, die funktionieren. 

28 I: ja, weil ich hatte mich dann gefragt, ob es eigentlich so der Optimalfall wäre, dass die Stadt 
einfach genügend Geld hat, um die Flächen selbst aufzukaufen. Und hatte dann von anderen 
Städten gelesen, von Ulm zum Beispiel und Bocholt, die so ein Konzept von einer aktiven 
Bodenpolitik nennen sie es, haben und (...) ja Flächen aufkaufen und damit langfristig eben die 
Gestaltungsmacht in einer Stadt sichern, was aber kurzfristig natürlich Ausgaben sind, die man 
haben muss. Und da habe ich mich gefragt, ob es einfach auch eine Frage von ja kommunaler 
Austerität Stichwort ja Städte sind knapp bei Kasse ist, dass solche Optionen nicht ergriffen 
werden. Oder also ja. 

29 B: Ja, ich muss jetzt hier wieder (lacht) dazu sagen: Wir bewegen uns jetzt so in dem Bereich 
Immobilien, städtische Immobilien oder überhaupt in dem Bereich Immobilien. Das ist wiederum 
jetzt nicht unser zentrales Metier. Wir arbeiten zusammen mit dem Fachbereich Wirtschaft, der 
bei uns das Thema Grundstücksverkehr organisiert. Weil wir schon sozusagen den Kollegen 
sagen, mit den Kollegen besprechen: An welcher Stelle könnten wir Grundstücke an- oder 
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verkaufen. Für welche Projekte sollen Grundstücke zum Beispiel verkauft werden. Wir haben das 
jetzt in starkem Maße beim Thema Wohnungsbau gehabt. Da sind dann natürlich städtische 
Grundstücke angesetzt worden auch um den Wohnungsmarkt anzukurbeln. Und da haben wir 
natürlich aus städtebaulicher Sicht dann gesagt, an welchen Stellen das in Frage kommt. Also nur 
allein ein städtisches Grundstück irgendwo zu verkaufen ist ja kein Konzept, sondern das muss ja 
im Gefüge beurteilt werden, umgesetzt werden. Also das ist eine Gemeinschaftsarbeit. Aber das 
Know-how jetzt sage ich einmal mit Grund und Boden umzugehen, das liegt natürlich in starkem 
Maße bei den Kolleginnen und Kollegen, die sich mit dem ganzen Thema eben Grundstücke, 
Immobilien auseinandersetzen. Insofern kann ich jetzt nicht bis ins Detail sagen. Ich kann 
sozusagen in einer groben Linie oder im Vergleich jetzt Ulm - das Stichwort fällt immer wieder 
gerne - (...) da muss man glaube ich dazu sagen. Was glaube dort auch zutreffend ist: dass die 
das traditionell machen, also schon sehr lange machen. (...) Und das eben auch kontinuierlich 
betreiben. Das ist ganz wesentlich glaube ich beim Thema Immobilienverkehr. Dass sie 
sozusagen niemals ihr Vermögen, ihr städtisches Vermögen voll aus der Hand gegeben haben. 
Sondern wenn sie einmal etwas aus der Hand geben, kaufen sie nach und sichern sozusagen den 
Bestand. Oder geben es gar nicht erst aus der Hand, sondern nutzen andere Möglichkeiten. Da 
gibt es ja diverse Spezialitäten, wissen Sie vielleicht auch, mit Erbbaurechten und so weiter (...) 
wo man zwar anderen Nutzungsrechte einräumt, aber die Stadt bleibt immer in der 
Verfügungsgewalt. Das ist eine Kultur, die haben wir in Hannover nicht so gehabt. Wenn Sie mich 
das fragen, warum? (atmet geräuschvoll aus) (...) Das (...) weiß ich nicht so genau. Das (...) geht 
weit zurück. Und ich glaube ein Faktor ist aber - das kann ich dann schon sagen - natürlich also 
Ulm ist zum Beispiel glaube ich eine relativ wohlhabende Stadt. (...) Ist ja sozusagen eher so eine 
mittlere Größenordnung und ist glaube ich wirtschaftlich mit einer guten Wirtschaftsstruktur gut 
aufgestellt und da hat glaube ich auch die Stadt entsprechende Mittel und das auch schon 
länger. Das ist in Hannover anders. Wir sind zwar auch ein Wirtschaftsstandort und durchaus 
auch mit Industrie und Gewerbe ganz gut aufgestellt, aber gleichwohl bewegen wir uns ja 
wiederum im Gefüge also in Niedersachsen, was eher so ein Flächenland ist und vor allem eher 
ein agrarorientiertes Flächenland - so und in diesem Kontext ist jetzt Hannover keine Boom-town 
sozusagen - noch nie gewesen. Wir hatten immer eine solide Struktur gehabt und auch recht 
solide Finanzen, aber wohlhabend so im Sinne Ulm oder sagen wir einmal Hamburg oder noch 
andere Städte, die da besser aufgestellt sind, damit können wir uns nicht vergleichen. Und das 
hat vielleicht schon dann etwas mit unserem Thema zu tun: Kann ich es mir leisten einfach 
einmal irgendwie die halbe Stadt grundstücksmäßig aufzukaufen? (...) Und das ist genau das 
Problem auch bis heute so zu sagen immer abzuwägen: Wo kaufe ich auf? Wie finanziere ich 
das? Wie viel gebe ich ab und wofür? Und da sind eben durch den begrenzten Spielraum 
städtischen Haushalt nicht so die Möglichkeiten geben, jetzt einfach einmal eine 
Flächenvorratspolitik zu betreiben und (...) ja wieder mehr Grund und Boden in städtische 
Verfügung zu bringen. Und wir haben jetzt gerade, das habe ich ja geschildert - das gilt übrigens 
im städtischen Bereich ähnlich - eine Reihe von städtischen Grundstücken weggegeben, um eben 
bestimmte Zwecke damit zu erreichen. Nämlich Gewerbeansiedlung, die Wirtschaftskraft zu 
erhalten oder im Wohnbereich den dringenden Wohnbedarf zu decken. Dadurch ist einiges an 
städtischem Grund und Boden hat den Besitz gewechselt und eigentlich müssten wir jetzt massiv 
wieder zukaufen (...), um ein Stück Spielraum auch zurückzugewinnen. Und jetzt gerade in der 
Situation fehlt uns da natürlich sowieso das Geld, um es einmal salopp zu sagen.  

30 I: Ja, ja spannend. (...) Also, wenn ich das richtige verstehe, dann ist es auch einfach so, dass 
Flächen ausweisen auch einfach dahingehen attraktiv ist, weil es Steuereinnahmen also 
Gewerbesteuer (...) Ein „/" Wie heißt es? (...)  

31 B: Mhm. 

32 I: Ja, durch Bevölkerungszuzug Steuern verspricht und Sie auf diese Gelder angewiesen sind. Und 
wenn Sie sagen, sie wachsen nicht mehr, dann, gehen die Leute in die Stadt nebendran oder das 
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Gewerbe siedelt sich in anderen Regionen an und es ist für Sie ökonomisch nachteilig. Kann man 
das so sagen? Oder ist das eine Problematik, dass es nicht sich auf eine Stadt reduzieren lässt 
und man dann gemeinsam daran arbeiten müsste, gemeinsames Leitbild entwickeln müsste, 
dass man sagt: Nein, wir bleiben jetzt kompakt und breiten uns nicht in die Fläche aus? 

33 B: Ja. Also das Thema ist ziemlich komplex (lacht) 

34 I: Ja, also wenn ich das jetzt zu plump formuliere, verzeihen Sie es mir bitte. 

35 B: Nein, alles gut. Das sind schon die richtigen Fragen, nur sie lassen sich nicht mit ja oder nein 
beantworten (lacht) 

36 I: (lacht) 

37 B: Ich will es einmal versuchen kurz zu machen. Also Hannover ist sicherlich auf Einnahmen, auf 
Steuern angewiesen. Zum Beispiel auf Einkommenssteuern, das verspricht man sich durch 
Bevölkerungszuwachs. Das ist ja auch ein Grund sozusagen (...) Stadterweiterung möglichst zu 
fördern. Und das heißt ich muss Wohnungsbau betreiben, ich muss Flächen bauen. Also das 
dient schon auch - so wird immer argumentiert zumindest - (...) die Einkommenskraft der Stadt 
zu erhalten oder sogar zu verbessern, indem mehr Menschen in die Stadt ziehen und Steuern zu 
bezahlen. Und im gewerblichen Bereich ganz ähnlich: Ich will die Betriebe, die da sind, erhalten 
und damit das Gewerbesteueraufkommen und wenn es irgendwie geht natürlich noch mehr 
Gewerbe - möglichst steuerkräftiges Gewerbe - in die Stadt bringen. Das bekomme ich letztlich 
immer durch Fläche. Also Fläche ist da immer der Schlüssel, um sozusagen, diese Ziele zu 
erreichen. Um Zuwachs, quantitativen und qualitativen Zuwachs zu ermöglichen, muss ich 
irgendwo etwas in der Stadt machen und das spielt sich ab durch Bauen. Und Bauen für Bauen, 
wenn ich etwas bauen will, dann muss das irgendwo passieren - sprich Fläche. Und andererseits 
ist es aber so, weil wir ja jetzt auch beim Thema Suffizienz sind. (...) Manchmal ist da so ein 
bisschen so eine „/" Und es gibt da eine Konkurrenzsituation, das haben Sie auch richtig gesagt, 
Städte versuchen natürlich gegenseitig sich Konkurrenz zu machen. Vor allem um 
Bevölkerungszuwachs, wer zieht wohin? Und um lukrative Unternehmensansiedlung. Da gibt es 
wirklich manchmal richtiggehend harte Konkurrenzen und die Unternehmen suchen sich dann 
die Stadt aus, wo mehr geboten wird. Das besser gelegene Grundstück, das günstigere 
Grundstück und, und, und. Kennen wir ja alles das Spiel ne, aber das findet auch wirklich statt. 
Und das ist manchmal ein bisschen kurzsichtig, weil, was das Thema Wohnen und Bevölkerung 
angeht, (...) schielt man immer so ein bisschen auf die schiere Zahl, die steigt und dann 
möglicherweise auch das Einkommenssteueraufkommen. Andererseits, diejenigen Menschen, 
die in die Stadt kommen und Steuern zahlen, die wollen natürlich auch Dienstleistungen oder 
Infrastruktur in Anspruch nehmen. Das heißt ich bin dann in einer Stadt auch als Pflicht, diese 
Infrastruktur zu schaffen. Also quasi auch die Kapazitäten zu erhöhen und das kostet Geld. Das 
heißt also einerseits gewinne ich vielleicht Einnahmen, aber ich habe auf der anderen Seite 
Ausgaben. Und wenn man jetzt den Suffizienzgedanken einmal einbringt, einmal nur so auf 
dieses Beispiel angewendet, stellt sich natürlich schon irgendwann die Frage: A) Natürlich 
grundsätzlich: Wie weit wollt ihr denn wachsen? Was könnt ihr denn irgendwie noch 
aufnehmen? Irgendwann gibt es dann einmal die Grenze auch selbst wenn das schön ist, dass 
immer mehr Menschen kommen, aber irgendwann (...) bekomme ich sie ja nicht mehr alle unter 
und ich schaffe es dann auch nicht mehr die Infrastruktur immer mehr sozusagen diesem 
Wachstum anzupassen. Und da wäre dann schon einmal die Fragestellung: Wie sieht denn das 
langfristige Konzept aus? Wo will man denn hin (...) mit dem Wachstum? Also diese Frage stellt 
aber so offen keiner. (lacht) 

38 I: Ja, spannend. (lacht) 

39 B: Jedenfalls in Hannover. 
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40 I: Aber ich habe in diesem Bericht „Mein Hannover 2030" - ist glaube ich auch schon wieder ein 
paar Jahre her. Aber da habe ich gelesen, dass es auch hieß, man möchte angemessen also Zitat 
„angemessen in Wachstum investieren". Das heißt Wirtschaftswachstum soll natürlich gefördert 
werden. Aber auch in dem richtigen Maß. Und jetzt, um da wieder die Suffizienz 
hineinzubringen: Suffizienz fragt ja eben auch nach dem richtigen Maß, also nach der Frage: Wie 
viel ist genug? Prinzipiell ist Suffizienz dabei eben aber auch kritisch gegenüber 
Wirtschaftswachstum und zielt darauf ab, Bedürfnisse ohne Wachstum zu befriedigen. (...) Durch 
eine andere Nutzung, durch neue Wertevorstellungen. Ohne dabei aber auch an Lebensqualität 
einzubüßen. Und (...) naja da frage ich mich eben, ob da ein grundlegender Widerspruch ist 
zwischen den Zielen von einer Suffizienzpolitik, die jetzt einfach sich wachstumskritisch zeigt und 
der Logik allgemein, die auf Städten lastet sage ich einmal, sich im globalen Wettbewerb zu 
behaupten, attraktive neue Flächen auszuweisen, (...) ja ein gutes Stadtimage zu schaffen. Oder 
geht das Hand in Hand? (atmet laut aus und lacht) (...) Auch sicher keine leichte Frage 

41 B: Ich will einmal nochmal darauf zurückkommen, Sie hatten ja noch gefragt bezüglich dieser 
Wachstumsentwicklung wie man damit umgeht und der Konkurrenzen auch (...) auch zwischen 
den Städten, ob es da nicht Möglichkeiten gibt der ja der Absprache oder Abstimmung und 
Zusammenarbeit // 

42 I: // Einen Moment, ich stecke kurz meinen Laptop ein, damit der nicht ausgeht. (...) Ja okay, 
wieder da. 

43 B: Alles gut (lacht). Okay. Da muss ich vielleicht sagen, wir leben ja hier in der Region Hannover, 
also das Konstrukt - ich weiß nicht, ob Sie es kennen, oder wahrscheinlich schon, also Hannover 
liegt ja hier in der Mitte der Region Hannover, der Zusammenschluss von 21 Städten und 
Gemeinden im Regionsgebiet. Und die Region Hannover ist sozusagen die übergeordnete Einheit 
der Zusammenschluss und sozusagen auch die Ebene, auf der man sich absprechen kann und 
auch absprechen muss. Und da gibt es ja auch planerisch, (..) also es gibt die Regionalplanung die 
Ebene auch mit dem regionalen Raumordnungsprogramm sozusagen ein ganz formelles 
Instrument zur Absprache. Und das lässt sich ja auch wieder vorrangig zur Siedlungsentwicklung 
und zur Flächenentwicklung „/". Und da gibt es durchaus Ansätze auf regionaler Ebene, dass man 
sagt also: (..) An welcher Stelle soll dem im gesamten Regionsgebiet und das ist ziemlich groß (..) 
gewohnt, gearbeitet werden, wo weisen wir denn schwerpunktmäßig Gewerbegebiete, 
Siedlungsgebiete also Wohngebiete aus und wie muss die Infrastruktur beschaffen sein. Das wird 
ja im regionalen Raumordnungs(plan?) sortiert und dazu wird natürlich auch konzeptionell 
gearbeitet. Also das zu der Frage jetzt einmal auf regionaler Ebene gibt es zumindest einmal so 
ein Instrument für so eine Abstimmung zwischen den Kommunen. Das heißt also Hannover 
könnte jetzt sagen - und die Diskussion findet durchaus auch ansatzweise sage ich einmal 
vorsichtig, statt. Wir kommen jetzt an unsere Grenzen auch in der Flächenverfügbarkeit. 
Bestimmte Ansprüche können wir nicht mehr erfüllen und dann müssen wir einmal schauen, ob 
wir das auf regionaler Ebene erfüllen können. Das heißt bestimmte Gewerbeansiedlungen 
werden eben nicht mehr nach Hannover also in Hannover getätigt, sondern da sucht man dann 
Standorte eher außerhalb der Stadtgrenze im Regionsgebiet. Und mit Wohnen ist es ähnlich, es 
gibt ein regionales Wohnkonzept, dass man so eine Arbeitsteilung entwickelt hat wo die 
Wohnschwerpunkte sind und in welcher Kommune gebaut werden müssen. Und dass in 
Hannover eben nur ein Teil, aber eben nicht der Großteil des Wohnungsbaus für die gesamte 
Region stattfindet. Also das ist auch noch ein relativ neuer Ansatz und da könnte ich jetzt auch 
noch nicht Ergebnisse oder irgendwie einmal so eine Bilanz Ihnen? sagen, das funktioniert so 
auch. (...) Da muss man ne, das gibt es nämlich erst so zwei, drei Jahre (..) müssen wir einmal 
sehen, wie das in ein paar Jahren aussieht. Ob das Instrument vielleicht da tatsächlich auch ein 
bisschen auch die Stadt entlastet flächenmäßig. Und das wäre dazu zu sagen. So, das war aber 
jetzt der Rückgriff und jetzt hatten Sie ja die Frage mit diesem Wettlauf der Wirtschaft 
insbesondere. 
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44 I: Ja. (...) 

45 B: Wir haben „/" Es gibt zwei Phänomene. Wirtschaftlich gibt es immer die Konkurrenz um 
Unternehmensansiedlungen in der Region, also Stadt und Region, aber auch überregional, 
insbesondere bei größeren Ansiedlungen (...) wenn große Konzerne irgendwie neue Standorte 
suchen, dann (...) arbeiten die ja meistens überregional, bundesweit oder noch darüber hinaus 
und schauen: Wo bekommen sie die besten Bedingungen? Da müsste man jetzt und ich glaube 
das funktioniert glaube ich leider nicht so richtig, sich quasi kommunal abstimmen, dass die 
Städte sich nicht ausspielen lassen sozusagen, sondern sich auf quasi so einen Kanon von 
Kriterien einigen, den sie akzeptieren oder nicht mehr akzeptieren für Unternehmensansiedlung 
oder -Verlagerung. Das wäre eine Möglichkeit. Vielleicht auch wieder so ein bisschen in Richtung 
Suffizienz, dass man auf kommunaler Ebene bewusst (...) eine Strategie fährt gegen diese 
Konkurrenzen und Wettbewerbe der Wirtschaft. Das hat aber leider dadurch, dass die 
Steuerkraft hier ein entscheidender Faktor ist und natürlich jede Stadt erst einmal auch auf ihre 
Einnahmen schielt, (...) ist das natürlich schwer zu sagen: Wenn hier jemand kommt, den wir hier 
nicht gebrauchen können, dann verzichten wir lieber auf die Einnahmen und dann soll der 
woanders hingehen. Das funktioniert leider wahrscheinlich nicht (lacht). Oder in der Praxis 
jedenfalls bisher nicht. Aber trotzdem unter Suffizienzgesichtspunkten wären das einmal Ansätze 
da anzusetzen. Beim Thema Wohnen gibt es ein bisschen etwas ähnliches. (..) Da haben wir hier 
in der Region Hannover und das gilt glaube ich für alle Metropolregionen so die Arbeitsteilung: 
Der sogenannte Speckgürtel um die Großstadt herum fischt alle gut Betuchten ab und die bauen 
da ihre Einfamilienhäuser. Mit großen Grundstücken, mit schönen, teuren Häusern und mit 
steuerkräftigen Menschen, die da wohnen und Steuern bezahlen. Und das führt dann dazu, dass 
die Umlandkommunen oft mindestens so finanzstark sind wie die Großstadt oder noch 
finanzstärker. Und dieses Phänomen „/" So und im Gegenzug sozialer Wohnungsbau findet 
vorzugsweise dann eben in der Großstadt statt. 
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Interview 2.2: Hr. Clausnitzer (Hannover) – Teil 2 

1 B: Das (...) Geschosswohnungsbau, sozialer Wohnungsbau, also praktisch Wohnungsbau für 
nicht so gut betuchtes (...) betuchte Menschen. Das ist dann eher Aufgabe der Großstadt. Und 
das ist auch so eine Arbeitsteilung (...) die unter Suffizienzgesichtspunkten einmal in Frage zu 
stellen wäre. Und die haben wir in diesen Wohn „/" schon erwähnten regionalen 
Wohnkonzept - da gibt es erste Ansätze, das so ein bisschen aufzulösen. Zu sagen: Auch im 
Umland muss verstärkt sozialer Wohnungsbau stattfinden, also für Menschen mit nicht so 
hohem Einkommen. Und (...) in Hannover findet dafür in diesem Segment weniger 
Wohnungsbau statt. Also das ist so ein Ansatz, um auch da so ein bisschen (...) Ausgleich zu 
schaffen.  

2 I: Ja, okay (...). Mh, vielleicht da die Frage: Gibt es gewisse Dinge, wo Sie sagen das liegt 
außerhalb der kommunalen Macht, da würden Sie sich wünschen, dass mehr Vorschriften 
sage ich einmal auf anderer, höherer Ebene gibt. Zum Beispiel auf EU-Ebene oder 
Nationalstaatenebene, weil Sie als Kommune da nicht die nötige Macht haben oder nicht am 
richtigen Hebel sitzen? 

3 B: Ja. (lacht) (...) Also (...) Man muss schon sagen, die Kommunen haben schon eine hohe 
Gestaltungsmöglichkeit. Da gibt es auch einen Fachbegriff: Die kommunale Planungshoheit. 
Die wird von den Städten auch sehr gerne immer betont oder gegenüber Land und Bund 
eingefordert. Und es gibt durchaus Bestrebungen von den übergeordneten Ebenen, die 
Kommunen da durchaus zu begrenzen in ihren Möglichkeiten beziehungsweise, wenn es um 
staatliche Ziele geht dann da in dieses Gefüge einzugreifen. Und dagegen wehren sich die 
Kommunen natürlich ganz gerne. Aber man muss grundsätzlich sagen im Bereich Planung 
nicht zuletzt verankert im Baugesetzbuch, das ist ja die wesentliche Grundlage für planerische 
Fragen. Das ist zwar ein Bundesgesetz, aber die Ausführung obliegt im Wesentlichen den 
Kommunen und da sind auch Möglichkeiten genug gegeben sozusagen sich in eine bestimmte 
Richtung zu entwickeln. Und dazu muss man sagen, dass die - gerade das Baugesetzbuch in 
den letzten Jahren deutlich in Richtung, gerade hier das Thema Suffizienz, entwickelt worden 
ist. Zumindest die, wie soll ich sagen, die (...) grundsätzlichen Vorgaben. Nicht messbar, aber 
sozusagen die in der Begrifflichkeit, in der Beschreibung also Klimaschutz ist da inzwischen 
mit drin. Boden, sparsamer Umgang mit Grund und Boden ist ein Grundsatz. Also sozusagen 
all diese suffizienzorientierten Maßgaben sind da inzwischen sogar schon im wesentlichen 
Bundesgesetz angelegt. Also man ist als Kommune hat man nicht nur die Freiheit, sondern 
eigentlich sogar schon so eine allgemeine Verpflichtung in jedem Falle auch in diese Richtung 
zu gehen. (...) Im Detail kann man allerdings manche Sachen sagen, die könnten noch 
optimiert werden, also zum Beispiel ist der Bund und auch die Länder sind ja selbst 
Grundstückseigentümer. Also haben große Flächen zur Verfügung (...), die in den Städten 
liegen und die sozusagen außerhalb der planerischen (...) Hoheit sich dann befinden. Also zum 
Beispiel Flächen wo Sicherheitsbehörden angesiedelt sind, wo Militär angesiedelt ist. Die 
früheren Bundesunternehmen Bahn und Post haben große Liegenschaften, die (...) meistens 
auch innerhalb der Städte, der Großstädte liegen. Und die Verfügbarkeit dieser Flächen ist 
meistens außerhalb - wie gesagt - der Städte. Und das wäre zum Beispiel eine Möglichkeit, die 
Kommunalentwicklung noch etwas mehr zu fördern oder in den Städten noch mehr 
Möglichkeiten einzuräumen, Stadtentwicklung zu betreiben. Auch auf diesen Flächen. Das ist 
in Teilen ja auch passiert. Ein Teil der militärischen Liegenschaften ist ja aufgegeben worden 
und wir haben da zum Beispiel Wohn- und Gewerbegebiete entwickeln können // 

4 I: //Ja. Gibt es in Heidelberg auch sehr viele ja. 

5 B: Aber da ist noch längst nicht das Ende der Fahnenstange erreicht und von daher das wäre 
schon einmal ein so ein Aspekt, wo man sagen kann. Also die Städte könnten noch mehr 
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Möglichkeiten haben. Dann ist natürlich als Generalthema die Finanzierung. Es gibt 
Finanzierungsinstrumente. Zum Beispiel in der Städtebauförderung vom Bund. Wo den „/" 
Und von den Ländern auch. Wo den Kommunen Fördermittel zur Verfügung gestellt werden, 
um schwerpunktmäßig in Stadtteilen, wo Sanierungsbedarf ist, sozusagen gezielt 
Maßnahmen zu ergreifen. Das machen wir ja auch. Schon seit vielen Jahren. Stadtsanierung, 
Stadterneuerung. Über diese Förderung kann man natürlich eine Menge bewegen und das 
schlichte Prinzip ist: Je mehr Geld, desto mehr geht auch. Weil die Städte - kommen wir 
wieder an den Punkt: Hannover insbesondere - Haben da enge finanzielle Grenzen und wir 
würden sicherlich da auch noch mehr machen und sozusagen bestehende Stadtteil baulich 
und auch sozial sozusagen zu optimieren. Bessere Lebensbedingungen zu schaffen. Das ist ja 
auch ein Suffizienz // 

6 I: Ja, ich muss (...) Ich muss Sie kurz unterbrechen. Super spannend, nur ich habe gerade 
gesehen, dass der Raum hier auch eine Stunde begrenzt ist und wir uns einfach gleich noch 
einmal einloggen müssen. Dann geht es wieder von vorne los 

7 B: Achso okay 

8 I: und dann (...) können wir noch einmal weiterreden. In Ruhe. Also einfach noch einmal unter 
dem gleichen Link sich einloggen.  

9 B: Mache ich. 

10 I: Gut. Bis gleich. 

11 B: Dann gehe ich hier einmal raus. 

12 I: Ja  

13 I: (...) Erneutes Einloggen 

14 B: So. 

15 I: Ah. Okay super, hat geklappt. Ja das war mir jetzt gerade auch nicht bewusst, dass das hier 
(..) ja begrenzt ist. 

16 B: Kein Problem. // 

17 I: Naja, jetzt geht es wieder weiter. (lacht)  

18 B: Interessant (lacht) 

19 I: Ja, (lacht). Ja, es ist so eine OpenSource Version. Naja. Sie waren „/" 

20 B: Klappt doch super. 

21 I: (lacht) Ja genau. Sie waren bei der Finanzierung und bei den Flächen, die nicht in 
kommunaler Hand sind. (...) 

22 B: Ja, die Frage war ja (...) gibt es Begrenzung oder  

23 I: Ja 

24 B: was kann man machen, um die Städte noch stärker zu unterstützen. Da habe ich jetzt an 
diesen beiden Beispielen, weil sie auch in meinem Wirkungsgrad, zumindest in der 
Stadtplanung uns ziemlich nah sind, die Städtebauförderung und dann der Umgang mit 
Flächen, mit Bundes- und Landesflächen weil mir das ziemlich nahe liegt. Daran arbeiten wir 
ja auch und da (...) passiert zwar einiges, aber wenn man etwas erreichen will, kann man da 
sicherlich (...) noch einiges von Seiten des Bundes und der Länder tun.  
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25 I: Ja. 

26 B: Die Liste lässt sich sicherlich verlängern, es gibt da verschiedene Instrumentarien. Aber 
vom Grundsatz her: Die Städte können sich nicht herausreden, sie haben zumindest rechtlich 
gesehen, von der Planung her schon ziemlich weitgehende Möglichkeiten, in die ein- oder 
andere Richtung zu gehen. // 

27 I: Ja, das war ja auch (...) also hat ja schon auch ein Wandel stattgefunden so. Dass der „/" 
Also, dass die nationale Ebene eher an Bedeutung verloren hat und die kommunale an 
Bedeutung gewonnen hat, wenn ich das so richtig gelesen habe. Und auch, sich das 
Planungsverständnis so ein bisschen gewandelt hat. Ich sage mal im Fordismus, so 50er, 60er 
Jahre wurde ja auch viel top-down entschieden durch Gesetze und heute habe ich das Gefühl 
ist das Planungsverständnis auch eher ein liberales also, dass man sich als Stadtplanung eher 
so versteht, dass man Impulse gibt oder die Rahmenbedingungen festlegt, statt rein 
Vorschriften zu machen, weil das auch von den Bürger*innen als ja bevormundend vielleicht 
wahrgenommen wird. Und da habe ich überlegt: Wie würden Sie sagen verstehen Sie heute 
die Stadtplanung also sie sind jetzt (...) ja auch in gewisser Hinsicht Teil der Stadtplanung. Und 
wo liegt da die Aufgabe, also sehen Sie sich in der Rolle, dass Sie die Rahmenbedingungen 
setzen? Und die Strukturen schaffen, die Infrastrukturen schaffen damit zum Beispiel 
nachhaltiges Handeln in einer Stadt einfach wird. Oder (...) was liegt da in Ihrer politischen 
Macht? (...) Weiß nicht, ob die Frage klar geworden ist? (lacht) 

28 B: Doch, ich habe das schon verstanden. Ich habe ja schon einmal per Mail gesagt. Man muss 
da jetzt von den Begrifflichkeiten ein bisschen schauen: Aber ist sehe das, ich verstehe das 
schon, das ist eher im übertragenen Sinne, wenn Sie von politischer Macht reden. Also wenn 
man den Begriff direkt nimmt, dann gibt es die klassische Teilung zwischen Legislative und 
Exekutive und da sind wir natürlich die Exekutive. Also das heißt also wir können, wir dürfen 
uns noch nicht einmal anmaßen, politische Macht auszuüben. Aber ich glaube, Sie verstehen 
das eher im Sinne von Gestaltungsmacht. 

29 I: Ja, ja. 

30 B: Und die ist ohne Frage im Verwaltungshandeln da. In gewisser Weise sogar Auftrag. Im 
Rahmen eben von politischen Beschlüssen, von gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen 
und politischen Beschlüssen. Also zum Beispiel auf Stadtebene durch die Kommunalpolitik, 
die Beschlüsse fassen und sozusagen dann entweder Ziele oder eben einen gewissen Rahmen 
vorgeben, der dann gefüllt wird von der Verwaltung. Aber die Verwaltung hat natürlich die 
Aufgabe und natürlich die Möglichkeiten sehr viel (...) sozusagen im eigenen Wirkungskreis 
(...) zu steuern und zu gestalten. Also Impulse zu setzen. Es ist sogar so, dass es manchmal so 
ein bisschen umgekehrt wird. Dass, weil einfach von der schieren quantitativen Zahl, dass die 
Verwaltung natürlich - also Hannover hat 11.000, Stadtverwaltung hat 11.000 Menschen in 
der Kommunalpolitik sind es einige Hundert. Also das ist ein Größenverhältnis, wo sich 
manchmal die Situation umkehrt und die Verwaltung Vorschläge macht: In welche Richtung 
können wir denn gehen? Einfach aus der fachlichen Sichtweise heraus, nicht einmal, um 
selber Politik zu machen, sondern um der Politik Ratschläge zu geben, wie man die 
Rahmenbedingungen setzen oder ändern kann. Das ist eine Möglichkeit der Einflussnahme. 
Aber insgesamt im täglichen Geschäft sage ich jetzt einmal so: hat man eigentlich fast täglich 
erlebe ich Situationen (...) wo man (...) für sich selbst vor Fragen gestellt wird - die kann man 
so oder so beantworten also auch im Sinne von Nachhaltigkeit, Suffizienz zu sagen: Ist das ein 
interessantes Projekt? Will ich mich damit befassen? Bringt das die Stadt weiter? Ist das 
nachhaltig? Oder eher nicht. Und schon alleine die persönliche Arbeit, dass ich bestimmte 
Schwerpunkte setze (unv.) Da tue ich jetzt etwas und da tue ich nichts. Das ist zwar (...) eine 
Kleinigkeit im großen Gefüge, aber es hat doch Auswirkungen. Und es summiert sich, wenn 
sozusagen eine kleinere Einheit wie wir, unser Sachgebiet sagt: Wir setzen uns jetzt einmal für 
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dieses oder jenes Projekt ein oder wir bearbeiten dies oder jenes vorrangig. Dann kann man 
damit auch Akzente setzen. Und so setzt sich das nach oben hin in der Stadtverwaltung weiter 
fort. Und wenn dann die Gesamtverwaltung insgesamt sich Ziele setzt und eine Richtung 
einschlägt. Das ist dann immer im politischen Rahmen, klar. Und auch auf gesetzlicher 
Grundlage. Aber trotzdem kann sie „/" gibt es Spielräume sage ich jetzt einmal so. Und die 
Spielräume kann man immer so oder so ausnutzen. Und ich sehe schon, dass es eine klare 
Tendenz gibt, die Spielräume in Richtung Nachhaltigkeit und Suffizienz (...) auszuloten und 
auch auszuschöpfen. Also eher Projekte zu fördern oder neu zu initiieren, die eben stärker 
nachhaltig orientiert sind. Mal so als ganz, genereller Grundsatz auf die Frage, welche ja 
Macht oder Politik kann die Verwaltung machen. Also sie hat schon eine hohe (...) also hohe 
(...) Macht sage ich einmal. So eine große Macht (...) Dinge voranzubringen.  

31 I: Ja. Vielleicht an der Stelle interessiert mich auch immer inwiefern Anliegen aus der 
Bürger*innenschaft aufgegriffen werden und inwiefern da auch ein Dialog stattfindet. Weil 
ich glaube, dass es bei dem Thema Nachhaltigkeit auch sehr relevant ist (...) Ja, inwiefern 
würden Sie sagen spielt Partizipation eine Rolle, wenn man Nachhaltigkeitskonzepte 
umsetzen möchte. Also ich habe jetzt auch von unterschiedlichen Dialogverfahren gelesen. 
Bei diesem "Mein Hannover 2030" zum Beispiel wurden 25.000 Menschen miteinbezogen, 
also es scheint schon relevant zu sein auch in Hannover. Kann man das so sagen? (lacht) 

32 B: Ja (...) Weiß nicht, wie der Zeitrahmen insgesamt aussieht bei Ihnen (lacht) Weil ich „/" 

33 I: Ja, also ich habe Zeit, aber wenn Sie zeitlich „/" 

34 B: Ich habe auch heute nichts mehr vor (...) Fast keine dienstlichen Termine mehr (unv.) // 

35 I: //Sonst sagen Sie einfach Bescheid. Ich freue mich über alles. 

36 B: Also müssen Sie einfach sagen. Weil nämlich - Ich sage das deswegen auch (lacht) - Das 
Thema Beteiligung ist eigentlich in einem ganz eigenen Themenschwerpunkt. Grundsätzlich 
kann man sagen: Das Thema Beteiligung gewinnt immer mehr an Gewicht. Richtigerweise von 
Ihnen erkannt beim Thema (...) Hannover 2030 hat eine sehr umfassende Beteiligung 
stattgefunden. Und da ist wirklich - muss ich jetzt einmal so sagen und ich bin da durchaus 
kritisch auch der, meiner eigenen der Verwaltungsarbeit insgesamt gegenüber - aber da muss 
ich sagen: das ist ja auch professionell organisiert worden, das hat auch viel Geld gekostet, 
sozusagen da eine sehr ernstzunehmende oder eine Beteiligung durchzuführen, die ernst 
genommen hat sage ich einmal. Und das auch in einer Breite sozusagen (...) in der 
Stadtgesellschaft. Möglichst viele Gruppen bis hin zu vielen Einzelnen zu erreichen und 
Anregungen aufzugreifen und umzusetzen. (...) Jetzt ist es natürlich so: Wenn man das so 
breit anlegt, hat man natürlich die Herausforderung oder letztlich dann irgendwann auch das 
Problem (lacht), dass man das bündeln muss. Weil ich kann natürlich nicht sage ich mal (...) 
Vorschläge oder Stellungnahmen in fünfstelliger Summe aus der Stadtgesellschaft heraus in 
so ein Programm packen 

37 I: Ja, klar. Schwierig (lacht) 

38 B: Einzelinteressen. Sondern ich muss dann die schwierige Kunst (...) irgendwie angehen, 
daraus ein Konzept zu formen und daraus abzuleiten: Was ist denn jetzt so der (...) Wille 
sozusagen insgesamt für die Stadt als Einheit, als Gesellschaft. Wohin soll die Reise gehen? 
Das heißt ich muss schon dann pauschalisieren und habe dabei natürlich die schwierige 
Aufgabe, nicht jeden einzelnen Aspekt oder nicht jeden Wunsch, der geäußert worden ist, 
erfüllen zu können. Und das „/" Aber ich finde, dieses Kunststück ist mit Hannover 2030 ganz 
gut gelungen, weil es ein sehr vielfältiges Programm geworden ist. Es deckt wirklich alle 
Lebensbereiche in der Stadt ab und es versucht ernst zu nehmende, auch mit richtigen 
Projekten belegte, Aufgaben zusammenzufassen. Also insofern finde ich ist es eher ein 
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positives Beispiel für Beteiligung. Es geht nicht immer so gut. Muss man auch klar sagen. Und 
Beteiligung ist manchmal auch schwierig. Manchmal wird sie auch gar nicht ernsthaft 
betrieben, sondern eher formelhaft. Also das muss man ja auch kritischerweise dazu sagen. 
Aber ich bin der Meinung, die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern ist eigentlich ein ganz 
zentrales (...) Element in der Stadtpolitik und in der Stadtentwicklung. Also ich „/" Wir wollen 
für diejenigen, die in Hannover wohnen etwas machen und nicht gegen oder ohne. So da 
muss ich ja wissen: Was wird denn so gedacht? Wie ist die Meinung und was sind die 
Vorstellungen? Und das muss ich immer wieder auch sozusagen. Ich kann es auch nicht nur 
einmal machen, sondern ich muss regelmäßig sozusagen Beteiligungsprozesse durchführen. 

39 I: Und solche Angebote werden dann aber auch von der Bevölkerung in Anspruch genommen 
so wie ich das herausgelesen habe. Also es ist dann auch eine hohe Beteiligung dabei (...) 
Oder ist es dann häufig so, dass es Angebote gibt und die werden nicht genutzt oder es ist 
kein Interesse da, sich einzubringen (...) 

40 I: Oh, hören Sie mich noch? (...) Irgendwie spinnt meine Verbindung hier gerade (...) Ich 
würde mich noch einmal (Ton zur Neuverbindung der Videokonferenz) Ah. This conference 

41 B: (lacht) 

42 I: Ja, hören Sie mich wieder? Ah 

43 B: Ja, ich kann Sie hören, aber jetzt nicht mehr sehen. Aber das macht noch (unv.) nichts // 

44 I: // Okay, ich „/" Na jetzt bin ich wieder da. Okay. Kurz Internetprobleme gehabt (lacht) (...) 

45 B: Das erlebe ich in jeder Konferenz. 

46 I: (lacht) Ja, das ist Standard.  

47 B: Und ich habe heute schon zwei gehabt. Ganz reibungslos geht es eigentlich fast nie. Aber 
das macht mir nichts aus // 

48 I: //Bisher hat es aber gut funktioniert // 

49 B: //Es ist eher (...) reizvoll (lacht) 

50 I: (lacht) 

51 B: Ja, also wo waren wir stehengeblieben - achso ich wollte kurz darauf hinweisen, wir 
machen gerade eine Beteiligung zu Innenstadtentwicklung (...) 

52 I: Mhm 

53 B: Da wollen wir wieder „/" Wir wollen ein Konzept machen, wie es weiter geht und da sind 
wir jetzt gerade raus gegangen auf die Straße. Haben wir richtig Plätze (...) gestaltet für, damit 
man da irgendwie reden kann, Interviews machen kann und das wird richtig gut in Anspruch 
genommen. Und das ist für beide Seiten toll. Es ist für uns toll, weil wir da richtig gute 
Gespräche führen. Weil die Leute da auch offen sagen, was sie wollen, was sie gut finden in 
der Innenstadt. Was schlecht ist, mit Ideen kommen, auch richtig kreativ sagen, macht doch 
einmal dies oder jenes. Und für die Leute ist es glaube ich auch einfach einmal gut (...) mit 
jemandem reden zu können. Und das ist also wie gesagt für beide Seiten sehr positiv. Das ist 
natürlich auch eine Herausforderung. Man muss da natürlich dann auch alles ernst nehmen. 
Also wenn die Leute merken - das merken sie sehr schnell - Das ist hier einfach nur eine 
Alibiveranstaltung. Das ist natürlich (...) dann völlig daneben. 

54 I: Ja (lacht).  
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55 B: Also das heißt, das was wir jetzt machen, das müssen wir dokumentieren und dann müssen 
wir dann auch nachweisen: Was machen wir damit? In welcher Weise bringen wir das ein. 
Aber diesen Prozess, den machen wir und (...) der läuft bei vielen Projekten. Und ich würde 
fast so weit gehen - also nicht bei jedem kleinen (...), wie auch immer gearteten, Projekt, aber 
bei größeren Planungen läuft das eigentlich schon standardmäßig, dass man da Information, 
Beteiligung, Diskussion macht. In Hannover jedenfalls. Aber ich glaube das ist auch nicht 
singulär bei uns so, das ist auch in anderen Städten so. Und ich habe den Eindruck, das ist so 
mein persönlicher Eindruck: Dadurch, dass sich das auf kommunaler Ebene immer mehr 
durchsetzt, dass eine Beteiligung regelmäßig und intensiv gepflegt wird auch. (...) 
Anlassbezogen aber auch durchaus auch mit (...) mächtigen (...) also dauerhaften, festen 
Institutionen, die das die Plattform bieten. Zum Beispiel wo man sich permanent trifft oder 
diskutieren kann. Dass das ausstrahlt auf die höheren staatlichen Ebenen, dass auch auf 
Landes- und Bundesebene vor allem auch. Dass die immer mehr auch in Beteiligungsformate 
einsteigen und dass das quasi Schule macht sozusagen das kommunale Beispiel mit intensiven 
Beteiligungsprozessen Projekte zu planen. Weil man einfach feststellt, (...) eine 
Projektplanung, die ich mit Beteiligung mache, da habe ich eine ganz andere Qualität dann 
dabei. Das ist kommuniziert, das haben die Leute mindestens zur Kenntnis genommen, 
verstanden oder akzeptieren das vielleicht auch. Oder finden es vielleicht sogar gut, weil sie 
da Anregungen mit eingebracht haben. Und diesen Prozess, den habe ich so nicht, wenn ich 
keine Beteiligung mache. Wenn ich als Verwaltung oder als irgendeine Institution etwas plane 
und mache und baue, das (...) wird oftmals nicht verstanden oder sogar abgelehnt. 

56 I: Ja. Ja also ich halte das auch für total wichtig, dass da so ein Dialog stattfindet und dass 
auch andere Bauvorhaben sage ich mal die jetzt vielleicht auch einfach im Sinne von 
Nachhaltigkeit irgendwie sagen wir einmal kleinere Grundrisse, gemeinschaftlicheres Wohnen 
oder so flexibleres Bauen (...) Das muss ja auch erst einmal genutzt werden von den Leuten 
und akzeptiert werden. Wenn man das einfach bereitstellt, ohne da auch irgendwie in den 
Dialog zu treten und auch ja einen Wertewandel anzustoßen, dann wird es am Ende ja auch 
einfach keinen Anklang finden. Also ich glaube da ist auch so ein Bildungsaspekt wichtig. Dass 
man die Bevölkerung für Klimaschutz und Nachhaltigkeit sensibilisiert. (...) Ja. 

57 B: Aber (...) 

58 I: Ja?  

59 B: Ich würde noch etwas hinzufügen: Ich will jetzt auch nicht alles schönreden. Also da gibt es 
durchaus auch Aspekte „/" Also wir haben durchaus regelmäßig Beteiligungsformen, die dazu 
genutzt werden von Gruppen oder auch Einzelpersonen, die erklärte Gegner sind eines 
Projekts um in der Beteiligung diese Gegnerschaft auch auszutragen. Da habe ich dann als 
Planender oder Planende schon die Herausforderung oder auch das große Problem. Was 
mache ich jetzt? Wenn ich das ernst nehme - kann ich das Projekt überhaupt weiterführen 
oder setze ich mich in dem Fall darüber hinweg, weil ich meine, die besseren Argumente zu 
haben. Das ist aber natürlich eine schwierige Prozedur ne, also. Das ist der eine Aspekt. Und 
der andere Aspekt bei Beteiligung, den ich schwierig finde - das deckt sich mit dem 
vorhergehenden Gesagten teilweise auch. Wenn ich jetzt Gruppen habe, die meinungsstark 
sind und die in eine bestimmte Sache auch sehr entschieden vertreten, dann (...) ist die Frage 
„/" Und ich habe aber andere, die genau die andere Meinung vertreten. (...) Sprich wie gehe 
ich in einer Konfliktsituation um, die in einer Beteiligung entsteht? (...) Und das kommt ja 
auch vor sozusagen, dass die Befürwortung und die Gegnerschaft sich diametral 
gegenüberstehen, und ich muss mich jetzt quasi entscheiden, welchen Argumenten (...) 
messe ich jetzt mehr Gewicht bei, also wie ist das Ergebnis dann aus dieser Beteiligung? Also 
das ist auch schwierig. (...) Von daher: Beteiligung wie gesagt ist grundsätzlich wie besprochen 
erst einmal eine gute Sache, aber im konkreten Fall kann sie auch richtiggehend schwierig 
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sein und auch kontraproduktiv. Sie kann dazu führen, dass Projekte gestoppt werden, sag ich 
mal also. Und da gibt es ja ganz prominente Beispiele. Also das haben wir jetzt eher nicht in 
der Stadt Hannover, aber ich nenne einmal einfach das Projekt Windräder. Im Umland von 
Hannover haben wir das sehr wohl. Also in der Region. Ne also das Projekt wollen viele für die 
Energiewende, aber es gibt natürlich dann insbesondere diejenigen, die in der Nähe wohnen, 
die sagen: Ne, das will ich da nicht ne und es auch durchaus zum Teil mit rechtlichen Mitteln 
schaffen, das dann zu Fall zu bringen. Und damit das gesamte Projekt irgendwie in Frage zu 
stellen. Also das finde ich gehört dann auch zum Thema Beteiligung dazu. Dass auch solche 
Prozesse ablaufen können.  

60 I: Ja, schwierig. Also kann ich mir sehr gut vorstellen, dass es durchaus konfliktreich sein kann 
und nicht zwangsläufig alle Menschen begeistert sind von, gerade von Projekten, die jetzt auf 
Nachhaltigkeit abzielen. Also deswegen denke ich auch, dass es da wichtig ist, dass einfach 
auch ja der Diskurs stattfindet, um über Nachhaltigkeit und ja, dass es das Thema einfach 
auch schon in Schulen verankert wird und da ein Wandel stattfindet. Weil sonst glaube ich 
werden solche Projekte auch nicht getragen oder ja, finden nicht so Anklang. (...) Ich schaue 
gerade noch, ob ich Sie noch etwas Wichtiges fragen wollte. Ich glaube so die wichtigsten 
Fragen, die mir wichtig waren, habe ich gestellt. 

61 B: Okay. (...) Also Sie können gerne noch: Also hier sehe ich die Frage, ob wir Probleme damit 
hätten als Verwaltung, wenn wir staatliche Aufgaben auf Bürger*innen übertragen? (...) Das 
ist ja auch eine spannende Frage. 

62 I: Ja.  

63 B: Damit haben wir natürlich Probleme. (lacht) 

64 I: (lacht) Ja die Frage finde ich auch sehr interessant, weil ich das Gefühl habe es wird auch 
viel Verantwortung einfach an Individuen abgegeben und gesagt, dass Individuen durch ich 
sage mal durch Konsumentscheidungen irgendwie einen großen Unterschied machen können 
und ja die Welt retten. Und ich glaube es braucht aber eben durchaus auch die Strukturen 
dahinter. Und wenn die nicht gegeben sind, hat man auf individueller Ebene nicht die Macht, 
da etwas zu verändern. Ja. 

65 B: Also eine Verantwortungsübertragung - das ist nicht so ganz einfach. In einer 
Verantwortungsübertragung übergeht dann eben auch (...) die Übertragung (...) einher. Das 
was damit verbunden ist, also möglicherweise die Verantwortung für die Wirtschaftlichkeit, 
für Haftungsfragen und, und, und. Und da muss man dann schon schauen: Was ist genau ist 
darunter jetzt zu verstehen? Mit Verantwortungsübertragung (...) Also gibt ja erst einmal eine 
Eigenverantwortung sozusagen., also jeder hat ja erst einmal eine individuelle Freiheit und 
auch Verantwortung für sein persönliches Handeln. Also da (...) glaube ich (...) regieren wir als 
Verwaltung oder als Staat auch nur in begrenztem Maße überhaupt hinein. Das ist ja gerade 
in dieser Zeit auch wieder das Thema schlechthin sozusagen: Wo sind da Grenzen, die man 
möglichst nicht überschreitet im Zusammenspiel mit Individuum und Staat. Wenn es jetzt 
aber hier um konkretere Projekte geht, dann ist schon die Frage, (...) wie das mit der 
Verantwortungsübertragung dann praktisch laufen soll. Also (...) es gibt durchaus 
Überlegungen, dass wir Diskussionen, dass man bestimmte Verwaltungsaufgaben tatsächlich 
ja auf andere überträgt. In der Regel sind das dann aber eher private Unternehmungen, 
Gesellschaften - was weiß ich ne. Also ist schon immer die Überlegung: Muss die Stadt, muss 
der Staat alles machen oder können nicht bestimmt Aufgaben eher privat organisiert 
werden? (...) Also dieser Frage stellen wir uns schon auch, aber wie gesagt im Einzelfall muss 
man natürlich immer auch sehen: Wenn ich eine community sozusagen beauftrage, dann 
gebe ich ein Stück weit auch an eigener Gestaltungsmacht ab. Und damit aber auch an 
Steuerungsmöglichkeiten. Und wir sind ja als Stadt als Staat nicht Selbstzweck (...) sondern 
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wir nehmen ja eigentlich, wir sind ja im Auftrag sozusagen der Allgemeinheit unterwegs 
sozusagen. Wir sagen immer für das öffentliche Wohl erst einmal so ganz allgemein 
zuständig. (...) Und ob das eine community dann auch noch so sieht sozusagen, dass sie nicht 
nur ihre engen Interessen in der community dann verfolgt, sondern auch das Drumherum mit 
beachtet und abstimmt und sieht wo es (räuspert sich) wo es denn zum Beispiel ihr Projekt an 
welche Grenzen stößt das? Sind sie dann in der Interessenssphäre anderer? Das ist dann die 
Frage also das ist das Spannungsverhältnis. Also grundsätzlich kann man sagen (...) wir 
arbeiten gerne mit nicht staatlichen Einrichtungen zusammen, das ist sowieso „/" mit 
Verbänden und Interessensgruppen. Das ist „/" Das kommt vielfältig in verschiedensten 
Bereichen vor. Und das fördern wir ja sogar also bis hin zum freiwilligen Engagement und so 
weiter. Das wird da inzwischen alles gefördert oder dass man Aufgaben dahin überträgt. Aber 
da haben wir zum Beispiel wieder das andere Spannungsfeld: In der Verwaltung wird man für 
solche Aufgaben bezahlt. 

66 I: Richtig 

67 B: Wenn ich jetzt so eine freiwillign oder soziale Einrichtung beauftrage, möglicherweise 
ehrenamtlich, dann machen die das eben ehrenamtlich ohne Bezahlung. Also daraus ergeben 
sich auch wieder Spannungsfelder. 

68 I: Absolut. 

69 B: Spricht aber alles nicht dagegen jetzt im Sinn auch von Suffizienz zu sagen und 
Aufgabenverteilung vielleicht stärker auch das sogenannte bürgerschafltiche Engagement zu 
fördern oder einzubeziehen. (...) Das, die Kultur glaube ich, die kann ich sagen ist in Hannover, 
auch in der  Stadtverwaltung Hannover vorhanden. 

70 I: Ja, sehr spannend. Ja also interessante Perspektive// 

71 B: //Also wir pflegen zum Beispiel einen intensiven Diskurs mit der Bewegung fridays for 
future. Wir sind dabei jetzt Nachhaltigkeits- und jetzt Klimaschutzziele zu überarbeiten und zu 
verschärfen, letztlich aufgrund der EU-Vorgaben müssen wir das ja machen und da beziehen 
wir natürlich auch die Initiativen mit ein, die uns schon seit längerem bedrängen das zu tun. 
Also von daher, mal so als Beispiel. Und dass da diese Kultur (...) also vor 20 Jahren hat es das 
so nicht gegeben, das kann ich glaube ich ganz klar feststellen. //  

72 I: // Ja, ja absolut. 

73 B: Da gab es eine klare Trennlinie zwischen der Umweltbewegung, zwischen oder auch 
sozialen Initiativen und anderen. Alles was sozusagen nicht staatlich war, da gab es keine 
Kooperation. Das war nicht gewollt. Das passte nicht in dieses administrative Denken, in 
dieses starre, in die starren Verwaltungsabläufe und das war nicht angesagt. Und das hat sich 
(...) geändert, das hat sich gewandelt und das wird sich denke ich, das wäre meine Prognose, 
auch denke ich weiterhin eher in Richtung Kooperation noch bewegen.  

74 I: Mhm, Ja ich finde diesen Wandel total spannend. Dass früher einfach viel mehr Aufgaben 
staatlich übernommen wurden und dadurch aber eben auch weniger Mitsprache 
gewährleistet war. Und jetzt durchaus Mitsprache auch abgegeben wird an Bürger*innen und 
gleichzeitig aber vielleicht auch damit Verantwortung einhergeht, gewisse Sachen nicht 
staatlich geregelt werden und dann vielleicht durch Ehrenamtliche übernommen werden 
müssen, die dann, wie sie gesagt haben, zum Teil auch unbezahlt Arbeiten machen, die 
ehemals eben einfach durch staatliche Strukturen gewährleistet wurden. Und das finde ich 
dann auch wieder schwierig in manchen Punkten. Das ist ein sehr spannendes Feld finde ich 
also und ich bin gespannt, wie das auch in Zukunft weiter geht. Ich bin überzeugt davon 
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überzeugt, dass es viel mehr in so einen Dialog und Austausch geht, was ich auch an sich 
wichtig finde. // 

75 B: Das hängt. (...) Hängt vielleicht auch mit der Fragestellung zusammen, die sie ja auch 
geschickt hatten mit dem also gibt es einen Wertewandel und wie wirkt sich das im Alltag aus 
und auch sozusagen im Verwaltungsalltag und da haben sie dann ja auch angesprochen so 
dass Umgang - und da sind wir dann ja eher im Kernbereich der Suffizienz, wenn ich einmal 
die Definition sehe, die ich gelesen habe. Sozusagen das ist ja sozusagen eine Umkehr des 
Umgangs mit Ressourcen. Mit Material, mit Energie und so weiter. Also auch ein anderes 
Denken. Gerade weil ich ja auch im Baubereich tätig bin, war es ja bisher oder ist es immer 
noch so, dass man sagt: Im Zweifelsfalle wird abgerissen und neu gebaut. Also (...) mal salopp 
formuliert: Koste was es wolle an Finanzen aber auch an Material, an Energie, an 
menschlicher Arbeitskraft kommt ja auch noch dazu, sozusagen Tabularasa ist dann scheinbar 
das einfachere Rezept bisher gewesen. Wird natürlich versucht geschickt zu verkaufen, dass 
die Gebäude, die neuen dann klimafreundlicher sind mit umweltfreundlichem Material und 
neuen innovativen Techniken und, und, und. Aber ich glaube, dass sich da auch allmählich, 
aber da haben wir noch einen Weg vor uns, insgesamt so das Denken nach dem Motto: Wie 
gehe ich mit Ressourcen um? Wenn ich mit Material umgehe - egal wofür - muss ich das 
immer, muss ich immer etwas neues anschaffen, immer mehr oder aber gibt es 
Möglichkeiten, mich zu beschränken. Das ist ja die Kernbotschaft von Suffizienz denke ich 
auch. Stärker zu reflektieren das eigene Verhalten aber auch das verwaltende Organisation 
oder die Aufgaben, die ich da bearbeite - letztlich ist das ja auch Nachhaltigkeitsthema: Wie 
können wir sozusagen unser Verhalten oder die Entwicklung nachhaltiger gestalten. Und ich 
glaube das ist eine Herausforderung, da sind wir glaube ich noch mittendrin. Im Zweifelsfall 
kauft man sich dann doch neue Klamotten oder kauft sich ein neues Haus oder will ein 
größeres Haus oder Wohnung oder und, und, und. Im Konsumverhalten, im Investivverhalten 
wie auch immer jeder Einzelne, aber auch als Gesellschaft insgesamt. Wenn es zum Schwur 
kommt, wird zum Beispiel das Auto nicht abgeschafft, sondern der Ausweg ist naja gut dann 
eben keine Verbrenner mehr, sondern Elektroautos ne. Aber unter uns gesagt oder meine 
persönliche Meinung auch: Das würde ich gerne nochmal auch auf den Prüfstand stellen. Ist 
denn das wirklich das nachhaltige Ziel umzustellen auf eine neue Antriebsart aber alles 
andere, letztlich der Materialverbrauch für Fahrzeuge, wenn man es mal so will, für Gebäude 
- der bleibt ja. Auch wenn ich es super modern „/" selbst wenn ich Holzhäuser baue: Das Holz 
kommt ja auch irgendwo her. Also so eine Kultur, Dinge wiederzuverwerten, zu erhalten, 
umzunutzen. Mal ungewohnte Wege zu gehen - ich glaube das ist noch eine 
Herausforderung, die uns noch bevorsteht. Es gibt manchmal so ganz leise Ansätze, aber es 
sind noch nicht wirklich die, es noch kein Trend sage ich mal ne. Es gibt jetzt schon manchmal 
so Projekte, wo Häuser (...) wo man versucht beim Hausbau irgendwie mit gebrauchtem 
Material zu arbeiten, wo man Gebäude stehen lässt und nicht abreißt. Aber naja und // 

76 I: Ja, es ist ein großes Umdenken. Also ich denke es ist echt noch ein neuer Weg. Und ja wie 
sie sagen, dass man einfach es auch so diesen Kreislaufgedanken verfolgt und nicht einfach ja 
immer neu produziert, sondern vielleicht auch einmal unbequemere Wege geht und eben 
saniert oder ja neue Konzepte ausprobiert. Das ist denke ich sehr wichtig. Aber ich finde es 
auch sehr wichtig, dass man Suffizienz nicht so negativ (...) konnotiert im Sinne von man muss 
sich irgendwie einschränken, weil ich glaube es gibt schon auch einfach eine Qualität und 
aktuell wird Lebensqualität vielleicht auch einfach viel an Konsum und Wachstum gekoppelt. 
Aber dass man da einfach so ein Umdenken schafft auch in der breiten Bevölkerung und sagt 
naja nur weil es nicht neu ist oder ja andere Konzepte verfolgt, ist es insgesamt nicht 
schlechter, sondern vielleicht im Gegenteil fördert auch die Lebensqualität in einer Stadt. Und 
das finde ich ganz spannend, wie man das auch vermitteln kann. (...) Ja. (...) Ja, ich bin sehr 
zufrieden, wie viel Input ich jetzt von Ihnen bekommen habe. Vielen Dank für das Gespräch. 
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Haben Sie noch Fragen? Ansonsten bin ich glaube ich durch (lacht). Haben ja jetzt auch länger 
geredet als erwartet // 

77 B: Ich habe noch eine Frage.  

78 I: Ja 

79 B: Das ist glaube ich jetzt eine Bachelorarbeit, habe ich das richtig verstanden? Okay. Ich 
würde die ja gerne einmal lesen, wenn sie fertig ist. Weil ich hoffe natürlich sehr, dass solche 
Arbeiten, wie sie sie jetzt machen irgendwie auch Impulse setzen im Sinne des Gesprächs 
jetzt ne weil ich glaube, in starkem Maße geht es um Verhaltensänderung, aber dazu muss es, 
braucht man Anstöße und auch vielleicht sogar Druck. (...) Und sie sagten, man soll das nicht 
zu negativ besetzen, das stimmt natürlich. Wenn man irgendwie eine Bewegung haben 
möchte, muss man das positiv (...) motivieren. Aber manchmal muss man schon auch mal, so 
wie die Protestbewegungen ja auch durchaus nicht immer (lacht) positive Resonanzen 
auslöst, aber sie lösen eben Wertewandel oder Verhaltensänderung aus. Also da setze ich 
große Hoffnungen darauf, dass solche Überlegungen oder Arbeiten dazu beitragen.  

80 I: Ja, ich kann sie Ihnen gerne zukommen lassen// 

 

Verabschiedung 
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Interview 4: Fr. Knappik (Osnabrück) 

Interviewpartnerin: Fr. Knappik, Strategische Stadtentwicklung und Statistik  

Datum: 23.07.21, 15:00 Uhr 

Kommunikations-Plattform: MS Teams 

Begrüßung, Vorstellung Forschungsinteresse Suffizienzpolitik 

10 I: Genau vielleicht können Sie sich einfach auch noch einmal kurz vorstellen und dann daran 
anschließend würde mich interessieren, was so Ihr Verständnis von Suffizienz ist und 
inwiefern Sie bei ihrer Arbeit jetzt bei der Strategischen Stadtentwicklung und Statistik auch 
Berührung mit dem Themenkomplex haben? 

11 B: Mhm. (...) Ja, genau. Wunderbar, dann starten wir. Mein Name ist Magdalena Knappik. Ich 
bin von Hause aus Diplomingenieurin der Raumplanung also das heißt ganz nah dem was (...) 
ja, dem was Sie auch tun glaube ich. Ich habe in Dortmund studiert. War dann auch zwei 
Jahre an der Uni beschäftigt. Habe aber eher so die Ausrichtung Immobilienentwicklung und 
Gewerbeflächenentwicklung da im Schwerpunkt genommen. War dann bei der Industrie- und 
Handelskammer hier in Osnabrück beschäftigt. Habe dann irgendwie noch einen Schwank 
gemacht (lacht) in den Gesundheitsbereich. Habe ein Gesundheitsnetzwerk geleitet und bin 
jetzt seit Anfang letzten Jahres bei der Stadt Osnabrück. Abteilungsleiterin Strategische 
Stadtentwicklung und Statistik. Das ist eine Abteilung, die dem Referat des 
Oberbürgermeisters zugeordnet ist. Das heißt (...) mein Vorgesetzter ist praktisch der 
Referent des Oberbürgermeisters. Das heißt dort sind alle zentralen Themen verortet, auf die 
der Oberbürgermeister auch ja Zugriff haben möchte und Themen, die ja große Priorität bei 
ihm genießen. Zum einen ist das seit diesem Jahr das Thema Digitalisierung auch und dann 
halt eben auch die strategische Steuerung und die Stadtziele. Genau. // 

12 I: Ja// (...) Schön. Wollen Sie noch etwas zu dem Begriff der Suffizienz sagen, wie der eine 
Rolle spielt bei Ihnen? // 

13 B: //Ja. Genau also ich habe mich damit indirekt beschäftigt beziehungsweise wir benutzen 
den Begriff an sich eher weniger, aber es prägt natürlich unser Handeln in der Stadtplanung, 
sage ich einmal. Also unter dem Strich verstehe ich darunter ja die Eindämmung des 
Ressourcenverbrauchs. Explizit ist bei uns das Thema Fläche bei uns halt ein großes (...) „/" 
Wenn sie sich mit Osnabrück beschäftigen, ist es bei uns halt so, dass die Stadt sehr eng 
geschnitten ist, das heißt sie haben gar nicht so einen breiten Außenbereich mit ländlich 
geprägten Re äh ja Flächen, sondern es ist alles sehr sehr, sehr städtisch und kompakt. Das 
heißt es hat gar nicht so viele Eingliederungen gegeben. (...) Genau, wir sind eine Kommune, 
wo das Thema Konversion großes Thema. Also ähm nach dem Abzug der britischen 
Streitkräfte sind sehr viele Flächen freigeworden, das heißt wir haben sehr viel entwickelt. Da 
sind wir jetzt aber am Ende und das Thema ja wo können wir uns noch entwickeln ist einfach 
ein großes Thema und wie entwickeln wir uns. Genau. Das prägt „/" Steht irgendwie über 
allem. (...) Und zum anderen ist das Thema natürlich auch für die Stadtziele ein Großes - ich 
weiß nicht, ob Sie es sich angeschaut haben - Das ist sehr ausgeprägt bei der Stadt Osnabrück. 
Wir legen strategische Ziele für die Stadt fest. Die gelten jetzt die aktuellen 21 bis 2020. Das 
sind mehrere zu Oberthemen zusammengefasst, also Stadt zum Leben und Erleben zum 
Beispiel, Stadt mit Zukunft, Hochschul- und Wirtschaftsstandort, Lernen in der Stadt mit 
sozialer Verantwortung und so weiter. Und da drin spiegelt sich immer wieder die Themen, 
Umweltthemen wieder Nachhaltigkeitsthemen. Also auch die Nachhaltigkeitsziele spielen in 
die strategischen Ziele mit herein. Und genau also wir versuchen diese Ziele auch zu leben, sie 
sind allgegenwärtig in der Verwaltung. Unter anderem ist es ja auch so, dass wir oder mit 
unserem Mitarbeiter also alle Mitarbeiter oder Führungskräfte Lobziele vereinbaren, die auch 



110 
 

aufzeigen, wie die einzelnen, wie das einzelne Handeln auf diese Ziele eigentlich einwirkt. 
Und genau, jeder Ratsbeschluss, der verabschiedet wird, muss auch aufzeigen, in welche Ziele 
er reinspielt. Das heißt er muss irgendwie aufzeigen, so das Nachhaltigkeitsziel wird 
unterstützt. Das alles ist ein Standard bei der Stadt Osnabrück. Ich glaube so dezidiert findet 
man es auch selten.  

14 I: Mhm, ja. Also ich war auch überrascht. Also ich hatte dann natürlich auch so ein bisschen 
recherchiert und eben auch diese Ziele gefunden. Aber auch schon früher hat sich Osnabrück 
ja mit Klimaschutz auseinandergesetzt. Waren ja 2012 glaube ich auch Pilotkommune 
Masterplan 100% und haben letztes Jahr den Deutschen Nachhaltigkeitspreis erhalten. Genau 
und jetzt gerade siehe im Bereich strategische Stadtentwicklung finde ich es sehr spannend, 
weil Sie ja quasi die übergeordnete Entwicklung in die Bahnen leiten. Kann man das so sagen? 
Also Sie geben // quasi //  

15 B: //Genau.// 

16 I: den Handlungsrahmen vor uns schauen in die Zukunft: Wo wollen wir hin? Und richten 
dann dementsprechend Maßnahmen aus.  

17 B: Genau. Und wichtig dazu ist zu sagen, dass wir praktisch nicht die Ziele entwickeln, sondern 
das macht die Stadtverwaltung an sich mit ihren Interessensvertretungen auch und 
Gesellschaften. Sondern wir sind die Abteilung, die die Ziele eigentlich versucht 
durchzusetzen. Die Politik, Verwaltung - in Kooperation natürlich mit den Bürgern - sich 
gesetzt haben. Genau, also wir sind halt die, die den Blick darauf haben, ob alles was in die 
Wege geleitet wird auch den Zielen entspricht.  

18 I: Mhm, okay spannend. Und jetzt gerade bei diesen Zielen, die sie ausformuliert haben: 
Können Sie da vielleicht irgendwie beispielhaft sagen, was Sie meinen was jetzt in den 
nächsten - was waren es? - 10 Jahren die größten Herausforderungen für Osnabrück sind und 
wo, also an welchen Stellen es im Klimaschutzbereich am meisten Umdenken und Wandel 
braucht? 

19 B: Mh, ja also ich glaube da muss man so ein bisschen verstehen auch diese Restriktionen 
unter, also jetzt sind wir mitten im Thema, unter denen auch Osnabrück sich auch eigentlich 
entwickelt. Also wir wollen schon wachsen. Das ist schon ein strategisches Ziel. Und die Politik 
hat sich zum Ziel gesetzt bis 2020 als jetzt gerade aktuell durch, 3000 Wohneinheiten neu zu 
schaffen beziehungsweise wir schaffen ja nicht Wohneinheiten, sondern wir schaffen die 
Voraussetzungen dafür, dass diese geschaffen werden können. Das heißt es gibt schon einen 
sehr großen Druck, Wohnraum zu schaffen. Vor allen Dingen auch bezahlbaren Wohnraum. 
So und das steht natürlich so ein bisschen auch dem entgegen womit Sie sich ja auch 
beschäftigen // also das heißt dem Flächensparen // 

20 I: //Mhm. Ja dem Thema Flächen.// 

21 B: Wir sollen natürlich Flächen entwickeln. Aber es gibt nicht mehr so viele Flächen. Und da 
kommen Nutzungsbedürfnisse irgendwie zusammen und diese in Einklang zu bringen ist 
schon eins der größten Ziele. Einfach weil wir so eng geschnitten sind und keine, also kaum 
Reserven mehr haben, entstehen dann auch so Themen: So wie ist das in den 
Außenbereichen? Ich wohne zum Beispiel in Hellern, da gibt es, ist jetzt ein neues 
Wohngebiet angedacht, was großen Widerstand auch hervorruft ne. Weil es sind dann 
natürlich auch die letzten Grünflächen. Gleichzeitig soll Wohnraum entwickelt werden und 
dann entstehen solche Diskussionen auch: Ja wenn wir nicht mehr so viel haben und auch 
ganz sparsam damit umgehen wollen, dann müssen wir ja auch irgendwie in die Höhe bauen 
und dann ist es aber auch so, dass Hellern zum Beispiel sehr flach ist und dieses 
Wohnbaugebiet ist irgendwie das letzte in der Fläche und dann müssten wir halt wieder mit 
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der Dichte hoch gehen und das ist halt total spannend. Das erzeugt natürlich auch sehr viel 
Widerstand in der Bevölkerung. Also dieser Begriff des Flächensparens, das wollen wir 
irgendwie alle, aber gleichzeitig ist es in der Bürgerschaft auch so, dass es auch Konflikte 
hervorruft ne, weil dann müssten wir halt in die Höhe bauen. Und das ja ist von den Bürgern 
entsteht da sehr hoher Widerstand.  

22 I: Ja, spannend.  

23 B: Ne und das ist irgendwie, also die Vereinbarkeit von Bedürfnissen auf der Fläche ist schon 
eines der, mit der größten glaube ich auch. Genau. (..) //Also// 

24 I: //Ja, ich meine// Suffizienz geht ja auch einher mit so einem grundlegenden Umdenken. Ja 
entweder weniger oder einfach auch Andersverbrauch mit dem Ziel Ressourcen zu sparen. 
Und die Bedürfnisse sollen natürlich weiterhin befriedigt werden, aber eben nicht 
zwangsläufig mit neuen Flächenausweisungen, das ist ja eher so die Notlösung. (...) Ich denke 
man kann schon sagen, dass Suffizienz deshalb eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, bei 
der unterschiedlichste Akteure irgendwie mit hineinspielen. Die Frage, die ich mir da stelle, ist 
welche Rolle und welche Aufgabe, die Stadtverwaltung - Sie gehören ja zur Stadtverwaltung, 
oder?  

25 B: Genau 

26 I: Ja. Also welche Rolle die Stadtverwaltung da übernehmen kann und welche sage ich einmal 
Macht oder Gestaltungsmacht die Stadtverwaltung hat, um da einen Impuls in die richtige 
Richtung zu geben? 

27 B: Ich glaube die Stadtverwaltung nimmt so ein bisschen auch eine Moderationsrolle in dem 
ganzen Kontext auch ein. Das sieht man auch so ein bisschen auch an den Angeboten, die wir 
zum Beispiel schaffen in dem Kontext. Also wir haben zum Beispiel eine Kontaktstelle 
Wohnraum, wo - also extra geschaffen auch - wo es darum geht, auch irgendwie zum Beispiel 
zu schauen, ob man nicht Teilflächen des eigenen Grundstücks vielleicht auch verkaufen 
kann, ob man Wohnraum, also Wohnhäuser nicht umbauen kann. Nochmal Wohnungen 
schaffen, wenn die Kinder aus dem Haus sind. Oder Häuser aufstocken kann, damit zum 
Beispiel der Sohn mit der Familie nochmal einziehen kann. Also so etwas, so kreative 
Lösungen. Das sind ja jetzt keine (...) wie soll ich sagen: Ich hole einmal den Hammer raus ne 
oder auch keine proaktiven im Sinne von so: Ich kaufe jetzt Flächen als Stadt irgendwie ein 
und agiere auf diesem Feld, sondern es sind eher ja moderierende Angebote, die wir 
versuchen irgendwie zu schaffen. Vielleicht ist das so ein Aspekt. Oder der Weg von 
Osnabrück. Wir sind ja also, auch in der strategischen Stadtentwicklung ist es ja nicht so, dass 
wir uns hinsetzen und sagen, das Thema Flächensparen und Suffizienz ist irgendwie, das ist 
das Thema, sondern wir versuchen einfach zu moderieren und Ziele (...) Ziele zu moderieren 
eigentlich. Aus allen Bereichen und die auf einen Nenner zu bringen und dann, wenn es gut 
läuft - da hapert es aber nochmal ein bisschen bei uns ehrlich gesagt - diese zu priorisieren. 
Ne und das, die Entscheidungsmacht, das ist ja schon dann die Politik auf kommunaler Ebene 
ne, also die, das sind eigentlich diejenigen, die sagen müssen, das ist wichtiger als andere 
Themen. Genau. Und wir versuchen halt das umzusetzen, was die Politik, was die Bürger an 
Zielen für sich definiert haben.  

28 I: Mhm. Oke ja. Geht das dann auch darum, dass man versucht, Nachhaltigkeit als Weg 
einfacher zu machen als andere Wege und vielleicht auch als Kommune selbst Vorbild zu sein 
um dann Prozesse in der Bevölkerung anzustoßen, die intuitiv ablaufen? Dass man einfach 
merkt, es ist (...) besser für mich als Bürgerin oder Bürger, nachhaltig zu handeln? 

29 B: Auf jeden Fall. Das sieht man im Mobilitätsbereich auch sehr stark, wir haben sehr viel im 
Bereich Elektromobilität gemacht, auch was den ÖPNV irgendwie auch angeht. Also ein 
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Großteil der Osnabrücker Flotte, also von den Stadtwerken die Busse, sind elektrifiziert. Sind 
auf dieser Schiene halt unterwegs. Wir als Stadt haben zum Beispiel auch E-Bikes, die wir als 
Diensträder einsetzen. Also es ist schon so, dass wir persönlich versuchen, das Thema, ja zu 
leben. Ja und halt schauen, dass wir den Bogen dann auch schlagen oder mit unseren 
Entscheidungen, zum Beispiel, wenn es darum geht: Wie können wir das Thema ÖPNV 
nochmal pushen, wie Park-and-ride Parkplätze dann auch anbieten, wo man das Auto halt 
außen stehen lassen kann und mit dem ÖPNV die letzten Meter dann halt irgendwie ans Ziel 
macht. Genau, das kann man schon so sagen.  

30 I: Ja. Was ich ganz spannend fand, das habe ich auch ein Video auf Ihrer Homepage gesehen: 
Da ging es eigentlich darum, Anreize zu schaffen (...) für Menschen, die eben einfach 
eigentlich zu große Wohnungen haben und aber vielleicht nicht wissen, wie sie besser 
ausnutzen können, besser teilen oder irgendwie untervermieten. Und da gab es diese 
Förderung "Zukunftsorientierter Wohnraum", also im Prinzip eine finanzielle Unterstützung 
und auch Beratungsangebote. Können Sie dazu nochmal etwas sagen, also wurde dieses 
Angebot dann auch in Anspruch genommen? Also „/" 

31 B: Ja, also das wird durchaus auch in Anspruch genommen. Auch diese Kontaktstelle 
Wohnraum ist auch so ein großer Dreh- und Angelpunkt. Es gibt auch einen Mitarbeiter, der 
tatsächlich ausschließlich Kommunikationswege geht, wenn es darum geht, Grundstücke auch 
zusammenzulegen zum Beispiel. Um halt dann nochmal Baumöglichkeiten zu schaffen. Also 
das geht dann halt so um Parzellierung und so weiter, aber es sind halt riesige ja 
Kommunikationsprozesse, die da laufen. Also diese Angebote gibt es, ist auch - muss ich 
ehrlich sagen - richtig harte Arbeit und ein richtig harter Job. Es ist unheimlich, also es läuft 
unheimlich viel im Vorfeld, bevor dann so etwas zustande kommt. Ne also bevor dann 
tatsächlich diese Wohnung mehr geschaffen wird oder manchmal geht es ja auch um das 
Tauschen von Wohnraum, den Verkauf von Wohnraum und - ja, es ist ein sehr aufwändiger 
Prozess und genau, das muss man sich dann halt auch leisten können und leisten wollen 
diesen Weg zu gehen.  

32 I: Mhm. Ja, sicher nicht einfach, aber wahrscheinlich sehr wichtig, wenn man irgendwie 
nachverdichten möchte und eben neue Flächenausweisungen vermeiden möchte. (..) Genau, 
ein Aspekt, was ich immer spannend finde: Als Politik oder ja vielleicht auch als Verwaltung 
hat man ja unterschiedliche Möglichkeiten, um Suffizienzziele zu erreichen. Also entweder 
eben gerade durch solche finanziellen Anreize, also ökonomische Instrumente sage ich mal. 
Oder aber auch einfach durch Gesetze und Vorgaben, also ordnungsrechtliche Instrumente 
bis hin zu leichteren Sachen im Sinne von Informationsangebote, um irgendwie einen 
Wertewandel anzustoßen. Und an der Stelle die Frage: Also welche Strategien oder 
Instrumente halten Sie für geeignet, um jetzt die Suffizienz in einer Stadt voranzutreiben oder 
zu fördern, also es kann ja auch eine Mischung sein, aber  

33 B: Ich habe mich da jetzt in der Tiefe nicht damit beschäftigt, aber es ist einfach so faktisch, 
dass wir ordnungsrechtliche Möglichkeiten nicht ausschöpfen. In Osnabrück. Also es geht 
vieles halt über Information, über Angebot, in diesem Bereich so. Und auch im Sinne von (...) 
dass wir finanzielle Ressourcen bereithalten, um zum Beispiel auch anzukaufen, das ist auch 
nicht der Falll. Also klar werden strategische Käufe getätigt, (...) da muss ich aber auch ehrlich 
sagen, die beziehen sich häufig auf innerstädtische Schlüssel (...) parzellen oder 
Schlüsselimmobilien, genau. 

34 I: Ja. (...) Ein Instrument, was ich gelesen habe, ist diese Konzeptvergabe, um quasi Kriterien 
festzulegen, nach denen Flächen vergeben werden und nicht zwangsläufig nach den 
Investoren, die die größte Finanzkraft haben, Flächen zu vergeben. Ist das ein Instrument, 
was Sie auch nutzen? 
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35 B: Ja, aber nicht in Richtung - doch, auch in Richtung effizientes Bauen, das schon. Aber auch 
vor allen Dingen in Richtung bezahlbarer Wohnbau, also das heißt mit - weil das einfach bei 
uns auch ein großes Thema ist. Also Suffizienz ist so auch nicht benannt ne, also 
Nachhaltigkeit ist irgendwie benannt und bezahlbarer Wohnraum ist auch ganz klar benannt, 
weil es einfach Bevölkerungsgruppen gibt, die ihren Wohnbedarf so gerade nicht decken 
können. Und da werden halt Kriterien angesetzt, wo es dann heißt: So und so viele 
Wohnungen müssen zu dem und dem Preis dann geschaffen werden und auf dem Markt 
angeboten werden und das werden wir dann als die Kriterien (unv.) werden dann den 
Investoren an die Hand gegeben so das wollen wir. Und dann auch im Bereich Nachhaltigkeit 
einfach auch im Sinne Effizienz. 

36 I: Mhm. Also (...) können Sie irgendwie sagen, wieso Sie denken, dass Suffizienz so ein Begriff 
ist, der einfach nicht verwendet wird? Also Effizienz wird ja auch überall propagiert. 

37 B: Ja, also es ist ich habe so den Eindruck, dass es jetzt halt stärker kommt. Also ne es ist ja so 
wie "Resilienz" - das war ja nie, also das war immer schon Thema so ja, aber das ist einfach so 
ein Begriff, der jetzt in den letzten eineinhalb Jahren durch die Krise einfach geprägt wurde. 
Und das habe ich auch so den Eindruck. Also Nachhaltigkeit ist ja immer oder wenn man 
Resilienz irgendwie darüber spricht irgendwie (...) - da hat man einfach andere Begriffe 
verwendet ne und bei Suffizienz hat man - Nachhaltigkeit ist irgendwie in aller Munde und 
das trifft es ja aber irgendwie nicht eins zu eins. Ich glaube, das sind einfach so Begriffe, die 
jetzt Einzug erhalten.  

38 I: Okay. Ja. Ja, wahrscheinlich wird das in //Zukunft (unv.) // 

39 B: //Also// es schwang immer schon mit so ne natürlich. Aber auf den Punkt gebracht ist jetzt 
auch erst irgendwie Resilienz. Momentan wird ja alles an Förderprojekten, wenn das Thema 
Resilienz da nicht mit drin ist, dann hat da schon einmal irgendwie Minuspunkte ne und das 
braucht manchmal einfach so einen Ruck. 

40 I: Mhm. Ja ich interessiere mich auch total für die Hürden oder Hemmnisse von Politik, die auf 
Suffizenz ausgerichtet ist. Und eine Sache, die ich jetzt auch schon öfter gehört habe ist, dass 
Flächenausweisen ja ökonomisch erst einmal von Vorteil ist, weil man eben Steuereinnahmen 
generiert. Einkommen- und Gewerbesteuer. Und (...) ja, Städte darauf angewiesen sind, weil 
sie ja auch oft knappe finanzielle Haushalte haben. 

41 B: Absolut. 

42 I: Und ja Sie haben ja auch selbst gesagt, Osnabrück ist auch auf Wachstum aus. Und ja ich 
habe das Gefühl, Städte agieren da ähnlich wie Unternehmen und (...) ob jetzt (...) ob so 
etwas ökologisch ist spielt da in erster Linie keine Rolle, sondern eher ob man damit dann das 
Stadtimage verbessert und genau (...) Bewohnerinnen anzieht, Gewerbe anzieht. Vielleicht 
auch ohne, dass man eigentlich wächst. (...) Also es gibt ja auch einen Wettbewerb zwischen 
den Kommunen dann, dass sich Gewerbe abgesprochen wird oder abgeworben wird. Ja 
welchen Zwängen sieht sich eine Stadt gegenübergestellt, die jetzt Suffizienz vorantreiben 
möchte und also was kann man da machen? Frage ich mich (lacht) 

43 B: Also ich glaube man könnte „/" Also sie haben vollkommen Recht ne. Also es gibt einfach 
Rahmenbedingungen, die einfach andere Dinge unterstützen. Also der kommunale 
Steuerausgleich ist ja irgendwie dann auch so ein Thema, Einnahmen, jeder Bürger zählt, 
jedes Unternehmen, was wirklich auf Stadtgebiet ist, zählt. Das ist zählt. Das sind alles 
Aspekte, die spielen auch mit herein. Was könnte man tun? Man könnte nochmal viel stärker 
in die regionale Kooperation halt gehen ne. Das kennt man ja irgendwie aus dem 
Gewerbebereich nochmal viel stärker, das ist dann schon etabliert. Im Wohnbereich ist es 
relativ noch Neuland. Dass man irgendwie sagt (...) mit den Umlandkommunen: Lasst uns 
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doch gemeinsam Wohngebiete entwickeln und diese Strategie geht. Das machen wir noch 
nicht. Es ist aber durchaus in den Gesprächen mit dabei gerade. Also einfach weil Osnabrück 
jetzt auch kreativ werden muss, wo wir noch ausweisen, wo wir mit den Einwohnern 
hingehen, wie das in Zukunft aussehen wird. Ich glaube, dass um das Thema kommen wir 
nicht herum regionale Kooperation und da explizit auch Wohnungsbau gemeinsam. Das muss 
ich aber auch zugeben, ist einfach noch in den Anfängen.  

44 I: Mhm. Ja, spannen ja. Also ein Instrument, was einfach auch diskutiert ist ja dieses 
Wohnflächenmoratorium - ich weiß nicht, ob Sie davon gehört haben? 

45 B: Nein, erzählen Sie einmal? 

46 I: Genau, also im Prinzip ist die Idee, dass nur neue Wohnfläche, neue Wohngebiete 
ausgewiesen werden dürfen, wenn auch tatsächlich die Bevölkerungszahl wächst. Und das 
wäre dann quasi bundesweit oder ja Deutschlandweit ein Gesetz und damit würde man quasi 
den Wettbewerb zwischen Kommunen unterbinden. Klingt das für Sie sinnvoll oder würden 
Sie sagen, das ist nicht der richtige Weg? 

47 B: (betontes Ausatmen) Also ich finde das schwierig, weil der Bedarf, also eigentlich muss 
man es ja herunterbrechen. Der Bedarf ist eigentlich da. Und warum ist er da? Also dann sind 
wir ja irgendwie bei so Themen wie älter werden in der Kommune, das Thema irgendwie 
Kinder sind aus dem Haus, man hat halt ein riesiges Haus und die Kinder brauchen auch 
Fläche, man möchte sich aber von dem Haus nicht trennen. Also das ist irgendwie „/" Das ist 
halt von oben herunter ne. Und ich glaube, dass das so nicht funktioniert (lacht) 

48 I: Ja. Okay. 

49 B: Ich glaube es muss auch von unten gedacht werden. Ich glaube man muss genau dort 
ansetzen beim Bürger auch tatsächlich und bei den Bedarfen und Gespräche führen und halt 
wirklich irgendwie „/" Ja es ist halt bei also ich würde mich nicht mehr zu der Generation 
zählen, dass ich an meinem Haus festhalte, wenn ich diese Fläche nicht brauche, aber es gibt - 
sage ich mal - die Generation, die damit ganz viel Erinnerung verbindet und wo es einfach da 
in der Bevölkerung ein Umdenken braucht und ich - also das ist jetzt eine persönliche 
Meinung, das kann man nicht sagen, dass das irgendwie Strategie der Stadt ist, sondern mein 
persönliches Empfinden - muss das von dieser Seite kommen, //dieses Umdenken.// 

50 I: //Ja.// Ja, ich glaube das teilen Viele, also ich habe auch das Gefühl, dass sich da das 
Verständnis, das Planungsverständnis gewandelt hat. So in den 50er, 60er Jahren, so 
Fordismus war es ja viel mehr, dass der Staat Vorgaben gemacht hat und top-down 
Entscheidungen gefällt hat und heute ist es viel mehr so liberal, neoliberal, dass man sagt, 
naja es soll nicht bevormundend wirken und stattdessen gibt man eher so Impulse zur naja 
zur Selbststeuerung quasi. Dass man immer noch die Wahlfreiheit hat und nicht über Zwang 
regiert wird. (...) Das passt ja ein bisschen mit dem zusammen, was Sie erzählen. 

51 B: Ja, was würde es unter dem Strich bedeuten, wenn es den Zwang gibt, okay Osnabrück 
darf jetzt nicht mehr ausweisen. Das würde auch bedeuten, dass viele junge Familien sich den 
Wunsch nicht erfüllen, können in das eigene Eigentum mit Garten irgendwie zu ziehen ne und 
(...) das ist halt schon schwierig. Das „/" Hm. 

52 I: Ja, aber da frage ich mich dann (...) wie man es trotzdem schafft, dass man so einen 
Wertewandel erreicht und irgendwie die Bevölkerung dafür sensibilisiert, dass es so mit dem 
Wachstum in der Form vielleicht in Zukunft nicht so weitergehen kann. Also was sind da 
Maßnahmen oder ja Formen, wie irgendwie so einen Wandel anstoßen kann? Oder ja. 
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53 B: Das ist schwierig ne. Das ist ja irgendwie etwas ganz, ganz intimes, persönliches, wie man 
diesen Anstoß machen kann. Also (betontes Ausatmen) ja wir können beraten, das tun wir. 
Wir „/" Also die Stellschraube ist einfach attraktive Möglichkeiten zu schaffen mit anderen 
Rahmenbedingungen, das kann Stadt halt. So wie Sie es gesagt haben. Austausch mit 
Investoren, wie kann ich trotzdem irgendwie Eigentum ermöglichen, aber halt mit kleineren 
Gartenflächen. Wie kann ich große Grundstücke jetzt, die vielleicht von ein oder zwei 
Personen im Haushalt bewohnt werden, wie kann ich da einfach nochmal mehr (lacht) 
Effizienz, sage ich mal, da hereinbringen oder auf die Möglichkeit oder den Anstoß tatsächlich 
vielleicht auch zu verkaufen, das heißt ich muss irgendwie attraktive Alternativen bieten. Ich 
glaube so herum kann es nur funktionieren.  

54 I: Ja, ja. Total spannend. Vielleicht nochmal so die Nachfrage: Also wie müsste Ihrer Meinung 
nach ein Quartier dann aussehen damit Nachhaltigkeit irgendwie einfach möglich ist und 
welche Infrastrukturen braucht es in so einem Quartier? Also wie müssen Räume aussehen in 
Zukunft? 

55 B: Ich glaube so das Zauberwort ist multifunktional irgendwie ne, also dass man irgendwie 
sagt, die wenigen Flächen, die man hat, die muss man auch irgendwie vielschichtig nutzen 
und nicht monofunktional, sondern ja da braucht es auch irgendwie kreative Lösungen. Wie 
unterschiedliche Nutzergruppen über den Tag verteilt auch Flächen nutzen können ne. Also 
nicht nur im Wohnbereich, das ist jetzt anders, sondern im Freizeitbereich. Dann auch 
gepaart mit viel Umweltschutz auf diesen Flächen. Ja. 

56 I: Ja. Mhm. (...) genau eine Frage, was mich auch noch interessieren würde, ist „/"Also der 
Kontext: Ich meine, die kommunale Ebene hat ja in den letzten Jahren auch an Bedeutung 
gewonnen und auch immer mehr Entscheidungsmacht. Und die nationale Ebene ist eher so 
nicht mehr ganz so groß in ihrer Entscheidungsmacht. (...) Und das merkt man ja auch zum 
Beispiel bei den Sustainable Development Goals, wo die lokale Agenda 21 ja auch den 
Kommunen sehr viel zuspricht. Natürlich ist das vorteilhaft, weil man irgendwie auch als 
Kommune näher an den Menschen ist und mehr weiß, was eigentlich abgeht (lacht) oder was 
relevant ist. Der Nachteil ist, könnte ich mir vorstellen, dass gewisse Entscheidungen doch 
auch auf einer höheren Ebene vielleicht getroffen werden müssen, um (...) um den Rahmen 
zu geben. Fallen Ihnen Sachen ein, wo Sie sagen: Da sind Grenzen der kommunalen Macht 
erreicht und da würden Sie sich wünschen, dass auf einer höheren Ebene sage ich mal - 
Nationalstaatenebene oder sogar EU-Ebene - Entscheidungen fallen, die es Ihnen als 
Kommune leichter machen da (...) die Richtung vorzugeben? 

57 B: Ich glaube, dass dort wo auch Gelder fließen das einfach irgendwie mitgedacht werden 
muss stärker. Also zum Beispiel ich „/" im Bereich Fördergelder einfach ne, also dieser Begriff 
oder diese Leitbilder müssen stärker in die Förderbedingungen irgendwie hinein. Und ich 
würde das was Sie sagen nochmal irgendwie (...) nochmal überspitzt darstellen. Also es ist 
nicht nur so, dass Nationalität in den Hintergrund rückt, es rückt ja auch schon fast irgendwie 
die Kommune in den Hintergrund. Es geht ja viel, viel mehr immer stärker in das Quartier, wie 
mein Empfinden ist ne. Also man hat ja irgendwie vorher ja Stadtentwicklung betrieben und 
jetzt schaut man aber immer stärker in das Quartier hinein, weil da die Menschen leben, die 
ja auch mit irgendwie am besten beurteilen können, was ihre Quartiere brauchen (also?) 
empfinden wir es in Osnabrück. Wir haben zum Beispiel jetzt gerade ein Quartierskonzept 
entwickelt für die Gesamtstadt also das ist erst einmal ein internes Papier, was regelt, dass 
sich die Stadt eigentlich jedes Quartier auch einmal einzeln anschaut. Und so ein 
Frühwarnsystem auch entwickelt, in welches Quartier man hereingehen soll. Weil momentan 
ist es so, dass dort wo Fördergelder sind (...) oder wo Probleme sind, da geht man mal so 
punktuell da rein, punktuell da rein, punktuell in den Stadtteil. Und das was man braucht ist 
glaube ich etwas flächenmäßiges über die ganze Stadt, was sich halt dem Quartier widmet. 
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Also dieser Ansatz halt irgendwie sehr viel stärker in die Quartiere zu schauen, in die 
kleinräumige Entwicklung. // Und ich // glaube das ist auch der Trend der Zukunft, dass man 
nicht pauschal Dinge entwickelt, sondern halt wirklich ins Kleine schaut.  

58 I: // Mhm und dann// Mhm. ja. 

59 B: In den Wohnraum, Lebensraum der Menschen tatsächlich. 

60 I: Und dann auch einmal nachfragt und also //Bürgerpartizipation eine Bedeutung zuspricht// 

61 B: Genau, das hatten Sie ja auch in Ihren Fragen und das finde ich ganz, ganz zentral 
irgendwie. Dass Bürgerbeteiligung darf halt nicht irgendwie so pseudo so Bürgerbeteiligung 
zack abgehakt, sondern das ist irgendwie essentiell das hat man jetzt auch zur Corona-Zeit 
gesehen. Also Leben spielt sich in den Quartieren ab, die Experten sind die Bürger und man 
muss Wege entwickeln, wie man die einzelnen Zielgruppen, die einzelnen Bürger auch 
mitnehmen kann und das haben wir glaube ich in Osnabrück die gleichen Probleme wie 
überall sonst: Bestimmte Zielgruppen lassen sich total schwierig irgendwie einbinden und 
total schwierig ist es, mit denen ins Gespräch zu kommen. Und da müssen wir als Kommunen 
einfach viel kreativer werden und auch einmal viel zeitgemäßer. Also wenn ich irgendwie 
sehe - jetzt nicht zitieren - unsere Bürgerforen, irgendwie. Oder Sie sagen ja auch Lokale 
Agenda 21, das sind Strukturen, die vor 20 Jahren geschaffen wurden, wo immer noch die 
gleichen Leute sitzen wie vor 20 Jahren und ne so Bewegungen wie Fridays for Future können 
wir bisher nicht in unseren Strukturen irgendwie widerspiegeln. Und das müssen wir aber und 
wir müssen irgendwie Beteiligung so anlegen, dass wir die auch mitnehmen können mit 
anderen digitalen Tools vielleicht auch. Mit viel offeneren Tools und (...) ja Werkzeuge, die 
mal so adhok auch gehen und auch wenn wir irgendwie als Verwaltung davor viel Angst 
haben, wird es in Zukunft nur so gehen.  

62 I: Warum Angst? Im Sinne von, dass Bürger auch nicht // immer// die gleichen Meinungen 
haben und Prozesse blockieren? 

63 B: //Man// Ja man muss auf so etwas reagieren ne. Also man muss, wenn man Bürger 
beteiligt, muss man auch (...) auch mit den Antworten leben können. Und auch wenn die 
einem so nicht gefallen oder auch wenn die das schwierig machen, dann muss man „/" man 
muss dann auch etwas daraus machen. Wenn man Fragt, dann kann es nicht nur bei der 
Antwort verbleiben, sondern dann muss das auch in die Planung einfließen und das ist 
natürlich ein Mehraufwand. Und (...) ja man ist halt ungewiss als wenn sich da Planer 
hinsetzen und das eben am Schreibtisch dann fertigdenken und ja (...) Aber darauf müssen 
wir uns halt einlassen. 

64 I: Mhm. (...) Bei diesen Plänen zur Innenstadt gab es ja auch so einen Beteiligungsprozess, 
irgendwie Bürgerwerkstätten. War das aus Ihrer Sicht erfolgreich, also haben da auch viele 
Menschen teilgenommen, sich dafür interessiert? 

65 B: Ja, schon. Und das spinnen wir auch weiter. Also jetzt auch gerade also Corona hat wirklich 
massive Auswirkungen auch auf die Innenstadt auch in Osnabrück. Es gibt jetzt ein 
Sofortprogramm, was Maßnahmen aufsetzt. Also wir haben Leerstände, wir haben (...) 
(seufzt) Gastronomien, die nicht mehr öffnen und genau das finden jetzt zum Beispiel in 
einem begleiteten Prozess auch weitere Workshops mit Gewerbetreibenden, mit 
Interessenvertretung der Wirtschaft, von Verwaltungsseite statt, um halt Konzepte 
aufzusetzen und das geht halt auch nur, wenn wir das gemeinsam machen ne.  

66 I: Mhm, ja.  

67 B: Genau.  
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68 I: Ja.(...) Ich habe auch von einem Jugendparlament gelesen. Gibt es glaube ich auch jetzt 
nicht in jeder Stadt so in der Form. (...) Ja (...) Wie werden da die Jugendlichen einbezogen, 
also „/" 

69 B: Ja. Da kann ich gar nicht so viel sagen. Ich weiß nur, dass wir zum Beispiel bei den 
strategischen Zielen, die auch immer mit an Bord haben. Also wenn wir die - die werden ja für 
10 Jahre aufgesetzt - da finden ganz viele Workshops nicht nur mit Bürgern statt, nicht nur 
mit Politik, sondern auch mit diesen Jugendparlamenten und genau, die werden auch ernst 
genommen. Sieht man einfach daran, dass die halt in den Strategieprozessen mit involviert 
sind.  

70 I: Mhm, okay. Ja schön. (lacht) Ich gehe gerade noch so nebenher meine //Notizen durch. //  

71 B: Ja, klar. 

72 I: Nicht, dass ich irgendetwas vergessen habe, was ich Sie unbedingt fragen möchte (...) Ja, ich 
glaube also ich bin mit meinen Fragen so weit durch. (...) Ja, vielen Dank, dass Sie also sich die 
Zeit genommen haben und auch so ausführliche und ja für mich gewinnbringende Antworten 
gebracht haben.  

 

Verabschiedung 
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Interview 5: Hr. Brüggemann und Fr. Knak (Flensburg) 

Interviewpartner*innen:  

▪ Hr. Brüggemann: Bürgermeister & Leiter Dezernat für Finanzen und Kommunale Immobilien, 
Leiter des Projekts »Entwicklungschancen und Hemmnisse einer suffizienzorientierten 
Stadtentwicklung« (EHSS) 

▪ Fr. Knak: Städtebau und Umweltrecht, Mitarbeiterin im EHSS-Projekt  

Datum: 28.07.21, 10:00 Uhr 
Kommunikations-Plattform: Zoom 
 

Begrüßung, Vorstellung Forschungsinteresse. Bitte, sich vorzustellen und Frage nach Suffizienz-

Verständnis und Berührungspunkten in Arbeitskontext. 

7 Hr. Brüggemann: letztendlich erst einmal so entwickelt worden in Zusammenarbeit mit einem 
Forschungsprojekt mit der Universität Flensburg zusammen. Da sind wir einmal im 
Stadtentwicklungskontext einmal zusammengekommen und ich hatte mir ja durchaus auch 
kritisch die Frage gestellt: Warum muss eigentlich eine Stadt immer wachsen? Aber auch 
durchaus mit diesem Aspekt, der auch finanziell relevant ist: Warum generiert eigentlich so 
eine Stadt immer mehr Ausgaben, die immer wieder mehr Einnahmen nach sich ziehen muss, 
die dann aber auch wieder zu einem Wachstumsdruck führt verbunden mit Konflikten, sei es 
der Verteilungskampf um das Geld, und zum anderen aber auch Konflikten, wenn ich in die 
Wachstumsstrategie hineingehe. Flächenversiegelung et cetera pp. Das war so ein bisschen, ja 
ein bisschen diffus. (...) Die originären Gedanken, die ich irgendwann einmal hatte, also noch 
bevor wir das Forschungsprojekt angefangen hatten, (...) wirklich diese Frage: Ja, warum immer 
wieder diese Verteilungskämpfe, immer wieder diese Verteilungskonflikte - warum brauche ich 
das eigentlich? Und da tauchte dann irgendwann dieser (...) Begriff "Suffizienz" auf bei dem 
Lehrstuhl für Transformationsdesign, also Norbert-Elias-Center hier bei uns in Flensburg. Und 
da sind wir einmal in Kontakt geraten mit primär (...) Dr. Bernd Sommer, dann auch Michaela 
Christ. Sehr interessant ist natürlich auch, dass ein Harald Welzer ja auch dieses Norbert-Elias-
Center hier leitet, zwar nicht so richtig präsent ist, also er ist vielleicht mal einmal im Semester 
hier, aber und da hat man natürlich auch eine Persönlichkeit, eine Person, die durchaus auch 
Interesse für solche Themen hat und weckt. Und so ist letztendlich da das Interesse, der 
Kontakt dann auch entstanden. Privat oder persönlich hatte ich da irgendwann auch einmal 
von dem Tim Jackson das Thema - wie hieß das Grenzen des Wachstums oder wie heißt das 
Buch? 

8 Fr. Stetter: Wie wird weniger genug. 

9 Fr. Knak: Nein.  

10 Fr. Stetter: Achso // Achso // 

11 Fr. Knak: // Du meinst die// 

12 Hr. Brüggemann: //Du hast doch den (unv.) dazu// 

13 Fr. Knak: //Die //Grenzen des Wachstums von Meadows? Und „/" 

14 Hr. Brüggemann: Nein, nein von Tim Jackson, wie heißt denn das Ding? Warte mal (dann 
können wir „/"?)(unv.) 

15 Fr. Knak: Achso, ja. (...) Wie heißt das denn?  



119 
 

16 Hr. Brüggemann: Wie heißt das denn? 

17 Fr. Knak: Wirtschaft ohne Wachstum? Oder ah (seufzend) //ich weiß nicht// 

18 Hr. Brüggemann: //Das war also irgendwie so ne// Also das heißt ne das hatte ich jedenfalls 
einmal in meinen (...) Winterferien gelesen und dann kommt man ja auch ins Denken, ins 
Reflektieren. (...) (Denkst du?) (unv.): Was machen wir eigentlich? Dann kommen so die ganzen 
Referenzen, Grenzen des Wachstums und irgendwann ne wird einem bewusst: Welt ist endlich 
und das muss ja irgendwann auch auf der kommunalen Ebene ankommen, irgendwo muss man 
ja anfangen. So das waren so bisschen so diese Genese, sodass wir dann dieses 
Forschungsprojekt auf den Weg gebracht haben mit der Universität. Bundesförderung 500.000 
€. Wo wir dann letztendlich auch Alexandra Knak gewinnen konnten. Das Thema (...) mit ja zu 
entwickeln, zu gestalten und letztendlich dann auch in (...) zu versuchen: Was ist eigentlich 
Suffizienz? Ne und das ist ja durchaus dann auch schon schwierig zu definieren. Wie wollen wir 
Suffizienz konkret definieren? Das haben wir auch nicht abschließend geschafft in dieser 
Gruppe. Auch das Verhältnis Suffizienz zu Wachstum. (...) Ja, inzwischen - zumindest mir geht 
es so - habe ich eine (...) für mich irgendwie schon eine Art Begriffsdefinition, was Suffizienz ist. 
Abgeleitet schon aus diesem Dreigestirn der Nachhaltigkeitsprinzipien: Konsistenz, Effizienz, 
Suffizienz. Und dann heißt es halt ne durchaus wenn ich jetzt öffentlich politisch wirken will: 
Brauchen wir es (unv.) Brauchen wir es in dem Ausmaß? Ist es eigentlich wichtig für uns und in 
diese Richtung, diesen drei Fragestellungen eigentlich würde ich für mich eine praxisorientierte 
Definition für die Suffizienz (unv.). Das Suffizienzprinzips für eine Kommunalpolitik dann auch 
definiert haben. Ne wirklich die Frage zu stellen: Brauchen wir ein weiteres Gewerbegebiet? 
Brauchen wir eine Schule? Ne erstmal als Frage. Brauchen wir das in dem Ausmaß. Und daraus 
abgeleitet vielleicht auch eine bewusste Entscheidung zu bekommen. Wenn die Frage (unv.) ist 
JA ne nach so einer bewussten Reflexion noch einmal. Dann es ist es auch gut. Dann ist es halt 
gewollt. Aber (...) sehr viel in so einem städtischen Umfeld passiert halt unreflektiert, einfach 
nur weil Interessengruppen dahinter sind (...) ne und (...) (seufzt) ja ne da gibt man dann gerne 
als Selbstverwaltung auch nach und so gesehen ne sehe ich letztendlich wirklich den Begriff der 
Suffizienz im kommunalen Umfeld als die Frage wirklich zu überlegen: Brauchen wir es 
wirklich? Natürlich auch noch abgeleitet, dass man da hätte auch noch konzeptionell ganz, ganz 
viel erarbeiten kann, wo wir durchaus auch einen Teil (unv.) haben. Das wäre jetzt so ganz 
(konzeptionell?) (unv.) (...) kleinen Vorstellung (...) und einen kurzen Abriss, ja wie ich mit 
diesem Prinzip der Suffizienz jetzt umgehen würde oder was ich letztendlich aus den drei 
Jahren mit Praxisbezug auch herausgezogen habe.  

19 Fr. Stetter: Ja. Danke, das war sehr anschaulich. (...) 

20 Fr. Knak: Alexandra Knak, wir haben ja schon miteinander telefoniert. (...) Ich bin ja zu dem 
Suffizienzprojekt gekommen, weil Henning ja mich gefragt hat, ob ich das gerne machen 
möchte. Und also meiner Profession her bin ich Juristin, also Bau- und Umweltrecht ist so mein 
„/" Also öffentliches Recht insgesamt mein Spezialgebiet und habe lange Zeit Bau- und 
Umweltrecht gemacht. Und ich bin jetzt zu diesem Projekt eher über die private Schiene dann 
gekommen. Dass wir so familiär unser Leben umgestellt haben, so in den letzten 20 Jahren 
ungefähr, also auf (...) deutlich weniger und deutlich ökologischer als das vorher gewesen ist 
und auch eben halt dass „/" Von selbst ohne den Begriff zu kennen - den kannte ich vorher 
nicht - eben selber hinterfragt haben, ob das so sein muss oder ob nicht auch mit weniger 
auskommen kann beziehungsweise man kommt automatisch dazu, wenn man sein Leben 
ökologisiert, dann hat man weniger, weil es sehr teuer wird dann das Leben und deswegen ist 
es, also es war so mehr die Schiene wie wir zu dem Weniger gekommen sind. Und dann habe 
ich dieses Projekt gemacht. Also ich kannte diesen Begriff der Suffizienz vorher nicht. Und 
(räuspert sich) habe mich aber dann bevor das Projekt begann - das war so ein halbes Jahr 
vorher - sehr intensiv damit beschäftigt und alles das was Henning gerade aufgezählt hat an 
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Büchern, das habe ich dann auch gelesen, noch ganz viel mehr. Also wie gesagt angefangen von 
Meadows, über Jackson und dann auch Fuhrhop zum Beispiel: Verbietet das Bauen oder also 
Zahrnt und Peach und dann habe ich aber auch, was ich richtig fand: Miegel habe ich zwei 
Bücher gelesen, Exit und noch ein anderes //über// 

21 Hr. Brüggemann: //Hybris// 

22 Fr. Knak:  städtebauliches. Exit hat er glaube ich geschrieben und Hybris. Und noch so eines 
über städtebauliche (...) Fragen also wie man städtebaulich Rahmenbedingungen schaffen 
kann. //Weiß jetzt gar nicht, wie das heißt, ja// 

23 Fr. Stetter: //Hm, spannend, ja.// 

24 Fr. Knak:  Und also jedenfalls habe ich eine Menge drum herum gelesen und bin immer weiter, 
tiefer in das Thema eingestiegen. Habe auch ein bisschen etwas über mentale Strukturen 
gelesen also von (unv.) wie heißt er Stegner? Oliver - ne Stengel heißt er - Oliver Stengel fand 
ich total klasse das Buch. Ich weiß nicht, ob Sie das kennen?  

25 Fr. Stetter: Noch nicht, nein. (lacht) 

26 Fr. Knak:  Also wie man an (...) also Gewohnheiten, an Gewohnheiten herankommt und (...) 
solche Dinge eben. Und ich fand das total spannend. Und dann haben wir gemeinsam mit der 
Universität - jetzt insgesamt sind es dann dreieinhalb Jahre gewesen - dieses Projekt 
durchgeführt und so eine Zusammenfassung ist in dieser Publikation, die Sie ja auch schon 
kennen. Gibt sonst so ein paar Aufsätze oder gibt auch noch ein Papier, wo ich gerade in der 
Endphase, der Endredaktion bin. Und (...) ja und dann haben wir vor allen Dingen in dem 
Projekt dieses (...) Oh Gott, jetzt was will er jetzt von mir? Nein, das klicke ich weg. Der will 
irgendwelche Updates machen, das will ich jetzt nicht (lacht) 

27 Fr. Stetter: (lacht) Jetzt nicht (lacht).  

28 Fr. Knak:  Und (...) ich „/" Also wir haben vor allen Dingen ein Reallabor auf den Weg gebracht: 
Das sieht man hier hinter mir, //Hafen-Ost// 

29 Fr. Stetter: Ja, das kenne ich. (lacht) 

30 Fr. Knak:  (lacht) Das ist ein Quartier, das bisher (...) so also eine Brachfläche mehr oder 
weniger, es wird jedenfalls untergenutzt im Augenblick und soll zu einem innerstädtischen 
Quartier umgewandelt werden und unser Reallabor war eben, dass wir uns, dass wir versucht 
haben, dies „/" Oder wir versuchen es nach wie vor, das ist ja ein langwieriges Projekt, das wird 
die nächsten 20 Jahre auch noch andauern - zu einem Suffizienz- orientierten Quartier zu 
gestalten, wo man eben städtebaulich versucht, all das umzusetzen was wir so theoretisch ja 
erarbeitet haben. Und genau, da haben wir innerhalb des Projektes Leitlinien von der 
Ratsversammlung (...) Also bei uns heißt die oberste kommunale Instanz Ratsversammlung, in 
anderen Städten heißt das bestimmt Rat oder Stadtrat oder so etwas, bei uns heißt sie 
Ratsversammlung. Also die Ratsversammlung hat diese Leitlinien dann beschlossen für dieses 
Quartier und die orientieren sich eben an der Suffizienz. Ja, //das soweit, genau. // 

31 Fr. Stetter: //Oke. Ja.// Ja, dankeschön. Ich würde noch einmal kurz eine Nachfrage stellen zu 
dem Begriff der Suffizienz und dann würde ich auch direkt schon auf dieses Quartier zu 
sprechen kommen. Und zwar hatte ich jetzt bei mehreren Interviewpartnerinnen gesagt 
bekommen, dass sie den Begriff der Suffizienz eigentlich so gar nicht verwenden, obwohl sie 
Aspekte, die eigentlich als Suffizienz bezeichnet werden könnten, umsetzen. Weil der Begriff 
einfach unpopulär ist, und sie meinten ja selbst, dass Sie den Begriff davor noch gar nicht so 
kannten. Allerdings denke ich ist Suffizienz ja eine super wichtige Säule der Nachhaltigkeit und 
Effizienz und Konsistenz kennt ja mittlerweile auch Jeder. (...) Deshalb fand ich es sehr 
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spannend, dass Sie auch in ihren Berichten Suffizienz ganz deutlich benennen und wollte 
fragen, ob sie da auch vielleicht bei diesen Beteiligungsverfahren, die Sie gemacht haben, erst 
einmal auf Unverständnis stoßen und warum oder ob Sie es wichtig finden, diesen Begriff 
trotzdem in den Diskurs einzubringen? Genau. 

32 Hr. Brüggemann: Soll ich anfangen oder „/" // (Sonst fang du an?) (unv.) // 

33 Fr. Knak:  Ja 

34 Hr. Brüggemann: Also (...) im Nachhinein (verkehrt?) (unv.) sich das, aber ich glaube schon, 
dass es auch ein Ziel war, den Begriff der Suffizienz in den öffentlichen, in den politischen 
Diskurs einzubringen. Also das war schon irgendwie so „/" zeigt sich ja auch letztendlich an 
dem Titel unseres Forschungsprojektes 

35 Fr. Stetter: Ja. 

36 Hr. Brüggemann: Obwohl uns auch bewusst war, dass der Begriff durchaus sperrig ist. Also 
man kann sofort nichts damit, oder man kann auch auf Anhieb nicht so viel damit anfangen. 
Dann hat er so von einem sprachlichen Charakter ja auch durchaus etwas negatives, wie die 
Insuffizienz ist irgendetwas negatives wenn man ausläuft ne (...) und so gesehen war schon (...) 
bewusst, dass es schwierig ist, so einen Begriff dann auch im öffentlichen, politischen Umfeld 
dann auch zu platzieren. Nichtsdestotrotz haben wir es gemacht und ja durchaus auch bewusst. 
(...) Und ich glaube schon auch durch diese dreieinhalb Jahre Tätigkeit hier vor Ort haben wir es 
geschafft, einerseits diesen Begriff erst einmal zu etablieren im politischen Diskurs, vielleicht 
auch im öffentlichen. Ihn auch mit Inhalt zu füllen. Dass man sich auch durchaus ernsthafter 
damit beschäftigt. Auch mit dem Konzept dahinter. Obwohl durchaus deutlich wurde, dass 
auch sehr viel Unverständnis, wenn man da das erste Mal da heran gegangen ist ne als wir das 
vorgestellt haben waren wir irgendwann einmal im Ausschuss drin, da tauchte dann (...) ja 
solche Vorwürfe auf oder solche ja Aussagen ne: Wollen wir denn wieder in Höhlen leben? Also 
in diese Richtung dann ne, also irgendwann //(unv.) (Vernunftspredigt?) ne// 

37 Fr. Stetter: //Ja (lacht)// 

38 Hr. Brüggemann: Aber schon, dass man durchaus auch das Konzept dahinter auch politisch 
auch verstanden hat. Natürlich wird es auch kritisch diskutiert, was wir gemacht haben (...) weil 
es durchaus auch eine politische Programmatik angreift oder auch eine politische Ideologie 
zumindest in einzelnen Kreisen. Aber ich glaube eine Akzeptanz haben wir erreicht und sehr 
gefreut haben wir uns (...), dass wir gerade jüngst vor drei Wochen irgendetwas in unserem E-
Mail Postfach hatten, eine offizielle Veröffentlichung des Deutschen Städtetages, die auch 
diesen Begriff Suffizienz in ihrem Titel hatten.  

39 Fr. Stetter: Ah (interessiert) 

40 Hr. Brüggemann: Das können wir dann nochmal zukommen lassen - Wie hieß das das? 
Suffizienz und Bauen oder irgendwie sowas ne? Der Titel 

41 Fr. Knak:  Nachhaltiges Bauen und die zitieren auch unsere Publikation. Also die haben 
tatsächlich das auch so ein bisschen aufgenommen. Vielleicht, ich weiß nicht, ob wir Auslöser 
gewesen sind, aber wir haben zumindest dazu offensichtlich dazu beigetragen, dass sie sich mit 
diesem Thema etwas intensiver beschäftigt haben.  

42 Fr. Stetter: Schön. 

43 Hr. Brüggemann: Genau. Das hat also auch von der (...) die Interessenvertretung der 
Kommunen in Gänze oder der Städte in Gänze ne haben dieses Thema oder diesen Begriff erst 
einmal aufgegriffen und dann hat man ja durchaus auch gesehen, dass wir mit unserem 



122 
 

Projekt, gerade auch mit dem Projekt Suffizienz und Hafen-Ost Entwicklung auch eine sehr 
starke Interesse auch bei Medien erzeugt haben ne, das heißt der Spiegel hat durchaus auch 
berichtet auch mit diesem suffizienten Ansatz. Der NDR war (...) mit Fernsehbeiträgen drei Mal 
da, wo wir dann verschiedene Formate bespielt haben, wo schon gezeigt wurde, dass wir 
durchaus auch mit diesem konzeptionellen Suffizienzansatz oder diesem Suffizienzkonzept 
durchaus vielleicht auch ein (...) ja so ein Trend erkannt haben, was jetzt stärker auch diskutiert 
wird.  

44 Fr. Stetter: Mhm ja, ja glaube ich auch, ja (...) Oh, Ihr Bild hängt gerade bei mir (...) Hören Sie 
mich noch? (...) Hallo? Hm (...) 

45 Fr. Knak:  Können Sie uns hören? 

46 Fr. Stetter: Ja, jetzt höre ich Sie wieder, //jetzt sehe ich Sie auch wieder// 

47 Fr. Knak:  // Super // 

48 Hr. Brüggemann: // Jetzt geht es wieder// 

49 Fr. Knak: (lacht) (Klasse?) (unv.)  

50 Fr. Stetter: Okay, kurze Internetprobleme. 

51 Hr. Brüggemann: Ja 

52 Fr. Stetter: Hier kommt gerade auch „/" 

53 Hr. Brüggemann: Also das war schon so ein (...) Vielleicht hatten wir auch gerade Glück gehabt, 
dass es wirklich so in so eine Phase hereingeht, dass man dann wirklich vor vier Jahren okay ne, 
aber dass das Thema auch stärker dann (...) ja im Bewusstsein bespielt wurde ne. Das war ja 
schon auch so ein Trend der spürbar war. Da kamen wir vielleicht gerade auch zur richtigen 
Zeit. 

54 Fr. Stetter: Ja. 

55 Fr. Knak:  Nichtsdestoweniger könnte ich nochmal ergänzen: Die Politik tut sich trotzdem 
schwer mit dem Begriff (...) der Suffizienz. Und es erstaunt nicht so sehr, dass die Grünen das 
total klasse finden, aber die anderen Fraktionen tun sich schwer damit. Und (...) wir haben das 
auch bei dem Hafen- Ost Projekt so gehabt, dass es einfacher war letztendlich 
Partizipationsprozesse oder politische Prozesse zu machen, wenn man nicht 
suffizienzorientierte Leitlinien geschrieben hat, sondern nachhaltige. Also wo man den Begriff 
Suffizienz durch Nachhaltigkeit ersetzt hat. Also Nachhaltigkeit ist etablierter im politischen 
und auch im öffentlichen Rahmen als der Begriff Suffizienz. Es gibt noch Fraktionen, die wollen 
ihn vermieden haben. Also wenn wir jetzt daran denken, also Flensburg soll eine neue 
Stadtstrategie bekommen, die sich an Nachhaltigkeit orientiert. Da durfte dann oder sollte 
auch in der Vorlage der Begriff Suffizienz möglichst nicht auftauchen, weil das sonst nicht alle 
unterschrieben hätten. Also man sieht doch auch, dass Suffizienz noch ganz viel im politischen 
Rahmen auch in der Öffentlichkeit mit Angst, Verzicht und das was Henning eben schon sagte: 
Wir wollen wieder zurück zur Steinzeit besetzt ist. Und also das merkt man an solchen Dingen 
dann immer. Und man macht es dann eher indirekt indem man unter dem Titel der 
Nachhaltigkeit eben nicht nur Effizienz und Konsistenzmaßnahmen plant, sondern eben auch 
Suffizienzmaßnahmen, aber Nachhaltigkeit ist deutlich einfacher zu verkaufen im politischen 
Raum als Suffizienz. 
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56 Fr. Stetter: Okay. Ja spannend. Also ich, ich bin gespannt, wie das jetzt in den nächsten Jahren 
sich entwickeln wird und ob Suffizienz in ein paar Jahren so ein Begriff sein wird wie 
Nachhaltigkeit. 

57 Fr. Knak:  Vielleicht hilft uns der Städtetag eben mit diesem doch sehr überraschenden Papier, 
das also ganz ganz klar auch in der Überschrift schon und ganz viel auch im Inhalt (...) das 
Thema Suffizienz bespielt also insofern hilft das dann vielleicht, dass politisch auch stärker zu 
etablieren oder die Angst zu nehmen, //weiß nicht ne.// 

58 Fr. Stetter: Ja, ja hoffentlich. Zu der Bürgerbeteiligung. Die Suffizienzaspekte haben da ja, wie 
ich das aus diesem Bericht, den Sie mir zukommen lassen haben, herausgelesen habe, auch 
durchaus (...) ja großen Anklang gefunden bei den Bürger*innen. Und es gab ja Anfang 2020 
diesen dreitägigen Dialog „Zukunft Hafen Ost" mit zuerst so einer fachlichen Einführung in den 
Begriff und einem Austausch und anschließend dann aber auch dieser Beteiligungswerkstatt 
und dieser Safari, was ja so eine Art Spaziergang durch das Quartier war, wo auch Ideen kartiert 
werden konnten und Bürgerinnen und Bürger ihre eigenen Ideen einbringen konnten. Mich 
würde total interessieren, welche Erfahrungen Sie mit diesem Beteiligungsprozess gemacht 
haben? Und also vielleicht ein bisschen allgemeiner gesprochen: Welche Bedeutung 
Partizipation bei der Umsetzung von Nachhaltigkeit beziehungsweise Suffizienz spielt oder hat? 

59 Fr. Knak:  Soll ich, soll ich jetzt einmal anfangen //oder willst du?// 

60 Hr. Brüggemann: (unv.) (lacht) 

61 Fr. Knak:  Wenn du anfangen möchtest, mir ist es egal. (lacht) 

62 Hr. Brüggemann: Mach du doch erst einmal, dann (...) ich sammle noch so für mich 

63 Fr. Stetter: (lacht) 

64 Fr. Knak:  Also (lacht) für mich ist es so also Suffizienz geht ja auf das Verhalten von Menschen, 
also will ja kulturelle Leitbilder ändern, das Bewusstsein von Menschen ändern hin zu 
ressourcenarmen Lebensweisen. Ja lange in den letzten 70 Jahren entstandene kulturelle 
Leitbilder aufbrechen, Gewohnheiten aufbrechen, das ist natürlich extrem schwer. Wenn man 
jetzt im (...) städtischen Raum neue Rahmenbedingungen schaffen will, die ressourcenarmes 
Leben begünstigen und andere Lebensweisen erschweren, dann geht da meines Erachtens nur 
mit den Menschen und nicht von oben herab, also das würde (...) wahrscheinlich sonst dazu 
führen, dass sich eine Gesellschaft noch stärker polarisiert. Also das (...) also man kann in 
einem, also wenn man das kooperativ macht, kann man sicherlich mehr Menschen erreichen 
auf diesen Weg gewinnen, als wenn man das nicht macht. Also von einer Polarisierung gehe ich 
trotzdem aus, aber sie ist vielleicht dann nicht ganz so stark als wenn sie, also wenn das einfach 
von oben herab verordnet wird. Also das Problem bei sehr starken kooperativen Verfahren 
oder Partizipationsverfahren sehe ich in der Zeit, weil wir nicht mehr so furchtbar viel Zeit 
haben. Wir haben irgendwie noch 10 Jahre, um die entscheidenden Weichen zu stellen und 
wenn wir im Schneckentempo immer für jedes Quartier mehrere Jahre brauchen, dann werden 
wir das nicht schaffen. Also das ist so das Problem dabei. Und also beim Hafen-Ost war es eben 
so gewesen, dass das sehr gut angenommen wurde auch diese Formate, auch mit diesen, 
dieser Safari und dann auch diesen vielen verschiedenen Stationen und insbesondere dieses 
schöne Modell, das wir dann zum Schluss hatten. Und die Leute auch begeistert mitgemacht 
haben, aber es war schon sehr deutlich erkennbar eine Polarisierung in dem 
Partizipationsprozess. Die betraf allerdings nicht so sehr die Frage: Wollen wir jetzt Suffizienz 
und Nachhaltigkeit oder wollen wir alles so wie gehabt und soll das jetzt das Quartier Hafen- 
Ost ein zweites chices Quartier mit (...) „/" Also wir haben so ein (...) sehr hochwertiges 
Quartier bisschen weiter im Norden auch geschaffen, Sonnenbiek heißt das in (räuspert sich). 
Also das ist eine alte Bundeswehrliegenschaft. Soll das ein zweites Sonnenbiek werden oder 
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soll das eben ein altes Quartier werden. Daran hat sich das noch nicht so sehr entzündet, 
sondern wir haben jetzt im Bereich Hafen-Ost noch Reste eines Hafenumschlags und es gibt 
einfach ja Gruppen, also politische Gruppen und aber auch in der Bürgerschaft Gruppen, die 
der Meinung sind, dass dieser Hafenumschlag dringend dortbleiben muss. Und daran hat sich 
das entzündet, diese Polarisierung. Und das hat den Partizipationsprozess sehr stark 
überlagert. Also nicht so sehr die Frage: Nachhaltigkeit oder Suffizienz, ja und nein? Sondern 
mehr die Frage: Behalten wir den Hafenumschlag oder bekommen wir dort ein neues Quartier? 
Also beides geht nicht dort ne, das ist nicht möglich.  

65 Fr. Stetter: Ja. (...) Vielleicht noch einmal die Nachfrage, vielleicht auch an Sie Herr 
Brüggemann: Ob der Einbezug der Bevölkerung bei Suffizienz noch einmal wichtiger ist als bei 
anderen Planungsprozessen? 

66 Hr. Brüggemann: Das geht ja schon auch das, was Alexandra sagte. Schon, also durchaus ein 
Ansatz, der auch kontrovers diskutiert wird und der durchaus auch in Richtung 
Verhaltensänderung geht. Weg von (...) dem wie ich mich eigentlich sonst verhalten würde und 
so gesehen, glaube ich schon, um die Argumentation dahinter oder auch das Gute dahinter 
deutlich zu machen, muss ich die Menschen erreichen. Muss ich auch verdeutlichen, was ich als 
Stadt vorhabe. Was ich möglicherweise auch mit einer in Anführungsstrichen Suffizienzpolitik 
vorhabe, wenn ich eine Quartiersentwicklung hineingehe. Und so gesehen glaube ich schon, 
dass da eine besondere (...) auch ja Nachhaltigkeit beziehungsweise einer besonderen 
Anstrengung bedarf, dieses Thema dann auch in entsprechenden Formaten an die Menschen 
heranzubringen. Wobei wir auch festgestellt haben, an diesen drei Tagen hatten wir 500 
Menschen erreicht. (...) Ist für ein Beteiligungsformat schon durchaus toll, wie wir es auch 
geschafft haben, die Menschen ja dafür irgendwie lecker zu machen. Das kann natürlich 
einerseits mit dem attraktiven Quartier zu tun haben. Hafen-Ost, das ist etwas, was (...) 
charakteristisch, was traditionell mit Flensburg verbunden ist. Wenn da in eine Entwicklung 
hineingeht, dann habe ich natürlich ein Interesse. Zum anderen aber auch (...), dass ich das 
vielleicht auch mit so einem innovativen Ansatz der Suffizienz verknüpfe, führt dann auch 
einem besonderen Interesse. Auch, weil ich eine Stimmungslage in meiner Stadtgesellschaft 
hatte - Alexandra hat es gesagt - einerseits habe ich Traditionalisten, die einen 
Wirtschaftshafen haben wollen im Ort, der aber letztendlich seit Jahrzehnten herunterkommt. 
(...) Ich hab da eine, auch ganz, ganz viele Brachen. Zum anderen hat man auch 
Stadtentwicklungsprojekte gehabt, die sehr kontrovers diskutiert wurden, dann auch nochmal 
geändert werden mussten beziehungsweise man auch (...) Quartiere hat, die sehr hochpreisig 
dann entwickelt wurden mit der Folge, dass das nicht unbedingt ein Quartier ist für Flensburger 
sondern eher (...) ja die Sommerresidenz für Leute, die einen Zweitwohnsitz hier haben auf 
diesem (Parkplätzen?) (unv.) von diesem anderen Quartier (Ton einer Meldung im Hintergrund) 
Sonnenbiek, da sind dann ganz ganz viele Autos, die kein Flensburg-Kennzeichen haben. Wo 
halt deutlich wurde, okay das ist eine Sommerresidenz. Da ist auch eine (Marine da von?) (unv.) 
ordentlichen Segelyachten, das heißt da zeigt sich schon auch, dass da ein Quartier entstanden 
ist, was sich ganz, ganz viele nicht leisten können ne. Was sehr ja ne chic daher kommt. Ja, es 
ist auch attraktiv da durchzugehen, aber ja es ist letztendlich kein Wohnquartier oder nicht so 
das Wohnquartier für die Flensburger. Wir hatten ein anderes Projekt, was auch ne kulturelle 
Stimmungslage oder zu einer Änderung der (...) politischen, auch kulturellen Stimmungslage 
oder politik-kulturellen Stimmungslage führte. Wir wollten hier auch an der Hafenseite Ostseite 
ein Hotelprojekt verwirklichen. Relativ hoch, innovativer Architektur. Das ist dann aber gekippt 
worden, weil das nicht gewollt war von der Zivilgesellschaft beziehungsweise 
Interessengruppen. Aber auch mit der Folge, dass das dann 2008 dazu führte, dass sich die 
Zusammensetzung der Ratsversammlung massiv änderte. Das heißt, aus einer Bürgerinitiative 
ist eine Wählergemeinschaft entstanden und die Wählergemeinschaft ist dann oder aus einer 
Bürgerinitiative gegen dieses Hotelprojekt ist eine Wählergemeinschaft entstanden und diese 
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Wählergemeinschaft ist stärkste Fraktion geworden bei der Kommunalwahl 2008. Das zeigt 
dann schon auch, dass man mit diesem so (...) dem klassischen Herangehen an solche Projekte 
ne: Wir haben einen Investor und dann soll das realisiert werden hier in Flensburg nicht so 
weiter kommt mit tierischen Risiken auf das (Budget Etablissement?) (unv.). Und da erst einmal 
vorsichtig - auch wenn das dann Akteure gibt, die in Richtung Wirtschaftshafen weiter agieren - 
mit denen war es dann vielleicht doch durchaus interessant, dass man jetzt die 
Quartiersentwicklung Hafen-Ost mit so einem suffizienten Nachhaltigkeitsansatz verknüpft. 
Auch verknüpft mit (...) einem starken Bürgerbeteiligungs- oder Einwohnerbeteiligungsansatz 
(...) weil das dient dann neben dem Aspekt: Ich kann die Bedeutung der Suffizienz (unv.) 
vermitteln auch dazu, dass ich über so einen Beteiligungsansatz, aber auch mit dem 
Versprechen, dass ich das Quartier mit den Menschen entwickeln will, ich eine stärkere 
Akzeptanz (...) in der Zivilgesellschaft und in der Bevölkerung habe als dann ein, (...) als 
politisches Argument, dann auch wirklich weiter in den Entwicklungen voranzuschreiten. Ne, 
also das ist der zweite Aspekt, der dann wirklich da auch aus meiner Sicht zumindest greift: Ich 
schaffe eine größere Akzeptanz wirklich in die Quartiersentwicklung zu gehen also mit einer 
fundamentalen Änderung des Nutzungszweckes, des Areals. Weg von einer (...) gewerblichen 
Hafenwirtschaft, wo ich ganz, ganz viele Brachen habe, aber so ein bisschen (Umschlag?) (unv.) 
ist da noch. Hin zu einem urbanen Gebiet, wo ich versuche - natürlich schon auch ein bisschen 
maritimes Gewerbe - aber auch Wohnen, Büro und öffentliche Fläche, vielleicht auch 
öffentliche Angebote dann auch zu haben. Das ist durchaus schwer hier in Flensburg, weil ich 
halt auch ganz, ganz viel Traditionalisten habe, aber diese Akzeptanz bekomme ich dann halt 
über solche Beteiligungsverfahren. Dann auch verknüpft, dass ich mit den Menschen, dann 
aber auch nachhaltig, als ja etwas, was wir natürlich alle wollen, dann in die Entwicklung 
hineingehen.  

67 Fr. Stetter: Mhm, ja. //Ich glaube // 

68 Fr. Knak:  //Darf ich // eine Ergänzung machen, wir haben //nämlich// 

69 Fr. Stetter: //Ja//  

70 Fr. Knak:  Wir sind nämlich noch im Rahmen dieses Reallabors übergegangen zu einem 
kooperativen Verfahren. Also für den Rahmenplan, für das Gebiet sollte am Anfang ein 
Wettbewerb stattfinden, ein städtebaulicher Wettbewerb. Und durch diesen 
Partizipationsprozess und diese ganze Auseinandersetzung mit Nachhaltigkeit und Suffizienz ist 
dann auch (...) unsere Stadtplanung oder der Baubereich, also die Fachbereichsleiterin vor allen 
Dingen, zu dem Schluss gekommen, dass es besser ist, nicht einen Städtebaulichen 
Wettbewerb zu machen, wo sich Büros bewerben und man hat dann mehrere Sachen, wo dann 
ein politisches und fachliches Gremium eine auswählt, sondern der Rahmenplan wird jetzt in 
einem kooperativen Verfahren gemeinsam mit der Stadtgesellschaft entwickelt. Also das war 
auch eine Konsequenz aus diesem Partizipationsverfahren und diesem ganzen 
Suffizienzverfahren in Bezug auf Hafen-Ost. Also finde ich nochmal einen wichtigen Effekt. Und 
das zweite ist, was ich noch erwähnen wollte: Dass auch (...) die Uni hat das das auch sehr stark 
herausgearbeitet: Um Suffizienz zu vermitteln muss man positive Bilder malen. Also man muss 
sagen, nicht sagen, was alles nicht mehr geht, sondern muss vor allen Dingen sagen, wie ein 
Quartier aussehen könnte und was man alles dafür gewinnt, wenn man etwas suffizient, also 
dass etwas, das hatte eben auch, da hat die Uni einen ganz starken Fokus darauf - zu Recht - 
gelegt und das so herausgearbeitet. Das waren noch so zwei Aspekte, die fielen mir gerade ein. 

71 Fr. Stetter: Ja, ja. Sehr gute Punkte. Ich glaube vielleicht kommen wir nachher da auch noch 
einmal darauf. Ich hatte glaube ich noch eine Frage dazu, aber zuerst wollte ich noch einmal 
darauf eingehen. Genau, also ich glaube, es ist deutlich geworden, dass dieser Dialog heute 
extrem wichtig ist. Ich finde es aber auch sehr spannend, dass es früher, also so in der Zeit des 
Fordismus vor Allem ja noch ein anderes Planungsverständnis gab. Also auch eher mal top-
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down, dass Städteplaner*innen sich auch so als alleinige Expert*innen gesehen haben. Und ich 
habe den Eindruck, heute wird Stadtentwicklung auch viel mehr auch als so eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe gesehen und es werden extrem viele Akteure miteinbezogen, 
was ja auch dieser Begriff der Governance meint. Und genau man hat eben so ein - wie Sie 
sagen - eher kooperatives Planungsverständnis. Und da stelle ich mir die Frage: Genau, was ist 
Ihrer Meinung nach heute die Aufgabe von Stadtplanung? Ist es auch eher so eine Art 
Mediationsrolle (...) zwischen unterschiedlichen Interessen und Akteuren (...) oder wie 
verstehen Sie sich da? (...) 

72 Hr. Brüggemann: Nun gut, also da sind wir ja durchaus in (...) so einer Fragestellung: Welche, in 
welchen Konflikten (...) ist man als Kommune beziehungsweise auch ist man als Stadtplanung? 
(...) Ist schon so ein bisschen angesprochen worden, dass natürlich das Thema (...) Kooperation 
ganz, ganz wichtig ist. Also Partizipation, zu schauen Interessen aufzugreifen als ein Thema, was 
aber dann durchaus auch (...) aus der Zeitperspektive länger dauert (...) als etwas, was ja dann 
auch Zeit kostet. Auf der anderen Seite hat natürlich so eine Stadtplanung oder auch eine 
Verwaltung einen erheblichen Druck dann auch, Projekte in die Realisierung zu bringen. Das 
heißt es gibt die Erwartungshaltung schnell, zügig ja ne umzusetzen. Einerseits politisch, 
teilweise auch durch Verwaltungsspitze, teilweise aber auch ja wirtschafts-, investoren-, 
unternehmensbezogen. Muss man auch so sehen. Und das ist so ein (..) ja so ein 
Spannungsverhältnis (...) (wissen Sie?) (unv.) auch angesprochen haben Stakeholder. 
Stakeholder sind halt nicht nur die Bevölkerung, die Menschen, die wir abholen müssen im 
Sinne einer ja Stadtgestaltung, sondern dass letztendlich auch Anlieger, Investoren, 
Unternehmen, die möglicherweise da auch schon in Quartieren da sind. Das sind dann 
teilweise natürlich auch Eigentümer. Wenn wir uns Quartiere anschauen, die nicht 
ausschließlich oder nicht im städtischen Besitz sind, sondern wo ich dann auch noch 
Privateigentümer habe. Und oftmals merkt man das schon, da stecken wirtschaftliche 
Interessen dahinter und wirtschaftliche Interessen drücken in Richtung Umsetzung, in zeitliche 
Realisierung und das ist dann durchaus auch eine (...) ja ein Angriffspunkt (...) für 
Verwaltungen, da ist möglicherweise nichts? (unverständlich) erzielt. Und das ist so ein 
Spannungsverhältnis, was man austarieren muss (...) für eine Stadtplanung. Das heißt einerseits 
schon Macher, Projekte managen, umsetzen, Erfolg erzielen, etwas darzustellen. Auf der 
anderen Seite aber schon auch schauen, wie man die Menschen mitbekommt, eine breite 
Akzeptanz bekommt. Und dann natürlich auch schauen, wie ich Schritte auch dokumentiere, 
dass ich dann nicht wieder zurückfalle. Weil wenn ich Prozesse - ich will nicht sagen völlig 
basisdemokratisch - aber Prozesse auch stärker partizipativ angehe, dann hab ich natürlich bei 
den Menschen, die ich miteinbeziehe ja auch nicht eine Grundgesamtheit, die mit mir 
mitmarschiert, sondern das ist ja durchaus auch eine Gesamtheit ne dann verliere ich wieder 
welche, andere kommen hinzu, die dann möglicherweise einen Planungsstand, der schon 
einmal erreicht wurde dann wieder hinterfragen. Wir haben schon auch eine ziemliche 
Verbindlichkeit dahinterstehen (...) und letztendlich auch ein gutes Projektmanagement, dass 
ich dann wirklich sage, und da sind wir jetzt: Das haben wir schon entschieden. Solche 
(Schritten?) (unverständlich) und das ist aus meiner Sicht dann (...) ja das Selbstverständnis 
einer Stadtplanung oder auch einer Kommune auf der einen Seite schon partizipativ im 
Rahmen von Bürgerbeteiligung unterwegs zu sein, versuchen Interessen auch zu bündeln. Zum 
anderen aber auch Projekte zu managen, damit wir nicht in eine endlose Diskussionsschleife 
kommen, sondern wirklich auch Ergebnisse haben und so ein Projekt auch voranbringen. 

73 Fr. Stetter: Ja. Haben Sie noch etwas hinzuzufügen? 

74 Fr. Knak:  Ja, also es ist in Flensburg noch nicht so etabliert, kooperative Verfahren zu machen. 
Also man hat früher immer so (...) früher haben das ja alle Städte so gemacht. Man hat die nach 
dem Baugesetzbuch vorgeschriebenen Öffentlichkeitsbeteiligungen gemacht. Man hatte 
irgendwie ein Planungsgebiet, man hatte einen Investor und dann wurde eine fertige Planung 
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oder eine fast fertige Planung vorgestellt. Da konnte man dann Anregungen dazu geben und 
die wurden dann, ich sage einmal zum größten Teil wurden sie dann zurückgewiesen, 
manchmal wurden sie aufgenommen, aber dass es jetzt zu einer gemeinsamen entwickelten 
Planung kommt, beziehungsweise dass die Planung noch einmal komplett umgestoßen wird 
aufgrund von Einwendungen der Bürger - eher selten. Und dieser Ansatz, der funktioniert nicht 
mehr also (...) in der Stadtplanung. Also das haben wir auch hier in Flensburg deutlich 
feststellen müssen und deswegen geht denke ich kein Weg daran vorbei, Planung kooperativ zu 
entwickeln. Von Anfang an mit all den Schwierigkeiten, die Herr Brüggemann eben schon 
aufgezählt hat. Weil das Alte, das funktioniert nicht mehr. Und also weder, dass man schon mit 
einem fertigen Investor kommt, noch dass man mit einer fertigen Planung kommt. Sondern 
man muss einfach (...) kooperativ vorgehen, das wird die Zukunft sein. Da führt kein Weg daran 
vorbei. Denke ich so.  

75 Fr. Stetter: Ja. Spannend. (...) genau also (...) Genau also heute hat man ja dann auch so ein 
Verständnis, dass man Impulse in die Richtung setzt und eben weniger über Zwang und 
Gesetze regiert oder lenkt. Weil das auch vielleicht als bevormundend gesehen wird. Mich 
interessiert total - also vielleicht so in Ansätzen sind Sie da auch darauf eingegangen - wie sich 
eine Suffizienzpolitik da positioniert? Also ist es auch Ziel der Suffizienzpolitik Prozesse der 
Selbststeuerung anzustoßen also auch das Verhalten der Bürgerinnen und Bürger, der 
Individuen zu lenken? Weil im Prinzip ist ja das Ziel - so würde ich es verstehen - dass 
Menschen von sich aus nachhaltig handeln. Und wie (...) kann man das erreichen? Also (...) was 
sind da vielleicht Ansätze? (...) 

76 Fr. Knak:  Wir als Kommune, als Stadtverwaltung, wir müssen, also das ist meines Erachtens der 
stärkste Ansatz, den wir haben müssen: Wir müssen die Rahmenbedingungen setzt in der 
Stadt. Rahmenbedingungen, die es möglich machen, sich erst einmal - oder es einfach machen, 
sich ressourcenarm zu verhalten. Und die auch ja negative Auswirkungen für die Leute haben, 
die sich ressourcenintensiv verhalten. Also ganz klares Beispiel mal: Wenn ich einen 
Straßenraum habe und ich habe auf dem Straßenraum (...) ich sage einmal vierspurig für Autos 
und rechts und links noch Parkplätze und dann kommt ein Gehweg von einem Meter und ein 
Radweg von einem Meter, dann habe ich ganz klare Rahmenbedingungen geschaffen für eine 
autogerechte Stadt. Und wenn ich es anders mache und ich habe nur einen Fahrstreifen und 
keine Parkplätze mehr, weil ich inzwischen dann drei Meter breite Radwege habe und zwei 
Meter breite Fußwege habe, dann habe ich kein Platz mehr für Parkplätze. Und dann habe ich 
andere Rahmenbedingungen geschaffen. Und wenn ich dann auch noch eine entsprechende 
Ladeinfrastruktur habe, dann habe ich noch die Rahmenbedingungen geschaffen, dass die „/" 
Also erst einmal habe ich dadurch Rahmenbedingungen geschaffen, dass ich weniger Kfz auf 
den Straßen habe und für die wenigen dann, dass sie da möglichst keine Verbrennungsmotor 
haben, sondern vielleicht E-Motoren haben. Und wenn ich ganz viele 
Sondernutzungsgenehmigungen erteile für Carsharing-Stationen, die dann auch möglichst 
nichts kosten oder nur einen symbolischen Euro oder so etwas als Sondernutzungsgebühr dann 
kann ich eben, so kann ich Verhalten steuern als Stadt. Und ein ja und im Bereich der Flächen 
insgesamt ist es natürlich auch so. Ich kann als Stadt mir auferlegen als Ratsversammlung, dass 
ich den Außenbereich nicht mehr antaste. Ich weise keine Flächen mehr im Außenbereich aus. 
Also ein Moratorium, keine Flächen mehr im Außenbereich. Es werden nur noch Flächen im 
Innenbereich entwickelt und ich fokussiere mich auf den Bestand. Das also solche 
Entscheidungen kann ich ja treffen als Ratsversammlung und da wir uns hier im Bereich der 
Flächen in der Planungshoheit der Gemeinden bewegen, also da wo die Gemeinden tatsächlich 
auch die höchste Macht haben und auch Land und Bund gar keine Macht darüber haben. Also 
natürlich über das Baugesetzbuch und so weiter werden natürlich auch die rechtlichen 
Rahmenbedingungen gesetzt vom Bund und von den Ländern auch. Und über 
Förderinstrumente natürlich auch. Aber die Planungshoheit, was ich mit den Flächen mache in 
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der Kommune, die ist tatsächlich bei der Gemeinde. Und da kann man solche Entscheidungen 
treffen und also ich kann Entscheidungen treffen, wie ich Straßenraum nutze, ich kann 
Entscheidungen treffen, wie ich Flächen nutze und wie die auch bebaut werden. Also ob, ich 
kann versuchen sie in Eigentum zu behalten, sodass ich das dann auch steuern kann, über 
Verfahren, wie ich das vergebe, also an wen ich das vergebe. Also nicht, dass ich das verkaufe 
an den Einzelnen, der da seine Einfamilienhäuser da hinsetzt, sondern wie dann „/", dass es 
kompakt bebaut wird, dass es große öffentliche Flächen gibt, weniger individuelle Flächen - das 
kann ich alles steuern. Also ich kann versuchen über Bodenpolitik, also über Eigentümer, über 
Erbbaurechte, Konzeptverfahren kann ich versuchen, die Flächen zu steuern. Oder das kann ich 
nicht versuchen, das kann ich machen als Kommune. Dann den Straßenraum aufteilen, also ich 
habe ganz viel Macht als Kommune also etwas zu machen. Ich muss, es muss es nur wollen. 
Also der politische Wille ist da entscheidend. Und deswegen der zweite große Ansatzpunkt, den 
ich jetzt sehe, sind die Schulen. Also über Bildungspolitik das hinzubekommen, das zu 
vermitteln, dann sodass sich die Leitbilder, die man im Kopf hat ändern. Also die haben aber 
finde ich auch die jungen Leute also die Kinder und Jugendlichen haben schon ganz andere 
Leitbilder im Kopf als wir sie selber. Also unsere Generation jetzt, Henning und meine 
Generation, aufgewachsen ist mit dem, mit der ja mit dem immer mehr und mit dem 
Wachstum und mit Auto haben müssen und Einfamilienhaus haben müssen und so. Ich glaube 
da hat sich schon viel getan, aber das sind die beiden Bereiche, wo glaube ich ganz viel getan 
werden kann.  

77 Fr. Stetter: Kann man das vielleicht als so ich weiß nicht als drei Instrumente sehen. Einerseits 
also wirklich klare ordnungsrechtliche Instrumente, dass man Gesetze, Verbote, 
Planungszulassungsverfahren hat. Dann hat man vielleicht Anreizstrukturen also ökonomische 
Instrumente, dass man bestimmte Steuern erhöht, Autofahren teurer macht, Parkplätze 
bewirtschaftet und dafür öffentlichen Nahverkehr günstig - solche Strukturen. Und (...) der 
Dritte Punkt war, dass Sie sagen man muss über Bildung gehen und Informationskampagnen 
machen und das Bewusstsein in der Bevölkerung stärken für Nachhaltigkeit. Sind das so 
vielleicht die drei Aspekte, kann man das so sagen? 

78 Fr. Knak:  Ja. Also die Rahmenbedingungen zu schaffen sind, also Rahmenbedingungen in einer 
Kommune zu schaffen sind eigentlich, umfassen zwei Aspekte. Davon das eine ist das Angebot 
mit der Planung, also ich biete nur noch bestimmte Dinge an. Wenn ich keine 
Einfamilienhausgebiete mehr habe, dann kann ich das so machen. Und das andere ist der 
ordnungsrechtliche Charakter, der ist natürlich in der Kommune, also der planungs-, also mit 
der Planung und der Aufteilung von Straßenraum ganz viel zu machen also im politischen 
Raum, das ist meines Erachtens der stärkere Ansatzpunkt als mit ordnungsrechtlichen 
Maßnahmen, also mit Verboten zu kommen. Wobei ich immer der Meinung bin, dass es ohne 
Verbote nicht gehen wird, weil die Ökologie einfach Grenzen setzt, wenn wir das schaffen 
wollen mit der Erderwärmung und so weiter und so fort. Aber der Ansatzpunkt (...) 
Rahmenbedingungen so zu schaffen, dass man, dass es einfach viel besser ist, viel einfacher, 
bequemer und auch günstiger ist zum Schluss also kostengünstiger ist, ressourcenarm zu leben, 
ist meines Erachtens der beste Ansatzpunkt. Und das haben die Kommunen ganz viele 
Möglichkeiten. Natürlich schließt das, wenn ich Straßenumverteilung und so schließt das aus, 
dass ich mit dem Kfz nicht mehr so gut fahren kann. Also das hat natürlich auch einen 
ordnungsrechtlichen Charakter, aber es ist mehr, also es ist etwas anderes als zu sagen, ich 
verbiete es, mit dem Auto zu fahren. Das kann ich als Kommune ohnehin nicht. Also das ist kein 
kommunaler Ansatzpunkt. Wir können als Kommune, unsere hauptsächliche Gestaltungsmacht 
liegt im planerischen Bereich. Also im Bereich: Wie gehe ich mit meinen Flächen um? Oder wie 
beschaffe ich etwas? Oder - Also bei der Beschaffung, beim Umgang mit den Flächen bei der 
Wie versorge ich meine Kommune mit Energie? Und da ist es eben halt einfach so, dass hier 
Rahmenbedingungen geschaffen werden durch Planung und durch Angebote. Und die 



129 
 

Angebote für ein ressourcenintensives Leben werden entweder teuer oder komplett 
zurückgefahren oder so etwas also wir machen weniger Angebote für ressourcenintensives 
Leben und dafür sehr viele für ein ressourcenarmes Leben. Also so im ordungsrechtlichen 
Bereich, dass man direkt etwas verbietet, sehe ich gerade bei der Kommune wenig, wenig 
Möglichkeiten.  

79 Hr. Brüggemann: Das gibt es auch, wenn ich mir anschaue Sondernutzungssatzung, da habe ich 
ja Gaspilze oder Heizpilze auf Gasbasis, das kann ich nicht zulassen. Ist ja irgendwie ein Verbot. 
Also es gibt da auch durchaus ein kleines Instrumentarium, was dann aber wirklich ja punktuell 
wirkt ne. Also ich denke einmal schon auch wichtig ist: etwas nicht zulassen. Also 
Rahmenbedingungen setzten kann man auch sagen ich verbiete dann den Einfamilienhausbau 
ne als Verbot, aber letztendlich ist es kein Verbot, sondern letztendlich wir schaffen 
Rahmenbedingungen, dass so etwas nicht mehr möglich ist. (...) //Ein Beispiel (...)// 

80 Fr. Knak:  Wir machen das Angebot nicht mehr sozusagen. Also wir machen nur noch oder 
überwiegend Angebote nur noch für ressourcenarme Verhaltensweisen.  

81 Fr. Stetter: Mhm. Ja das //finde ich „/"// 

82 Hr. Brüggemann: //Ein Aspekt „/" // Vielleicht ein Aspekt: Du hast jetzt Bildung genannt und 
auch Rahmensetzung. Ein Aspekt ist natürlich schon auch (...) welche, für welche politische 
Programmatik steht man? Ne also das heißt man hat ja durchaus auch die Möglichkeiten auch 
als Verwaltung (...) ein bisschen eine auch wenn man Exekutive ist, eine politische 
Programmatik - ich will nicht sagen zu lenken - aber zumindest einzubringen. Und das ist ja 
schon auch bisher auch gelungen vielleicht auch in diesem Suffizienzprojekt. Dass man das in 
den politischen Diskurs eingebracht hat, hängt natürlich dann auch mit Personen zusammen 
und auch von der politischen Kultur, die so etwas aufnimmt. Und ich glaube das ist durchaus 
auch ein Instrument, (...) was man als Selbstverwaltung hat. Selbstverwaltung jetzt sowohl 
Verwaltung als auch Politik. Wo man dann auch dafür werben muss als ja (...) als politische 
Partei, vielleicht auch als Funktionsträger in einer Verwaltung (...) dass das ein Ansatz ist, den 
wir auch weiter vorantreiben wollen. Und das hängt natürlich dann schon auch (...) bei 
Fragestellungen oder hängt mit Fragestellungen zusammen: Was für Personen habe ich dann 
auch in Funktionen? Sind das Personen, die durchaus ja konsequent und programmatisch ihr 
Handeln ausrichten oder habe ich Personen, die dann durchaus auch sich mit Charisma 
auszeichnen um dadurch auch eine Überzeugungsarbeit zu leisten? Oder habe ich auch eine 
politische Kultur, die auf der einen Seite zwar eine Programmatik immer braucht, wir brauchen 
ein Parteiprogramm. Aber wenn es dann im konkreten Handeln ne dann irgendwie gerne auch 
einmal umkippt und sagt okay jetzt gibt es die Interessensgruppe, die etwas will. Und dann ja 
weiche ich ab von einer durchaus auch guten Programmatik, weil es jetzt darum geht, 
kurzfristig Wählerstimmen oder Partikularinteressen zu bedienen. Ich glaube das ist auch so ein 
Aspekt, der ja durchaus auch eine Rolle spielt, wenn ich das Thema Suffizienz, Suffizienzpolitik 
auch in einer Gesellschaft etablieren will, dass es mit handelnden Personen zusammenhängt, 
die auch ja in exponierten Funktionen in einer Selbstverwaltung tätig sind.  

83 Fr. Stetter: Ja, ja. (...) 

84 Fr. Knak:  Sie hatten Förderinstrumente angesprochen ne, (dass da so eine?) (unv.) Das sehe 
ich im - das fiel mir eben gerade noch ein - das sehe im kommunalen Bereich nicht so. Das ist 
eher bei Bund und Ländern. Die haben ja sehr viele Förderprogramme und die müssten dann 
auf so eine Planungspolitik abgestimmt werden. Also jetzt gibt es ja ganz viele 
Förderinstrumente noch, die eben ein ressourcenintensives Leben fördern, wie Baukindergeld 
oder die Pendlerpauschale und all diese Dinge. Und aber auch Neubauvorhaben gegenüber 
Bestandsausbau oder Sanierung. Und da ist eher der Bund und die Länder mit ihren 
Förderprogrammen gefragt. Also wir haben bei der Kommune (...) haben wir eher also wie wird 
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die Kommune genutzt, also wie wird der Boden der Kommune genutzt also das ist unser 
Spielfeld und das Spielfeld vom Bund und Ländern ist mehr: Wie fördern wir das dann mit Geld 
dann noch zusätzlich. Aber das ist, dann müsste ist eher Bund und Ländersache gefragt.  

85 Fr. Stetter: Okay, ja. Also ich fasse noch einmal zusammen. Also ich finde es sehr spannend, 
dass sie das über Rahmenbedingungen lösen wollen. Also dass es eben kein Zwang ist, man hat 
immer noch die Wahlfreiheit, aber es gibt eben dann nachhaltigere Angebote und die sind 
begünstigt. Weil ich habe nämlich auch noch den Aspekt, den ich spannend finde: Dass die 
Verantwortung ja sonst auch sehr an Individuen abgegeben wird. Also wenn Individuen 
letztendlich zum Beispiel im Bereich Konsum im Supermarkt entscheiden müssen, welche 
Produkte sie kaufen und teilweise auch gar nicht transparent ist, welche jetzt die nachhaltigen 
sind, dann finde ich wird da sehr viel Verantwortung einfach auf Individuen abgegeben. Weil es 
auf dem Markt eben sehr viel unökologische Angebote gibt, die auch oft preiswerter sind, 
verlockender und (...) teilweise ist auch gar nicht einsehbar wegen Greenwashing, was jetzt die 
besten Produkte sind. Und das kann man ja auch auf andere Bereiche übertragen. Dass man 
vielleicht ein kleines Haus möchte, aber es einfach gar nicht die Optionen gibt. Und ich glaube, 
dass sich einige Menschen oder viele Menschen - weiß ich nicht - auch vielleicht mehr 
Steuerung wünschen in Richtung Nachhaltigkeit. Andererseits, wir hatten es vorhin davon, ist 
es natürlich auch schwierig, weil es eine Gesellschaft auch spalten kann, wenn zu schnell 
vorgegangen wir und es dann zu einer Polarisierung kommen kann. Vielleicht nochmal die 
Frage, also wie sehen Sie aktuell so dieses Verhältnis von Staat und Markt und bedarf Suffizienz 
quasi auch einem stärkeren Staat an einigen Punkten, um eine Richtungsweisung in Richtung 
Nachhaltigkeit zu geben? Also ich glaube das hatten Sie auch schon weitestgehend 
beantwortet, aber vielleicht noch einmal so damit ich das für mich klar habe.  

86 Hr. Brüggemann: Soll ich anfangen, oder? (...) Also ich bin schon der Überzeugung 
(Martinshorn im Hintergrund) also nicht nur aus Gründen der Suffizienz, dass es eines stärkeren 
Staates bedarf. Auf der, einerseits weil man ja feststellt, ne es gibt riesige Bedarfe ne in so einer 
kommunalen Selbstverwaltung, die geklärt, gemacht, geregelt werden müssen. Also Kämmerer 
weiß ich, dass ich aber mich in einer Mangelverwaltung befinde. Mal nur so. Das heißt die 
Bedarfe, die an jeder Stelle irgendwie artikuliert werden, und dazu gehört natürlich auch eine 
nachhaltige Stadtentwicklung - gerne auch im Sinne der Suffizienz - die Bedarfe, die artikuliert 
werden, bekomme ich so in dem Maße ja auch nicht irgendwie wegfinanziert und so gesehen 
wenn ich wirklich grundsätzlich mir die Bedarfe anschaue in so einer Selbstverwaltung: Das ist 
natürlich nachhaltige Stadtentwicklung, das ist das Thema Bildung, da sind wir möglicherweise 
auch in den sozialen (?) (unverständlich) Aspekten, die mit reingreifen, wo ich Bedarfe sehe. Da 
bin ich aber möglicherweise auch jetzt ganz aktuell beim Thema Gesundheit. Ne das heißt wir 
haben über Jahrzehnte hinweg eine auch eine Gesundheitsverwaltung heruntergespart. auch 
bundesweit, wahrscheinlich weltweit. Und jetzt zeigen sich da durchaus die Defizite. Ja und so 
gesehen bedarf es da schon auch eines stärkeren Staates aber dann in dem Sinne, dass der 
Staat auch mit mehr finanziellen Ressourcen ausgestattet wird. Weil momentan sehe ich auch, 
dass das Geld ja eigentlich kein Problem ist. (...) Es gibt genug Geld, es gibt einen riesigen auch 
privaten Wohlstand. Natürlich habe ich innerhalb des privaten Sektors auch Verwerfungen, das 
heißt die Schere geht ja auseinander. Aber ich habe letztendlich diesen riesigen privaten 
Wohlstand, der sich ausdrückt in riesigen Häusern, der sich ausdrückt, wenn ich hier in die 
Förde schaue, in riesigen Segelyachten, der sich ausdrückt in Zweit-, Dritt-, Viertautos. (...) Nur, 
dass was sichtbar ist. Dann sehe ich, dass das Geld wirklich in den Beton hineinfließt, dass das 
Geld in Aktien- und Kapitalmärkte hineinfließt, dass ich einen Boom im Kunstmarkt habe, das 
heißt wenn man das Geld in Anlageformen, aber leider sind diese Anlageformen nicht in den 
öffentlichen Infrastrukturen oder nicht in dem Maße wie man sich das vorstellen würde, 
sondern irgendwo privat und so gesehen glaube ich schon, dass man „/" Oder um halt dann 
auch wieder herunterzukommen auf eine suffiziente Stadtentwicklung und wenn ich das 
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Thema auch Suffizienz vorantreiben will, ja brauche ich einen starken Staat beziehungsweise 
sollte man sich durchaus auch überlegen, ob ich nicht insgesamt auch eine stärkere Staatskohle 
brauche. Eigentlich schon sehe, Geld ist genug da. Leider nicht da, wo es hingehört. Und aus 
meiner Sicht: Die Kommunen brauchen es. (...) Ich als Kämmerer einer Stadt, die seit 20 Jahren 
defizitär ist oder 22 Jahren, ich brauche Geld und merke aber, wie schwierig es ist und dass 
auch die Umverteilungssysteme da auch nicht so richtig funktionieren. (...)// (Ich meine?) 
(unverständlich) // 

87 Fr. Stetter: Ja. //Das heißt// (...) Ich habe auch irgendwie gelesen, dass die Kommunen eben an 
Bedeutung gewonnen haben, die Nationalstaatenebene eher an Bedeutung verloren hat und 
Kommunen schon auch eine hohe Verantwortung zugesprochen wird und viele Aufgaben 
abgegeben werden. Aber, wie sie sagen, wir das Geld eben nicht weitergereicht. Und Sie 
befinden sich dann in der schwierigen Situation, dass Sie letztlich auch vor dem Dilemma 
stehen, dass Sie vielleicht doch in Versuchung geraten, neue Flächen auszuweisen, um 
Steuereinnahmen zu generieren. Gewerbe-, Einkommenssteuern. Und dann also weil sie sonst 
auch kein Geld haben für suffiziente oder für nachhaltige Projekte. Ist das so eine Problematik, 
so Sie sich wiederfinden? 

88 Hr. Brüggemann: Das ist ja die Thematik, die wir glaube ich auch in unserer Publikation 
//beschrieben haben// 

89 Fr. Stetter: //Ja. // 

90 Hr. Brüggemann: Die wir ja auch bei uns in der Verwaltung durch Alexandra sehr stark 
beantwortet haben oder bearbeitet haben. Das Thema dieser Teufelskreis. (Defizitär?) 
(unverständlich) Ich muss mir Gedanken machen, wie ich Einnahmen generier. Und das 
Einnahmen generieren passiert dann letztendlich über Wachstum. Indem ich da auch wieder 
Anreize, wir waren gerade bei den Rahmenbedingungen, Anreize schaffe, dafür das Bürger 
nach Flensburg kommen. Dass Gewerbe, Unternehmen nach Flensburg kommen, weil dann 
bekomme ich Zuweisungen über (?) (unverständlich), das Finanzausgleichssystem, dann 
bekomme ich Gewerbesteuer, dann bekomme ich Einkommenssteueranteile. Das heißt 
momentan, in der jetzigen Finanzverfassung, in der sich Kommunen befinden, habe ich 
Anreizsysteme, die Rahmenbedingungen so auszulegen, dass ich weiter in die Versiegelung 
hineingehe. Und in die Versiegelung, diesen Zwang habe ich dann. Als Kämmerer muss ich das 
fordern ne, wir müssen weiter wachsen ne, weil ansonsten (fällt?) (unverständlich) Haushalt 
auseinander. Weil mir das Bewusstsein fehlt auf der Ausgaben- und Aufgabenseite da 
möglicherweise Abstriche zu machen, was ich dann möglicherweise auch gar nicht will, weil ich 
letztendlich die Problemlagen in der Kommune sehe oder auch die Notwendigkeit, wo wir 
handeln müssen. Unter anderem suffiziente und nachhaltige Stadtentwicklung. Das ist glaube 
ich so ein Dilemma, wo wir glaube ich auch - ich hoffe ich spreche auch für dich (lacht) 
Alexandra - in den dreieinhalb Jahren auch durchaus ordentliche Erkenntnisse bekommen 
haben, wie da auch die Zwänge sind fiskalischer Art. Im Rahmen der Finanzverfassung, aber 
dann auch ein wichtiger Aspekt, nach welchen Leitbildern funktionieren wir als Bevölkerung, als 
Gesellschaft, als Interessensgruppe und da ist halt immer das Schreien nach immer mehr ne. 
Wenn ich eine Schule baue, oder wenn ich das Projekt habe Schulneubau und ich frage dann 
alle, die dann irgendwie die ganzen Stakeholder, ne dann wird aus einer Schule, die bisher 
untergekommen ist bei (...) 5.000, 6.000 Quadratmetern, wird eine Schule mit 9.000 
Quadratmetern ne. Weil ich möglicherweise - vielleicht auch nachvollziehbar - weil die alte 
Schule ist ein Gebäude aus der Gründerzeit und da war ne Raumbedarf, pädagogisches Konzept 
noch ein ganz anderes als heutzutage. Aber mit der Folge, dass ich dann (...) ja eine riesige 
Schule baue mit einer starken Versiegelung, (betontes einatmen) ja ne, wo man dann - da sind 
wir wieder bei der Frage Suffizienz ne, wäre nicht auch die Nullvariante gegangen? Ne wenn 
man dann für so eine Schule sagt nein, die wäre da nicht gegangen, wo ich selber auch 
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überzeugt bin. (Das ist gut?) (unverständlich) , dass wir eine neue Schule gebaut haben, das 
andere war nicht mehr, war abgängig. (...) Dann habe ich aber die bewusste Entscheidung 
gemacht okay, für Bildung ist mir wichtig, da weise ich eine Flächenversiegelung von was weiß 
ich einem halben Hektar aus und gut ist. (...) Aber (...) Jetzt habe ich fast den Faden verloren.  
(lacht) 

91 Fr. Stetter: (lacht) 

92 Fr. Knak:  Darf ich einmal ganz kurz da anbinden, //weil ich gerade// so einen Gedanken habe, 
der da //gut dazu passt// 

93 Hr. Brüggemann: //Gerne.// 

94 Fr. Stetter: // Ja // 

95 Fr. Knak:  Bei Schulen. Ich glaube das ist auch so Konsens: Da trifft man dann die Entscheidung: 
ja das muss jetzt sein, weil wir einfach eine andere Bildung haben als in den 50er oder 60er 
Jahren und auch ein anderes Verständnis von Bildung haben und was Schule leisten soll. Und 
aber zum Beispiel ein anderes Beispiel ist, wo ich dann auch wieder steuern kann als 
Kommune: Beim Einzelhandel. Vor ungefähr 20 Jahren war großflächiger Einzelhandel bei 700 
Quadratmetern, jetzt gibt es glaube ich keinen Discounter mehr der unter 1.400 irgendwie ist 
und wir essen ja nicht mehr oder wir sollten zumindest nicht mehr essen als wir es ohnehin 
tun. Und wir müssten jetzt auch nicht statt fünf Müslisorten dann 15 da stehen haben 
irgendwie in der Auswahl. So und da kann eine Kommune steuern. Kann für sich entscheiden 
und sagen: Nein, wir weisen diese Flächen nicht aus für diese großen Sachen. Wir haben in den 
Stadtteilzentren so und so viele Quadratmeter zur Verfügung. Wenn die Kommunen das - ich 
sage einmal über den Städtetag - sich vereinbaren, dass sie es insgesamt so machen, dann wird 
sich auch der Markt anpassen. Also wenn sie sagen äh - gibt es ja auch schon solche wie Ikea 
oder so etwas, die sagen wir bekommen keine Flächen mehr an den großen Städten und so und 
die gehen jetzt wieder mit kleineren Sortimentsangeboten gehen die dann in die Innenstädte 
plötzlich wieder rein, also die passen sich schon an, der Markt passt sich an die 
Rahmenbedingungen, die ihnen von den Kommunen gegeben werden und da könnte eine 
Kommune sehr gut entscheiden und sagen: Nein, also das muss jetzt nicht sein. Wir weisen 
diese Fläche nicht aus für diesen noch größeren Discounter oder (...) Vollsortimente. Also 
insofern „/" Aber wenn, ich wollte noch einmal sagen, also es gibt natürlich eine Grenze für den 
Staat ne, wir haben ja nun - da kommt wieder die Juristin  

96 Fr. Stetter: (lacht) 

97 Fr. Knak:  Wir haben ja nun das Grundgesetz und wir haben (lacht) die Grundrechte, die mir 
auch heilig sind. Also (...) und die (...) „/" Also wir müssen zum Schluss - also auch wenn ich sehr 
dafür plädiere, dass wir mehr öffentlichen Wohlstand bekommen, dass wir mehr das auch 
Kommunen mehr Eigentum an öffentlichen Grund- und oder an Grund- und Boden behält, aber 
nicht die gesamte Stadt. Sondern wir müssen eine Balance finden dazwischen. Also wir haben 
die Grundrechte, wir haben im Grunde genommen, wir müssen es schaffen, zu gewährleisten, 
dass die Menschen weiterhin ein selbstbestimmtes Leben führen können und nicht alle 
gleichgeschaltet werden und wir müssen auch auf dem Boden der Marktwirtschaft bleiben. 
Weil das ist einfach durch bestimmte Grundrechte wie Artikel 2 also allgemeine 
Handlungsfreiheit und Berufsfreiheit, Artikel 12 so, dass die Wirtschaftsordnung grundsätzlich 
marktwirtschaftlich sein muss. Da kommen wir nicht drum herum. Und das ist glaube ich auch 
nicht schlimm also im Gegenteil, also ich bin sehr dafür, also ich persönlich bin auch sehr dafür. 
(...) Aber was wir (...) worauf wir den Fokus legen sollten, ist nicht, dass wir plötzlich keine 
Marktwirtschaft mehr haben oder keine Selbstbestimmung mehr von Lebensweisen, sondern 
wir müssen weg von dieser Wachstumsorientierung. Auch eine Marktwirtschaft oder eine 
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selbstbestimmte Lebensweise kann funktionieren, wachstumsunabhängig funktionieren. Also 
das ist jetzt mein Fokus, den ich stärker habe. Also nicht so sehr jetzt die Systemfrage zu 
stellen, dass wir jetzt plötzlich eine Ökodiktatur bekommen, wie das ja jetzt immer so oft 
polarisiert dargestellt wird im Fernsehen, sondern nein wir können eine Marktwirtschaft 
behalten, wir können auch eine selbstbestimmte Lebensweise behalten, aber wir müssen weg 
von dieser Wachstumsorientierung. Und da muss der Staat etwas stärker (...) regulieren. Aber 
das hat er immer getan. Er hat ja auch im Rahmen der letzten 70 Jahre ständig reguliert. Nur 
eben in eine andere Richtung, er hat autogerechte Städte geschaffen, er hat, weiß ich nicht, 
durch seine Politik es möglich gemacht, dass die Leute „/" oder die Leute auch dazu gebracht, 
dass sie der Meinung sind, sie müssten jetzt dringend ein Einfamilienhaus haben, damit sie 
ihren sozialen Status aufbauen können. Also das ist so ein Wechselspiel. Was der Staat macht, 
betrifft wieder das Bewusstsein der Menschen oder die kulturellen Leitbilder und 
andersherum. Also das ist so ein gegenseitiges Wechselspiel. Und da muss man ran. Ohne, dass 
man jetzt wirklich den Menschen komplett die Selbstbestimmung und der Wirtschaft die 
Marktwirtschaft wegnimmt. Da wäre ich nämlich sehr dagegen. (lacht) 

98 Fr. Stetter: Mhm, ja total spannend, weil also das wären auch nochmal zwei Fragen, die sich da 
gut anschließen. Das ist glaube ich auch so ein Kernpunkt meiner Forschung, meiner Arbeit. 
Weil ich mich einfach auch frage, inwiefern die Logiken von Suffizienz, die ja einfach auf (...) ja 
einen Umgang mit unseren Ressourcen im Einklang mit den planetaren Grenzen sind, inwiefern 
diese Logiken mit den neoliberalen Logiken, die ja einfach auf ja Wachstum, Profitorientierung, 
homo oeconomicus aus sind, sich entgegenstehen und also, ob Suffizienz sich einer Politik, die 
neoliberalen Logiken folgt, entziehen kann. Also wie sie sich in diesem Feld sieht und also, ob 
es letztendlich eine ökonomische Transformation braucht oder - wie Sie, also Sie meinten ja 
jetzt, dass es das nicht braucht und dass es einfach eine andere Orientierung innerhalb des 
ökonomischen Systems geben sollte. 

99 Fr. Knak:  Das System der sozialen Marktwirtschaft, das würde ich auf keinen Fall in Frage 
stellen wollen. Also ich persönlich nicht, aber es geht auch meines Erachtens nicht aufgrund der 
Vorgaben durch die Grundrechte. Und das würde also bedeuten, dass wir unsere Verfassung 
abschaffen müssten, was ich jetzt auf keinen Fall befürworten würde. Also wir sind eine 
Gesellschaft, die auch individuellen Freiheitsrechten basiert und das muss auch so bleiben.  

100 Fr. Stetter: Ja, absolut. 

101 Fr. Knak:  Wir wollen ja beweisen als westliche Welt, dass wir diese ökologischen Probleme in 
den Griff bekommen können, ohne dass wir zu einer Diktatur werden, wie das jetzt in China 
oder in Russland der Fall ist. Da wird das von oben verordnet und alle müssen das machen, ob 
sie wollen oder nicht. Wir wollen hier beweisen, dass es auch mit (...) als (...) im Rahmen einer 
individuell freiheitlichen Gesellschaft funktionieren kann. Aber die Ökonomie muss sich schon 
transformieren. Also die Marktwirtschaft muss wegkommen von dem Wachstumsdogma. Und 
das bedeutet auch nicht, dass sie nicht wachsen darf. Aber die Grenze muss die Ökologie 
vorgeben, die Ökosysteme vorgeben. Und auch die Ausübung von individuellen Freiheiten, die 
also immer stärker ausgeübt worden sind in den letzten 70 Jahren, sind wir ja immer, zu immer 
stärkeren Individuen geworden und haben unsere individuelle Freiheit immer stärker in 
Anspruch genommen. Also wenn man ja so schaut, was wir für normal halten als Individuum 
gegenüber dem, was man in den 60er oder 70er Jahren - die sie natürlich nicht mehr kennen 
(lacht) - als normal gehalten hat, dann sieht man doch sehr stark, dass da eine sehr, sehr große 
Diversität in der Individualität gegeben hat. Und (...) da müssen wir ein bisschen innehalten und 
müssen sagen: Muss das denn so sein? Und das Bundesverfassungsgericht hat das ja jetzt auch 
gesagt in dem Urteil zum Klimaschutzgesetz in einem Beschluss ist das gewesen, Beschluss zum 
Klimaschutzgesetz, dass sie gesagt hat, wir müssen praktisch gesagt hat, wir müssen mit 
unserer Freiheit und unserer Individualität etwas maßvoller umgehen, damit auch die 
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zukünftigen Generationen noch Freiheit ausüben können. Und hat das eingefordert. Und da ist 
der Staat gefragt. Also im Grunde genommen, geht es nicht darum, ein ganzes System zu 
kippen, sondern es geht darum, es maßvoll auszuüben. Das heißt also marktwirtschaftliche 
Prozesse nicht an ein Wachstumsdogma zu knüpfen, sondern zu sagen: Wo kann ich wachsen, 
wo geht das, wo ist das mit den Ökosystemen im Einklang? Und bei den Eingriffen des Staates 
zu schauen: Wo muss er eingreifen, damit das nicht zu sozialen Verwerfungen kommt und 
damit die Ökosysteme erhalten werden und wo muss der Staat also individuelle Freiheit ja 
etwas stärker regulieren, damit es nicht zu sozialen Verwerfungen kommt und nicht zu 
ökologischen (...) ja Verwerfungen oder ja zum Zusammenbruch von unserem Ökosystem, denn 
zum Schluss haben wir dann gar keine Freiheit mehr, wenn das passiert. Und es geht eigentlich 
darum, mit diesen Dingen etwas maßvoller umzugehen, aber nicht das System komplett zu 
kippen. Also jedenfalls, das ist jetzt meine persönliche Meinung. (...) //Aber da haben bestimmt 
andere //eine ganz andere Meinung und sagen wir müssen den Kapitalismus (lacht) abschaffen 
oder so etwas, das sehe ich aber nicht so. Also das ist jetzt eine persönliche Meinung. 

102 Fr. Stetter: Ja, ja vielen Dank. 

103 Hr. Brüggemann: Vielleicht (...) Ich würde mich vielleicht dem nähern. Also Neoliberalismus ist 
so ein Begriff der ja, ne gerne auch mal als Schlagwort genutzt wird  

104 Fr. Stetter: Ja. 

105 Hr. Brüggemann: Mit dem Attribut, es ist böse, es ist schlecht. Ich überlege, was sind 
zumindest für meine Antwort so zwei (...) Kernelemente eines Neoliberalismus. Das eine ist ja 
schon eine starke Deregulierung, ein Zurückfahren vom Staat als ein Kernelement. Das heißt ich 
habe bewusst im Rahmen des Neoliberalismus oder bei der Entwicklung den Staat geschwächt. 
Alles kann man über den Markt regeln als ein Aspekt. Das Thema wirklich der starken 
Deregulierung, Liberalisierung von Vorgaben von „/" Und das zweite ist das Thema Marktmacht 
ne. Dass letztendlich man das Problem der Marktmacht so im Neoliberalismus auch nicht so 
gesehen hat ne: Wer wachsen darf, kann wachsen, egal wohin und man fährt gerne auch 
einmal eine (...) ja Fusionskontrolle zurück, man lässt auch Größe zu. Und das sind glaube ich so 
zwei Aspekte, die ja, die man dann auch ganz stark dann wieder (...) aus meiner Sicht auch 
zurückfahren muss ohne, dass man eine Marktwirtschaft völlig negiert. Und da hilft es dann 
durchaus, sich noch einmal Gedanken zu machen: Welche marktwirtschaftlichen Konzepte gibt 
es denn eigentlich, die durchaus auch mit klaren Rahmensetzungen dann auch (...) Wirtschaft, 
auch freiheitliche Wirtschaft ermöglicht haben. Und da sind wir eventuell ganz schnell beim 
Thema der sozialen Marktwirtschaft beziehungsweise auch des Ordoliberalismus, der dann 
irgendwie entwickelt wurde nach dem Krieg, vielleicht auch schon vorher ne im Grunde 
genommen die Grundlage, auf der dann letztendlich auch eine Wirtschaftsordnung, wie ja in 
Deutschland nach dem Krieg eingeführt wurde. Wo ja auch ganz klar gesetzt und gesagt wurde: 
Ich brauche eine ganz klare Rahmensetzung, ich brauche eine Ordnungspolitik (...) im 
sozialpolitischen, im umweltpolitischen. Ich brauche aber auch eine ganz klare Kontrolle von 
wirtschaftlicher Macht mit einer sehr starken Monopolkommission, mit einer sehr starken 
Kartell- und Fusionskontrolle. (...) Weil ich glaube schon auch, dass das Thema so 
wirtschaftliche Macht dann dazu führt, dass Geld entscheidet, was wo ich Eigentümer werden 
kann, was ich dann auch mit meinem Eigentum machen kann. Und wir sind letztendlich in einer 
Eigentumsordnung - das ist auch gut so. Aber wenn das Eigentum immer stärker in wenigen 
Händen ist ne (...) ja kommt das zu nicht guten Ergebnissen. Weil diese Hände, die sind nicht 
demokratisch legitimiert, sondern das ist einfach nur ja ne, weil ich Eigentümer bin. (...) Und 
das andere ist eine riesige Marktmacht führt natürlich auch dazu, dass da ganz, ganz stark auch 
politische Macht daraus entsteht. Weil ne mein Gefühl ist schon auch (hier in Deutschland?) 
(unverständlich) (...) dass ich eine sehr starke Lobbyabhängigkeit habe in den Parteien und je 
größer eine Lobby ist oder je größer eine Marktmacht ist einer Lobby, je mehr Arbeitsplätze 
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daran hängen, desto stärker ja kippt eine Politik um und macht irgendetwas. Und das sieht man 
ja durchaus auch bei Themen ne (...) Windenergieausbau oder diverse (...) ne was ist ein 
Kohlekompromiss? Und so gesehen sind das für mich zwei Aspekte. Das hat jetzt weniger mit 
Suffizienzpolitik zu tun, aber zwei Aspekte (...) wenn ich das Thema Neoliberalismus in den 
Mund nehme, wo man dann wirklich auch herangehen muss: stärkere Regulierung ne, was ist 
eigentlich möglich? Da dann auch durchaus Einschränkungen von individuellen Freiheitsrechten 
im Sinne übergeordneter Ziele. Und ich glaube da hat es auch hier in Deutschland - vielleicht 
nicht so extrem wie in Großbritannien oder in den USA - aber zumindest in den letzten 40 
Jahren oder 30 Jahren, gab es da durchaus eine Entwicklung, die man jetzt auch langsam 
wieder zurückdrehen müsste.  

106 Fr. Stetter: Mhm. Ja. (...) 

107 Fr. Knak:  Das sind „/" Also das ist auch der Ansatz gewesen der sozialen Marktwirtschaft. Dass 
Eigentum und Vermögen auf sehr Viele verteilt ist, also dass viele das schaffen können, also 
Eigentum und Vermögen. Und nicht Wenige. Also Wenige Alles haben und Viele Nichts haben, 
sondern das war ja gerade der Ansatz und (...) das sollte ja gefördert werden, dass Eigentum 
und Vermögen bei Vielen sind und das ist sicher auch der richtigere Ansatz.  

108 Fr. Stetter: Ja. Ja wow, das gibt mir gerade sehr viel zu denken (lacht). Ich weiß gar nicht, wie 
sieht es denn bei Ihnen zeitlich aus? Weil wir haben jetzt auch schon halb 12, das ging sehr 
schnell. 

109 Hr. Brüggemann: Den nächsten Termin habe ich irgendwie um 12, also ich müsste irgendwie so 
„/" 20 Minuten hätte ich vielleicht noch. 

110 Fr. Stetter: Okay. // Ja // 

111 Hr. Brüggemann: //(Was (...) Wie sieht es?) (unverständlich) // 

112 Fr. Knak:  Bei mir ist es auch gut. 12 ist auch gut.  

113 Fr. Stetter: Okay, super. (...) Also genau, ich finde es super spannend. was quasi auf welcher 
Ebene getan werden muss, was in welcher Macht steht, um letztendlich (...) das Ziel der 
Nachhaltigkeit zu erreichen. (...) Und das reicht ja von dem individuellen Wertewandel bis hin 
eben von (...) ja europäischen oder globalen Richtlinien. Und was mich da auch interessiert, 
vielleicht noch als Frage: Welche Rolle Leitbilder spielen, also auch überregional. Und ich hatte 
glaube ich gelesen, dass sie auch da sehr vernetzt sind interregional. Also auch Oberzentren 
haben, wo sie sich zu Umweltschutz austauschen. (...) Welche Bedeutung kommt dieser 
Vernetzung zu? Um auch die gleiche Strategie zu fahren und vielleicht sich auch nicht 
gegenseitig irgendwie Gewerbe (...) abzuwerben? 

114 Hr. Brüggemann: Leitbilder ist ja einerseits - hatten wir auch in der Delegation - welche 
Leitbilder, nach welchen Leitbildern strebt der Mensch vor Ort? Das ist ja ein Thema, das 
andere ist ja schon das Thema interkommunale Kooperation. Wo wir da als Stadt schon auch in 
der Kommunalen Kooperation hereingehen. Wobei diese interkommunalen Kooperationen 
nicht unbedingt dann das Ziel haben, in eine nachhaltige, also nachhaltige im Sinne von 
Ressourcenschonung, nachhaltige Regionalentwicklung einzusteigen. Sondern das sind dann 
durchaus auch Kooperationen, die schon das Ziel haben auch weiter in eine klassische 
Entwicklung hineinzugehen. Die gemeinsame Gewerbegebietsentwicklung wie jetzt auch 
gemeinsame Wohnungsbauentwicklung (...) Und ja (...) Wenn ich in solche Kooperationen 
hineingehe, bin ich ja natürlich auch wieder in der Versiegelung. (...) Kann natürlich sinnvoll „/" 
Natürlich ist das schon auch sinnvoll dort (...) auch in die Kooperation hineinzugehen. Weil wir 
sind ein Oberzentrum. Und auch im Sinne von (...)Verkehrsreduzierung sollte man schauen, wie 
man dann auch - wenn der Bedarf da ist - bei Gewerbe oder bei Wohnungen, dass man dann 
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diesen Bedarf dann durchaus auch (...) in der Nähe eines Oberzentrums irgendwie abbildet, um 
zu verhindern, dass ich eine weitere Zersiedelung habe, dass dann irgendwelche 
Gewerbegebiete, was weiß ich 20 Kilometer entfernt, irgendwo in dörflichen Strukturen 
stattfindet oder da dann auch der Wohnungsbau stattfindet. Also in diese Richtung kann das 
schon sinnvoll sein. Grundsätzlich haben wir aber schon auch „/" führt das aber schon auch 
dazu, dass ich weiter versiegle oder eigentlich nicht suffizient handle. (...) Natürlich ist 
Vernetzung mit Umlandkommunen notwendig, wenn ich irgendwann einmal auch eine 
Diskussion starte, ja flächensparend, Suffizienz sein, weil wir schon in den Situationen sind: 
Jede Kommune für sich hat eine Planungshoheit und jede Kommune für sich kann - abhängig 
natürlich von der Regional- oder auch einer Landesplanung - kann für sich auch Gebiete 
ausweisen, kann weiter in eine Versiegelung gehen. Und wenn ich wirklich dieses Oberziel 
habe, was auch regional oder landesweit irgendwie verwurzelt ist: Ja, wir wollen nicht weiter 
versiegeln, brauche ich natürlich diese Kooperation, damit es dann nicht irgendwie (...) ich eine 
Gefangenendilemmasituation haben: Ja ne alle machen mit bis auf zwei und die profitieren ja 
davon, weil sie dann mehr Einwohner, mehr Unternehmen generieren und letztendlich im 
Rahmen meiner Finanzverfassung dann auch mehr Geld abziehen, um sich dann auch 
weiterzuentwickeln. Also das sind so letztendlich die Mechanismen, dass eine Kooperation 
sinnvoll ist, wenn ich das Thema Nachhaltigkeit vorantreiben will, weil ne die einzelne 
Kommune kann ausscheren - und das macht sie gerne auch - aber bei uns (...) ja ne, dass wir 
ganz bewusst und auch strukturiert die Netzwerke, die wir haben, nutzen, um das Thema 
Suffizienz oder Nachhaltigkeit voranzutreiben - so weit sind wir noch nicht. Es gibt einzelne 
Themen, die mal andiskutiert werden: Gemeinsamer ÖPNV, solche Sachen. Was da sinnvoll ist. 
Aber konzeptionell nicht. Möglicherweise fangen wir das jetzt an, weil wir schon gesagt haben, 
okay ne wir schauen mal ein Projekt aufzulegen die Nachhaltigkeitsziele der UN ne und dann 
suchen wir natürlich auch Kooperationspartner und haben ja auch in der (Vogisland?) 
(unverständlich), im Landkreis, eine Kommune, die da auch schon vorangetrieben, oder wo 
vorgeprescht ist. Aber das ist wirklich - wenn überhaupt - in einem ganz, ganz frühen Stadium. 

115 Fr. Stetter: Ja. Ich glaube vorhin viel auch das Wort „Wohnflächenmoratorium". Ist das ein 
Instrument, mit dem man so dieses Ziel der Flächenkreislaufwirtschaft, diesem Ziel 
näherkommen könnte? Ist das etwas, wo Sie sagen würden, das würden Sie befürworten? 

116 Hr. Brüggemann: So konkret haben wir uns hier in Flensburg nicht damit beschäftigt. Also 
prinzipiell bestimmt, aber - weiß nicht vielleicht bist du näher dran, dass du auch Erfahrungen 
hast, wie in anderen Kommunen, Ravensburg oder so ne, so etwas praktiziert wurde? Aber das, 
so richtig also von dem theoretischen Suffizienzansatz, den wir jetzt einfach verfolgt haben in 
dem Reallabor, sind andere Themen noch gar nicht so breit diskutiert worden bei uns in der 
Selbstverwaltung.  

117 Fr. Knak:  Also wir haben „/" Wir haben dazu ja einmal einen Workshop gemacht zur 
Bodenpolitik und da wurde das ja auch diskutiert. Also im Rahmen des Suffizienzprojektes, 
Flächenmoratorium oder so ein (...) ja so ein Flächen (...) also einen Flächenbeschluss zu 
machen, aber (...) meines Erachtens setzt das voraus, dass man tatsächlich in einer Region 
zusammenarbeitet, weil man dann nämlich, also wenn man, man muss dann einfach so 
vertrauensvoll zusammenarbeiten, dass man wirklich die Einnahmen und die Ausgaben, die 
sich auf Flächen beziehen, miteinander gerecht teilt. Denn nur so kann es gelingen, dass man 
sagt: Okay, wir haben jetzt hier einen großen Gewerbebetrieb, der will sich erweitern und wir 
suchen jetzt dafür eine Fläche, und zwar die am besten geeignete Fläche hier in der Region 
dafür. Und müssen jetzt nicht sagen versuchen wir den jetzt hier noch in der Stadt 
unterzubringen und dann ist das alles total kompliziert, dann muss man in irgendwelche 
wertvollen Gebiete eingreifen oder so, wenn es vielleicht 20 Kilometer weiter da eine besser 
geeignete Fläche direkt an einem Zugang zur Autobahn gibt oder so etwas. Und auf der 
anderen Seite wäre es dann Kommunen dann auch möglich: Ich muss jetzt nicht mehr darauf, 
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jetzt da hinterher sein, dass ich jetzt unbedingt noch das nächste Einfamilienhausgebiet am 
Dorfrand ausweise, sondern ich kann tatsächlich hier ein Naturschutzgebiet machen, weil ich 
bekomme ja aufgrund dieser Kooperation, die ich mache, auch Geld dafür, dass ich Flächen 
schütze. Also, dass ich Flächen, also das ist etwas, was Inhalt wäre von so einer Kooperation. 
Aber das ist, davon sind glaube ich die Kommunen hier in Deutschland noch ganz weit weg und 
ja wir auch. Aber das ist etwas, was angestrebt werden müsste: Dass man wirklich Flächenpools 
bildet und dass jede Kommune, auch wenn sie Flächen nicht in Anspruch nimmt, Einnahmen 
bekommt. Also jemand, eine Kommune weist ein Landschaftsschutzgebiet oder ein 
Naturschutzgebiet aus und bekommt dafür Geld, einen Ausgleich. Denn das, das ist halt so bei 
uns in unserer Gemeindefinanzierung, dass man dafür kein Geld bekommt. Während man, 
wenn man eine Fläche wirtschaftlich verwertet, bekommt man dafür Geld. Und das kann im 
Augenblick, solange die Finanzverfassung oder die Gemeindefinanzierung nicht geändert ist, 
eben einfach nur über Kooperation passieren, dass man solche Ausgleichsmechanismen 
schafft. Aber davon sind wir noch weit entfernt. Aber das ist eben das, was angestrebt werden 
müsste meines Erachtens.  

118 Fr. Stetter: Ja das klingt total sinnvoll aus meiner Sicht. Und das müsste dann aber auch eben 
auf einer anderen Ebene wieder entschieden werden, oder? 

119 Fr. Knak:  Genau. Und das Ziel müsste sein, dass man zum Schluss nicht mehr Fläche in 
Anspruch nimmt, also als Region nicht mehr Fläche hat als vorher in Anspruch nimmt. Und es 
kann aber durchaus sein, dass nochmal in einer Gemeinde, weil jetzt zum Beispiel ein großer 
Betrieb, wie zum Beispiel im Augenblick gerade bei uns die Flensburger Brauerei, braucht ein 
größeres Grundstück, weil sie so stark expandiert, dass man das in der Region findet so ein 
Grundstück, aber dafür kann man ja vielleicht in anderen Bereichen zurückbauen. Also das 
muss das Ziel sein. Also nicht das Ziel sein, dass man gar keine Flächen mehr in Anspruch 
nimmt, sondern dass man die geeignetste Fläche in Anspruch nimmt und dass man unter dem 
Strich nicht mehr Fläche hat. Und dass man eben auch als Kommune Geld dafür bekommt, dass 
man Flächen bewahrt und nicht in (...) Angriff nimmt. Und das kann eben nur im Rahmen einer 
sehr vertrauensvollen Kooperation passieren. Aber (...) das ist ein schwerer Weg.  

120 Fr. Stetter: Ja. Vielleicht nochmal zum Hafen-Ost. Da haben Sie ja auch vorhin glaube ich schon 
angesprochen, dass es Konzeptvergaben geben soll, um eben nicht einfach nach Finanzkraft 
Flächen zu vergeben, sondern auch nach dem besten Konzept, dem nachhaltigsten Konzept. 
Gibt es da sonst noch Ansätze, wie man eine flächenschonende Immobilienentwicklung 
hinbekommen kann? (...) 

121 Fr. Knak:  Ja also der Rahmenplan soll ja das, der jetzt in diesem Jahr beginnt also oder jetzt 
von Sommer bis zum nächsten Sommer gestaltet werden soll, der soll ja schon darauf Wert 
legen, dass möglichst eine, eine möglichst kompakte Bebauung erfolgt und möglichst viele 
öffentliche oder gemeinschaftlich genutzte Freiflächen zur Verfügung stehen. (...) Und ein 
Mittel dazu ist wie gesagt die Konzeptvergabe, das andere ist eben, dass wir die Grundstücke 
nur als Erbbaurechte vergeben, damit wir auch wieder darauf zugreifen können, wenn 
Strukturwandel eintritt - was ja nicht ausgeschlossen - in den nächsten 50 Jahren wird unser 
Leben anders aussehen als jetzt, also damit man solche Strukturwandel besser gestalten kann. 
Und wie gesagt, die Planung, also dann auf dem Rahmenplan aufbauend die Bauleitplanung, 
also der Bebauungsplan, der dann gemacht wird und eventuell städtebauliche Verträge, die auf 
der Grundlage dieses Bebauungsplans geschlossen werden mit Nutzern, die müssen das dann 
eben beinhalten. Das sind so die Instrumente: Erbbaurecht, Konzeptvergabe, Bebauungsplan, 
da kann man ja inzwischen auch ein bisschen mehr hineinschreiben als das früher noch der Fall 
war in Bezug auf die Nutzung von (...) Fläche und städtebauliche Verträge auf der Grundlage 
eines Bebauungsplans. Das sind so die Instrumente (...), die da nutzen kann.  
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122 Fr. Stetter: Ja. Ich habe auch noch von einer „Koordinierungsstelle für gemeinwohlorientierte 
Immobilienentwicklung" gelesen. Können Sie dazu noch etwas sagen, was das sein wird? 

123 Hr. Brüggemann: Aber nicht bei uns ne? 

124 Fr. Knak:  Kennst du die Henning? Ich „/" 

125 Hr. Brüggemann: Nein, das sagt mir jetzt gar „/" Also // (Auf jeden Fall?) (unverständlich) // 

126 Fr. Stetter: //Ah, vielleicht habe ich das „/"// (...) //Das war// 

127 Hr. Brüggemann: //Nein, also das// sagt uns da nichts also (...)  

128 Fr. Stetter: Okay.  

129 Hr. Brüggemann: Also wir haben das Thema so einen so Art Wohnen auf der Agenda, wo man 
sich letztendlich auch damit beschäftigt, wie können Konzeptvergaben aussehen und, und, und. 
Ist jetzt auch neu besetzt worden durch einen Kollegen. Also das ist etwas, wo man wirklich 
konzeptionell wirklich auch Gedanken machen: Wie gestalten wir denn auch (...) nachhaltig 
dann Vertragslagen oder Verfahren, dass wir den Einfluss auch dauerhaft sichern, den wir 
eigentlich wollen. Aber so das, was Sie gerade aussprachen, das sagt mir für Flensburg nichts.  

130 Fr. Stetter: Okay. Ja vielleicht war es in irgendeinem anderen Kontext und ich habe es (...) 
vermixt. (lacht) Okay.  

131 Fr. Knak:  Es gibt ja auch, also das EHSS-Projekt, also dieses Suffizienzprojekt, geht ja auch 
weiter und bezieht sich jetzt auf Hafen-Ost in Bezug auf tatsächlich als die konkrete 
Ausgestaltung von Konzeptvergaben und das Partizipationsverfahren. (...) Auch also nur, dass 
man da noch ja andere Formate entwickelt, um möglichst ja dieses kooperative Verfahren 
möglichst ja positiv zu gestalten.  

132 Fr. Stetter: Ja, also ich finde das ganz Konzept klingt sehr gut durchdacht. Und also ich werde 
das auch weiterverfolgen. Sehr spannend. (...) Vielleicht (...) also ich meine das werden ja auch 
einfach sehr viele, sehr viel mehr Lebensqualität dadurch entstehen, also man - ich glaube wir 
hatten es auch davon, dass man positiv kommuniziert, was mit Suffizienz eigentlich erst 
geschaffen wird. Was kommunizieren Sie vielleicht an Freiheiten und an mehr Lebensqualität, 
was erst durch Suffizienz ermöglicht wird? Auch so in der Außendarstellung? 

133 Fr. Knak:  ja.  

134 Hr. Brüggemann: Letztendlich geht es ja wirklich um die Frage: Wie gestaltet man das 
Zusammenleben, eigentlich auch das „Wir"? Und ich glaube, das ist letztendlich auch das 
Argument, dass man durch suffiziente Ansätze dann durchaus auch das Thema Gemeinschaft 
leben, eigentlich beleben muss. Ohne Gemeinschaft funktioniert Suffizienz nicht. Das heißt es 
geht um Fragestellungen: Wie bekomme ich ein Leihsystem hin? Wie bekomme ich letztendlich 
auch Carsharingsysteme hin? Wie bekomme ich „/" Also das sind ja auch ne eine Bibliothek ne 
ist eine Suffizienzprojekt ne ich kaufe mir die Bücher nicht und die Medien, ich gehe das hin 
und leihe sie aus mit einem viel größeren Effektivität. Also ein Buch wird dann, was weiß ich, 
40-mal gelesen und nicht nur zwei Mal. Und ich glaube, das Argument ist wirklich das Thema 
Gemeinschaft, was dahintersteht. Dass man gemeinsam etwas machen will. Dass die Stadt da 
durchaus als Kommune da den Rahmen setzen muss, da auch als Akteur agiert. Ja ne wir ja 
auch durchaus ja seit 100 Jahren, 200 Jahren, vielleicht auch 500 Jahren mit (...) Individuen 
konfrontiert sind ne. Das heißt ne ich will eigentlich für mich alleine sein und, und, und. Der 
starke Individualismus. Dann hat man ja, wird wahrscheinlich auch noch zunehmen ne wenn 
man dann irgendwie - wie heißt das? - Gesellschaft der Singularitäten (unverständlich). Das ist 
ja auch so ein Ding, wo es auch darum geht ne, das Eigene, jeder will sich selbst verwirklichen. 
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Aber vielleicht (...) ändert das sich ja. Dass man vielleicht das auch verknüpfen können 
(Martinshorn im Hintergrund), dass der eigene Individualismus aber darin aufgehen kann in der 
Gesellschaft, weil letztendlich such ich ja auch meine Bühne oder suche ich ja auch 
Gesellschaft. Und was ich gerade heute in der TAZ, das Interview von diesem (Buddel?) 
(unverständlich) drin. Der auch den Aspekt nochmal (herauskehrt?) (unverständlich) vor dem 
Hintergrund auch der Erfahrung, die wir jetzt in den letzten Wochen auch Monaten gemacht 
haben. Einerseits mit der Pandemie, aber auch mit den konkreten Klimaauswirkungen hier in 
Deutschland, wo das Thema Mitmenschlichkeit und Gemeinschaft bedeutend wird, also ohne 
diesen Aspekt, diese Solidarität, werden wir auch solchen Situationen nicht Herr. Und man 
merkt ja, oder es ist ja auch letztendlich ein Bewusstsein in der Bevölkerung ne: Das wird jetzt 
auch kein Einzelfall sein. Ne Pandemie ja schön und gut. Oder auch Überschwemmung, aber ne 
letztendlich warten wir darauf, dass im nächsten Jahr auch wieder etwas passiert und im 
nächsten Jahr auch. In der Dramaturgie wie die Pandemie oder auch jetzt Überschwemmung 
da war. Und vielleicht ergibt sich daraus dann auch wieder ein Bewusstsein neben meiner 
Individualität das Thema Solidarität und Mitmenschlichkeit dann auch herauszuprägen und zu 
sagen: Das brauchen wir eigentlich in solchen Situationen. Und da können dann auch, also 
wenn sich nur auch ein gesellschaftliches Bewusstsein möglicherweise herauskristallisiert, kann 
dann wirklich so dieses Suffizienzding, dieses Suffizienzkonzept da auch auf fruchtbaren Boden 
fallen. Und eine stärkere Akzeptanz bekommen.  

135 Fr. Stetter: Ja. Ja. Ja total.  

136 Fr. Knak:  Es ist ja nicht so, dass Suffizienz bedeutet, dass wir individuelle Freiheit 
zurücknehmen, NUR zurücknehmen müssen. Wir müssen es bestimmt in einigen Bereichen 
zurücknehmen. Aber wir bekommen auch in anderen Bereichen welche zurück. Also wenn ich 
jetzt „/" Also Henning, du bist ja vor allen Dingen Radfahrer, wenn du dich mit dem Rad viel 
einfacher im Straßenraum bewegen kannst, dann ist das ja ein Freiheitsgewinn für dich. Ich bin 
eine passionierte Fußgängerin, also ich fände das auch ganz toll, wenn ich mich nicht an 
irgendwelchen parkenden Autos andauernd vorbeiquetschen muss, die auf irgendwelchen 
Fußwegen herumstehen. Und (...) das ist ja in vielen Bereichen so. Wenn ich dann plötzlich in 
einer Innenstadt wohne - also tue ich jetzt gerade nicht - aber, wenn ich in einer Innenstadt 
wohne, dann und habe plötzlich nicht mehr andauernd diesen Lärm - Was für eine Wohltat! 
Also wie klasse, dass ich, also ich habe lange Zeit hier wirklich in der Innenstadt gewohnt, also 
hier auch Friedrich-Ebert-Straße auch oder in der Nähe von der Friedrich-Ebert-Straße, 
lautester Bereich hier in Flensburg, oder einer der lautesten Bereiche. Und wenn man dann 
plötzlich ein Fenster aufmachen kann und man hört nichts mehr oder also das ist klasse 
irgendwie. Also es ist ja, es geht ja darum, dass plötzlich Lebensweisen, die wir gar nicht mehr 
so auf dem Schirm haben, dass die plötzlich möglich sind und oder ich kann mich, es gibt viel 
größere Bereiche, wo ich mich hinsetzen kann, ohne, dass ich irgendetwas konsumieren muss. 
Also ich sage mir immer so: Warum kann ich nicht in einer Fußgängerzone eine Picknickdecke 
ausbreiten und da ein Picknick machen und mit meinen Kindern Federball spielen oder so 
etwas. Also Fußball kann man vielleicht nicht spielen oder so etwas, aber ja das ist eine 
Sondernutzung - die wäre gebührenpflichtig. Also so etwas ist unsinnig sage ich jetzt einmal so. 
Also das muss, also wir gewinnen ganz viel, wir gewinnen vielleicht nicht so sehr an Konsum 
oder an eingeübten Verhaltensmustern. Aber Verhaltensmuster, die wir vielleicht gar nicht 
mehr so auf dem Schirm haben, die gewinnen wir zurück. Also es ist auch ein, also es ist nicht 
nur, also dass man sagt: Ich muss mich in meiner Individualität oder meiner individuellen 
Freiheit einschränken. Man bekommt auch Teile von Freiheit zurück. Und das sind diese Bilder, 
die man malt. Eben, dass man eben aus seiner Wohnung tritt und man - also jetzt hier in 
Flensburg - man geht herunter und sitzt auf einer ganz breiten, öffentlichen Promenade, wo 
auch keiner mit dem Auto oder mit irgendwelchen gefährlichen Gegenständen herumfährt 
oder so etwas. Und da setzte ich mich einfach hin. Und schaue aufs Wasser. Und es ist auch 
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genügend Platz da also ich muss nicht (unverständlich) Sardine dasitzen oder so etwas. Und 
oder irgendwie gesagt ich gehe aus meiner Wohnung heraus, um die Ecke ist der 
Lebensmittelladen und da kauf ich mal eben schnelle ein. Und ich muss nicht ins Auto steigen, 
muss irgendwo hinfahren, um dann einen riesen Einkauf zu machen, der mich total stresst. So, 
also es ist (...) einfach mal die Aufforderung einmal über andere Lebensweisen nachzudenken. 
Und da gewinnt man viel. (...) // Freiheit (lacht) // 

137 Fr. Stetter: Ja. // Ich finde das klingt total attraktiv. // Ja. total. Vielleicht muss man einfach so 
ein bisschen lernen anders über Räume und wie man sie ausgestalten kann, zu denken und da 
zu hinterfragen, was man braucht, was man wirklich schätzt in Städten und (...) ja. Sehr 
spannend. Vielleicht abschließend die Frage: Was würden Sie anderen Städten empfehlen, die 
jetzt auch an einem ähnlichen Punkt sind und gerne Suffizienz fördern möchten aber vielleicht 
nicht wissen, wo sie anfangen können. Weil sie vielleicht auch finanzschwach sind oder einfach, 
weil sie sich gezwungen fühlen - wir hatten es ja auch von den Hemmnissen - weiter wie bisher 
zu machen? (...) Gibt es da - also das ist natürlich total heruntergebrochen (lacht), aber gibt es 
da so eine Weisheit, die sie irgendwie vielleicht anderen Städten mitgeben würden? 

138 Hr. Brüggemann: Das eine ist natürlich für eine Verwaltung erst einmal den Willen und dann 
auch die Bereitschaft, Ressourcen dafür einzusetzen. In Form von erst einmal Personalstellen. 
Auch ein bisschen (...) Geld, um das Thema dann auch zu platzieren. Ich denke es gibt genug 
Angebote, Möglichkeiten, das Thema auch konventionell auch zu bedienen. Ne sei es die - was 
hatten wir? - Hier die neue Leipziger Charta oder auch (...) Nachhaltigkeitsziele also es gibt ja 
Ansatzpunkte, wo man sich hineinhängen kann. Aber auch bei uns, merke ich auch, man 
verliert sich in den (kleineren Ressourcenbereitstellungen?) (unverständlich) ne. Und wenn 
man das wirklich will, dann darf man sich nicht (...) ja (...) zu viel diskutieren, (was stelle ich 
bereit?) (unverständlich) Muss man es wollen, wie es halt immer so ist ne. Wille und die 
Bereitstellung von Ressourcen. Alles andere, das zu konzeptionieren, ich denke da gibt es 
genug Ansatzpunkte. Sei es, dass man irgendwie (...) ja unser Buch liest oder es gibt ja auch 
Wuppertal Institut irgendwelche ganz, ganz viele wissenschaftliche Lehrstühle, die das Thema 
ja auch schon drin haben, es gibt Praxiserfahrungen. Aber wirklich: Es ist der Wille (...) und 
Bereitstellung von Ressourcen.  

139 Fr. Stetter: Ja, ja. 

140 Fr. Knak: Und eben einfach: Es muss auch - also man muss ja nicht darauf verzichten, Gewerbe 
und Einwohner(...) weiter ja zu versuchen zu bekommen oder zumindest zu halten, um 
Einnahmen zu generieren. Aber man kann es anders machen: Es muss nicht das 
Einfamilienhaus auf der grünen Wiese sein. Man kann, es gibt total spannende Projekte auch, 
wo - ich sage mal da Garmisch-Partenkirchen, mitten in der Innenstadt, also wirklich direkt an 
der zentralen Kirche so ein Gebiet entstanden ist, wo auch jeder sein so ein Mix aus 
Einfamilienhäusern, Reihenhäusern, Mietwohnungen, aber so kompakt, dass man auf dieser - 
und mit einem Gemeinschaftsgarten in der Mitte. Also es gibt ganz tolle Konzepte auch, wo 
man dann sagt, wo man Angebote machen kann an die Leute, die vielleicht das typische 
Einfamilienhaus bauen sonst und (...) also solche Überlegungen, solche Konzepte. Und 
Gewerbebetriebe müssen auch nicht alle immer nur also auf einer Ebene, und man kann auch 
in die Höhe gehen, auch bei Gewerbebetrieben in die Höhe gehen. Also dass man, es muss 
nicht immer das optimale Grundstück sein. Und wie gesagt, man muss nicht den zehnten Lidl 
mit 1.400 Quadratmetern haben, also da kann man unglaublich - also einfach die eigene 
Stadtplanung auch einmal zu überdenken und da, wenn man da recherchiert, dann bekommt 
man ganz, ganz viele Projekte, die es möglich machen, trotzdem Einwohner und Gewerbe in 
seiner Stadt zu haben oder in seinem Ort zu haben und dadurch dann auch die Einnahmen zu 
generieren, die man braucht.  

141 Fr. Stetter: Mhm, Okay. 
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142 Hr. Brüggemann: Ich schaue so ein bisschen auf die Uhr, weil ich gleich um 12 // einen 
Anschlusstermin // habe und ich weiß jetzt nicht, ob das (über den Account ist?) 
(unverständlich)  

143 Fr. Stetter: Ja, ich würde das jetzt einfach als Schlusswort nehmen. 

144 Hr. Brüggemann: Okay, ist gut (lacht)  

145 Fr. Stetter: Genau (lacht). Also nochmal vielen Dank, dass Sie sich jetzt wirklich so lange Zeit für 
mich genommen haben und ich habe wirklich jetzt sehr viel Input und genau, werde mir das 
alles noch einmal in Ruhe anhören und kann da bestimmt sehr viel für meine Arbeit 
herausziehen. Also vielen herzlichen Dank an Sie beide. 

146 Hr. Brüggemann: Wenn Sie die Arbeit vielleicht fertig haben, können Sie uns ja auch Mal eine 
Datei zuschicken. 

147 Fr. Stetter: Ja, sehr gerne. // Ich mache mir eine Notiz. // 

 

Verabschiedung  
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Anhang 5: Eidesstaatliche Erklärung 

 

 

 

 

 


